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Vorbemerkung 
 

Das Deutschbaltische Rechtswörterbuch (DBRW) ist ein altes Vorhaben der Baltischen Hi-
storischen Kommission. Geplant war ein Werk, das dem Typus des Sachwörterbuchs entspricht; 
es geht also nicht um die Erfassung juristischer Termini in ihrem sprachlichen Zusammenhang, 
sondern um möglichst präzise Definitionen der aufgenommenen Institutionen und Rechtsbe-
griffe. 

Das Deutschbaltische Rechtswörterbuch will nicht mehr sein als ein praktisches Hilfsmittel 
bei der Erschließung neuerer baltischer Rechtstexte. Es umfasst die Jahre von 1710 bis 1940, also 
einen Zeitraum von 230 Jahren, wenn man das „Nachumsiedlungsjahr“ noch mitzählt. 

Ursprünglich sollte es nur diejenigen Rechtswörter erklären, die nicht in der regulären deut-
schen Rechtssprache vorkommen, also die deutschbaltischen Sonderformen. Das wurde aber als 
unbefriedigend empfunden, weil der Zugriff des Benutzers oft erfolglos blieb. Zur Erleichterung 
des Zugangs wurden im Verlauf der redaktionellen Bearbeitung manche der ursprünglich sehr 
umfangreichen Rechtsworterklärungen in kleinere Einheiten zerlegt und dabei auch „normale“ 
deutsche Rechtswörter als Lemmata ausgeworfen. Der Zusammenhang blieb durch das ausführ-
liche Verweissystem gewahrt. Das DBRW beschränkt sich auf Termini der im weiteren Sinne 
juristischen Fach- und Verwaltungssprache und verweist nicht auf sprachliche, sondern auf sach-
lich verwandte Rechtsbegriffe. Wortfelder und Textzusammenhänge werden nur selten doku-
mentiert; die Belege nennen Quellen, oft aber nur Literatur. 

An dieser Stelle soll auf ein verwandtes Unternehmen hingewiesen werden, mit dem unser 
Vorhaben weder konkurrieren kann noch soll: das Deutsche Rechtswörterbuch, herausgegeben 
von der Heidelberger Akademie der Wissenschaften. Dieses sowohl im Druck als auch im Inter-
net zugängliche außerordentlich umfangreiche „Wörterbuch der älteren deutschen Rechtsspra-
che“ beschränkt sich nicht auf die Fachsprache des Rechts, sondern liefert auch Worterklärungen 
zu allen rechtlich bedeutsamen Wörtern der Alltagssprache, und zwar ab dem Beginn der schrift-
lichen Überlieferung bis 1800. Es enthält zwar auch deutsche Rechtswörter des baltischen 
Raums, aber der Bearbeitungszeitraum deckt sich mit dem des DBRW nur zum kleineren Teil. 
Die Rechts- und Verwaltungssprache einer Zeit, in der Liv- und Estland die Ostseeprovinzen des 
Russischen Reiches bildeten, ist hier nur zum Teil erfasst. Auch ist die Darbietung eine andere: 
Das Heidelberger Rechtswörterbuch bietet eine knappere Definition des Stichworts und doku-
mentiert dieses in einem oder mehreren Textfeldern samt Quellenbelegen. Es verweist auf alle 
sprachlich verwandten Termini. Gerade weil sich das Heidelberger Unternehmen nach Anlage 
und Umfang, Zeitraum und Zielsetzung von dem Vorhaben der Baltischen Historischen Kom-
mission unterscheidet, können beide Rechtswörterbücher dem Benutzer sich einander ergänzend 
gute Dienste leisten. 

Deutsches Rechtswörterbuch. Wörterbuch der älteren deutschen Rechtssprache. Hrsg. von 
der Heidelberger Akademie der Wissenschaften. Weimar: Boehlau Bd. 1 (1914/32). Bis Bd. 5 
hrsg. von der Königlich-Preußischen Akademie der Wissenschaften. Nachdr. ersch. bei Hermann 
Böhlaus Nachfolger Weimar, 1998. Online: www.deutsches-rechtswoerterbuch.de. 

Der Grundbestand des DBRW geht auf das 2002 verstorbene Mitglied der Baltischen Histo-
rischen Kommission Dr. Hermann Blaese zurück, der 1937 bis 1939 als Redakteursgehilfe am 
Kodifikationsdepartement des Justizministeriums in Riga und zugleich seit 1936 als Assistent mit 
Lehrauftrag für bürgerliches Recht und Rechtsgeschichte am Herder-Institut in Riga seine ein-
gehende Kenntnis der Materie erworben hatte. Nach dem Krieg stand Hermann Blaese im Ju-
stizdienst des Landes Baden-Württemberg. Hilfsweise waren noch andere Mitglieder der Balti-
schen Historischen Kommission an dem Unternehmen beteiligt, von denen der 1998 verstorbene 
Archivdirektor Dr. Johann Karl von Schroeder als promovierter Jurist namentlich genannt wer-
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den soll. Nachdem Hermann Blaese die Arbeit aus gesundheitlichen Gründen aus der Hand 
geben musste, haben erst Prof. Dr. Alfred Schönfeldt, dann Dr. Otto-Heinrich Elias die Arbeit 
weitergeführt. Beide sind keine Juristen. Sie haben die fertiggestellten Artikel redigiert, Fehlendes 
nach bestem Wissen ergänzt, Unwesentliches ausgeschieden. Das Schicksal vieler deutschbalti-
scher Rechtsinstitutionen und Rechtswörter wird im DBRW über die historische Schwelle von 
1918 hinaus in die Zeit der baltischen Republiken hinein weiter verfolgt. Nach 1918 in Estland 
und in Lettland neu entstandene Institutionen und Termini gehören nicht mehr zur deutschbal-
tischen Rechtsgeschichte und wurden nicht aufgenommen, obwohl Hermann Blaese das fallweise 
vorgesehen hatte. Die Entstehung des DBRW hat lange Zeit in Anspruch genommen, weil die 
wenigen Beteiligten dieses Vorhaben neben ihrer regulären Berufsarbeit und mancher anderen 
Forschungsarbeit vorangetrieben und schließlich zu einem Abschluss gebracht haben. Vollstän-
digkeit wird nicht beansprucht. Die Präsentation im Internet erlaubt die nachträgliche Berichti-
gung von Irrtümern und die Ergänzung durch weitere Artikel. Die Benutzer werden hiermit 
aufgefordert, ihre Kenntnisse in diesem Sinne in das Unternehmen einzubringen. 
 
Vaihingen an der Enz, im September 2006 Otto-Heinrich Elias 
 
 

****** 
 
 

Im Zuge einer Neufassung der Internetseiten der BHK wurden die zumeist übergroßen 
HTML-Seiten der alten Version des Rechtswörterbuchs in eine PDF-Datei überführt. Dabei 
vorgenommene redaktionelle Änderungen beschränken sich ausschließlich auf Formalia, in den 
Inhalt wurde nicht eingegriffen. Zitate der alten Version behalten somit ihre Gültigkeit. 
 
Berlin, im Mai 2022 Matthias Thumser 
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Einleitung 
 

I. Die Amts- und Gerichtssprache 
 

Die Bildung, das Fortbestehen und die Weiterentwicklung einer Rechtssprache setzt das Be-
stehen einer Amts-, Gerichts- und Behördensprache voraus, denn die Ausdrücke der Rechtsspra-
che, die Rechtswörter, müssen ja dort angewendet werden, wo Rechtsvorgänge zu beurteilen sind: 
bei den Behörden und Gerichten. 

Der Nordische Krieg endete für die Liv- und Estländer im Sommer und Herbst 1710. Als die 
Stände ihre Kapitulationen1 mit den russischen Befehlshabern – Feldmarschall Scheremetjew in 
Livland und Generalleutnant Bauer in Estland – abschlossen, wußten sie sich nicht nur die Wah-
rung ihrer Privilegien allgemein zu sichern, sondern auch die Beibehaltung des seither angewand-
ten Rechts und der Gerichtsinstitutionen. Demzufolge war es selbstverständlich, daß auch die 
deutsche Gerichts- und Geschäftssprache ausbedungen wurde. In den Kapitulationen der Städte 
Riga und Reval ist das sogar ausdrücklich festgelegt. Für Riga in der Kapitulation vom 4. Juli 
1710 Punkte 10 und 39: Erhaltung deutscher Gewohnheiten und Sprache in den Gerichten und 
Kanzleien; für Reval in der Kapitulation vom 20. September 1710 Punkt 26: Bewahrung der 
deutschen Kanzlei und dazu noch die Bestellung eines der deutschen Sprache mächtigen Beam-
ten als Gouverneur in Estland. Ebenso stellte die livländische Ritterschaft am 4. Juli 1710 (Punkt 
6) die Bedingung, daß unter Beibehaltung der bisherigen Gerichte diese mit wohlgeschickten Ein-
gebornen, auch sonst meritierten Personen teutscher Nation besetzt würden, was der russische Be-
fehlshaber auch zugestand2. Im übrigen war die Bestätigung der Privilegien und Gewohnheiten 
jedenfalls für Livland unabdingbar geworden, hatte doch Scheremetjew im Lager vor Riga schon 
im November 1709 in Vollmacht des Zaren eine Bekanntmachung erlassen, der Zar habe ver-
sprochen, die livländische Ritterschaft von der schwedischen Dienstbarkeit zu befreien und ihre 
Rechte, Freiheiten und Gewohnheiten wieder herzustellen – was die Bereitschaft der belagerten 
Stadt, in die sich ein großer Teil des Adels geflüchtet hatte, fördern sollte zu kapitulieren3. Was 
man aber einem Unterwerfungskontrahenten zugestand, konnte man dem anderen nicht gut 
versagen. 

Doch auch dort, wo die deutsche Geschäfts- und Gerichtssprache nicht ausdrücklich erwähnt 
werden, kann man ihre Gewährung aus der allgemein zugesagten Erhaltung der Freiheiten und 
Gewohnheiten folgern. Jedenfalls hat sich die Praxis fortan daran gehalten. Auch in Estland erbat 
man die Genehmigung, bei den Gerichten (insbesondere beim Oberlandgericht) die Verhand-
lung in deutscher Sprache zu führen4. Die Generalkonfirmation durch den Zaren Peter I. vom 
30. September 17105 genehmigte die Zusagen der Befehlshaber. Ferner ergingen Gnadenurkun-
den für Reval (1. März 1712) und die estländische Ritterschaft (13. März 1712), die ganz allge-

———————————— 
1 Die livländischen Unterwerfungsverträge finden sich bei Carl Schirren, Die Kapitulationen der livlän-
dischen Ritter- und Landschaft, Dorpat 1865, die estländischen bei Eduard Winkelmann, Die Kapitula-
tionen der estländischen Ritterschaft, Dorpat 1865. Diese Sammlungen enthalten auch die Kapitulationen 
der Städte. 
2 Für Oesel galten die Akkord-Punkte der livländischen Ritterschaft nicht, da es bis zum Nystädter Frie-
den unter schwedischer Oberhoheit verblieb. In der Folge aber wurden die Rechte und Privilegien der 
Ritterschaft mehrmals von den russischen Monarchen bestätigt, zuerst von Anna 1731. Vgl. Haltzel 4 
Anm. 7; Die Privilegien der Stadt Arensburg von Katharina II. 1764. R-S I 104. 
3 R-S I 80. 
4 Kapitulation vom 29. September 1710 Punkte 6 und 31. Die Resolution des Generalleutnants Bauer 
lautet, er hoffe, daß Seine Kaiserliche Majestät dieses Alles zugestehen wird. 
5 Schirren 47 ff. 
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mein Gerechtigkeit und Freiheiten bestätigten6. Schließlich gab der Nystädter Friedensvertrag vom 
30. August 17217 die völkerrechtliche Sanktion (Artikel 9): Alle Bewohner der Provinzen Livland 
und Estland, gleichwie der Insel Ösel, adlige und nicht adlige, und die in selbigen Provinzen befind-
lichen Städte, Magistrate, Gilden und Zünfte sollen bei ihren Privilegien, Rechten und Gerechtigkei-
ten, die sie unter der schwedischen Regierung gehabt, beständig und unverrückt erhalten und beschützt 
werden. Im Laufe der Zeit fanden anläßlich der Thronwechsel noch weitere Generalkonfirmatio-
nen durch die russischen Herrscher statt. Sie sind meist allgemein gehalten8. Erst Alexander III. 
lehnte im Zuge der Russifizierungspolitik die Privilegienbestätigung ab. 

Kurland stand seit dem 16. Jahrhundert unter polnischer Oberhoheit. Auch das Stift Pilten 
war 1585 durch den Kronenburger Traktat9 von Dänemark an Polen abgetreten worden, unter-
stand jedoch nicht dem Herzog von Kurland, sondern dem König unmittelbar. Gleichwohl wa-
ren auch dort ebenso wie im Herzogtum Verwaltung und Gerichte deutsch. Hier stützte man 
sich auf die Pacta Subjectionis zwischen Sigismund August und Gotthard Kettler vom 28. No-
vember 1561 und auf das Privilegium Sigismundi Augusti (PSA) gleichen Datums. Erstere ga-
rantierten alle Rechte, Privilegien, Freiheiten sowie die Gerichtsbarkeit nach den alten Gesetzen, 
Gewohnheiten und Gebräuchen10, ferner die deutsche Obrigkeit (d. h. Landesverwaltung) und 
die Besetzung der Ämter mit deutschen Indigenen11. Das dem Adel erteilte PSA gewährte das 
gleiche12. 

Nach der dritten Teilung Polens (25. Januar 1795) hingen das Herzogtum Kurland und der 
Piltensche Kreis gleichsam in der Luft. Da an eine Souveränität bei der damaligen politischen 
Lage nicht zu denken war, beschlossen die Ritterschaften, sich Rußland zu unterwerfen. Infolge-
dessen sagte sich die kurländische Ritterschaft auf dem Landtag vom 6./18. März 179513 förmlich 
von dem tatsächlich nicht mehr bestehenden Lehensverband mit Polen los und entsandte eine 
Deputation nach St. Petersburg zur Leistung des Huldigungseides (15). Dieses Unternehmen 
wurde vom abdankenden Herzog unterstützt, weil dieses allein die dauernde Wohlfahrt Kurlands 
fördern könne14. Die Piltensche Ritterschaft sagte sich ebenfalls am 16./28. März 1795 von Polen 
los, beschloß die Unterwerfung unter Rußland und entsandte eine Huldigungsdeputation.15 Ka-
tharina II. erließ am 15. April 1795 ein zustimmendes Manifest, worin auch die Freiheiten und 

———————————— 
6 R-S I 101. 
7 Schirren 116 ff. 
8 Eine Aufstellung der Privilegienbestätigungen bis 1845 findet sich bei R-S I 103 f. Sie alle erwähnen 
die früheren Rechte, Privilegien, Vorrechte, Gesetze, zum Teil auch die Gewohnheiten und Landesgewohnhei-
ten (so Kaiserin Anna am 23. August 1730 für Livland : PS zak VIII 5608). Vgl. ferner [Otto Müller], Die 
livländischen Landesprivilegien und deren Confirmationen, Leipzig 2. Aufl. 1870, S. 93 ff. für die Zeit 
bis 1856 (Konfirmationsurkunde Alexanders II. vom 17. Februar 1856, PS zak XXXI, Abt. l, 30185); 
R[einhold] Stael von Holstein, Zur Geschichte der livländischen Privilegien. In: Baltische Monatsschrift 
51 (1901) 1–30, 81–98. 
9 welcher die bisherigen Rechts des Adels und der Stadtbewohner bestätigte (Schmidt RG 216). 
10 Omnia etiam eorum jura, [...] privilegia [...] libertates [...] confirmaturos esse denique et jurisdictionem 
totalem juxta leges, consuetudines, moresque antiquos. 
11 Magistratum suum Germanicum relicturos esse, et proinde officia [...] non aliis quam nationis ac linguae 
Germanicae ac adeo indiqenis, collaturos esse [...] 
12 Art. IV. [...] Non solum Germanicum Magistratum, sed et jura Germanorum propria atque consueta [...] 
Art. V. [...] ut solis indigenis [...] officia et capitaneatus [...] conferre dignetur [...] Art. VII. [...] Consuetudines, 
privilegia ac libertates [...] inviolabiliter servari [...] 
13 R-S I 106; nach Richter, Ostseeprovinzen II, 3 S. 235 am 17. März 1795. 
14 R-S I 106. 
15 R-S ebd; Richter ebd. 236. 
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Vortheile [...] die die alten Russischen Unterthanen besitzen16, bestätigt wurden. Hieraus kann ent-
nommen werden, daß darin auch die deutsche Gerichts- und Behördensprache inbegriffen war, 
denn alte Unterthanen waren ja auch unter anderen die Liv- und Estländer. Kaiser Alexander I. 
bestätigte durch Manifest vom 15. Januar 1801 und Kaiser Nikolai I. durch Gnadenurkunde 
vom 9. Februar 1827 die Privilegien der beiden Ritterschaften erneut17. Inzwischen (1819) hat-
ten sich die kurländische und die piltensche Ritterschaft vereinigt18. 1856 bestätigte Alexander 
II. deren Privilegien übereinstimmend mit den Gnadenbriefen für Livland, Estland und Oesel19. 

Die durch die Kapitulationen und Unterwerfungsverträge gewährte deutsche Amts- und Ge-
richtssprache und damit die Rechtssprache allgemein entwickelte sich grundsätzlich nicht anders 
als in Deutschland, waren doch das „gemeine Recht“ und der „gemeine Prozeß“ hier wie dort in 
Übung. Das Russische hatte anfangs nur wenig Einfluß, da der Schriftverkehr bis in die höchste 
Verwaltungs- und Regierungsspitze der Provinzen deutsch war. Allenfalls mußten bei Eingaben 
an den Kaiser russische Übersetzungen beigefügt werden. Wohlweislich hatte man sich zum Teil 
deutsche oder des Deutschen kundige Gouverneure ausbedungen, was freilich nicht immer ge-
währt wurde20. Die Statthalterschaftsverfassung (1783–1796), durch die Katharina während ih-
rer letzten Regierungsjahre eine verwaltungsrechtliche Angleichung der Ostseeprovinzen an das 
Russische Reich versuchte, blieb Episode; sie brachte vorübergehend eine Fülle neuer Einrich-
tungen und Bezeichnungen, die zum Teil als Bedeutungswandel überlieferter deutscher Rechts-
termini in Erscheinung traten. So bedeutete der in der baltischen Städteverfassung so wesentliche 
Begriff der Gilde in dieser Zeit nicht mehr eine städtische Selbstverwaltungskörperschaft, sondern 
eine staatliche Steuerklasse. Die deutsche Amtssprache blieb jedoch auch in dieser Zeit grund-
sätzlich unangetastet21. 

Mit der Bauernbefreiung in Kurland gab es 1817 wohl einen Regierungserlaß, wonach Be-
richte der Bauernkommission an den Kaiser und an Dienststellen anderer Provinzen (mit Aus-
nahme von Liv- und Estland) russisch erfolgen sollten22, doch lautete der mit dem PSA Art. IV 
und den Kapitulationen belegte § 121 des BPR I (Behördenverfassung) von 1845 noch: In den 
Behörden der Ostseegouvernements werden die Geschäfte im allgemeinen in deutscher Sprache verhan-
delt, außer in den Bauer-Gemeinde-Gerichten, wo sie in der örtlichen lettischen und esthnischen Spra-
che verhandelt werden. In der Anmerkung dazu heißt es, daß für Korrespondenzen mit den allge-
meinen Behörden und Verwaltungen des Reichs und anderer Gouvernements besondere Expedi-
tionen oder Translateure (Übersetzer) vorhanden seien. Andererseits (§ 122) durften in russisch 
oder anderen Sprachen eingekommene Schriften nicht zurückgewiesen, sondern mußten ins 
Deutsche übersetzt werden. 

Am 3. Januar 1850 wurde die russische Sprache für Sachverhandlungen in den Kronsbehör-
den eingeführt23. Dieser Beschluß des Ministerkomitees blieb jedoch auf dem Papier, da er prak-

———————————— 
16 R-S ebd; Richter ebd. Katharina nahm die Unterwerfung Kurlands und Piltens in einer russisch gehal-
tenen Rede an, die den Deputierten in deutscher Übersetzung mitgeteilt wurde. 
17 R-S I 107. 
18 R-S II 207. 
19 Richter ebd. 238 f. 
20 Generalgouverneur von Liv- und Estland war 1710 zunächst Fürst Repnin, der wohl kein Deutsch 
konnte, Zivilgouverneur von Livland indessen Generalleutnant von der Osten, in Estland interimistisch 
Generalleutnant Rudolf Felix Bauer. Weitere Folge der Amtsinhaber siehe Amburger S. 387 f. 
21 Otto-Heinrich Elias, Reval in der Reformpolitik Katharinas II. Die Statthalterschaftszeit 1783–1796 
(Quellen und Studien zur baltischen Geschichte 3) 1978, 81. Eine Ausnahme machte die staatliche Fi-
nanzverwaltung, die sich grundsätzlich der russischen Dienstsprache bediente. 
22 Haltzel 46. 
23 Vgl. BPR I Anm. 2 (in der I. Fortsetzung). 
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tisch nicht durchführbar war. Am 6. Juni 1867 beschloß das Ministerkomitee, jetzt endlich an 
die Durchführung zu gehen – noch mit einer Übergangsregelung. Am 4. November 1869 
schließlich erging ein kaiserlicher Befehl: Für die Geschäftsführung der Kronsbehörden sollte im 
allgemeinen die russische Sprache gebraucht werden, für die Korrespondenz dieser Behörden aber 
mit den ständischen und „gemischten“ (Nicht-Krons-)Behörden Deutsch beibehalten werden24. 

Bei Einführung der russischen Städteordnung von 1870 in den baltischen Provinzen (1877) 
wurde Deutsch bis auf weiteres für die Kommunalinstitutionen gestattet und erst mit der Justizre-
form von 1889 für alle Behörden beseitigt und durch Russisch ersetzt25. Die Städteordnung 
brachte naturgemäß neue Amtsbezeichnungen wie Stadtverordnetenversammlung, Stadtamt und 
andere. Das Stadthaupt erlebte eine Auferstehung, hatte es dieses Amt doch bereits in der Statt-
halterschaftverfassung gegeben. Hinzu trat nun der Stadthauptskollege. 

Wichtiger noch war die Justizreform 1889. Die Kodifizierung der Zivil- und Strafprozeßord-
nung, wie sie 1845 im BPR I. als Band 4 und 5 vorgesehen war26, wurde nicht verwirklicht. Man 
richtete sich (vorläufig) nach den geltenden Rechtsbestimmungen, die in einzelnen Gesetzen und 
Verordnungen enthalten waren27. Erst 1862 nahm man die Arbeiten wieder auf, diesmal aber im 
Hinblick auf eine beabsichtigte Justizreform für ganz Rußland, die 1864 neue Gerichtsordnun-
gen schuf. Zu einer Sondergesetzgebung für die Ostseeprovinzen kam es nicht mehr. Vielmehr 
erging am 9. Juni 1889 ein Gesetz über die Einführung der russischen Gerichtsordnungen auch 
in den Ostseeprovinzen (mit geringen lokalen Modifikationen28. Gerichtssprache und Amtsspra-
che war nunmehr nur noch Russisch29. Das Gesetz nebst allen Beilagen und Motiven wurde von 
den Juriskonsulten des Justizministeriums, A. Gaßmann und Baron Adolf Nolcken30, herausge-
geben, und zwar auch in deutscher Übersetzung. 

Daß durch die obligatorische russische Geschäftssprache auch die deutschbaltische Rechts-
sprache beeinflußt wurde, ist verständlich. Nicht nur neue Behörden (z. B. Friedensrichter, Be-
zirksgericht, Palate) und Ämter (z. B. Krepost) wurden mit bleibender Wirkung eingeführt, auch 
im juristischen „Volksmund“ entstanden neue Ausdrücke (zum Beispiel Powestke für Ladung). 
Die Prozeßordnungen wurden selbstverständlich bald für den praktischen Gebrauch übersetzt, 

———————————— 
24 Haltzel 49. 
25 Schmidt, RG 289 f.; vgl. Haltzel 56. 
26 BPR I. Promulgations-Ukas vom l. Juli 1845: daß [...] in Beziehung auf den Civil- und Kriminalprozeß, 
bis zur Veröffentlichung der folgenden Theile dieses Provinzialrechts die Verwaltungs- und Gerichtsbehörden 
sowie Privatpersonen – fortfahrend sich nach den geltenden Rechtsbestimmungen zu richten – in der Geschäfts-
verhandlung wie bisher auf die einzelnen Verordnungen, Befehle und andere Rechtsbestimmungen sich zu be-
rufen haben. 
27 Schmidt RG 249. 
28 Ebd. 291. Eine Modifikation war zum Beispiel die Nichteinführung der Geschworenengerichte mit 
der Begründung, daß sich in den Ostseeprovinzen nicht genügend Personen finden würden, die das Rus-
sische soweit beherrschten, daß sie als Geschworene mitwirken könnten (G-N I. 38). 
29 Schmidt, RG 292. Lediglich bei den Mitgliedern der Gemeindegerichte wurde die Kenntnis des Rus-
sischen nicht verlangt (GGO § 8), da es unmöglich gewesen wäre, genügend sprachkundige Gemeinde-
richter zu finden. Doch mußte der Gerichtsschreiber die Staatssprache beherrschen. Selbst hier aber wur-
den für die ersten drei Jahre Ausnahmen zugelassen. – Vorausgegangen war ein Gesetz vom 13. April 1882 
über Einführung des Russischen bei den Wehrpflichtkommissionen und ein Ukas vom 22. Februar 1885 
über den ausschließlichen Gebrauch dieser Sprache bei den gemischten baltischen Kronsverwaltungsbe-
hörden, noch verschärft am 14. September 1885 (Haltzel 81, 85). – Bei den allgemeinen Gerichten muß-
ten Aussagen und Vorträge in anderen Sprachen als russisch durch Translateure übertragen werden. 
30 DBBL 548. 
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zunächst russische Privatausgaben wenigstens mit deutschem Stichwortregister versehen31; schon 
dies trug zur Vermehrung der Rechtstermini bei. 

Die Selbständigkeit der baltischen Republiken nach dem Zusammenbruch des Zarenreichs 
brachte als wesentliche Änderung, daß die Geschäfts- und Gerichtssprache nunmehr das Estni-
sche bzw. Lettische wurde, doch waren auch die beiden anderen Landessprachen, Deutsch und 
Russisch, in der Anfangszeit noch gestattet. Lettland ließ sogar seine ersten Geldscheine (noch in 
Rubelwährung) dreisprachig drucken. Mit dem Erstarken der Staatsgewalt und mit der Zunahme 
des Nationalismus wurden jedoch Estnisch und Lettisch immer mehr zur allein zugelassenen 
Gerichts- und Behördensprache. In Lettland erging sogar am 18. Februar 1932 ein Sprachenge-
setz, wonach die lettische Staatssprache in allen staatlichen und kommunalen Behörden, Institu-
tionen und Unternehmen und im Verkehr mit ihnen für verbindlich erklärt wurde32. Neue 
Rechtstermini ergaben sich durch die Neuordnung des Staatswesens, durch neue Behörden, Äm-
ter, Institutionen, deren Bezeichnung ins Deutsche übersetzt werden mußte. Hierfür sorgten zum 
großen Teil die deutschen Zeitungen mit ihren Parlaments- und Gesetzgebungsberichten. Es 
waren aber auch einzelne Juristen als Übersetzer von Gesetzen tätig, ferner ist die Wirksamkeit 
der Autoren juristischer Abhandlungen in Fachzeitschriften zu beachten33. Schließlich bildete 
sich hin und wieder ein Rechtswort im juristischen Alltagsgebrauch oder im Volksmunde. 
 
 

II. Die Rechtsquellen 
 

Die bei der Unterwerfung unter Rußland geltenden Rechtsquellen waren nicht in allen Pro-
vinzen gleich. 
 
1. Das Landrecht 
 

In Livland galt noch das Mittlere Livländische Ritterrecht (MRR), eine niederdeutsch abge-
faßte Bearbeitung des Sachsenspiegels, entstanden um die Wende des 14./15. Jahrhunderts, im 
Jahre 1422 als Gesetzbuch vom Rigaer Erzbischof Johann VI. Ambundi gemeinsam mit seinem 
Kapitel und den Vasallen auf dem Manntag zu Lemsal bestätigt und 1537 für den Gebrauch im 
Erzstift gedruckt34, dann aber in allen altlivländischen Territorien benutzt. In schwedischer Zeit 
wurde es von der Königin Christina am 17. August 1648 als vorläufiges Gesetzbuch bestätigt35, 
ferner nochmals durch Karl XI. am 10. Mai 167836. Für den durch Engelbrecht von Mengden 
ausgearbeiteten Landrechtsentwurf von 1648 eine Bestätigung als Gesetzbuch zu erhalten, gelang 
nicht37. 

Zu erwähnen ist noch der sogenannte „schwedische Landlagh“. Er wurde nach der Ausgabe 
von 1702 auf Wunsch des Generalgouverneurs Graf Dahlberg von zwei Mitgliedern des Hofge-
richts ins Deutsche übersetzt. Gesetzeskraft hatte aber nicht der Landlagh selbst, sondern nur die 

———————————— 
31 So die Zivilprozeßordnung in der Ausgabe der Buchhandlung Nikolai Kymmel, Riga 1890. 
32 Vgl. Jürgen von Hehn in ZfO (1979) 609 Anm. 30. 
33 Siehe unten VII, 4. 
34 Hermann Blaese: Die rechtliche Wirkungskraft des Sachsenspiegels im Bereich des heutigen Estlands 
und Lettlands: In: Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Germanistische Abteilung 62 
(1942) 322–352; Ders.: Livländischer Spiegel. In: HRG III 22. 
35 Resolution bei Buddenbrock II 222 § 6; Blaese, Wirkungskraft des Sachsenspiegels 327, 336. 
36 Buddenbrock II 10 f.: Confirmiren [...] Wir [...] hiemittelst [...] vorige [...] Ritter-Rechte. 
37 Blaese, Bedeutung 46 f. 
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der Übersetzung hinzugefügten, mit Buchstaben bezeichneten Noten (R-S I 129). Außerdem 
galten die schwedischen Landesordnungen (letzte Ausgabe von Buddenbrock 1821). 

In Estland hingegen konnte der um 1650 von Philipp Crusius38 verfaßte Entwurf „Des Her-
zogthums Esthen Ritter- und Landrechte“ ungeachtet der ebenfalls versagten Bestätigung Gel-
tung in der Praxis erlangen. König Karl XII. bestimmte sogar am 27. Januar 1699, daß dieses 
Werk dort als Quelle gelten solle, wo es den alten Privilegien und Lehnrechten nicht wider-
streite39. Der Entwurf wurde also gleich einem Gesetzbuch gebraucht bis zur Kodifikation des 
baltischen Provinzialrechts 1845/64. 

Im Herzogtum Kurland galten die 1617 von einer polnischen Kommission lateinisch abge-
faßten Kurländischen Statuten „Jura et leges in usum Nobilitatis40 Curlandiae et Semigalliae“41. 
Ihre Vorlage waren zum Teil die „Gesetze und Statuten des piltenschen Kreises“ (Piltensche Sta-
tuten), in deutscher Sprache vom polnischen König Sigismund III. 1611 bestätigt42. 
 
2. Die Stadtrechtskreise 
 

In Reval und den Tochterstädten Wesenberg und Narva waren die Revidierten Lübecker Sta-
tuten von 1586 rezipiert worden, ferner einige andere hansische Gesetze in Geltung neben den 
vom Rat kraft seiner Autonomie erlassenen Ordnungen43. Das im Mittelalter auf die meisten 
livländischen44 und einige kurländische45 Städte übertragene Rigische Recht war 1673 neu redi-
giert worden. Obgleich vom Schwedenkönig nicht bestätigt, wurden „Der Stadt Riga Statuta 
und Rechte“46 in der Praxis gleich einem Gesetzbuch gebraucht – und das sogar vor den Stock-
holmer Oberinstanzen47. 

Die deutschbaltische Rechtssprache war schon seit dem 17. Jahrhundert hochdeutsch und 
unterschied sich nicht wesentlich von der in Deutschland geläufigen. Die niederdeutsch abge-
faßten Quellen – es kam hier eigentlich nur noch das Mittlere Livländische Ritterrecht in Frage 
– boten kein praktisches Hindernis, da hochdeutsche Übersetzungen vorlagen48. Die übrigen liv- 
und estländischen Quellen waren ohnehin hochdeutsch abgefaßt: das Estländische Ritter- und 

———————————— 
38 Schmidt RG 178; Bunge RG 223. 
39 Resolution bei Bunge, Beiträge 97, § 3. 
40 Dem Titel wurde bald et incolarum hinzugefügt, da der Gebrauch nicht auf den Adel beschränkt blieb. 
R-S I 161 f. 
41 Ziegenhorn Beilage 105. Mit deutscher Übersetzung herausgegeben von Heinrich Ludwig (von) Bir-
kel, Mitau 1804. Vgl. Schmidt RG 219 f.; Bunge RG 251. 
42 Schmidt RG 218 f. 
43 Friedrich Georg von Bunge, Die Quellen des Revaler Stadtrechts I–II, Dorpat 1844–1846, Hier: I 
180, 259 ff.; ders. RG 226 ff.; Schmidt RG 179. 
44 Hapsal, Pernau, Fellin, Dorpat, Wenden, Wolmar, Walk, Arensburg (dazu die Städte Kokenhusen 
und Roop, später untergegangen); Bunge RG 154 ff. 
45 Hasenpoth, Goldingen, Windau, Pilten, Libau; Bunge RG 155. 
46 Oelrichssche Ausgabe: Die in ganz Liefland, ausgenommen Revall und Narva, annoch geltende Statuta 
und Rechte der Stadt Riga, Bremen 1780; eine weitere Ausgabe von I. C. D. Müller, Riga 1798. Vgl. 47) 
Bunge RG 235. 
47 Blaese, Bedeutung 53. 
48 Das Mittlere Ritterrecht (hrsg. von Johann Christoph Schwartz) in August Wilhelm Hupels Neuen 
Nordischen Miscellaneen V/VI, Riga 1794, S. 315 ff. (vgl. unten unter VII,5). Das Ritterrecht war zuvor 
bereits in handschriftlichen Übersetzungen vorhanden. Danach abgedruckt im Anhang zu Grefenthals 
Livländischer Chronik, hrsg. von Bunge, Mon. Liv. Ant. V., zum Teil nach der Handschrift der Landes-
bibliothek Dresden (Bunge RG 118). Das auf dem Mittleren beruhende sog. Umgearbeitete Ritterrecht 
ist überhaupt nur in hochdeutschen Fassungen nachweisbar. Bunge RG 119. 
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Landrecht (Entwurf Crusius)49, das revidierte Lübische Stadtrecht50, dazu der Kommentar von 
David Mevius (1642), ebenso das Rigische Stadtrecht von 1673 (Oelrichssche Ausgabe). Ledig-
lich das Herzogtum Kurland hatte seine hauptsächlichen Rechtsquellen in lateinischer Sprache – 
die Kurländischen Statuten und die von der gleichen polnischen Kommission erlassenen „For-
mula Regiminis“51. Beide wurden erst zu Anfang des 19. Jahrhunderts von Heinrich Ludwig 
(von) Birkel ins Deutsche übersetzt52, da das Latein den Juristen des 17. und 18. Jahrhunderts 
keine Schwierigkeiten bereitet haben dürfte. Die Übersetzungen werden in erster Linie für einen 
nicht juristisch gebildeten Leserkreis gedacht gewesen sein. Wie geläufig das Latein des gemeinen 
Rechts und Prozesses den Juristen des 18. Jahrhunderts war, zeigt das von einem Unbekannten53 
unter dem Titel „Instructorium des Curländischen Prozesses“ oder „Praecognita Processus Cur-
landicii“54 verfaßte Werk mit der volkstümlichen Bezeichnung „Schlendrian“. Diese Anleitung 
für Prozeßführende, namentlich Anwälte, wimmelt von lateinischen Fachausdrücken und Flos-
keln. Wahllos seien hier zwei Beispiele herausgegriffen (betreffend die Vorladung in summari-
schen Verfahren): 

II.1. § 13 In diesem Falle aber pflegt die Citation, wenn der Casus also beschaffen, folgender 
Gestalt ausgefertigt, und vier Wochen ante terminum comparationis secund. St. § 17 et dictum lau-
dum publ. insinuiert zu werden [...] 

§ 14 Citatione hac insinuata pflegt der tertius bonae fidei possessor auch sofort zu suppliciren, und 
die Protestation mit dem Zulaß und der Insinuation, item die Rubrique des Monitorii und der Cita-
tion pro deportanda, Beydes auch mit dem Zulaß der Insinuation, copeylich beyzulegen [...] 

Da der gemeine Prozeß auch in Estland und Livland gehandhabt wurde, dürften die Latein-
kenntnisse der dortigen Anwälte auf gleicher Stufe gestanden haben55. 
 
 

III. Gesetzgebungswerke 
 

1. Neue Gesetzeswerke, besonders Kodifikationen, bewahren die Rechtssprache, bilden sie 
aber auch fort, da bei den Vorarbeiten auch bisherige Termini modifiziert oder neue geschaffen 
werden. Sie haben Einfluß auf die „Rechts-Umgangssprache“, wenn sie Gesetz werden und nicht 
bloß Entwurf bleiben. So kann man nicht annehmen, daß der sog. Budberg-Schradersche Land-
rechtsentwurf für Livland von 173756 einen nennenswerten Einfluß auf die Rechtssprache gehabt 
hat, da er nicht Gesetz wurde und nur wenige Handschriften existieren57. 
———————————— 
49 Hrsg. von Johann Philipp Gustav Ewers, Dorpat 1821. 
50 Erste Ausgabe durch Johann Ballhorn, Der kaiserlichen freien und heiligen Reichs Stadt Lübeck Sta-
tuta und Stadtrecht, aufs neue übersehen, corrigiret und aus alter sächsischer Sprache in Hochdeutsch 
gebracht, Lübeck 1586. 
51 Ziegenhorn Beilage 104. 
52 Mitau 1804 und 1807. 
53 Vermutet wird ein Mitauer Stadtsekretär und Notar Ziegenhorn, nicht zu verwechseln mit dem her-
zoglichen Rat Christoph Georg Ziegenhorn, dem Verfasser des Staats-Rechts der Herzogthümer Curland 
und Semgallen. Vgl. Bunge RG 261 n.h. 
54 Hrsg. von Carl von Rummel in den Quellen des Curländischen Landrechts, I,1. Dorpat 1844. 
55 Justus Möser (1720–1794) wandte sich gegen das schauerliche Juristendeutsch seiner Zeit und plä-
dierte dafür, daß „das Kauderwelsch und Lateinische darin vermieden werde“ (zit. nach HRG III, 710). 
56 Des Herzogthums Livland Ritter- und Landrecht, ausgearbeitet vom Hofgerichtsassessor Johann von 
Schrader und Vizepräsident Baron Johann Gustav von Budberg. Vgl. Schmidt RG 244 f.; DBBL 697, 
121. 
57 Selbst das livländische Hofgericht berichtete am 10. April 1774 auf Anfrage des Reichsjustizkollegi-
ums, das „Liefländische Ritter- und Landrecht“ sei nur ein nicht bestätigter Entwurf und habe nicht vim 
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2. Bedeutend wichtiger waren die mit der Statthalterschaftsverfassung 1783 eingeführten rus-
sischen Gesetze, insbesondere die allgemeine Gouvernementsverordnung vom 7. November 
1775, da sie eine Reihe neuer Behörden und Ämter schuf58: Statthalterschafts- oder Gouverne-
mentsregierung nebst Prokureur und Kameralhof, Vizegouverneur, Kreisrenteien, einen (Appel-
lations-)Gerichtshof bürgerlicher und peinlicher Sachen, Gouvernements- und Kronsanwälte, 
Niederlandgerichte, Kollegien der allgemeinen Fürsorge. Hinzu kam die Stadtordnung vom 21. 
April 178559 mit Stadtmagistrat, Stadthaupt, Gewissensgericht und anderen Institutionen. Es 
wurden auch Kanzleiordnungen erlassen – für Livland 1789 und nach deren Vorbild 1795 auch 
für Kurland. Die Statthalterschaftsverfassung wurde zwar durch die sogenannten Restitutions-
ukase Kaiser Pauls I. vom 28. November und 24. Dezember 1796 wieder aufgehoben, jedoch 
blieben die Gouvernementsregierungen nebst -prokureuren, die Kameralhöfe, Renteien und Kol-
legien der allgemeinen Fürsorge bestehen, auch die Kanzleiordnungen. Sie sind noch im Quel-
lenverzeichnis des BPR I (Behördenverfassung) genannt. 

3. Die nächstwichtigen Gesetzgebungen, welche die Rechtssprache – namentlich auf dem Ge-
biet des Agrarrechts – formen konnten, waren die Bauerverordnungen von 1804 (Liv- und Est-
land) und 1816 (Estland), 1817 (Kurland) und 1819 (Livland). Bis auf die livländische von 1804, 
die von einer russischen Kommission in St. Petersburg ausgearbeitet wurde60, waren die Bauer-
verordnungen im Urtext deutsch, da sie jeweils vom Landtag beschlossen wurden61. In Livland 
folgte 1849 die Agrar- und Bauer-Verordnung, danach die Bauerverordnung von 1860, in Est-
land die Bauerverordnung von 185662. Die Bedeutung dieser für das 19. und den Anfang des 20. 
Jahrhunderts wichtigen Gesetzeswerke minderte sich in den baltischen Republiken sehr stark mit 
den Agrarreformen von 1920, die vieles obsolet werden ließen. Es blieb im wesentlichen nur das 
Privat- und Prozeßrecht bestehen. Damit wurden sie für die Rechts-Umgangssprache überflüssig 
und waren nur noch im historischen Zusammenhang bedeutsam. 

4. Das Gesetz für die evangelisch-lutherische Kirche in Rußland vom 28. Dezember 1832 
beseitigte die autonome Stellung der Landeskirchen und unterstellte sie gleich anderen evange-
lisch-lutherischen Gemeinden Rußlands dem evangelischen Generalkonsistorium. Die neue Or-
ganisation brachte entsprechende neue Rechtswörter. Der Text des Gesetzes wurde alsbald ins 
Deutsche übersetzt und in Riga gedruckt63. 

———————————— 

legis. Diese hätten nur die dort in margine allegirten Gesetze (zit. nach Leonid Arbusow, Das Bauernrecht 
des sog. Budberg-Schraderschen Landrechtsentwurfes von 1730 in ursprünglicher Gestalt, in: Mitteilun-
gen aus der livländischen Geschichte 23 (1937) 379). Doch sind offenbar der unter polnischer Herrschaft 
entstandene Hilchensche Landrechtsentwurf und der in schwedischer Zeit abgefaßte Mengdensche in der 
Praxis gebraucht worden. Sie werden noch im Bericht des Reichsjustizkollegiums für Liv-, Est- und Finn-
ländische Sachen an die Regierung vom 14. Juli 1767 (Bunge, Archiv 5, 1847, 63 ff.) als beim Hofgericht 
gebräuchliche Gesetze erwähnt. 
58 Gesetz zur Verwaltung der Provinzen des Russischen Reiches. Vgl. Schmidt RG 276 f.; Elias. 
59 Deutsche Übersetzung von C. G. Arndt, Schloß Oberpahlen 1786. 
60 In beiden Sprachen, russisch und deutsch, ebenso die späteren Ergänzungen. Nach A. Schwabe, 
Grundriß der Agrargeschichte Lettlands, Riga 1928, 305, verfertigten die Vertreter der livländischen Rit-
terschaft den Urtext des Gesetzes in deutscher Sprache, der dann ins Russische übertragen und dem Ko-
mitee vorgelegt wurde. Vgl. Bunge RG 307 ff. 
61 Schmidt RG 258–260. 
62 Schmidt RG 363 f. 
63 Ausgabe o. O. u. J. mit Beilagen, und obiger Ukas Nicolais I. an den Dirigierenden Senat vom 28. 
Dezember 1832, dessen amtliche Übersetzung gez. vom Sektionschef Carl von Poll (DBBL 597), einem 
Mitarbeiter bei der Schaffung des Gesetzes. Wahrscheinlich war er auch der Verfasser der amtlichen Über-
setzung des Gesetzes. Er hatte bis 1812 in Moskau Staatswissenschaften studiert. Das Gesetz wurde in der 
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5. Im Jahre 1845 war es so weit, daß die beiden Teile I und II des Provinzialrechts (Behörden-
verfassung und Ständerecht) als kodifiziertes Landesrecht veröffentlicht werden konnten. Der 
erste Redaktor des ersten Entwurfes war der Landrat und Vizepräsident des livländischen Hofge-
richts Reinhold Johann Ludwig von Samson-Himmelstjern64. An Rechtstermini brachten diese 
Kodifikationen kaum Neues, da nur bereits bestehende Gesetze aufgenommen werden durften, 
denn die russischen Kodifikationsgrundsätze, die auch bei der Abfassung des Provinzialrechts 
angewendet werden mußten, verlangten, daß durch die Kodifikation das bisher geltende Recht 
lediglich klargestellt, nicht aber abgeändert werden dürfe, weshalb bei Unklarheiten auf die Quel-
len zurückgegangen werden mußte, die deswegen jeweils unter den betreffenden Paragraphen zu 
zitieren waren65. Dasselbe gilt auch für den III. Band, das 1864 erschienene Privatrecht, im we-
sentlichen von Friedrich Georg von Bunge66 redigiert. Alle drei Teile erschienen in amtlichen 
Ausgaben sowohl deutsch als auch russisch67. Der russische Text war tatsächlich eine Übersetzung 
des deutschen. Da trotz großer Sorgfalt der Übersetzer beide Texte Abweichungen aufwiesen, 
erhielt die Einleitung des Privatrechts schon 1870 eine Anmerkung zu Art. XVI, daß bei Unklar-
heiten der russische Text als Norm68 genommen werden müsse – eine Lösung, die sich allein 
durch das Prestigedenken der damals stärker einsetzenden Russifizierung erklären läßt. In der 
Republik Lettland indessen erklärte der Senat: Der russische Text als Übersetzung des deutschen 
Textes ist nur von untergeordneter Bedeutung69. 

Obwohl die drei Teile des Provinzialrechts grundsätzlich nur das bestehende Recht feststellten 
und kein neues schufen (ausgenommen anläßlich der Kodifikationsarbeiten erlassene Gesetze, 
die in das Gesetzbuch aufgenommen wurden)70, hatten sie, insbesondere das Privatrecht, auf die 
Rechtssprache Einfluß, den sie bis 1940, dem Jahr der Angliederung der baltischen Staaten an 
die Sowjetunion, behielten. 
———————————— 

Fassung von 1896 nochmals übersetzt von P. von Coulongue, Riga 1898, und noch einmal von Rudolf 
von Freymann herausgegeben, Reval 1901. 
64 Bunge EG 298; DBBL 667. Samson hatte 1796 bis 1798 in Leipzig Jura studiert. 
65 Grundlage war der Namentliche Ukas vom 1. Juli 1845 (in der Einleitung zum BPR I): bekannt zu 
machen [...] 5), daß in Beziehung auf dieses Provinzialrecht der Ostseegouvernements, – durch welches eben so 
wenig als durch das Allgemeine Reichsgesetzbuch die Kraft und Geltung der bestehenden Gesetze abgeändert, 
sondern dieselben nur in ein gleichförmiges Ganze und ein System gebracht werden, – die für den Fall einer 
Unklarheit im Wesen des Gesetzes selbst, oder aber eines Mangels oder einer Unvollständigkeit in seiner Darle-
gung vorgeschriebene Ordnung der Erläuterung und Ergänzung dieselbe bleibt, wie sie bisher bestanden hat, d. 
h. es mußte auf die Quellen zurückgegangen werden. 
66 DBBL 132; HRG I, 540. 
67 1890 erschien eine zweite amtliche Ausgabe des BPR III, versehen mit den bis dahin ergangenen „Fort-
setzungen“ nur noch in Russisch. Verdeutscht sind sie in der Bröckerschen Ausgabe von 1902 zu finden. 
68 In der Bröckerschen, nicht amtlichen Ausgabe, Dorpat 1902, übersetzt mit „Norm“. J. Engelmann in 
der Vorrede dieser Ausgabe (S. XL) übersetzt „Anleitung“ und meint, der richtige Sinn des Gesetzes müsse 
durch Vergleichen beider Texte ermittelt werden. In diesem Sinne entschied auch der russische Senat, 
Zivil-Departement, Nr. 32/911, im Jahre 1911 (Anm. delta zu Art. XVI in der russischen Ausgabe der 
BPR III von W. Bukowski, Riga 1914), danach auch A. Nolde im (russ.) Journal des Justizministeriums 
vom Dezember 1913 (Bukowski ebd. Anm.a). Übersetzer des BPR III war der Staatssekretär Baron Mo-
dest Korff (DBBL 404, Engelmann XXXIII), Chef der II. Abt. (Kodifikationsabteilung) der kaiserlichen 
Kanzlei. Johannes Engelmann fand bei der Überprüfung der Texte für die private Neuausgabe von 1902 
verschiedene Übersetzungsfehler, die er Korff ankreidet, ihm sogar gelegentlich vorwirft (S. XLIV. zu § 
2372), er habe „offenbar die im deutschen Texte etwas schwerfällig formulierte Form gar nicht verstan-
den“(!). 
69 „Blakus nozime“. Entscheidung vom 31. Januar 1927 Nr. 31 in der Sammlung von Conradi und 
Walter, IV. 
70 Bunge RG 301 ff. 
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6. Im Jahr 1845 erschien auch das russische Strafgesetzbuch, die sog. Uloshenije71; es trat am 
1. Mai 1846 in Kraft. Eine amtliche deutsche Übersetzung erschien unter dem Titel „Gesetzbuch 
der Criminal- und Correctionsstrafen“ in St. Petersburg 1846. Ihr angeschlossen ist eine „Kurze 
Übersicht der Vorarbeiten und Entwürfe behufs Abfassung des neuen Strafgesetzbuchs“, in rus-
sisch verfaßt von Graf Bludow und ins Deutsche übertragen von Karl Georg von Brevern72. Ver-
mutlich ist dieser auch der Übersetzer des Gesetzestextes. Eine andere deutsche Übersetzung von 
C. S[acken]73 erschien in Karlsruhe 1847 unter dem Titel „Strafgesetzbuch des russischen Rei-
ches“. Sie dürfte in den Ostseeprovinzen wenig Beachtung gefunden haben, da ja die amtliche 
Übersetzung vorlag. Es wurden auch die durch „Fortsetzungen“ bewirkten Neuausgaben des Ge-
setzes in privaten deutschen Übersetzungen herausgegeben. Das StGB 1845 behielt seine Rechts-
kraft bis zur Besetzung der baltischen Gebiete im Ersten Weltkrieg. Die deutsche Besatzungs-
macht führte das moderne russische StGB von 1903 im Verwaltungsgebiet Ober-Ost ein, das im 
Entwurf bereits vorlag und zum Teil schon in Geltung war. Es wurde in Lettland durch das StGB 
1933 ersetzt, in Estland durch den Strafkodex von 1930. 

7. Eine Neuordnung der Verwaltung in den Städten brachte die Einführung der russischen 
Städteordnung von 1870 in den baltischen Provinzen (1877)74. Auch von diesem Gesetz gab es 
deutsche nichtamtliche Übersetzungen. 

8. Das Gesetz über die Einführung der russischen Gerichtsordnungen vom 9. Juni 1889 
brachte eine vollkommene Justizreform, da nunmehr statt der herkömmlichen Gerichtsinstitu-
tionen solche des russischen Reiches amtierten (Friedensrichter, Bezirksgerichte, Palate); auch 
wurde eine neue Notariats- und Hypothekenordnung erlassen und die Bauergerichtsbarkeit um-
gestaltet75. 

9. Im Jahre 1930 wurde in Estland und 1933 in Lettland ein neues Strafgesetzbuch herausge-
geben, beide eine gründliche Verbesserung des StGB von 1903. An der Redaktion haben auch 
deutschbaltische Juristen mitgearbeitet. Der Entwurf des Allgemeinen Teils des lettländischen 
StGB wurde bereits in Heft 3 und 4 des Jahrgangs 1926/27 der Rigaschen Zeitschrift für Rechts-
wissenschaft deutsch veröffentlicht. Übersetzer war Rechtsanwalt L. Bode. Er war auch der Ver-
fasser der Übersetzung des gesamten StGB, die 1934 vom Deutschen Juristenverein in Riga her-
ausgegeben wurde. 

10. Das letzte bedeutende Gesetzeswerk war das Lettländische Zivilgesetzbuch von 1937, wel-
ches das BPR III76 ablöste. Immerhin basiert ein großer Teil seiner Paragraphen auf dem BPR, 
ja diese sind zum Teil wörtlich übernommen worden, verständlicherweise nicht aus dem deut-
schen Text, sondern aus den in der Praxis gebrauchten privaten lettischen Übersetzungen, die 

———————————— 
71 St. Petersburg 1845. 
72 DBBL 102. Er hatte in Dorpat studiert und sich später als Historiker betätigt. Der Verfasser (oder 
Übersetzer?) der „Übersicht“ kannte die deutsche Literatur zur russischen Rechtsgeschichte. Er zitiert nicht 
nur Alexander Tobien, Sammlung kritisch bearbeiteter Quellen der Geschichte des russischen Rechts, I, 
Dorpat und Leipzig 1845, sondern auch die deutsche Ausgabe von Gustav Ewers, Das älteste Recht der 
Russen in seiner geschichtlichen Entwicklung, Hamburg 1826, auch die Ewerssche Übersetzung des Su-
debnik von 1550 (in: Engelhardts Beiträgen zur Kenntnis Rußlands und seiner Geschichte, Dorpat 1816). 
73 Bunge RG 296; Schmidt RG 284. Den „Entwurf eines Criminal-Gesetzbuches für das Russische 
Reich“ veröffentlichte bereits Ludwig Heinrich Ritter von Jacob, Halle 1818. Er wurde 1810 Chef der 
Abteilung „Criminal-Gesetzgebung“ der Gesetzgebungskommission unter Graf Michail Michajlovic Spe-
ransky und verfaßte den von ihm mitgeteilten Entwurf (S. III, XIII). 
74 Schmidt RG 256, 279. Siehe unter I. 
75 Zur deutschen Übersetzung durch A. Gaßmann und Baron Adolf Nolcken vgl. oben unter I. 
76 Letzte deutsche Ausgabe von Carl von Schilling und Herbert Ehlers als Lettlands bürgerliches Gesetz-
buch, Riga 1928. 
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ihrerseits von dem durch die Anmerkung zu Art. XVI. BPR III. als maßgebend erklärten russi-
schen Text ausgegangen waren77. Die vom lettländischen Justizministerium veranlaßte deutsche 
Übersetzung des L.Z.78 durch Herbert Ehlers, Carl von Schilling79 und Hermann Blaese ist also 
in gewissem Sinne eine Rückübersetzung, soweit die Paragraphen nicht in ihrer Fassung grund-
legend geändert oder der Rechtsstoff völlig neu gestaltet wurde (zum Beispiel das Familien- und 
Ehegüterrecht, Ehegattenerbrecht, die Nacherbenschaft, Erbteilung landwirtschaftlicher Grund-
stücke, der Unterhalts-, Gesellschafts- und Hälftnervertrag). An Rechtsbegriffen brachte dieser 
Text wenig Neues, da die Übersetzer sich bemühten, die bereits gängige deutsche Terminologie 
zu benutzen. Auch konnte ein großer Einfluß auf die deutschbaltische Rechtssprache schon 
deshalb nicht stattfinden, weil durch die Umsiedlung der Balten 1939 die baltische juristische 
Tradition ein Ende fand. 
 
 

IV. Übersetzungen 
 

Neue staatsrechtliche Verhältnisse bringen unvermeidbar rechtliche Regelungen mit sich, 
auch wenn die Erhaltung der Privilegien, Freiheiten, Rechte und Gewohnheiten zugesichert wor-
den ist. Es müssen Gesetze, Verordnungen und dergleichen erlassen werden. Wenn dies in einem 
Gebiet geschieht, dessen Bevölkerung der Staatssprache des neuen Herrschaftsbereichs nicht kun-
dig ist, so müssen zwangsläufig die neu erlassenen Rechtsbestimmungen in die Landessprache 
übersetzt werden, um ihre Durchführung und einen geordneten Ablauf der Verwaltung zu ge-
währleisten. So wurden schon zur Zeit Peters des Großen Übersetzungen seiner Gesetze, Erlasse 
usw. aus dem Russischen ins Deutsche vorgenommen, teils durch Beamte in St. Petersburg, teils 
durch Landesbeamte. Ersteres scheint überwiegend der Fall gewesen zu sein, weil die kaiserliche 
Kanzlei eher in der Lage war, sich deutschkundiges Personal zu beschaffen, als das in den Pro-
vinzen für die russische Sprache geschehen konnte. Auch war durch die zentrale Übersetzung in 
St. Petersburg gesichert, daß der Text eines Erlasses und dergleichen in den „deutschen Provin-
zen“ einheitlich war. Eine Übersetzung am jeweiligen Empfangsort dagegen hätte zu differieren-
den Formulierungen führen können. Es ist dabei zu bedenken, daß die Übersetzung oft dadurch 
erschwert wurde, daß die russischen Beamten – sofern sie nicht deutscher Nationalität waren – 
das Ausland und dessen Rechtszustände wenig kannten, vor allem auch nicht das Vokabular der 
deutschen Rechtssprache beherrschten, so daß oft eine korrekte Übersetzung gar nicht möglich 
war. So konnte es zu schwerfälligen Umschreibungen und unscharfen Formulierungen kommen, 
mit denen die Adressaten der übersetzten Texte sich abzufinden und auseinanderzusetzen hatten. 
Manches „neue“ Rechtswort mag so entstanden sein. 

Über die Schwierigkeiten der Übersetzung, zumal wegen Mangels an Fachausdrücken im Rus-
sischen berichtet Ludwig Heinrich von Jacob (siehe voriges Kapitel Anm. 73) S. X, XVIII, XIX. 
Er konnte zwar russisch, war aber anfangs nicht imstande, seine Gedanken selbst russisch aufzuset-
zen; die Übersetzer verdarben sehr oft meinen Sinn gänzlich; die Nuancen der Begriffe verschwanden, 
und der Text wurde dadurch oft ganz unverständlich und sinnlos oder gar absurd. Zuletzt schrieb er 
gleich russisch, [...] so daß sie aus meinem schlechten Russischen meine Gedanken viel besser ins reine 
Russische bringen konnten als aus dem Deutschen oder Französischen. Dennoch blieb die Überset-
zung steif und unvollkommen. Sein Buch betrachtet er als Übersetzung eines russischen Werkes. 

———————————— 
77 So zuletzt die Ausgabe von A. Bumanis, Herbert Ehlers und Janis Lauva, Riga 1935. 
78 Lettlands Zivilgesetzbuch vom 28. Januar 1937, Riga 1937. 
79 DBBL 678. Schilling studierte in Moskau, war Dozent am Rigaer Polytechnikum, 1927 bis 1939 
Professor am Herderinstitut, zugleich bis 1935 Appellhofrichter. 
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Die Änderungen in der deutschbaltischen Rechtssprache beschränkten sich zunächst haupt-
sächlich auf die Verdeutschungen neuer Amts- und Behördenbezeichnungen, da ja eine deutsche 
Verwaltung zugesagt war und weiter bestand80. Die neuen Kronsbehörden und -ämter mußten 
verdeutscht werden. Bei Reformen, die das Landesrecht tangierten, konnte es ebenfalls neue 
Rechtsinstitute geben, deren deutsche Bezeichnung erst gefunden werden mußte; es konnte hier-
bei größere Schwierigkeiten geben. So sind die Übersetzungen manchmal noch recht „holperig“ 
oder zu wortgetreu, zum Beispiel Selbsthalter für Samoderschez (eine russische Übersetzung von 
Autokrator, später mit Selbstherrscher wiedergegeben) im „Geistlichen Reglement“ Peters I. vom 
14. Februar 1721. Soweit möglich, bedienten sich die Übersetzer der russischen Texte bereits 
eingeführter Termini und Formulierungen, namentlich solcher des gemeinen Rechts und Pro-
zesses, die grundsätzlich durch das Studium vieler Juristen in Deutschland bekannt waren und 
später, ab 1802, auch an der Landesuniversität Dorpat. Die mitgebrachten Pandektenlehrbücher, 
die nicht nur von Anwälten, sondern auch von den Gerichten benutzt wurden, waren dabei eine 
große Hilfe. 

Bei den Übersetzungen konnte nicht immer ein Ausdruck der einen Sprache einem solchem 
der anderen konform sein, ja es konnte überhaupt ein entsprechendes Fachwort fehlen. In sol-
chen Fällen wurde meist der Ausdruck der fremden Sprache, hier also der russischen, übernom-
men, zum Beispiel Palate, Prokureur, Krepost und andere, andernfalls mußte eine Umschreibung 
stattfinden81. Jedenfalls wurden sämtliche für die Ostseeprovinzen wichtige Gesetze und Verord-
nungen entweder gleich zweisprachig erlassen wie das BPR oder alsbald mit amtlicher Überset-
zung publiziert wie das StGB 1845. War das nicht der Fall, erschienen private Übersetzungen. 
Selbst bei der Justizreform von 1889 wurde für eine halbamtliche Übersetzung gesorgt (Gaß-
mann-Nolcken)82. 

In den baltischen Republiken Estland und Lettland waren die Sprachschwierigkeiten nicht so 
groß wie zu Beginn der russischen Herrschaft, da die nunmehrigen Staatssprachen Estnisch und 
Lettisch als bisherige „Volkssprachen“ bekannt waren, wenn sie auch oft nicht auf literarischem 
Niveau beherrscht wurden. Die deutschen Juristen mußten nun für eine den jetzigen Erforder-
nissen entsprechende Terminologie sorgen83. Auch jetzt mußten naturgemäß neue Amts- und 
Behördenbezeichnungen übernommen werden. Das geschah einesteils durch Presseberichte über 
die Gesetzgebungsarbeit, andernteils durch Übersetzungen der neuen Gesetze und Verordnun-
gen, manchmal bereits der Entwürfe, wie zum Beispiel dem des lettländischen StGB 1933, 
schließlich auch durch Abhandlungen in Fachzeitschriften. 

Für die russische Zeit sind noch zwei Persönlichkeiten besonders zu erwähnen, deren Tätig-
keit auf die deutschbaltische Rechtssprache Einfluß gehabt haben kann. Es sind die Verfasser des 
sog. „Historischen Svod“ anläßlich der Kodifikationsarbeiten von 1845 (Behördenverfassung 

———————————— 
80 In einem Bericht des livländischen Hofgerichts an das Reichsjustizkollegium vom 22. April 1727 wird 
Livland ausdrücklich als teutsche Provinze bezeichnet (Vgl. Bunge, Archiv V, 1847). 
81 Dies trifft allerdings mehr auf die Übersetzungen vom Deutschen ins Russische zu, besonders beim 
BPR. War der deutsche Ausdruck zu „speziell“ oder zu „historisch“, setzte man ihn in Klammern zur 
Umschreibung oder man übernahm die deutsche Bezeichnung direkt, zum Beispiel Burgomistr, Dokman 
in StGB 1845 § 1214. 
82 Allerdings schufen Gaßmann und Nolcken zum Teil Termini, die sich nicht einbürgerten, zum Bei-
spiel Departementspräsident des Appellationsgericht für Vorsitzender einer Abteilung des Appellhofs oder 
Gerichtsvollstrecker für Gerichtsvollzieher. 
83 Von Janis Lauva und Blese (Hermann Blaese) wurde in den Jahren 1937/39 ein Wörterbuch der juri-
stischen Terminologie (lettisch-deutsch-russisch) verfaßt, das aber erst nach der Umsiedlung während der 
deutschen Besetzung 1942 in Riga erscheinen konnte. Es schuf keine neuen Rechtswörter, sondern ver-
zeichnete die bereits vorhandenen. 
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und Ständerecht). Da bei der Auslegung der älteren Rechtsquellen zum Teil Unklarheiten auf-
getaucht waren, beschloß man, zwecks Erleichterung der Prüfung und historischen Erläuterung 
eine Geschichte der baltischen Gesetzgebung, „Istoriceskij Svod“, zu verfassen84, analog der vom 
Minister Grafen Michail Michajlovic Speransky als Leiter der russischen Kodifikation verfaßten 
„Geschichtlichen Einleitung in das Corpus Iuris des russischen Rechts“85. Diese „Historischen 
Digesten“ dienten als Grundlage für die Entscheidung kodifikatorischer Fragen, die dem Reichs-
rat vorgelegt werden mußten. Auf dem für die Ostseeprovinzen gefertigten „Svod“ beruht die 
„Geschichtliche Übersicht der Grundlagen und der Entwicklung des Provinzialrechts in den Ost-
seegouvernements“, St. Petersburg 184586, eine amtliche Rechtsgeschichte, auf deren Titelblatt 
die Namen der Verfasser (selbstverständlich) nicht stehen. Es sind die Titulärräte Baron Oskar 
von Rahden und Emanuel Graf Sivers87, Mitglieder der II. Abteilung der Kaiserlichen Kanzlei88. 
 
 

V. Die Gerichtspraxis 
 

Eine Rechtssprache ist ohne die Existenz von Gerichten heute nicht gut denkbar. Das in 
Rechtsbüchern, Gesetzen, Verordnungen usw. aufgezeichnete Recht muß praktisch angewendet 
werden. Das geschieht vornehmlich bei den Gerichten. Dementsprechend gibt es Verfahrensord-
nungen wie auch Handbücher für Prozeßführende; andererseits werden Gerichtsentscheidungen 
zur Kenntnis und Beachtung für künftige Prozesse veröffentlicht und gesammelt. Hier manife-
stiert sich die zur Zeit ihrer Abfassung gebräuchliche Terminologie am besten. In den baltischen 
Ländern ist unter den Handbüchern und Verfahrensordnungen zunächst 

1. das bereits erwähnte Instructorium des Curländischen Prozesses (IKP), der sog. „Schlend-
rian“ zu nennen, bei dem es sich im Gegensatz zu dieser volkstümlichen Bezeichnung um eine 
gute und sachgerechte Anleitung für Anwälte handelt. Trotz der vielen lateinischen Floskeln und 
Termini stimmt es sachlich nicht immer mit dem gemeinen Prozeß überein, sondern hält sich 
vielfach an die Darstellung des polnisch-preußischen Prozesses von Jan von Nixdorff, Regni Po-
loniae terrarumque Prussiae regalis processus judiciarii compendium, Dantisci 165489. 

2. Wurde das IKP, obgleich Privatarbeit, in der Praxis wie ein Gesetzbuch gebraucht und als 
Rechtsquelle auch in das BPR aufgenommen, so war dies einer anderen Privatarbeit verwehrt, 
deren Verfasser sogar ausdrücklich die Anerkennung seines Werkes als Gesetzentwurf erstrebte. 
Es handelt sich um die vom Landrat Reinhold Johann Ludwig Samson von Himmelstierna ver-
faßten „Institutionen des livländischen Prozesses“, Riga 1824. Der Verfasser, mit der Ausarbei-
tung eines Provinzialgesetzbuchs beauftragt, beendete 1830 das Ständerecht und 1831 die Be-
hördenverfassung, auch eine „Darstellung des bürgerlichen Rechts der Ostseeprovinzen“90 als 

———————————— 
84 RS I 201 ff.; Bunge RG 302. Schon früher, verfaßt von Graf Speransky, erschienen die „Institutionen 
des russischen Rechts. Auf allerhöchsten Befehl von der Gouvernementskommission herausgegeben und 
für die Ostseegouvernements zum Behuf der Darstellung ihres Partikularrechts deutsch bearbeitet“, I, St. 
Petersburg 1819. 
85 Die deutsche Ausgabe von Friedrich Georg von Bunge, Riga und Dorpat 1833. 
86 Es erschienen zwei Bände: I. Allgemeiner Teil: Geschichte, Rechtsquellen, Kodifikation seit 1710; II. 
Besonderer Teil: Geschichte der Behördenverfassung und des Ständerechts. Der III. Band: Geschichte des 
Privatrechts wurde erst 1862 von Bunge verfaßt. 
87 DBBL 731. 
88 Nach Schmidt RG 11 ist allerdings Karl Georg von Brevern (DBBL 102) Übersetzer der russischen 
„Geschichtlichen Übersicht“ ins Deutsche. 
89 Schmidt RG 223; weiteres über das IKP siehe oben unter II. 
90 Erschienen lithographiert (Riga 1831). 
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Entwurf eines Zivilgesetzbuches. Das Prozeßrecht bearbeitete er nicht, sondern empfahl sein 
schon früher erschienenes, in Paragraphen gefaßtes Werk. Es wurde nicht Gesetz, da das Prozeß-
recht in Vorausschau der kommenden Justizreform in Rußland nicht kodifiziert wurde. Das 
Werk Samsons hat jedoch, ebenso wie das unter 2. genannte, von einem Praktiker für die Praxis 
geschrieben, naturgemäß die Rechtssprache beeinflußt. Die dort einmal festgelegten Termini 
und Ausdrücke blieben lebendig, wobei zu bemerken ist, daß Samson, wie so mancher andere, 
einer übermäßigen Romanisierung huldigte und der Meinung war, daß alles örtliche Recht mehr 
oder weniger auf das römische zurückgehe. Andere Quellen waren seiner Ansicht nach nur we-
niger wichtige „Parallelstellen“91. 

3. Der Bedarf an Prozeß-Sachbüchern dürfte zu Anfang des 19. Jahrhunderts in Livland ziem-
lich groß gewesen sein. Denn schon 1806 erschien in Dorpat von Christian Heinrich Nielsen92 
„Die Prozeß-Form in Liefland“ (eine 2. Auflage 1825), ferner in Riga 1812 von Wilhelm Hezel93 
„Grundlinien des ordentlichen livländischen Civilprozesses“, die allerdings nach Oswald 
Schmidt94 mehr allgemein gefaßt sind und die Besonderheiten des livländischen Prozesses gar 
nicht hervorheben. 1824 schrieb in Dorpat Ludwig Alexander Cambecq95 eine „Anleitung zum 
ordentlichen gerichtlichen Verfahren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten in Liefland“, eine Ver-
besserung von Nielsens Werk. Auch hielt Gustav Johann von Buddenbrock96 es für nötig, in 
seine Sammlung der Gesetze, welche das heutige livländische Landrecht enthalten, Riga 1821 
(II.2), eine „Historisch-aphoristische Darstellung des Prozeßganges“ aufzunehmen, jedoch mit 
nur spärlichen Hinweisen auf das Lokalrecht. In späterer Zeit hat insbesondere das Werk von 
Schmidt97 „Der ordentliche Civilprozeß nach livländischem Landrecht“, Dorpat 1880, bis zur 
Justizreform Bedeutung gehabt. 

4. Richter, Notare, Anwälte, Rechtskonsulenten, Justiziare und andere Praktiker arbeiten 
nicht nur mit Gesetzestexten, sondern auch mit in früheren Verfahren ergangenen Gerichtsent-
scheidungen (Präjudikaten). Veröffentlicht als Sammlung wurden nur die Rigaer durch Viktor 
Zwingmann98. Sie wurden bis 1940 in der Praxis gebraucht. 
 
 

VI. Gesetzgebende Körperschaften 
 

Wenig ergiebig für die Fortbildung der Rechtssprache dürften die Verhandlungen der gesetz-
gebenden Körperschaften, der Landtage, gewesen sein. Zwar wurden die Landtagsakten, Proto-
kolle und Beschlüsse publiziert, doch waren sie für die „juristische Allgemeinheit“, d. h. die Pra-
———————————— 
91 Blaese, Bedeutung S. 68; Samson in der Einleitung seiner „Darstellung“ § 4: ist in dem Entwurf das 
römische Recht als Grundlage der ganzen Darstellung genutzt und damit dasjenige verbunden worden, was jede 
Provinz eigentümlich besitzt. 
92 DBBL 547. Nielsen hatte in Königsberg studiert, war 1804 Mitglied der kaiserlichen Gesetzeskom-
mission, später Anwalt. 
93 DBBL 319. Hezel hatte in Dorpat studiert, war von 1812 bis 1819 Syndikus der Universität, hielt 
auch Vorlesungen über das livländische Recht. 
94 Schmidt, Civilpr. 9. 
95 DBBL 139. Cambecq hatte das Gymnasium Illustre in Mitau besucht, in Berlin und Göttingen stu-
diert und war Hofgerichtsadvokat. 
96 DBBL 124. Buddenbrock hatte in Königsberg und Göttingen studiert und war Mitglied verschiedener 
Gesetzeskommissionen. 
97 DBBL 689. Schmidt, Prof. des Provinzialrechts in Dorpat, auch Richter, hatte bereits 1869 in der 
Dorpater Zeitschrift für Rechtswissenschaft (213–354) einen Beitrag „Das civil-prozessualische Verfahren 
nach livländischem Landrecht“ als eine Art Vorstudie geschrieben. 
98 Civilrechtliche Entscheidungen der Rigaschen Stadtgerichte, Riga 1877 bis 1888, 8 Bände. 
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xis, nicht von so großer Bedeutung, daß sie im täglichen Leben ständig benutzt worden wären. 
Etwaige terminologische Neuschöpfungen darin blieben zumeist unbeachtet. 
 
 

VII. Literatur 
 

Einfluß auf die Rechtssprache, und sei es auch nur mehr im bewahrenden Sinne, hatten 
fraglos die von Rechtslehrern verfaßten Lehrbücher und Kommentare. Zu erwähnen ist auf dem 
Gebiet des öffentlichen Rechts auch die nicht unbedeutende politische Literatur der sog. kurlän-
dischen Staatsschriften, entstanden infolge verschiedener Konflikte zwischen dem Herzog und 
der Ritterschaft. Dauernde Bedeutung hat allerdings nur das vom herzoglichen Rat Christoph 
Georg Ziegenhorn 1772 in Königsberg herausgegebene „Staats-Recht der Herzogthümer Cur-
land und Semgallen“ erlangt. 

1. Es handelt sich im 19. Jahrhundert hauptsächlich um Kompendien des römischen und 
Pandektenrechts, die aus Deutschland importiert wurden. Im Hinblick auf die unbestrittene 
Stellung des römischen Rechts als Hilfsrecht wurden sie dauernd in der Praxis gebraucht. Zitierte 
man formell in Schriftsätzen aus dem Corpus Juris, so nahm man tatsächlich den betreffenden 
Rechtssatz aus dem Pandektenlehrbuch, wo sich das Zitat ja vorfand99. Diese Methode gebrauch-
ten auch die Kodifikatoren des BPR III, besonders Bunge, aber ebenso die seine Arbeit überprü-
fende Kommission. Für die Benutzung der Lehrbücher sprach vor allem, daß man hier oftmals 
die für das Gesetzbuch notwendige Formulierung schon vorfand, so daß verschiedene Paragra-
phen mehr oder weniger wörtlich abgeschrieben waren und das Gesetz stellenweise recht lehr-
buchartig wirkte100. Es war eben doch so, daß die Lehrbücher praktisch zum Teil wie Gesetzbü-
cher benutzt wurden101. A. E. (Alexei Emiljevic Baron) Nolde hat nachgewiesen102, daß bei der 
Redaktion des BPR III nicht weniger als 18 Lehrbücher verwendet worden sind, sowohl Chri-
stian Friedrich (von) Glücks „Ausführliche Erläuterung der Pandekten“ als auch besonders Fer-
dinand Mackeldeys „Lehrbuch des römischen Rechts“ und Christian Friedrich Mühlenbruchs 
„Lehrbuch des Pandektenrechts“. Von den beiden letzteren ist Bunge besonders stark beeinflußt 
worden, von Mühlenbruch wohl auch deshalb, weil die 4. Auflage von 1840 durch den Dorpater 
Professor Carl Otto von Madai, einen Freund Bunges, besorgt wurde. Diese Pandektenlehrbü-
cher, besonders der handliche Mackeldey, standen noch bis zur Umsiedlung 1939 in fast allen 
älteren Anwaltsbibliotheken und wurden sogar ab und zu noch benutzt. Und W. Bukowsky zi-

———————————— 
99 In Livland war das Zitieren von Juristen in Gerichtsschriften allerdings verboten (Friedrich Georg von 
Bunge, Das liv- und esthländische Privatrecht, wissenschaftlich dargestellt. 1–2. Dorpat 1838–1839, hier: 
I 27), in Kurland hingegen wurde es in der Praxis ständig gehandhabt. In Estland schrieb der Crusiussche 
Landrechtsentwurf (I Tit. 15 § 6) den Parteien vor, sich des übermäßigen Zitierens zu enthalten; sollte 
aber das einheimische Recht unklar sein, dagegen ein klarer Text [...] in denen gemeinen beschriebenen Rech-
ten [...] zu finden, war es erlaubt, eines oder zweier vornehmsten Rechtslehrer Meinung schlechterdings deutlich 
oder verständlich anzuziehen. 
100 Blaese, Bedeutung 70 f. 
101 Im Bericht des Justizkollegiums für Liv- Est- und Finnländische Sachen vom 14. Juli 1767 an den 
Dirigierenden Senat betr. die in den Provinzen geltenden Gesetze (Archiv V 63 ff.) werden unter anderem 
auch genannt Commentarii, welche [...] in verschiedenen Fällen vim legis haben. 
102 Deutsche Fassung des russischen Originaltitels: A. E. Nolde, Grundzüge der Kodifizierungsgeschichte 
der örtlichen bürgerlichen Gesetze unter Graf Speransky. II: Die Kodifikation des örtlichen Rechts der 
baltischen Gouvernements. St. Petersburg 1914, hier 583 f. Schon Samson hatte in seiner „Darstellung“ 
oft wissenschaftliche Werke benützt, wie Johann Nepomuk Wening-Ingenheims „Lehrbuch des gemeinen 
Zivilrechts“ und Anton Friedrich Justus Thibauts „System des Pandektenrechts“. 
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tiert in seinem russischen Kommentar zum BPR III von 1914 noch öfters Entscheidungen aus 
Seufferts Archiv und nicht nur baltische Zivilisten wie Carl Eduard Erdmann (siehe unten). 

2. Im Lande selbst entstanden ebenfalls Lehrbücher, zumal nach der Begründung der Univer-
sität Dorpat. Zu nennen wäre Johann Ludwig (von) Müthels „Handbuch der livländischen Cri-
minalrechtslehre“ (hrsg. von Bunge 1837)103, das allerdings mit dem Erscheinen der Uloshenije 
von 1845 seine Bedeutung verlor. Ferner aber sind wichtig Bunges zivilrechtliche Schriften, vor 
allem sein „Liv- und estländisches Privatrecht“104 und sein „Curländisches Privatrecht“105, die 
von ihm auch bei der Redigierung des BPR III benutzt wurden. Dabei ist es interessant festzu-
stellen, daß Bunge der Fortentwicklung der Rechtssprache Rechnung trug, indem er im Gesetz 
Ausdrücke nicht mehr benutzte, die er noch in seinen zivilrechtlichen Schriften verwendet 
hatte106. Man kann wohl sagen, daß das BPR III den bestehenden Rechtszustand fixierte und 
damit auch die Terminologie „festschrieb“. Einer der Nachfolger Bunges auf dem Katheder des 
Provinzialrechts in Dorpat, Erdmann107, verfaßte einen vierbändigen Kommentar „System des 
Privatrechts der Ostseeprovinzen Liv-, Est- und Curland“ (1889 bis 1894), der als Standardwerk 
bis 1940 in der Praxis benutzt wurde. In Lettland veröffentlichte der Deutsche Juristenverein in 
Verbindung mit dem Herder-Institut nach Erscheinen des LZ „Lettlands Zivilgesetzbuch vom 
28. Januar 1937 in Einzeldarstellungen“. Dieses Werk ist wegen der Umsiedlung von 1939 nur 
ein Torso geblieben. Es erschien Band I (Allgemeines, Familien- und Erbrecht) 1939, Band II, 1 
(Das Rechtsgeschäft) und II, 2 (Sachenrecht) 1940. Eine Auswirkung auf die Rechtssprache 
konnte es nicht mehr haben. 

3. Nicht unerwähnt kann schließlich die von Carl Eduard Otto108 mit Bruno Schilling und 
Carl Friedrich Ferdinand Sintenis im ersten Viertel des 19. Jahrhunderts herausgegebene Über-
setzung des Corpus Iuris Civilis ins Deutsche bleiben, die ebenfalls, zumindest bis zum Erschei-
nen des BPR III, dauernd in der Praxis gebraucht wurde, und zwar um so mehr, je mehr die 
Kenntnis der lateinischen Sprache abnahm. Noch 1939 konnte man in den Rigaer Antiquariaten 
dieses Werk häufig finden, und zwar mit Besitzstempel verschiedener Gerichtsbehörden109. 

4. Juristische Fachzeitschriften gab es in den Ostseeprovinzen erst im 19. Jahrhundert. Nach 
Erdmann Gustav von Bröckers „Jahrbuch für Rechtsgelehrte in Rußland“, das nur 1823 und 
1824 erschien, gab es eine lange Pause bis 1869, als die Juristische Fakultät der Universität Dor-
pat mit der Herausgabe der „Dorpater Zeitschrift für Rechtswissenschaft“ begann. Diese stellte 
wegen Russifizierung der Fakultät ihr Erscheinen 1892 ein. Ihre Tradition versuchte unter ganz 
anderen Voraussetzungen die „Rigasche Zeitschrift für Rechtswissenschaft“ fortzusetzen110 – man 
kann auch sagen: zu erneuern. Das erste Heft erschien im Oktober 1926, das letzte im September 

———————————— 
103 DBBL 538. 
104 2. Auflage Reval 1847/48. 
105 Dorpat 1851. 
106 Z.B. Investitur, Ablegung (im Gesetz Absonderung oder Abteilung), bescheidenes Gut u. a. Das russische 
Betschewnik (Liv- und estländisches Privatrecht § 102) mag er im Gesetz weggelassen haben, da es dafür 
schon das deutsche Wort Leinpfad gab. 
107 DBBL 197. 
108 Ebd. 569. 
109 Die Verbreitung mag gefördert worden sein durch die Empfehlung des Prof. E. G. von Bröcker (DBBL 
106) auf dem Dorpater Institutionen- und Pandektenfest am 30. Dezember 1833 (Festschrift Riga und 
Dorpat 1834 S. 45): Es mögen sich die Herren Practiker dahin vereinigen, künftig bei Berufung auf römisches 
Recht für die Übersetzung sich nur dieser Verdeutschung zu bedienen und ihr so den Eintritt in die Gerichts-
hallen zu bahnen. 
110 Vgl. Hermann Blaese, Die Rigasche Zeitschrift für Rechtswissenschaft. In: Baltisches Recht Heft 1 
(1962) 5 ff. 
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1939 kurz vor der Umsiedlung. Herausgeber war der Deutsche Juristenverein in Riga, dem so-
wohl Lehrkräfte des Herder-Instituts als auch Richter und Anwälte angehörten. Durch die von 
Staats wegen vorgenommene Änderung des Vereinswesens mußte der Verein sich in „Deutsche 
Gesellschaft für Rechtswissenschaft zu Riga“ umbenennen, gleichzeitig wurde er dem Herder-
Institut angegliedert. Die Zeitschrift wollte vorwiegend eine für Praktiker sein, im Gegensatz zur 
Dorpater, die mehr Gewicht auf die Wissenschaft legte. Doch erschienen auch wissenschaftliche 
Beiträge, und die den baltischen Praktikern nachgesagte wissenschaftliche Fundierung ihrer Ar-
beit machte sich auch in diesem Organ bemerkbar. Seit dem zweiten Jahrgang befaßte sich die 
Zeitschrift auch mit der estländischen Gesetzgebung und brachte laufend Berichte darüber. In 
ihrem Geleitwort verkündete sie, sie wolle das juristische Schrifttum, die Gesetzgebung und 
Rechtsprechung in deutscher Sprache der Um- und Mitwelt Lettlands bieten. Dem hiesigen Leser 
aber soll die neue Gedankenwelt ausländischer Literatur, die Errungenschaften ausländischer Gesetz-
gebungen [...] leichter zugänglich gemacht werden. Diese Aufgaben hat die Zeitschrift im wesentli-
chen erfüllt und auf diese Weise auch mittelbar zur Bewahrung und Fortbildung der Rechtsspra-
che beitragen können111. 

5. „Populäre“ Literatur. Hierunter fallen für Nichtjuristen verfaßte juristische Werke. Solche 
sind im 18. Jahrhundert nicht bekannt geworden. Für die Rechtssprache von Bedeutung waren 
jedoch die von Pastor August Wilhelm Hupel herausgegebenen „Nordischen Miscellaneen“ (28 
Stücke, Riga 1781 bis 1791) und „Neuen Nordischen Miscellaneen“ (18 Stücke, Riga 1792 bis 
1797). Sie brachten vielfach juristische Abhandlungen, die allerdings oft allgemeinbildend kon-
zipiert waren. Nach langer Pause brachten erst wieder die „Monats- und Wochenschriften“, so-
dann auch die Tageszeitungen Informationen über die Gesetzgebung, Rechtsprobleme und zum 
Teil auch die Rechtsprechung. Sie haben zumindest zur Verbreitung der Rechtssprache mit bei-
getragen . Handbücher für „Haus- und Privat-Juristen", wie sie in heutiger Zeit in großer Zahl 
vorhanden sind, wurden weder in der russischen Zeit noch in den baltischen Republiken in deut-
scher Sprache verfasst. 
 
 

VIII. Rechtsunterricht 
 

Hingewiesen werden muß auf die Bedeutung der Rechtswissenschaft und auf den Rechtsun-
terricht an Schulen und Hochschulen. Für letztere kommt zunächst die 1802 begründete Uni-
versität Dorpat in Frage, sodann der Rechtsunterricht an der nationalökonomischen Fakultät des 
Polytechnikums in Riga und schließlich in der Republik Lettland derjenige am Rigaer Herder-
Institut. Die an diesen Hochschulen in deutscher Sprache betriebene Rechtswissenschaft hat 
fraglos die Rechtssprache beeinflußt, wenn es auch kaum möglich ist, dem im einzelnen nachzu-
gehen, ohne daß Kolleghefte und Seminararbeiten zur Auswertung zur Verfügung stehen. Im 
übrigen ist auf die von den Lehrkräften verfaßten Werke zu verweisen (siehe oben unter VII). 

Die Universität Dorpat hatte von Anfang an eine Juristenfakultät mit fünf ordentlichen Pro-
fessoren. Zu Beginn wurde vorzugsweise römisches Recht gelehrt, nach und nach auch deutsches 
und Provinzialrecht, wie Friedrich Georg von Bunge, der selbst einer der ersten Studenten war, 
———————————— 
111 In Lettland wurde mindestens einmal eine „Neuschöpfung“ vorgenommen, nämlich durch die Ri-
gasche Rundschau. Sie hatte ursprünglich die Parlamentsberichte Landtagsberichte überschrieben. Bereits 
in den 1920er Jahren wurde das von lettischer Seite bemängelt, man könne dabei an die ehemaligen Land-
tage denken, was in der Republik nicht passend sei. Daraufhin brachte die Zeitung konsequent Saeimabe-
richte und führte auf diese Weise das Wort Saeima in die Rechtssprache ein, wenngleich auch später noch 
im allgemeinen Sprachgebrauch Landtag vielfach üblich war. In Estland wurde stets das Wort Parlament 
benutzt. 
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zu berichten weiß112. Die ersten Professoren stammten zumeist aus Deutschland. Waren sie Lan-
deskinder, wie Johann Ludwig von Müthel113, so hatten sie doch im Ausland studiert. Auch der 
Begründer der baltischen Rechtsgeschichte als Wissenschaft, von Bunge, stammte nicht aus dem 
Lande, sondern aus Kiew114. Erst die „zweite Generation“ stellte im Lande geborene und ausge-
bildete Lehrkräfte, so Johann Friedrich Meykow, den ersten aus dem Lande stammenden Roma-
nisten115. 

Lange bevor die Universität Dorpat ihre Tätigkeit begann, gab es schon einen Rechtsunter-
richt an Schulen, so auf dem akademischen Gymnasium in Mitau (Academia Petrina) seit 1773. 
Die hier eingerichtete juristische Professur, die sich naturgemäß vorwiegend mit dem römischen 
Recht befaßte, bestand bis 1805. In diesem Jahr ging der letzte vortragende Professor, C. H. G. 
Köchi, an die Universität Dorpat. Vor ihm hatte Johann Melchior Gottlieb Beseke116 die Profes-
sur bis 1802 bekleidet. 

Ein akademisches Gymnasium gab es auch in Reval. Das Rechtsstudium dort beschränkte 
sich auf einen gedrängten Vortrag der Institutionen117. Die Professur der Rechte war mit der der 
Mathematik verbunden118 und wurde nacheinander bekleidet von J. G. Heinsius (1725), A. Bar-
tholomäi (1733), J. J. von Thieren (1740), C. H. Siegel (1761), Johann Jakob Reutlinger (1788–
1804). Dann hörte auch dort infolge der Begründung der Universität Dorpat der Rechtsunter-
richt auf. 

An der Revaler Domschule wurde ebenfalls seit 1785 römisches Recht gelehrt, bis dahin nur 
Naturrecht. Rechtslehrer waren Franz Ulrich Albaum (1768–1779)119, J. H. F. Heuser (1807–
1810) und J. C. L. Weingärtner (1817–1819)120. Hier hielt sich der Rechtsunterricht am läng-
sten. An der Rigaer Domschule wurden vom Hofgerichtsadvokaten B. T. Streich exegetische 
Vorlesungen über die Institutionen gehalten121. Auch diese fanden nach der Begründung Dorpats 
bald ein Ende, zumal die Domschule 1802 zu einer vierklassigen Kreisschule degradiert worden 
war122. 
 
 

IX. Die Umgangssprache 
 

Daß die Umgangssprache Rechtstermini bilden kann, dürfte außer Frage stehen. Werden 
diese Wörter von Juristen nicht nur „privat“, sondern auch in Schriftsätzen oder gar Abhandlun-
gen gebraucht, so sind sie „aufgestiegen“ und können auch in die Amts- und Gesetzessprache 
Eingang finden. Es gab schon in den ältesten Zeiten eine Rechtssprache, noch bevor das Recht 
schriftlich aufgezeichnet wurde und die Rechtswörter festhielt. Theoretisch könnte jedes Rechts-
wort außerhalb des geschriebenen Rechts entstanden sein. Aber dieses hat sie bewahrt, wurden 
sie einmal darin aufgenommen. Von Rechtswörtern, welche die Quellen bewahrten, welche in 

———————————— 
112 Bunge RG 280. 
113 Geb. 1764 zu Seßwegen. DBBL 538. 
114 Ebd. 132. 
115 Ebd. 517. Geb. 1823 in Dorpat, dort auch stud. jur. und 1850 Dr. jur. 
116 DBBL 62. 
117 Bunge RG 279. 
118 Bunge RG 237 n.l., 279 n.c. 
119 DBBL 5; Bunge RG 279 n.d. Albaum wurde später Oberlandgerichtsadvokat, also Praktiker. 
120 Bunge RG 279 n.d. 
121 Bunge RG 279 n.c. 
122 Bernhard Hollander, Riga im 19. Jahrhundert, Riga 1926, 12. 
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juristischen Schriften gefunden werden können, soll hier weniger die Rede sein als von solchen, 
die den „Aufstieg“ nicht geschafft haben, dennoch aber zur Rechtssprache zu rechnen sind. 

Die Rechts-Umgangssprache realisiert sich auf zwei Ebenen: einmal im Kreise der Juristen 
untereinander, zum anderen unter Laien und im Volke. Damit gehört sie zur Volkssprache. Die 
Grenze kann fließend sein. Was die Juristen anbetrifft, so übernahmen sie nicht nur fremdsprach-
liche Amts- und Behördenbezeichnungen, ohne sie zu verdeutschen, was öfters durchaus möglich 
gewesen wäre. Sie schufen zum Teil auch scherzhafte, später ernst genommene Bezeichnungen 
wie den Schlendrian. Unverdeutscht wurden namentlich russische Wörter übernommen; zum 
Beispiel wurde stets von Powestken gesprochen; obwohl es das deutsche Wort Ladung oder Vor-
ladung gab und dessen Benutzung nahegelegen hätte. Es kam aber nur im übersetzten Gesetzes-
text oder in juristischen Schriften vor. Aus der Volkssprache übernahm man Dwornik (Haus-
mann oder Hausmeister). Auf diese Weise aber pflegte niemand zu sprechen, es sei denn, er 
wollte sich besonders gebildet ausdrücken Diese Beispiele belegen die Übernahme von Rechts-
wörtern aus der russischen Gesetzessprache. Rechtswörter kamen aber auch aus dem Lettischen 
oder dem Estnischen, besonders in der älteren Zeit in ländlichen Kreisen. Die meisten sind je-
doch nicht in der Umgangssprache geblieben, sondern durch die Agrargesetzgebung seit dem 
Beginn des 19. Jahrhunderts „aufgestiegen“; sie finden sich in den Bauerngesetzen wie in der 
agrargeschichtlichen und agrarwissenschaftlichen Literatur. 

In der Zeit der Selbständigkeit der baltischen Staaten wurden ebenfalls Rechtswörter aus den 
Staatssprachen übernommen, die zum Teil nicht in die Literatur gelangten, im Umgang aber 
gebräuchlich waren. So gab es für die lettischen Aizsargi die Übersetzung Schutzwehr, wie sie auch 
von der deutschen Presse benutzt wurde. Im Volksmunde hingegen sprach man nur von den 
Aissargen. Offenbar war das bequemer. Die Paschpuiken wurden nie anders bezeichnet. Selbst die 
Zeitungen verwendeten dieses Wort, allerdings oft mit einem erklärenden Hinweis. 

Es gab und gibt mithin 
• Rechtswörter, die aus der Volkssprache bis in die Gesetzessprache aufgestiegen sind; 
• Rechtswörter, die vorwiegend nur unter Juristen gebraucht wurden, aber nicht „amt-

lich“, sondern allein im Umgang mit Fachgenossen; 
• Rechtswörter, die, von Juristen ausgehend, Allgemeingut geworden sind; 
• Rechtswörter, die in der Volkssprache entstanden und nicht bis zum Gebrauch in Juri-

stenkreisen aufgestiegen sind123. 
Je „tiefer“ man steigt, desto schwieriger ist es, in der Literatur Belege zu finden. Man kann Glück 
haben, wenn man in Memoiren oder der Belletristik fündig wird. Gelegentlich ist aber nur eine 
mündliche Überlieferung vorhanden. 

Das vorliegende Werk umfaßt einen Zeitraum von 230 Jahren – von 1710 bis 1940, wenn 
man das „Nachumsiedlungsjahr“ noch mitzählt. Mit der Umsiedlung der deutschen Bewohner 
der baltischen Staaten und dem Ende ihrer Selbständigkeit war die deutschbaltische Rechtsspra-
che zwar nicht sofort „gestorben“, doch begann durch dieses Ereignis unweigerlich ihr langsames 
Absterben, das heute noch andauert. Baltische Rechtswörter werden heute nicht mehr bei Ge-
richten und Behörden benutzt, sondern nur noch in historischen oder rückblickenden Abhand-
lungen. Aus einer lebenden Fachsprache wurde das Vokabular eines Spezialzweigs der Ge-
schichtswissenschaft, ohne dessen Sicherung und Bewahrung der Zugang zu bestimmten histo-
rischen Bereichen mehr und mehr verschlossen wäre. Dem entgegenzuwirken ist das Anliegen 
unseres Wörterbuchs. 
  

———————————— 
123 Hierher gehören zum Beispiel verschiedene der von Oskar Masing verzeichneten deutschbaltischen 
Gemeinschaftsschelten (Mitteilungen aus der livländischen Geschichte 23 (1924–1926) 401 ff.). 
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Abkürzungen 
 
Abschn.  Abschnitt 
Anl.  Anlage 
Art.  Artikel 
balt. baltisch 
Balt. Briefe  Baltische Briefe 
Balt. Recht  Baltisches Recht 
BH  Baltische Hefte 
BM  Baltische Monatsschrift 
Beil.  Beilage 
BVO  Bauer(n)verordnung 
EheG  Ehegesetz 
ErgVO  Ergänzungsverordnung 
estl.  estländisch 
fl.  Gulden 
G  Gesetz 
Gbl.  Gesetzblatt 
GBRegeln  Grundbuchregeln 
gem.  gemäß 
Gen.Gouv.  Generalgouverneur 
HandelsPO  Handelsprozessordnung 
HofG  Hofgericht 
Instr.  Instruktion 
Jh.  Jahrhundert 
kgl.  königlich 
KiG  Kirchengesetz 
Kop.  Kopeken 
kurl.  kurländisch 
lettl.  lettländisch 
livl.  livländisch 
Ls  Lats (Währung) 
Mitt.  Mitteilungen 
n.  Note, Anm. 
Nachtr.  Nachtrag, Nachträge 
NotO  Notarsordnung 
O  Ordnung 
OLG  Oberlandesgericht 
Pilt.  Piltensche 
PolG  Polizeigesetz 
PolO  Polizeiordnung 
PresseG  Pressegesetz 
PSA  Privilegium Sigismundi Augusti 
Rbl.  Rubel 
Rev.  Revaler 
Rig.  Rigaer, rigisch 
RigZfRw  Rigaer Zeitschrift für Rechtswissenschaft 
S.M.  Silbermünze 
StadtO  Stadtordnung (1785) 
Rthl. Alb.  Albertustaler 
russ.  russisch 
VO  Verordnung 
Verf.  Verfassung, Verfügung 
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WegeO  Wegeordnung 
ZfO  Zeitschrift für Ostforschung 
ZGB  Zivilgesetzbuch (schweizerisches) 
ZPO  Zivilprozeßordnung 
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*** A *** 
 
 Abgabe 
1. Überweisung eines Straffälligen 
a) zu unentgeltlichen Arbeiten für die Gemeinde (Livl. BVO 1860 § 1033); 
b) unter die Soldaten. 
Nach den StGB 1845 konnten Staats- und Kommunalbedienstete („im Dienst befindliche Indi-
viduen“) anstelle der –> Ausschließung aus dem Dienst zur Abgabe unter die Soldaten verurteilt 
werden, wenn sie „von Leibesstrafen nicht ausgenommen“ waren (§ 92). Tatsächlich trat den-
noch ein Verlust der Dienststellung ein, da der Militärdienst sehr lange dauerte. Es entfielen 
jedoch die rechtlichen Folgen der Ausschließung, nämlich das Verbot, wieder in den Dienst tre-
ten zu können (§ 68). Betroffen von der Abgabe unter die Soldaten waren nur „Leute niederen 
Standes“, da –> Adel, Geistlichkeit, –> Ehrenbürger, –> Literaten, –> Exemte, Kaufleute der 
beiden ersten Steuergilden, –> Gildekaufmann (jeweils mit ihren nächsten Angehörigen), Insti-
tutszöglinge, Bürger mit Klassenrang (–> Rangtabelle), Absolventen von Gymnasien und Kreis-
schulen von Leibesstrafen ausgenommen waren (StGB 1845 Beil. I). 
2. Abgabe zur „ewigen Vergessenheit“. Weglegen der Akten ins Archiv, nachdem das Verfahren 
bei Abwesenheit beider Parteien ein Jahr geruht hatte. 
Samson § 965. 
 Abgabenoklad 
Steuerrolle. Sie wurde nicht nur für Geld- und Sachleistungen (Naturalabgaben, –> Perselen) 
geführt, sondern bis zur Aufhebung der Leibeigenschaft (1816/1819) auch für die Rekrutenge-
stellungspflicht der Gutsbesitzer. Daher in Lettgallen bis zur Bauernbefreiung 1861 (StGB 1845 
§ 536). 
 Abgestanden 
Abgetreten (Livl. LandtagsRecesse 434: „Sintemahlen er selbst das Guth ... an den Herrn General 
Superintendenten abgestanden“). 
 Abgeteilter Zensor –> Zensor, abgeteilter 
 Abgeurteiltes 
Das durch Urteil Zuerkannte (Samson § 235: „Die gewinnende Partei ist befügt ... das A. zu 
erheben“). 
 Ablager 
Zeitweilige unentgeltliche Wohnung, zum Beispiel wenn jemand seinen Unterhalt verloren hat 
und irgendwo vorübergehend aufgenommen wird. 
Gutzeit I 10, Nachtr. 1886, 10. 
 Ablassen 
1. von der Schuld, vom Preise, Ermäßigung der Forderung; 
2. von Geld = anweisen (StGB 1845 § 1449: Geld a., um Flußbarken für die Abfahrt bereit zu 
machen; Erg.VO Art. 33: für Unterstützung der Zwangsarbeiter „abzulassende Summe“); 
3. von Rationen = sie ausgeben (StGB 1845 § 1670: „Ein Schiffskapitän, ... der Rationen verrin-
gert oder deren gar nicht abläßt“); 
4. von bestellter Arbeit = Auslieferung des Werkes (StGB 1845 § 1804), des Fabrikats (§ 1832); 
5. eines Bediensteten = ihn vom Dienst befreien, beurlauben (Kurl.KanzlO 1796 § 59); 
6. einen Advokaten = seine Bestellung aufheben (Samson § 63). 
 Ablegung 
In Riga gebrauchte Bezeichnung für die Absonderung, Abschichtung, Abteilung, Abfindung oder 
(Ab)Scheidung von Kindern aus der fortgesetzten Gütergemeinschaft mit dem überlebenden 
Ehegatten. Eine solche A. konnte auch schon zu Lebzeiten beider Ehegatten erfolgen. Das 
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RigStadtrecht von 1673 bestimmt in IV Tit. 3 § l, wobei die Verwendung verschiedener Aus-
drücke bemerkenswert ist: „Wenn Mann und Frau Kinder miteinander haben, welche sie mit 
bescheidenem Gute von sich abgeteilet oder da einer der Eltern nach Absterben deren eines bei 
Tretung in die andere Ehe die ersten Kinder abgeleget hätte nach Stadtrechte, so sollen solche 
abgesonderte Kinder von aller künftigen Erbschaft ihrer beiderseits Eltern sich enthalten ...“. Das 
BPR III verwendet den Ausdruck nicht mehr, sondern spricht von „Absonderung“, gelegentlich 
auch von „Abteilung“ (Art. 1947 ff.). 
Bunge, Liv.-estl. PR 286. 
 Abscheid 
Im livländischen Prozeß eine Entscheidung auf ein Gesuch, eine –> Imploration in einem Zwi-
schen- oder summarischen (mündlichen) Verfahren; auch ein Urteil erster Instanz. 
Samson § 127; Schmidt, Civilpr. 72. 
 Abschoß –> Zehnter Pfennig 
 Abschreibung 
Im rigischen Stadtrecht gebrauchter Ausdruck für die Löschung einer Hypothek. Sie geschah 
unter denselben Formalitäten wie die –> Aufschreibung (Bestellung), nachdem der Schuldner 
dem Wortführenden Bürgermeister die Bezahlung der Schuld nachgewiesen und die Genehmi-
gung des Gläubigers oder ein zur Löschung (–> Exgrossation) berechtigendes Gerichtsurteil vor-
gelegt hatte. Diese Form bestand in Riga und einigen Städten des rigischen Rechts bis zur Ju-
stizreform von 1889. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 164. 
 Absenzpön 
Ordnungsstrafe wegen unentschuldigten Ausbleibens von einem Termin. 
BPR I § 929. 
 Absonderung –> Ablegung 
 Abstimmung, laute 
Namentliche Abstimmung auf dem kurländischen –> Landtag, der allgemeinen –> Konferenz, 
der –> Kreisversammlung und der –> Kirchspielsversammlung mit Eintragung des Abstimmen-
den ins Protokoll. Sie mußte ausgeübt werden, wenn in einer Kirchspiels- oder Kreisversamm-
lung ein Nichteingesessener seine Stimme abgab. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 15 Nr. 1, 2, 16, 54, 150; Kurl. KonferenzO 1897 § 23. 
 Abtriebsrecht –> Auslösung 
 Abwarten 
Wahrnehmung 
1. der Lokaltermine (BRP I § 388); 
2. der Dienstgeschäfte (Kurl. KanzlO 1796 § 59: „Alle Kancelley-Beamten müßen ... die ... zu 
den gerichtlichen Geschäften festgesetzte Tageszeit ... von fünf Stunden unabweislich ... abwar-
ten ...“). 
 Abwohnungsgut 
Im herzoglichen Kurland des 17. und 18. Jhs. war die Verpfändung von Landgütern an Dar-
lehnsgeber üblich, die durch Nutzung der Güter die Zinsen und eventuell. auch das Kapital „ab-
wohnten“. 
Hahn 12; Gutzeit I 24, Nachtr. 1886, 20. 
 Abzeichnung des Eigentums 
In der Revaler Praxis gebräuchlich für die amtliche Feststellung des Erlöschens im –> Grundbuch 
eingetragener Eigentumsrechte. Der korrespondierende Akt war die –> Zuzeichnung (Auflas-
sung). Beide Akte konnten bis zu Anfang des 19. Jhs. nur in den jeweils 14 Tagen nach Ostern 
und Michaelis stattfindenden Ab- und Zuzeichnungsjuridiken des Rats vorgenommen werden 
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(–> Juridik) Die Verhandlung war öffentlich. 1812 wurden die besonderen Juridiken aufgeho-
ben; A. und Zuzeichnung konnten nun an allen Sitzungstagen erfolgen. 
Das Verfahren: Der Erwerber mußte am Vortage des Termins bis 12 Uhr beim Wortführenden 
Bürgermeister durch öffentlichen Anschlag die Ladung des Veräußerers und etwaiger Hypothe-
kengläubiger oder sonst dinglich Berechtigter erwirken, da deren Einwilligung in die Zuzeich-
nung erforderlich war. Am Terminstag trug er sein Anliegen vor, überreichte die Veräußerungs-
urkunde (gegebenenfalls den Zuschlagsbeschluß bei Erwerb auf öffentlicher Versteigerung) sowie 
den Nachweis der Veräußerungsbefugnis seines Rechtsvorgängers. Der Veräußerer erklärte sich 
dazu. Einwendungen – auch von seiten Dritter – wurden summarisch geprüft. Der Beschluß des 
Rats wurde in einer der nächsten Sitzungen verkündet, der im 18. Jh. noch übliche feierliche 
Auftrag des Eigentums kam im 19. Jh. in Fortfall: Der Beschluß wurde dem Bewerber zugestellt. 
Danach konnte die Grundbucheintragung erfolgen. Eine Erleichterung bestand für lastenfreie 
Vorstadtgrundstücke: Es genügte die Ausfertigung des Kaufbriefs (–> Krepost) durch Krepostex-
pedition des Rats. Dieses Verfahren wurde durch die –> Justizreform von 1889 abgeschafft. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 124; Ders.: Quellen Revaler StR I 319–322: Bericht des Revaler Rats über 
das gerichtl. Verfahren; auf Publikat der estl. Gouvernementsregierung vom 17. April 1812. 
 Abzugsgabelle –> Zehnter Pfennig 
 Achtelhäker, Achtler 
Ein Bauer, der während der bäuerlichen Unfreiheit vom ausgehenden 14. bis ins 19. Jh. einen 
Achtelhaken Landes nutzte und davon Frondienst leistete. –> Häker 
Gutzeit I 5; Stepermanis 25; Hupel,Topogr. Nachr. II 212, Hahn 58. 
 Ackerteich 
Eine speziell im westlichen Teil Kurlands bis ins 19. Jh. verbreitete Art der Feldbehandlung, auch 
„Stauung“ genannt. Hierbei wurden Felder periodisch auf je drei Jahre unter Wasser gesetzt und 
dann wieder drei Jahre meist mit Sommerkorn bestellt. Sie wurden in der Zeit der Aufstauung 
häufig mit Karpfen und Schleien besetzt. 
Creutzburg 46; Hahn 18. 
 Additionalbeweis 
Ergänzungsbeweis nach Abschluß der Beweisaufnahme. Im livländischen Prozeß konnte er nach 
Bekanntgabe des Beweisergebnisses an die Parteien (durch Mitteilung der im –> Scrutinium zu-
sammengestellten Anworten der Zeugen auf die ihnen vorgelegten Fragen) nur geführt werden, 
wenn man ihn sich ausdrücklich vorbehalten hatte unter Angabe der Beweispunkte (Eventualma-
xime). Auch dann gab das Gericht dem Ansuchen nur ausnahmsweise statt, da die Beweismittel 
grundsätzlich in einer peremtorischen Beweisfrist (–> peremtorische Beweisfrist) zu benennen 
waren. Der Additionalbeweis war auf Zeugen beschränkt und nur statthaft, wenn im Hauptbe-
weisverfahren ein Zeugenbeweis geführt worden war, er durfte nicht zur nochmaligen Verneh-
mung bereits gehörter Zeugen benutzt werden, sondern allenfalls dazu, ihnen ergänzende Fragen 
vorzulegen. 
Samson §§ 466; Schmidt, Civilpr. 13, 140 ff. 
 Adel 
Nach dem Ständerecht (BPR II) zerfiel der Adel in den russischen Ostseegouvernements in den 
„Stammadel“ (–> Indigenatsadel, das heißt den in die örtliche –> Matrikel aufgenommenen) und 
den nicht immatrikulierten Adel (der zusammen mit dem Stammadel den Gouvernementsadel 
bildete). Nicht immatrikulierte Edelleute waren, soweit sie Rittergüter besaßen, landtagsfähig, 
durften jedoch nicht in die Repräsentationsämter der Ritterschaft gewählt werden (–> Landtag) 
und nicht an der Wahl teilnehmen, wohl aber an den übrigen Wahlen und Beschlüssen. 
BPR II §§ 7, 26, 31, 32 (Forts. von 1880), 100 Anm. 2, 563 (Forts. von 1880), 743 (Forts. von 
1880), 777 Anm. (Forts. von 1880). 
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 Adelige Kirche 
In Kurland, bei welcher der adelige Patron allein das ius eligendi et vocandi hatte. Sie durfte vom 
Herzog nicht visitiert werden. –> Patronat 
Wahl 90; Balt Ki. Gesch. 111; Hahn 35; Ziegenhorn § 391. 
 Adeliges Gut –> Rittergut 
 Adelsfahne, Ritterfahne 
Die bewaffnete Mannschaft, die der Adel als –> Roßdienst zu stellen hatte. Im herzoglichen Kur-
land bestand der Roßdienst in zweifacher Form: als –> Lehnsfahne und als Adelsfahne. Die Rit-
tergüter hatten im Bedarfsfall auf Aufruf des Herzogs von je 20 –> Haken einen bewaffneten 
Reiter zu stellen. Die A. durfte nur in den Grenzen Kurlands eingesetzt werden. Der Adel hatte 
für jeden Offiziersposten zwei Kandidaten zu nennen, zwischen denen der Herzog die Wahl traf. 
Die Fahne unterstand dem Kommando des Herzogs. Ein Gut, auf dem die Verpflichtung zu 
Reiterstellung ruhte, hieß „zur Adelsfahne gehörig“. Diese Bezeichnung blieb auch nach Aufhe-
bung des Roßdienstes erhalten und bedeutete seit dem 18. Jh., daß das Gut nur im Besitz eines 
immatrikulierten Edelmannes sein durfte, dem Besitzer ein Landtagsstimmrecht gab und an der 
–> Willigung beteiligt war. In den 1860er Jahren wurde die bereits vom Ständerecht (BPR II) 
benutzte Bezeichnung –> Rittergut gebräuchlich. 
Kurl. LandtagsO 1897 § 36; Ziegenhorn § 355; Hahn 4; Tobien, Agrargesetzgebung I 74; Gut-
zeit Nachtr 1886, 24; Bunge, Kurl. PR § 103. 
 Adelsgeschlechtsbücher –> Matrikel 
 Adelskirche –> Adelige Kirche 
 Adelskonvent, Konvent 
1. Ritterschaftlicher Ausschuß in Livland, bestehend aus dem –> Landmarschall und den zwölf 
Deputierten (–> Kreisdeputierter) sowie dem –> Landratskollegium und den zwei Kassadepu-
tierten (–> Kassadeputierter) mit beratender Stimme. Zur Kompetenz des Adelskonvents gehör-
ten alle Sachen, die zu entscheiden der residierende Landrat nicht befugt war und die nicht aus-
schließlich der Entscheidung des Landtags vorbehalten waren. Die seiner Kompetenz unterlie-
genden Sachen wurden ihm durch den residierenden Landrat und den Landmarschall vorgelegt. 
Der A. konnte in drei Formen fungieren: 
a) als „deliberierender“ (beratender) A. zur Vorbereitung der Landtagsvorlagen; dieses Organ 
wurde früher als „engerer Ausschuß“ bezeichnet; hier nahmen auch die Kassenrevidenten teil; 
b) als beschlußfassender A.; 
c) als allgemeine Versammlung der Landräte und Deputierten ( Plenarversammlung). 
BPR II § 77 ff., 129ff.; Tobien, Ritterschaft I 12 f.; Tobien, Agrargesetzgebung I 32; Krusenstjern 
24; Balt. Bürgerkunde 176. 
2. Ausschuß der Oeselschen Ritterschaft, bestehend aus dem –> Landratskollegium, dem Land-
marschall und den Konventsdeputierten (–> Konventsdeputierter). 
BPR II § 196ff. 
 Adelsmarschall (auch: Gouvernementsadelsmarschall) 
Vorsitzender einer Gouvernementsadelskorporation, also Selbstverwaltungsfunktionär auf der 
Grundlage staatlicher Satzungen (–> Adelsordnung, Russische). Während der –> Statthalter-
schaftsverfassung (1785–1796) gab es jeweils einen Adelsmarschall auch in Livland und Estland 
anstelle des –> Landmarschall beziehungsweise –> Ritterschaftshauptmann, im erst 1795 zu Ruß-
land gekommenen Kurland nur für ein Jahr (1796/96) anstelle des Landesbevollmächtigten (–> 
Landesbevollmächtigter). 
Gutzeit I 26; BPR II 27; Tobien, Ritterschaft 138; Gernet 11. 
 Adelsmatrikel –> Matrikel 
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 Adelsordnung, Russische 
In Rußland geltende Organisationsform des Adels, wurde 1786 im Rahmen der –> Statthalter-
schaftsverfassung auch in Liv- und Estland eingeführt (analog der –> Stadtordnung 1785) unter 
Abschaffung der bisherigen Formen ritterschaftlicher Selbstverwaltung. Das Landratskollegium 
wurde aufgehoben, an die Stelle des Ritterschaftshauptmanns trat ein –> Adelsmarschall, statt 
der Landtage wurden Adelsversammlungen abgehalten.–> Kreismarschall. 1796 wurde die alte 
Verfassung wieder restituiert. 
Gernet 11. 
 Adjudikationsbeschluß, -bescheid 
1. Zuschlagsbestätigung 
BPR III Art. 3963, gerichtliche Verfügung über die Zulässigkeit der –> Korroboration auf den 
Namen des Käufers in der Zwangsversteigerung. ZPO 1864 § 1165. 
2. Erbenbestätigung (Adjudikation des Nachlasses). 
Deutsches Sachregister einer nichtamtlichen russischen Ausgabe der ZPO, Riga 1890, Verlag N. 
Kymmel. 
 Adjunkt 
1. Schon in schwedischer Zeit in Livland Bezeichnung für die beiden Beisitzer (–> Assessor) im 
–> Ordnungsgericht. Sie wurden von der Ritterschaft eines jeden Kreises während des Landtags 
(BPR II 9 399) auf drei Jahre gewählt, und zwar jeweils zwei Kandidaten, von denen der –> 
Generalgouverneur einen bestätigte (BPR I § 401). Sie mußten Adlige sein. Zu ihrer Vertretung 
konnte der Landtag Substituten wählen. Fehlten solche, wurde auf Anordnung der –> Gouver-
nementsregierung die Vertretung vom benachbarten Ordnungsgericht wahrgenommen (§ 424). 
Die A.e hatten ihrerseits notfalls einen Assessor im –> Landgericht zu vertreten (§ 381). Schwe-
dische Verordnung vom 22. September 1671 Tit. 5 Kap. 1 § 1. 
2. In Estland: Beistand des Hakenrichters. –> Hakenrichter 
3. Im Sachgebiet Kirche: Dem Pfarrer beigegebener Gehilfe. 
 Adjuvarius 
Sonderbeamter der rigischen Kanzlei (Beginn des 18. Jhs.). 
Böthführ Nr. 673. 
 Administration 
Verwaltung im Sinne von Verwaltungseinrichtung (BPR II § 1058), im besonderen auch 
Zwangsverwaltung (StGB 1933 § 127: „Konkursverwaltung oder A“). 
 Administrationskonkurs 
Entspricht der Zwangsverwaltung. Der Fall trat namentlich bei Überschuldung eines Fideikom-
mißbesitzers ein. Die Gläubiger hatten zwar Anspruch auf Verteilung seines freien (sogenannten 
Allodial-)Vermögens, vom Fideikommißgut konnten sie jedoch nur die (Zinsen und) Früchte 
erhalten (BPR III Art. 2562). Für das Fideikommißgut kam als Besonderheit hinzu, daß die mit 
ihren Kapitalforderungen innerhalb des Antrittspreises (–> Antrittspreis) stehenden Gläubiger 
eine besondere Gruppe bildeten und bevorzugt zu befriedigen waren. Diese besondere Gläubi-
gerstellung entfiel mit der Neuregelung des Konkursrechts im Zuge der –> Justizreform von 
1889. 
 Administrativsache 
Verwaltungsgerichtliches Verfahren (STGB 1933 § 147: „Entscheidung von Zivil- und A.“; § 
182: „Disziplinar- oder Administrativverfahren“); bis zur Justizreform von 1889 auch Verwal-
tungssache allgemein (BPR I §§ 1422, 1427, 1538 ff.). 
 Adreßkomptoir, Adreßtisch 
Dem Einwohnermeldeamt entsprechende Behörde. Im kaiserlichen Rußland wie in den balti-
schen Staaten bestand eine allgemeine Meldepflicht. Das Adreßkomptoir erteilte Meldebestäti-
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gungen in der Form von Adreßbillets (StGB 1845 § 1186) oder trug die Anmeldung in den  
Paß ein. 
 Adreßtisch –> Adreßkomptoir 
 Advokatur 
Anwaltschaft 
 Advozieren –> patronizieren 
 Agnition 
Kenntnisnahme (und Anerkennung) einer im Prozeß vorgelegten öffentlichen Urkunde. 
Samson § 402; Schmidt, Civilpr. 132. 
 Agrarregeln –> Bauer(n)verordnungen 
 Agronom 
Diplomlandwirt. In Lettland Absolvent der Landwirtschaftlichen Fakultät der Universität, nach 
1939 der Landwirtschaftlichen Akademie in Mitau. In Estland Absolvent der Landwirtschaftli-
chen Abteilung der Naturwissenschaftlichen Fakultät der Universität. 
Latv. Enc. 21. 
 Akademische Grade in Rußland, speziell Dorpat und Riga 
1. Dr. med. ab 1790 von der Univ. Moskau, später der Med.-Chir. (ab 1881 Mil.-Med.) von der 
Akademie St. Petersburg und allen med. Universitäts-Fakultäten verliehen, meist nicht sofort 
nach Studienabschluß, auch nicht verbindlich für alle Ärzte. 
2. Doktoren anderer Fakultäten stets nach Fächern benannt, meist erst während der Tätigkeit als 
Hochschullehrer vor Ernennung zum Professor, durch Dissertation und Disputation erworben. 
3. Mag(ister) aller Fächer außer Medizin, dem deutschen Dr. phil. vergleichbar, bei Pharmazie 
und Veterinärmedizin höchster akad. Grad. 
4. Kand(idat), 1804 bis 1884 in ganz Rußland, danach nur in Dorpat, Warschau und am Jurist. 
Demidov-Lyzeum Jaroslavl durch Abschluß des vollen Studienkurses einer Fakultät außer der 
medizinischen mit schriftlicher und mündlicher Prüfung erworben, dem ärztlichen und pharma-
zeutischen Staatsexamen gleichgestellt. 
5. Grad(uierter) Student (wirklicher Student). 21. Januar 1819 neu geschaffen. Abschluß des 
vollen Studienkurses mit Zeugnis. 
6. Das Baltische Polytechnikum in Riga (gegr. 1862) verlieh nur Diplome (Dipl.-Ing., Dipl.-
Chem., Dipl.-Landw. usw.). 
 Aktiengesellschaft –> Gesellschaftshandel 
 Akzidenz 
Zuschlag, Aufgeld. Wegen ungenauer oder falscher Zolldeklaration wurde zum Beispiel eine Ak-
zidenz von 10 Kopeken für den –> Zollrubel erhoben (StGB 1845 § 831). 
 Akzidenzien, Stolgebühren 
1. Urkundenausfertigungsgebühren, Gebühren für die Amtstätigkeit der Magistrate und der 
städtischen Kanzleien. Aktenstücke Riga II 352; Elias 14. 
2. Unregelmäßige Einnahmen des Predigers, die ihm für eine Amtshandlung (Taufe, Trauung, 
Begräbnis und andere) von dem entrichtet wurden, der sie veranlaßt hatte. Auf dem Lande be-
sonders auch Natural-Nebeneinkünfte der Pfarre wie das –> Kirchenkorn und andere Reallasten 
der Eingepfarrten. Im –> Gnadenjahr oder –> Trauerjahr genoß die Witwe sämtliche A. 
BPR II § 929 f., III Art. 1802 ff.; Erdmann III 90; Gernet 78 f.; Stählin 333; Balt. Ki.Gesch. 
115, 120,124. 
 Akzise 
Städtische Abgabe, die auf ein- und ausgeführte Getränke (–> Rekognitionskammer) und Tabak 
und andere Waren erhoben wurde, auch Bezeichnung für die Behörde, welche die Akzise verwal-
tete. 
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Gutzeit Nachtr. 1886, 21; Elias 49; Hartmann 56, 124; Jensch 114; Sallmann 26. 
 Akzisediener, Akziseoffiziant 
Buchhalter beim Stadtakzisekasten in Riga. 
Campenhausen 70; Aktenstücke Riga II 356; Gutzeit Nachtr. 1886, 22. 
 Akziseherr 
Ratsherr in Riga und Reval, welcher die beim –> Stadtakzisekasten bzw. bei der –> Akzisekammer 
angestellten Personen beaufsichtigte, unter anderem dahingehend, daß die Zölle nach den vor-
geschriebenen Taxen berechnet wurden. Er schlichtete dabei vorkommende Streitigkeiten, 
mußte bei der Erhebung von Zollgeldern gegenwärtig sein. Im BPR 1781 f. und 790 sind zwar 
die Besetzungen der Akziseverwaltungen erklärt, es fehlt aber die Bezeichnung „Akziseherr“. 
Aktenstücke Riga I 222, 305; Campenhausen 70; Elias 17, 49. 
 Akziseherrschaft 
In Riga Aufsicht des Rats über die Verwaltung des –> Stadtakzisekasten unter Leitung eines oder 
mehrerer Ratsherren. 
Campenhausen 70. 
 Akzisekammer 
In Reval Ausschuß des Magistrats, der die städtischen Binnenzölle (–> Akzise) sowie die –> 
Wacht- und Soldatengelder erhob. Ihm gehörten zwei Ratsherren als Akziseherren, je zwei Älteste 
der Großen Gilde und der Kleinen Gilde, der Akzisenotar sowie einige Akzisekerls an. Später als 
Akzisekommission bezeichnet. 
BPR I § 1182; Elias 17 
 Akzisekasten –> Stadtakzisekasten 
 Akzisekommission –> Akzisekammer 
 Akziseoffiziant –> Akzisediener 
 Akziseverwaltung 
Verwaltungseinrichtung der Städte Pernau und Wenden, auch auf dem Revaler –> Dom, beste-
hend aus Vertretern von Rat und Gilden. 
BPR I §§ 781 f., 790, 1222. 
 Akzisnik (russ.) 
Akzisebeamter 
Kiparsky 144. 
 Allendliches Urteil 
Rechtskräftiges, durch Rechtsmittel nicht mehr angreifbares –> Urteil. 
StGB 1845 §§ 32, 396. 
 Allgemeine Konferenz –> Konferenz, allgemeine 
 Allgemeiner Stadtrat, Gemeiner Stadtrat 
Während der Statthalterschaftszeit von den sechs Wahlkurien der Bürger alle drei Jahre gewählter 
Stadtrat, der nur nach Bedarf zusammentrat. Sein Exekutivausschuß war der –> Sechsstimmiger 
Stadtrat, –> Stadtordnung. 
StadtO 1785 §§ 156 ff; Elias 104 und Anhang. 
 Allgemeines Reichsgesetzbuch –> Svod Sakonow 
 Allodifikation 
Im Rahmen der Reformen Katharinas II. verloren in den Ostseeprovinzen die Rittergüter die 
Eigenschaft von Lehen und wurden zu freiem Eigentum (Allod) ihrer Inhaber. Durch Gesetz 
aufgehoben wurde nur das Obereigentum des Lehnsherrn, wohingegen die Rechte der Lehens-
folger keine Beieinträchtigung erlitten. Die Verpflichtung des Staatsdienstes reduzierte sich auf 
das Recht des Adligen, in den Staatsdienst zu treten. 
Transehe, Gutsherr 172 f. 
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 Almoseninstitut 
1793 in Riga als Armenverwaltung gegründet, 1802/03 vom –> Armendirektorium abgelöst. 
Carlberg 219; Tobien 27. 
 Altbauer –> Altwirt 
 Älterer Notar –> Notar, älterer 
 Ältermann 
In den liv- und estländischen Städten, soweit dort Bürgerkorporationen (der Gilden der Kauf-
leute und Handwerker) bestanden, die Vorsteher dieser Gilden. Zumeist hatte jede –> Gilde nur 
einen Ältermann, in Dorpat jedoch zwei (BPR II § 1099) und in Reval vier (§ 1112). Den Äm-
tern der Handwerke (–> Ämter, –> Undeutsche Ämter) stand ebenfalls ein Ä. vor. Bei mehreren 
Ältermännern war einer „Worthabender“ (Reval) oder „Wortführender“ (Dorpat). Aufgabe der 
Ä. war die Leitung der Amts oder der Gilde, der Vorsitz in der –> Ältestenbank (Riga und Reval), 
die Einberufung der Gildeversammlungen und ihre Leitung, Verwaltung der Gildeeinkünfte. In 
Narva bestand eine Sonderregelung (§§ 1155 ff.): Jede Gilde hatte vier Älteste, einer davon war 
drei Jahre lang „Wortführender“. Wo keine Bürgerkorporationen bestanden, wurde die Bürger-
schaft durch –> Älteste vertreten, in Hapsal jedoch durch einen Ä. (§§ 1016, 1413). In Kurland 
war der Ä. ein Mitglied der Ältestenbank. 
Buchholtz, Familiengeschichte Schwartz 102. 
 Älteste 
1. Ältester der Bauern als Rechtsfinder, Beisitzer im –> Niederlandgericht des 18. Jhs. in Sachen 
der Domänen- und Stadtgüter-Bauern. –> Gemeindeältester 
Transehe, Gutsherr 192. 
2. Kurländische Städte: Von den Bürgern gewählte Vertreter, Mitglieder der –> Ältestenbank. 
3. Liv- u. Estländische Städte: In Riga und Reval Mitglieder der Ältestenbänke der jeweiligen –> 
Gilde und hier, wie auch in den anderen Städten, Vertreter der Gildegenossen. In Walk, Fellin 
und Werro hieß nur der Vorsteher der Kaufleute Ältester, während er bei den Handwerkern –> 
Dockmann genannt wurde. In Lemsal und Arensburg fehlten Ä. ganz, es gab hier jeweils nur 
einen –> Ältermann. In Dorpat waren in jeder Gilde zwei Ältermänner und zwei Dockmänner, 
welche letztere hier wohl als Ä. anzusehen sind. Älteste nannte man dort nur die gewählten Ver-
treter der nicht zu den Gilden gehörenden Einwohner – der Russen und Esten (BPR II § 1099 
Anm.). Sie hatten „die Rechte und Interessen ihrer Mitbürger wahrzunehmen; wo es sich um die 
Verteilung der städtischen Abgaben und anderen Leistungen“ handelte. Hapsal, Wesenberg, Bal-
tischport und Weißenstein hatten keine Bürgerkorporationen. Es wurden in Hapsal die Bürger 
von einem ehrenamtlichen Ältermann, in den übrigen Städten von je zwei besoldeten Ä. vertre-
ten. –> Stadtälteste 
 Ältester, Erkorner –> Schwarz(en)häupter 
 Ältestenbank 
1. In Kurland oblag die „Leitung der gemeinsamen Angelegenheiten jeder Stadt den örtlichen 
Ältestenbänken“. Diese setzten sich aus Ältermännern (–> Ältermann) und Ältesten (–> Älteste) 
zusammen. Ihre Zahl war örtlich verschieden. Gewöhnlich gab es zwei Ältermänner, in kleineren 
Städten nur einen. Jakobstadt hatte drei, dafür fehlten aber Älteste ganz. Die Zahl der Ältesten 
schwankte von 22 (Mitau) bis zwei. Dem Wesen nach war die Ältestenbank ein dem Rat gegen-
überstehender Bürgerausschuß, der für die Einberufung der Bürgerversammlungen zu sorgen, 
diese zu leiten, die gefaßten Beschlüsse zu protokollieren und dem Rat zur Bestätigung vorzulegen 
hatte (BPR II § 1137). Die Ältermänner wurden auf zwei Jahre in der allgemeinen Versammlung 
ihrer Bürgerkorporationen aus den Ältesten, diese aus der Mitte der Bürger gewählt. 
2. In Liv- und Estland gab es nur in den Hauptstädten Ältestenbänke. Sie waren kein dem Rat 
gegenüberstehender Bürgerausschuß, sondern bestanden innerhalb der Gilden und bildeten dort 



40 
 

die Zusammenfassung der durch langjährige Mitgliedschaft hervorgehobenen Gildegenossen. In 
Riga bestand die Ä. der Großen Gilde aus 39, die der Kleinen Gilde aus 29 Ältesten. Ihnen stand 
jeweils ein –> Ältermann vor, so daß die Gesamtzahl 40 bzw. 30 betrug (BPR II §§ 1089 ff.). 
Die Ältesten wurden von sämtlichen Bürgern der Gilden auf Lebenszeit gewählt. Sie waren eh-
renamtlich tätig. In Reval hatten die Ältestenbänke womöglich noch mehr Mitglieder als in Riga, 
weil jeder Bürger, der zwölf Jahre Mitglied der Gilde gewesen war, automatisch Ältester wurde 
(§ 1113). Eine Sonderregelung galt für den Ältesten der –> Schwarz(en)häupter, der beim Ein-
tritt in die Große Gilde sofort Mitglied der Ä. werden konnte (§ 1114). –> Gilde 
 Altgesell –> Undeutsche Ämter 
 Altwirt, Altbauer 
Bauer, der schon vor der Agrarreform von 1920 ein –> Gesinde besaß, im Unterschied zum durch 
die Reform geschaffenen –> Jungwirt. 
Latv. Enc. 2610; Rauch 84. 
 Ambare 
Speicher, Scheune, insbesondere am Hafen in Riga, aber auch andernorts. 
Gutzeit I 31. 
 Amendement 
Zusatzantrag auf den allgemeinen oder brüderlichen Konferenzen (–> Konferenz) der Kurländi-
schen Ritterschaft. Ein Amendement mußte beim –> Konferenzdirektor schriftlich eingereicht 
und von mindestens fünfzehn der anwesenden Konferenzteilnehmer mitunterzeichnet werden. 
Der Konferenzdirektor las es der Konferenz zur Kenntnisnahme vor und übergab es der das be-
treffende Thema behandelnden Kommission zur Stellungnahme, worauf es zur Abstimmung 
kam. 
Kurl. KonferenzO 1881 § 16. 
 Amt –> Ämter 
 Ämter, Amt 
1.Organisationsform des zünftigen Handwerks. An der Spitze stand ein jährlich zu wählender –
> Ältermann, dem zwei – in manchen Ämtern drei – Gehilfen beigegeben waren. Zur Gründung 
eines Amtes mußten fünf –> Meister eines Handwerks in der Stadt vorhanden sein. Waren we-
niger Meister vorhanden, arbeiteten diese als „freie Meister“, ohne ein Amt zu bilden. Bei einem 
geschlossenen Amt war die Zahl der Meister begrenzt; bei einem offenen Amt nicht. Die Auf-
nahme setzte die Verehelichung mit einer „ehrlichen Person“ voraus. Ein Geselle, der die Witwe 
eines Meisters heiratete, konnte auch einem geschlossenen Amt beitreten. Jedes Amt besaß einen 
–> Schragen (Satzung), ein Zeichen, ein Siegel und eine Amtslade. Vollmitglieder waren die In-
haber der Meisterwürde; die Aufsicht über die Gesellen und deren Herbergen und Zusammen-
schlüsse, desgleichen die Behandlung der Lehrlinge gehörte aber auch zum Bereich des Amtes. 
Weitere Aufgaben waren Preis- und Qualitätsfragen sowie die Altersversorgung der Witwen. In 
der Geltungszeit der –> Statthalterschaftsverfassung bestanden die Ämter im Gegensatz zu ihrer 
übergeordneten Organisation (–> Gilde) weiter und wurden in die neue –> Stadtordnung inte-
griert. In Kurland war die Bezeichnung –> Gewerk üblich. Mit der Verordnung über die Hand-
werks- und Gewerbefreiheit vom 4. Juli 1866 ging das Recht, Handwerksbetriebe zu genehmi-
gen, auf die –> Gouvernementsregierung über. Die russische –> Städteordnung von 1870 (ein-
geführt 1878) hob die Zunftordnung endgültig auf. –> Gewerbefreiheit 
2. Die Bezeichnung wurde auch für das nichtzünftige Handwerk verwendet. –> Undeutsche Äm-
ter 
Elias 34–40. 
 Amtmann 
Landwirtschaftlicher leitender Beamter im Sinn von Inspektor oder Verwalter. Im 18. Jh. wird 
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die Bezeichnung besonders bei großen landwirtschaftlichen Betrieben durch –> Disponent er-
setzt. Der A. hatte das Recht zur Ausübung der –> Hauszucht anstelle des Gutsherrn, war aber 
in Livland nicht befugt zur Verhängung und Vollziehung der Todesstrafe wie in Kurland zu 
herzoglicher Zeit. Er konnte Bauern auf anderes Land versetzen. 
Soom 11, 22, 24; Latv. Enc. 1727; Hahn 16; Transehe, Gutsherr 28, Gutzeit Nachtr. 1886, 34 
f. 
 Amtsbauer 
Erbuntertäniger Bauer auf den kurländischen herzoglichen Domänen im 17. und 18. Jh., später 
–> Kronsbauer. 
Hahn 33, 96. 
 Amtsgericht 
Städtisches Untergericht – in Riga mit dem –> Kämmereigericht verbunden (BPR I § 568) – zur 
Entscheidung von Streitigkeiten zwischen den Gewerken (–> Gewerk) oder (Handwerks-) –> 
Ämtern über Gewerbe, Zunft, Schragen, Beschwerden gegen Unzünftige wegen –> Eindrang, 
Klagen zwischen Meistern, Gesellen und Lehrlingen, Beschwerden der Kundschaft wegen man-
gelhafter Arbeit oder überhöhter Preise; als Strafgericht zuständig für Beleidigungen bei 
Zusammenkünften der Ämter oder in Gesellenherbergen. Als Verwaltungsbehörde hatte es die 
erwählten Ältermänner (–> Ältermann) und Beisitzer der Zunft (des Amtes) zu bestätigen, die 
Ämter der –> Übersetzer, –> Ankerneeken und Fuhrleute zu beaufsichtigen, Brot- und Fleisch-
taxen festzusetzen und mit dem –> Wettgericht auf Anfrage der Militärbehörden Auskunft über 
Löhne und Preise zu erteilen (§ 572). Diese für Riga skizzierte Regelung galt mit kleinen Abwei-
chungen auch in den übrigen Städten. Die Amtsgerichte waren mit Ratsherren besetzt, Beisitzer 
waren auch Ältermänner, Gildenälteste oder Amtsmeister, der Vorsitzende führte zum Teil einen 
hervorhebenden Titel: in Riga Oberamts- bzw. Oberkämmerherr (§ 568), in Mitau Amtsherr (§ 
1472 Nr. l), in Goldingen Amtspräses (§ 1471 Nr. 4). Auch die Beisitzer – soweit sie Ratsherren 
waren – hatten zum Teil besondere Bezeichnungen: in Riga und Reval Amtsherren (bzw. Käm-
merherren). In kleineren Städten, die keine Untergerichte hatten, besorgte ein Ratsherr die Ge-
schäfte des A. Eine Sonderregelung bestand für Arensburg, wo der Syndikus Vorsitzender des A. 
war (§ 840) und Reval, wo ein Bürgermeister den Vorsitz führte (§ 1142), während die für die 
jeweils beteiligte Innung zuständigen Amtspatrone Beisitzer waren, (–> Amtspatron). Mit der 
Justizreform von 1889 wurden die Amtsgerichte wie alle städtischen Untergerichte aufgehoben. 
Aktenstücke Riga I 302, 307, 1718 eigenes Untergericht, erst später vereinigt. 
Campenhausen 81; Elias 15. 
 Amtsherr 
In Riga, Reval und Mitau ein Ratsherr als Vorsitzender oder Beisitzer am –> Amtsgericht. BPR 
I § 568, 1472 Nr. 1. In Werro, wo es keine Untergerichte gab, derjenige Ratsherr, der die Funk-
tionen des Amtsgerichts wahrnahm. 
BPR I §819. 
In Reval Bezeichnung des Amtspatrons. –> Amtspatron 
BPR I § 1164. 
 Amtskirche 
In Kurland Kirche, bei welcher der Landesherr alleiniger Patron war. 
Wahl 90 f.; Hahn 35; Balt. Ki Gesch. 112; Ziegenhorn § 391. 
 Amtslade 
Kasse einer Zunft der Handwerkergilde, häufig auch Truhe zur Aufbewahrung von Zunfturkun-
den und anderem. 
Gutzeit I 33, Nachtr. 1886, 36, BPR II §§ 982, 1047. 
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 Amtspatron, Amtspatronat 
In Fellin, wo es keine Untergerichte gab, derjenige Ratsherr, der die Funktionen des –> Amtsge-
richt wahrnahm (BPR I § 829). In Reval waren jeweils zwei Ratsherren für die Aufsicht über 
eines der Handwerksämter zuständig (–> Amtsherr, –> Verordnung der kleinen Ämter). Beim 
Amtsgericht wirkten sie als Beisitzer mit (§ 1142, 1164 ff. Auf dem Revaler Dom übte der –> 
Schloßvogt die Funktion des A. aus (§ 1211 Nr. 4), in Pernau der Vorsitzende am –> Vogteige-
richt (§ 721). 
 Amtspräses 
Vorsitzender beim –> Amtsgericht in Goldingen. 
BPR § 1471 Nr. 4. 
 Amtsschragen –> Amt 
 Amtsschreiber 
Vereidigter Rechnungsführer auf den herzoglichen Domänen Kurlands im 17. und 18. Jh., dem 
–> Amtmann unterstellt. 
Hahn 16. 
 Anbot, Bot 
Wenn nach dem dritten –> Aufbot eines Immobils keine Zahlung des Schuldners erfolgte, ver-
lautbarte der Gläubiger bei der nächsten Gelegenheit (–> Offenbarer Rechtstag) vor dem Rat 
einen „Bot“ auf das Grundstück und erhielt auf Antrag die immissio ex primo decreto (RigStadt-
recht 1673 II Kap. 32 § 7). Der Vollzug oblag dem –> Vogteigericht (bei Grundstücken in der 
eigentlichen Stadt) oder dem –> Landvogteigericht (bei vorstädtischen Grundstücken). Es er-
folgte eine symbolische Tradition (§ 8): –> Gerichtsvogt und –> Untervogt nebst Sekretär bega-
ben sich ins Haus, überreichten dem Gläubiger den Türklopfer und gaben dem Eigentümer wie 
den Mietern die Verpfändung bekannt. Durch diese –> Immission wurde der Gläubiger berech-
tigt, aber auch verpflichtet, das Immobil zu „wahren“, das heißt seine Verwahrlosung zu verhin-
dern. Binnen Jahr und Tag mußten sich alle Gläubiger, denen das Grundstück haftete, melden 
und waren befugt, den A. zu verbessern, wie auch Dritte ein höheres Gebot abgeben konnten (§ 
9). In dieser Frist stand daher das Immobil „zum Anbot“. Danach erfolgte der Zuschlag an den 
Meistbietenden, die immissio ex secundo decreto. Dieses im 17. Jh. geübte Verfahren wurde 
wohl bereits im 18. durch die Praxis dahin abgewandelt, daß die tatsächliche Einweisung erst 
nach der immissio ex secundo decreto vorgenommen wurde, die ex primo decreto nur noch 
durch Zustellung des Beschlusses erfolgte, ferner jedem, der den A. verbesserte, erteilt werden 
konnte. Bunge nannte diese Abwandlungen „mißbräuchlich“ – ein Hinweis, daß sie sich mög-
licherweise erst zu Beginn des 19. Jhs. herausgebildet hatten. Dieses Immissionsverfahren wurde 
nur in Riga und Pernau gehandhabt; in den andern Städten des rigischen Rechts gab es die ein-
fache öffentliche Versteigerung. Die –> Justizreform von 1889 hat die Immission abgeschafft. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 168 n.d. 
 Andersgläubiger 
Angehöriger einer nichtchristlichen Religion. Nahm ein solcher während eines Strafverfahrens 
den orthodoxen Glauben an, konnte die Strafe gemildert werden. (StGB 1845 § 157 Nr. 3). 
Gutzeit 1886, 39. 
 Aneignung 
Das russische StGB 1845 überschreibt Tit. XII Hauptstück IV (§§ 2188 ff.) „Von Aneignen und 
Unterschlagen fremden Eigentums“. Gemeint ist nicht nur die Unterschlagung im heutigen Sinn 
(als „Aneignen anvertrauten fremden beweglichen Eigentums“ und „Funddiebstahl“ erfaßt, 
wobei es im Tatbestand heißt „Wer ... gefundene Gelder ... unterschlägt“), sondern auch das 
Erlangen fremden Eigentums mittels gefälschter Urkunden sowie der Mißbrauch und die Ver-
letzung fremden Urheberrechts (§§ 2195 ff.). Das lettische StGB 1933 betitelt sein Kap. 35 (§§ 
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541 ff.) „A. fremden Vermögens und Vertrauensmißbrauch“. Es umfaßt die Unterschlagung (§§ 
541–543) und Untreue (§ 544 f.). In der deutschen Übersetzung wird allein der Terminus „an-
eignen“ gebraucht. 
 Aneignungsabsicht 
Zueignungsabsicht (StGB 1933 § 134: Wer „ungehörige Einkünfte in A. empfängt“). Beim 
Diebstahl 
indessen (§ 546) heißt es: „in der Absicht ... widerrechtlich zu behalten“. 
 Angabe an Zahlungsstatt 
Das BPR III Art. 3521 spricht von „Überlassung an Zahlungsstatt“, hat „Angabe“ jedoch im 
Stichwortverzeichnis, ebenso Bunge in seinen zivilrechtlichen Werken (Liv.- u. estl. sowie Kurl. 
Privatrecht), ohne daß der Ausdruck im Text gebraucht wird. Das LZ hat die datio in solutum 
nicht mehr besonders geregelt. 
 Angeschrieben 
1. Polizeilich gemeldet. In russischer Zeit darüber hinaus auch 
2. in die Listen einer Gemeinde als heimatberechtigt und steuerpflichtig eingetragen (vgl. ZPO 
1864 §621),und 
3. zu einem Stande gehörig („sich bei seiner Zunft anschreiben lassen“, BPR I § 991). Die Polizei 
auf dem Lande war gehalten, „zu keinem Stande angeschriebene“ Leute besonders zu überwachen 
(§ 411 Nr. 8, § 973 Nr. 8, § 1371 Nr. 8). –> Oklad 
 Ankerneeken, Ankerneekenamt 
Für den Empfang und die Aufteilung der in Riga eintreffenden Flöße bestellte Transportarbeiter, 
gelegentlich auch Stauer genannt. Sie übernahmen die auf der Düna herangeführten Flöße schon 
bei den Stromschnellen oberhalb der Stadt, die auf der Livländischen Aa ankommenden beim 
Beginn des Düna-Aa-Kanals, die Flöße der Kurländischen Aa bei Bauske oder Annenburg und 
führten sie stromabwärts bis Riga. Ebenso besorgten sie die Beförderung von Flößen vom Strand 
nach Riga, Libau oder Windau. Die Ankerneeken waren im Mittelalter in einer Bruderschaft, 
seit dem 17. Jh. zünftig organisiert. Zunftmitglieder waren wohl ausschließlich Letten. Die Zunft 
hatte Anteil an der Stadtverteidigung und wurde zur Hilfeleistung in Brand- und Katastrophen-
fällen herangezogen. Sie unterstand der Aufsicht durch das –> Amtsgericht (BPR I § 572 Nr. 6). 
Das Amt verlor in den 1890er Jahren seine Bedeutung, doch waren die A. seit 1929 in einem –
> Artell zusammengeschlossen, –> Undeutsche Ämter. 
Carlberg 86 f.; Latv. Enc. 606. 
 Anklagekammer 
Besondere Abteilung des Kriminaldepartements am –> Appellhof zur Überprüfung der Vorun-
tersuchung und der Anklageschrift in Sachen wegen Verbrechen, die mit –> Verlust der Rechte 
bedroht waren. 
Latv. Enc. 77. 
 Ankündigung –> Aufbot 
 Anlage, Anlagezoll 
Zugunsten der Krone zu zahlender Zoll. In Riga 1668 anstelle des Pfortenzolls eingeführt, von 
den seewärts ein- und ausgehenden Waren erhoben. Die Tarifsätze waren wesentlich niedriger 
als beim –> Lizent. Anlage war auch Bezeichnung für das –> Anlagshaus. – 1765 mit dem Lizent 
vereinigt. 
Jensch 125; Aktenstücke Riga II 65; Gutzeit Nachtr. 1886, 45. 
 Anlagedirektorium 
Besondere Kommission der Libauer Stadtverwaltung mit der Aufgabe, die Schuldentilgung und 
Zahlung der Schuldzinsen für die Stadt aus einem Fonds zu bewirken, der aus einer von der 
Kaufmannschaft freiwillig gezahlten Abgabe (Stadtsanlage) von 1 % des Wertes aller ein- und 
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ausgeführten Waren gebildet wurde. Hiervon konnte ein Drittel für den genannten Zweck ver-
wendet werden. Das Anlagedirektorium bestand aus vier von der Kaufmannschaft aus ihrer Mitte 
gewählten Gliedern, die von der –> Gouvernementsregierung im Amt bestätigt wurden. 
BPR I §§ 1516 ff.; Gutzeit I 41. 
 Anlags-Comptoir –> Anlagshaus 
 Anlagshaus 
In Riga am Großen Markt zur Erhebung der –> Anlage. 1765 wurde das „Anlags-Comptoir“ in 
das –> Lizenthaus verlegt. 
Aktenstücke Riga III 410; Gutzeit Nachtr. 1886, 45. 
 Anmeldebuch 
Bei der –> Grundbuchabteilung zur Eintragung mündlich gestellter Anträge geführt. Der aufge-
nommene Antrag wurde verlesen und vom Antragsteller und dem Sekretär unterschrieben. 
GBRegeln § 44. 
 Annotationsbuch 
Anschreibebuch, bei den kurländischen Behörden geführt zum Nachweis der vom Archiv ausge-
gebenen Akten (KurlKanzlO 1796 § 46) und der zur Post gegebenen Schriftstücke (§ 63). 
 Anschlag(s)buch 
Verzeichnis der vom Gericht bewirkten öffentlichen Anschläge, wie Ladung, –> Zuzeichnung. 
Es wurde im –> Hofgericht und –> Oberlandgericht vom Aktuar geführt, der auch die Anschläge 
zu besorgen hatte. 
BPR I § 333 Nr. 12, § 345 Nr. 9, § 873 Nr. 6. 
 Anschlußberufung –> Inhäsion 
 Anschlußrevision –> Inhäsion 
 Ansiedler –> Geldsasse 
 Anstandsbrief, Indult 
Konnte einzelnen Schuldnern wie ganzen Gruppen gegenüber einzelnen wie sämtlichen Gläubi-
gern durch landesherrlichen Gnadenerweis erteilt werden. Die Bestimmung stützte sich auf das 
römische Recht (Cod. 7, 71, 8; Dig. l, 19, 4) wie auf die Note c zu pag. 311 des schwedischen 
Landlaghs. Von der Möglichkeit wurde namentlich in Kriegs- und Notzeiten Gebrauch gemacht. 
So erteilte Peter der Große am 3. Mai 1722 der Stadt Riga ein Moratorium auf zehn Jahre, 
Alexander I. 1811 dem livändischen Adel ein solches auf ein Jahr. Bereits nach der schwedischen 
ExekutionsO von 1669, § 5, konnte der Generalgouverneur („Befehlshaber“) in einzelnen 
Schuldsachen bis zu drei Monaten „Anstand“ erteilen. Diese Bestimmung wurde in russischer 
Zeit beibehalten. Sie galt auch noch zur Zeit der Selbständigkeit der baltischen Staaten, dürfte 
jedoch nicht mehr angewandt worden sein. Das LZ hat sie nicht übernommen. 
BPR III Art. 3512 f. 
 Anstrengen 
1. (einen Prozeß) beginnen, einleiten; 
2. (zur Tätigkeit) anhalten, z.B. zur Teilnahme an Löscharbeiten (StGB 1845 § 1416), zur 
Zwangsarbeit (ErgVO Art. 40). 
 Anteakten 
Vorakten, Akten der ersten Instanz. 
Samson § 665 b. 
 Anteilgesellschaft 
Nach russischem Vorbild geschaffene „Klein-AG“, teilweise der deutschen GmbH ähnlich (die 
es im Baltikum nicht gab). Anders als bei der AG mußten die Gründergenossen ihre Anteile 
schon bis zur ersten Vollversammlung voll einbezahlen. Diese durften nicht vor Ablauf eines 
Jahres nach der Gründung veräußert werden. 
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Latv. Enc. 1838. 
 Anteilscheingesellschaft –> Anteilgesellschaft 
 Anteilsgehorch 
–> Gehorch, bei welchem der fronpflichtige Bauer auf dem gutsherrlichen Lande eine solche 
Bodenfläche zu bestellen übernahm, die der Größe des von ihm selbst genutzten gehorchspflich-
tigen Bauernlandes im Verhältnis zum gesamten fronpflichtigen Bauernlandareal des Gutes ent-
sprach. 
Gutzeit I 47; Tobien, Agrargesetzgebung I 418 u. Anm 1. 
 Anteilsgenossenschaft –> Anteilgesellschaft 
 Antesessionalia –> Sessionalien 
 Antichrese 
Nutzungspfandrecht, –> Pfandbesitz des neueren Rechts 
 Antrittspreis, Antrittssumme 
1. Bei Stiftung eines –> Fideikommiß mußte unter anderem bestimmt werden (BPR III Art. 
2525), daß dieser entweder gar nicht oder nicht über einen unabänderlich festgesetzten Betrag – 
den A. – belastet werden durfte. Der Fideikommißfolger, das ist der vermöge der Stiftung zur 
Sukzession Berechtigte (Art. 2524), mußte diese Summe den Allodialerben des Vorbesitzers aus-
zahlen (Art. 2559). Zuvor wurden jedoch die Fideikommißgläubiger hieraus befriedigt, so daß 
die Erben nur den Rest erhielten. Bis zum Betrag des A. durfte der Fideikommißbesitzer Schul-
den kontrahieren, zu deren Bezahlung sowohl die Allodialerben wie der Fideikommißfolger ver-
pflichtet waren (Art. 2561). Dieser mußte daher, falls die Erben des letzten Besitzers die Erbschaft 
ausschlugen, den A. den Gläubigern seines Vorbesitzers entrichten, „aber nicht mehr, weil der 
jedesmalige Besitzer nur über diesen Betrag freie Verfügung“ hatte. Die Regelung beruhte im 
wesentlichen auf Gewohnheitsrecht. Der A. wird von Bunge als nur für Livland und Kurland 
geltend angegeben; in Estland sei er nicht üblich gewesen. Gleichwohl hat das letztlich von ihm 
selbst redigierte BPR III keine territoriale Beschränkung. Mit der Aufhebung der Fideikommisse 
in den baltischen. Staaten kam das Institut in Wegfall. 
2. In Kurland wurde ferner die Summe, welche der Erbe, der bei der Erbteilung den Naturalbesitz 
eines Gutes erhielt, seinen Miterben auszahlen mußte, A. genannt (BPR III Art. 2702 Anm.). A. 
hier somit = Gleichstellungsgeld. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 402; ders., Kurl. PR § 299. 
 Anwalt, fiskalischer 
Bezeichnung des –> Fiskal im herzoglichen Kurland. 
IKP 1 III § 1. 
 Anweisung –> Assignation 
 Anzeige eines Vorsatzes 
Indiz. „Die durch Wort oder Schrift oder durch irgend eine sonstige Handlung kundgegebene 
Absicht, ein Verbrechen zu begehen“ (StGB 1845 § 9), etwa durch Drohungen, Berührung oder 
Vorschläge irgendwelcher Art. 
 Anzeigenbeweis 
Indizienbeweis 
A. Faltin: Der Anzeigenbeweis in Livland nach der Theorie und Praxis. Riga 1857. 
 Apothekengericht, Apothekenherrschaft 
Untergericht des Rigaer Rats, Medizinalbehörde der Stadt. Bestand aus einem Bürgermeister 
(Oberapothekenherr) und einem Ratsherrn (Apothekenherr) sowie einem Sekretär (Apotheken-
gerichtssekretär), ferner den beiden Stadtphysici als fachmännischen Beiräten. Ärzte und Apo-
theker, die sich in Riga niederlassen wollten, mußten sich zuvor von den Stadtphysici examinie-
ren lassen. Aufgabe des Apothekengerichts war auch die Visitation der Apotheken und Kontrolle 
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der Taxen. 1784 wurde die Aufsicht über das Medizinalwesen der Stadtverwaltung entzogen, 
1797 der –> Medizinalverwaltung übertragen. 
Carlberg 112 f.; Aktenstücke Riga I 219, 301, 504; Campenhausen 62 f.; Gutzeit Nachtr. 1886, 
54. 
 Apothekenherr –> Apothekengericht 
 Appellationsbeschwerde 
Berufung im Unterschied zur Beschwerde gegen Beschlüsse (Bescheidquerel). –> Schaltgelder 
BRP I § 373. 
 Appellationsimpetrant –> Impetrant 
 Appellationsschilling, Appellationskaution, Sukkumbenzgeld 
Die bei einer Appellation zu hinterlegende Sicherheit, in Livland indessen eine echte Gebühr, die 
bei erfolgloser Berufung dem Untergericht, bei erfolgreicher der Oberinstanz verblieb, auch 
dann, wenn es zu einem Vergleich kam. Der Appellationsschilling konnte durch den –> Ar-
meneid ersetzt werden. 
BPR I § 307 nr. 2, § 366; Elias 93. 
 Appellhof, Gerichtspalate, Palate 
Nach der –> Justizreform 1889 Berufungsgericht über Urteile des Bezirksgerichts und der –> 
Friedensrichterversammlung, dem deutschen Oberlandesgericht entsprechend. Es hatte drei Ab-
teilungen (Departements genannt): für Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen. In russischer Zeit 
war für die Ostseeprovinzen die Palate in St. Petersburg zuständig, in den baltischen Republiken 
gab es je einen Appellhof in Riga und Reval, dort anfänglich –> Bezirksgericht genannt, sehr bald 
aber wieder „Gerichtspalate“. Der A. tagte in der Besetzung mit drei Richtern. Balt. Bürgerkunde 
107. 
 Arbeiter zu Fuß, mit Pferd 
Die zur Gehorchsleistung zu stellenden Arbeitskräfte. Jeder zur Fron verpflichtete Bauernhof 
hatte im Verhältnis zu dem ihm zur Nutzung angewiesenen Land an einer bestimmten Zahl von 
Tagen im Jahr (–> Arbeitstag) teils –> Fußarbeiter, teils –> Pferdearbeiter zum Gutshof zu stellen. 
Der –> Gehorch wurde zumeist von Knechten und Mägden des Bauern geleistet, von ihm selbst 
nur ausnahmsweise. Die Zahl der Arbeiter mit Pferd übertraf meist die der Fußarbeiter oder -
arbeiterinnen. 
Stepermanis 25; Soom 242 ff; Hahn 69 ff. 
 Arbeiterokladist –> Okladist 
 Arbeitshaus –> Arrestantenkompanien, –> Brockenhaus, –> Korrektionshaus 
 Arbeitspacht –> Fronpacht 
 Arbeitsperselen –> Perselen, –> Hilfsgehorch 
 Arbeitsregulativ, Regulativ 
Gesetzliche Festlegung der bäuerlichen Arbeitsleistung gegenüber den Gütern in Liv- und Est-
land. Sie fand ihren Niederschlag auch im –> Wackenbuch. Auch dieses kann man als auf das 
einzelne Gut und den einzelnen Bauernhof bezogenes Regulativ bezeichnen. In Livland beruhte 
die Fixierung der bäuerlichen Verpflichtungen auf einem zu schwedischer Zeit 1663 bis 1693 
geschaffenen Kataster. 1765 und 1784 wurden in russischer Zeit neue R.e. in Kraft gesetzt, wel-
che die veränderten Verhältnisse berücksichtigten. Die Livl. BVO 1804 stellte ein zum Teil wie-
derum neues R. auf, das die Wiesen mit einbezog und bestimmte, daß die ordinäre Frone (–> 
Gehorch) nicht mehr als ½, die Naturalabgaben der Bauern mindestens ⅛ und die Hilfsfronen 
(–> Hilfsgehorch) ⅜ der gesamten Leistung ausmachen durften. Diese Regulierung blieb bis zur 
Bauernbefreiung 1819 in Kraft, die den freien Vertrag an die Stelle der behördlichen Normierung 
der Leistungen setzte. Dennoch erschien zur Livl. BVO 1849 ein A., welches nunmehr die Pacht-
leistungen normierte. In Estland hatten sich die bäuerlichen Verhältnisse zunächst ähnlich ent-



47 
 

wickelt wie in Livland, ebenso in schwedischer Zeit. 1795 schuf die estländische Ritterschaft ein 
R. für die Bauern; mit der Estl. BVO 1804 war ein neues R. verbunden, das bis zur Bauernbe-
freiung 1816 wirksam war. 
Stepermanis 12; Tobien, Agrargesetzgebung I 55, 57, 215, 229, 245; II 195, Gernet 37, 115, 
120, 192. 
 Arbeitstag 
Die Ableistung der Arbeitszeit durch eine erbuntertänige Person (–> Arbeiter) an den Gutsherrn 
im Hand- wie im Spanndienst. Nach Aufhebung der persönlichen Unfreiheit 1816/19 wurden 
solche Arbeiten aufgrund von Arbeitspachtverträgen (–> Fronpacht) geleistet. 
Gutzeit 49, Nachtr. 1886, 56, Hupel, Topogr. Nachr. I 55. 
 Arbiträrgericht –> Arrende- und Arbiträrgericht 
 Armen- und Sanitätsamt 
Trat in Pernau nach Einführung der StädteO von 1870 an die Stelle des –> Armenkollegium. 
 Armen- und Siechen-Kommission 
Trat in Dorpat nach Einführung der StädteO von 1870 an die Stelle des –> Armenkollegium. 
Bestand aus dem Stellvertreter des Stadthauptes (–> Stadthaupt) als Vorsitzendem, einem Mit-
glied aus dem –> Stadtamt und vier Stadtverordneten. 
Rig. Almanach 1882. 
 Armenadministration 
Armenverwaltung in Lemsal. Bestand aus einem Ratsherrn als Inspektor und einem Administra-
tor. 
 Armenamt 
Ersetzte in Riga nach Einführung der StädteO 1887 das –> Armendirektorium. Es bestand aus 
einem Stadtrat als Präses, dessen Stellvertreter, fünf Beisitzern und den Vorsitzenden der dem A. 
unterstellten Verwaltungen. 
Tobien, Armenwesen 43 ff.; Carlberg 220 ff. 
 Armendirektorium, Armenamt 
In Reval Ausschuß des Magistrats zur Leitung der Armen- und Siechenanstalten und des Spinn-
hauses. Es bestand aus einem Bürgermeister als Präses, einem Ratsherrn, je einem Beisitzer aus 
den Gilden und einem vom Rat ernannten Vorsteher aus der Großen Gilde. In Riga auf Initiative 
Alexanders I. 1802 eingerichtet, löste das –> Almoseninstitut ab. Es bestand aus einem Bürger-
meister als Präses, mehreren Ratsherren, dem –> Ältermann der Großen Gilde als Direktor der 
Kassenverwaltung, mehreren Ältesten und Bürgern beider Gilden sowie aus Ärzten und Pastoren. 
Untergliedert in Direktionen und Administrationen. Dem A. waren alle Wohltätigkeitsanstalten 
unterstellt. Die Fürsorge erstreckte sich nur auf die Glieder der Rigaschen –> Steuergemeinde. 
Die staatlichen Wohlfahrtseinrichtungen unterstanden dem –> Kollegium der allgemeinen Für-
sorge. 1887 durch das –> Armenamt abgelöst. 
Elias 18;Carlberg 219 ff; Tobien, Armenwesen 49. 
 Armeneid 
Eid der armen Partei über den Bestand ihres Vermögens und die Höhe ihres Einkommens. For-
mular bei Samson § 944 Anm. 
Samson § 731 Anm.; Schmidt, Civilpr. 84. 
 Armenkollegium 
Verantwortlich für die Armenverwaltung der Stadt in Dorpat („Stadtarmenkollegium“), Fellin, 
Pernau, Walk und Wenden. Bestand aus Vertretern des Rats und der Gilden; in Fellin und Walk 
gehörte auch ein Geistlicher dazu. 
BRP I 
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 Armenkorn 
Ein der Stadt Reval im 18. Jh. zustehender Anteil am Zoll. 
H. von zur Mühlen, Die Abgesandten Rigas u. Revals bei der Krönung der Kaiserin Anna in 
Moskau (1730). In: ZfO 31 (1982) 509. 
 Armenprovisor 
In Dorpat ein Ratsherr als Vorsitzender im –> Armenkollegium. 
BPR I § 700. 
 Arrendator 
Pächter eines Ritterguts, einer –> Hoflage oder eines landwirtschaftlichen Nebenbetriebs. Bei 
Vergabe von Bauernland wurde nie von einem Arrendator, sondern von einem Pächter gespro-
chen. 
Gutzeit I 50, Nachtr. 1886 58. 
 Arrende 
1. Jegliche Gutspacht. –> Arrendator 
2. Verpachtung russischer Staatsdomänen in Livland, Estland, Russisch-Finnland (bis 1812) und 
Kurland (ab 1795), den ehemaligen polnischen Gouvernements (sukzessive ab 1772) sowie 
Bessarabien (ab 1812) als Belohnung oder Versorgung für verdiente Staatsdiener (auch ihrer Wit-
wen). 1837 eingestellt und durch Geldzahlungen ersetzt. 
Transehe, Gutsherr 55 ff., 81 f.; Gutzeit I 50, Nachträge 1886, 58. 
 Arrende- und Arbiträrgericht 
Schiedsgericht in Kurland zur Entscheidung von Streitigkeiten aus Pacht- und Pfandverträgen. 
Besetzt mit vier (von jeder Partei zwei) gewählten „Vermittlern“ (Schiedsrichtern) sowie dem –> 
Oberhauptmann als Vorsitzendem. Als Urkundsbeamter wirkte der –> Instanzsekretär mit. 
BPR I § 1344 Nr. 3. 
 Arrendegut 
Domänengut (–> Kronsgut), das verpachtet war. 
Gutzeit I 51; Nachtr. 1886, 58; BPR III Art. 1972ff.; Bunge, Kurl. PR § 101; Bunge, Liv.-estl. 
PR (1838) § 77. 
 Arrendekontrakt 
Pachtvertrag 
 Arrest 
1. Die mildeste Freiheitsstrafe (eine der –> Korrektionsstrafen), (StGB 1845 § 34 VI). A. konnte 
von einem Tag bis zu drei Monaten verhängt werden und wurde in besonderen Haftanstalten 
(in Riga: Termingefängnis) oder in Arrestlokalen der Polizei vollzogen. Die Häftlinge konnten 
zu öffentlichen Arbeiten herangezogen werden (§ 59). Bei Edelleuten und Beamten konnte der 
Arrest auch auf der militärischen Hauptwache, in einem Gebäude ihres Ressorts oder als Haus-
arrest vollzogen werden (§ 60). Nach § 17 StGB 1933 betrug die Haft einen Tag bis sechs Mo-
nate und wurde nur noch in Haftanstalten als Gemeinschaftshaft vollstreckt, auf Wunsch jedoch 
– wenn Kammern (Zellen) frei waren – auch als Einzelhaft. 
Latv. Enc. 91. 
2. Arrest, dringlicher –> Sicherstellung , –> Sicherstellung von Klagen. 
 Arrestanten, Zeitweilige –> Zeitweilige A. 
 Arrestantenkompanien 
1. Die zur Zwangsarbeit in Fabriken Verurteilten (Soldaten wie Zivilisten) wurden, soweit damit 
nicht eine –> Verweisung nach Sibirien verbunden war, den Militärbehörden übergeben, welche 
die Strafe in besonderen Arrestantenkompanien des Ingenieurressorts vollstreckten: den Fe-
stungs-A. (StGB 1845, ErgVO vom 15. August 1845 Art. 4). 
2. Nach Vorschlag des Innenministeriums wurden Arrestantenkompanien des Zivilressorts ein-
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gerichtet „zur Aufnahme und zur Besserung von Leuten niederer Stände“ (ErgVO § 1). Sie wur-
den nach ihren Stationierungsorten benannt und beschäftigten die Häftlinge vorwiegend mit 
Bauarbeiten; die Organisation war militärisch mit militärischem Stamm- und Wachpersonal. In 
die A. wurden außer gerichtlich Verurteilten im Verwaltungswege Vagabunden und Läuflinge (–
> Läufling) eingewiesen bis zur Klärung ihrer Orts- und Standeszugehörigkeit, Steuerschuldner 
zur Abarbeitung ihrer Rückstände und Müßiggänger „behufs Besserung ihres Lebenswandels“; 
letztere nicht über sechs Monate. Die entlassenen Häftlinge standen noch vier Jahre unter Poli-
zeiaufsicht, durften in dieser Zeit weder ihren Wohnsitz wechseln, noch ihn zeitweilig verlassen. 
Wo keine A. bestanden, konnten die Häftlinge in Arbeitshäusern untergebracht werden, wo-
durch sich allerdings die Haftzeit um die Hälfte verlängerte (StGB 1845 § 83). Diese Strafum-
wandlung galt stets für Arbeitsuntaugliche und Frauen. 
 Arrestation 
Verhaftung, Inhaftnahme, Festnahme. 
(StGB 1845 § 377). 
 Artel (russ.) 
Vertraglich geregelte Vereinigung von Personen mit gleichem Rechtsstatus zur Pflege wirtschaft-
licher Interessen bei Gemeinhaftung und Beteiligung mit Kapital- oder Arbeitsleistung. Seit Peter 
dem Großen als neue Gattung die Artels kaufmännischer Hilfskräfte (Börsen-A.) und verschie-
dener Arbeitskräfte im Hafen (Träger, Lotsen und andere), nach 1861 immer stärker verbreitet 
bei Angestellten aller Art. Man unterschied gewerbliche, Verbraucher-, Kredit- und Versiche-
rungs-A. –> Pating, –> Undeutsche Ämter 
Kiparsky 145. 
 Artilleriebezirk 
Seit den Napoleonischen Kriegen war das Russische Reich in Bezirke der Artilleriegarnisonen 
eingeteilt. Die Ostseeprovinzen gehörten zum Livländischen Bezirk. Da hier die Festungsartille-
rie, nicht die garnisonierende Feldartillerie zusammengefaßt war, wurde der Bezirk 1861 in Fe-
stungsartilleriebezirk umbenannt. 1864 wurde der Livländische Bezirk aufgelöst. Seine Aufgaben 
übernahm der Artilleriechef im neugebildeten Rigaer –> Militärbezirk. 
 Assessor 
Allgemein Beisitzer, insbesondere 
1. Mitglieder des livländischen Hofgerichts (BPR I § 294). Die beiden Assessoren wurden vom 
Landtag aus den immatrikulierten Edelleuten auf sechs Jahre gewählt (BPR II §§ 384, 393, 398, 
462). Seit 1840 wählte einen A. der oeselsche Landtag (§ 425). Dieser war Beisitzer beim –> 
Departement für Bauersachen (§ 302 Forts.). 
2. Die beiden Beisitzer am –> Landgericht, auf sechs Jahre von der Ritterschaft jedes Kreises 
gewählt (BPR I 357 ff.; II 386, 401). 
3. Adjunkt am –> Ordnungsgericht. 
4. Die beiden Beisitzer beim –> Manngericht (§ 918), aus den immatrikulierten Edelleuten von 
der Ritterschaft des Kreises auf drei Jahre gewählt. 
5. Die beiden rechtsgelehrten Räte des Herzogs von Kurland (FormReg. § l). Sie mußten Dok-
toren der Rechte, konnten „in Ermangelung“ Adliger auch Bürgerliche sein. 
6. Die beiden Beisitzer am –> Oberhauptmannsgericht, von der Ritterschaft vornehmlich aus 
den A.en an einem –> Hauptmannsgericht oder –> Kreisgericht gewählt (BPR I § 1321, II § 
518). Unterstanden Angeklagte der städt. Gerichtsbarkeit, so wurden ad hoc zwei Ratspersonen 
als A. genommen (IKP 1 I § 3 Nr. 4). 
7. Die weltlichen und geistlichen Beisitzer der Provinzialkonsistorien (–> Konsistorium). 
8. Die drei Pastoren als Mitglieder des ehem. Piltenschen Konsistoriums (1717–1797). 
9. Der Piltensche Superintendent während seiner Mitgliedschaft im Kurländischen Konsistorium 
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(1614–1717, Union mit Kurland). 
10. Der dienstälteste Propst als assessor ecclesiasticus beim –> Oberkirchenvorsteheramt und der 
weltliche Beisitzer als assessor nobilis, in Kurland aus den besitzlichen Edelleuten, in den übrigen 
Provinzen aus den Landräten gewählt. 
11. In der Statthalterschaftszeit die Beisitzer am –> Gouvernementsmagistrat ( befristet gewählte 
Laienrichter) und im –> Gerichtshof (Berufsbeamte). 
Elias 82. 
 Assessorat 
Amt eines –> Assessor (Livl. Landtags-Recesse 394: „Und weilen der Assessor P. ohne die gering-
sten meriten ... zum Assessorat gekommen, ...“). 
 Assessorialgerichte 
Kollegialgerichte (in Kurland gebräuchlich). 
Ziegenhorn § 685 
 Assignation 
1. Anweisung. Sie führte nicht zum Erlöschen einer Forderung („Anweisung ist keine Zahlung“). 
Assignierte Summe = angewiesene Gelder. 
2. Papiergeld der russischen Zeit seit Mitte des 18. Jhs. (Banco Assignation). 
Bunge, Kurl. PR §§ 55, 57; G-N I 14. 
 Assistent –> Beirat 
 Atmatte (lett.) 
Wirtschaftsland, das längere Zeit brachliegt und wahrscheinlich auch nie wieder genutzt werden 
wird, mithin keine normale Brache in der Dreifelderwirtschaft. A. steht der –> „Dreesche“ sehr 
nahe, jedoch liegt bei dieser immer die Absicht vor, sie in einem gewissen Turnus wieder zu 
bestellen. 
Cimermanis 132, Kiparsky 79. 
 Aufbot, der 
1. Aufgebot bei der Versteigerung (ReorgVO § 134), volkstümlich auch die Versteigerung selbst. 
2. Nach erstrittenem Urteil konnte der Gläubiger (nach rigischem Recht) mit Genehmigung des 
Gerichts die Einweisung (–> Immission) in ein Grundstück des Schuldners betreiben mit dem 
Ziel, ein dingliches Recht daran zu erlangen. Zu diesem Zweck erfolgte auf seinen Antrag ein 
dreimaliger A., nämlich an einem Offenbaren Gerichtstag (–> Offenbarer Gerichtstag) beim –> 
Vogteigericht (RigStadtrecht 1673 II Kap. 32 §§ 6, 7). Jeder A. war mit der Aufforderung an 
den Schuldner, Zahlung zu leisten, verbunden (Ankündigung oder Denuntiation des A.). Er-
folgte keine Zahlung, konnte der Gläubiger sein –> Anbot abgeben und die immissio ex primo 
decreto beantragen. Dieses Verfahren wurde in Riga und Pernau geübt. Es entfiel mit der Neu-
ordnung des Vollstreckungsrechts durch die –> Justizreform 1889. Bunge, Liv.-estl. PR § 168. 
3. Ausschreibung von Staatslieferungen gegen Gebot der günstigsten Bedingungen (BPR I § 411 
Nr. 27). 
 Aufhalten, widergesetzliches 
Rechtswidrige Freiheitsentziehung, ohne förmliche –> Arrestation. 
StGB 1845 §§ 2025 ff. 
 Aufkauf –> Vorkauf 
 Auflassung –> Zuzeichnung, –> Investitur 
 Aufrechung –> Staatskontrolle 
 Aufsage 
Kündigung, in Kurland „landesübliche Loskündigung“ durch Vermittlung des Gerichts (gericht-
liche Aufsage). Sie bewirkte Fälligkeit zum –> Johannistermin (Formular IKP 2 X § (4)). 
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 Aufschreibung 
Die Bestellung einer (öffentlichen) Spezial-Hypothek gemäß RigStadtrecht (II Kap. 35 § l; III 
Tit. 9 § 5) mit schriftlicher Zustimmung des Schuldners oder – bei Zwangshypotheken – auf-
grund eines Urteils. Voraus ging die Eintragung der Schuldurkunde in das städtische Pfandbuch. 
Die A. konnte nur an einem Offenbaren Rechtstag (–> Offenbarer Rechtstag) vorgenommen 
werden nach Zulassung durch den Wortführenden Bürgermeister (Freimachung) am Vortage. 
In der öffentlichen Ratssitzung verlas der Gläubiger einen „Rezeß“, worin die Höhe der Forde-
rung, der Name des Schuldners, das Datum der Schuldurkunde und die genaue Bezeichnung der 
Hypothek mit etwaigen Vorrechten angegeben sein mußten, worauf der Wortführende Bürger-
meister über die Tage zuvor vor ihm geschehene „causae cognitio“ referierte. Wurden keine Ein-
wendungen erhoben, erhielt der Gläubiger eine Abschrift des Protokolls, das ins Erbebuch ein-
zutragen war. Dieses Verfahren wurde durch die –> Justizreform von 1889 abgeschafft. 
 Auftrag des Eigentums –> Abzeichnung 
 Aufzögling 
Die Annahme von Aufzöglingen bestand gewohnheitsrechtlich schon im 17. Jh. Sie wurde be-
sonders nach Kriegen und Seuchen geübt, um obdachlos herumstreunenden Kindern oder Fin-
delkindern Heim und Erziehung zu bieten. In ruhigen Zeiten handelte es sich fast ausschließlich 
um uneheliche Kinder, weshalb das BPR III Art. 174 einheitlich von „unehelich geborenen Kin-
dern und Aufzöglingen“ spricht, „welche für ehelich erklärt worden sind“. Die Pflegeeltern hatten 
keine elterliche Gewalt, doch hatte das Kind, solange das jederzeit lösbare Pflegeverhältnis be-
stand, ihnen „gleichwie leiblichen Eltern Gehorsam und Ehrerbietung zu bezeigen“ (Art. 196). 
Demgemäß hatte der A. gegenüber den Pflegeeltern keine „Familien- und Erbrechte“ (Art. 194). 
Das LZ regelt das Institut der Pflegekinder nicht mehr, obwohl aufgrund von Verträgen tatsäch-
lich Pflegeverhältnisse bestanden. 
 Augsburger Konfession –> Bürgerrecht 
 Auktionsdirektorium –> Subhastations- und Auktionsdirektorium 
 Ausführungsurteil –> Inhäsivbescheid 
 Ausgeschriebene Zession 
Namentliche Abtretung im Gegensatz zur –> Blankozession. 
 Ausheben der Beweisgegenstände 
Formulierung des Beweisthemas. 
Samson § 286. 
 Auskaufen 
Auslösen eines Pfandes, aber auch einer Person, etwa eines Gastes, der nicht genügend Barmittel 
besitzt, um die Zeche zu bezahlen, und sich solange beim Wirt aufhält, bis ein Freund die Zah-
lung vornimmt oder sicherstellt. 
Gutzeit I 76. 
 Ausladen 
In Kurland gebraucht für „vorladen“. 
Gutzeit I 77. 
 Ausländischer Gast –> Gast 
 Auslegung, grammatische (der Gesetze) –> Deklaration 
 Auslösung 
Die russische Form des Näherrechts (Svod zak X 1 §§ 1346 ff.): Befugnis der Verwandten, ver-
äußertes Familiengut (Erbgut) gegen Erstattung des Kaufpreises an sich zu ziehen, also ein soge-
nanntes Abtriebsrecht. Diese Rechtsform bestand in Lettgallen bis zum Inkrafttreten des LZ (1. 
Januar 1938), das in §§ 1381 das Näherrecht einheitlich regelte. Für vorher getätigte Verkäufe 
beließ das EinführungsG § 45 es jedoch bei der bisherigen dreijährigen Frist, so daß die A. bis 
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zum 31.Dezember 1940 hätte ausgeübt werden können. 
Bunge, Kurl. PR § 173 n.e. 
 Auskultant 
Bei einer Gerichtsbehörde angestellter junger Mann, der „zu gerichtlichen Geschäften und künf-
tiger Bekleidung von Ämtern“ vorbereitet wird. 
BPR I 17. 
 Auspfändung 
Gerichtliche Pfändung, nicht Kahlpfändung, wie man nach heutigem Sprachgebrauch anneh-
men könnte. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 148; ders. Kurl. PR § 144; BPR III Art. 1412. 
 Aussage, Ausspruch 
In der Literatur des 19. Jhs. und im BPR gleichbedeutend gebraucht zur Bezeichnung des (zu-
meist sichergestellten) Anteils der Kinder an einer Erben- oder fortgesetzten Gütergemeinschaft. 
Im einzelnen haben die Quellen dieses deutschrechtliche Institut verschieden aufgefaßt und ge-
brauchen nur eine Bezeichnung. 
1. Aussage 
a) Estl. Landrecht BPR III Art. 1732. Die Witwe durfte nur nach vorausgegangener Vermö-
gensauseinandersetzung mit den Kindern wieder heiraten. Bei Minderjährigen brauchte jedoch 
keine Realteilung stattzufinden; es genügte, wenn die Kinder eine A. erhielten, das heißt wenn 
ihr Erbteil der Quote nach und wertmäßig festgestellt und für die Integrität Sicherheit geleistet 
wurde. Die LandgerichtsO von 1724 (Tit. 8 Art. 2) spricht noch von „Abfindung“; „Aussage“ 
wurde erst im 18. Jh. üblich. 
b) Revaler Stadtrecht. Bei Eingehen einer zweiten Ehe des überlebenden Ehegatten war keine 
Realteilung erforderlich; er konnte die Verwaltung und Nutzung der Anteile der Kinder behalten 
(Aussage und Ausspruch im eigentlichen und engeren Sinn), jedoch nur gegen Sicherheitslei-
stung. Im 19. Jh. war die reale Abteilung der Kinder die Regel. Wurde nicht das Gesamtgut, 
sondern nur das Gut des Verstorbenen geteilt, so nannte man das Aussage, die Kinder „ausgesagte 
Kinder“ (BPR III Art. 1858). 
2. Ausspruch 
a) Rigisches Stadtrecht. Ursprünglich nur der Anteil der Kinder bei Auflösung der Gütergemein-
schaft nach dem Tode eines Ehegatten, sofern keine Realteilung stattfand (IV Tit. 2 § l), insbe-
sondere auch bei neuer Ehe des Witwers oder der Witwe. Später auch auf den Voraus übertragen, 
den bei der Einkindschaft die Vorkinder aus dem Vermögen ihres Elternteils erhalten. 
b) Kurländisches Stadtrecht. Die Polizeiordnungen verstehen unter Ausspruch den Erbteil der 
Kinder, den der überlebende Ehegatte behalten und nutzen darf, jedoch durch Hypothekenbe-
stellung sichern muß. Das Institut entfiel in Lettland durch die Neuregelung des Ehegüterrechts 
im LZ. 
Bunge, Liv.-estl. PR §§ 272, 286, 290, 432; ders. Kurl. PR § 254. 
 Ausschließung aus dem Dienst 
Eine der Amtsenthebung entsprechende Dienststrafe. Der Betroffene verlor das Recht, wieder in 
den Staatsdienst zu treten, Wahlämter zu bekleiden sowie an den entsprechenden Wahlen der 
Adels- und kommunalen Korporationen aktiv teilzunehmen (StGB 1845 § 68). –> Entsetzung 
vom Amt. 
 Ausschreiben der Lehrlinge 
Löschen der Namen der Lehrlinge im Lehrlingsverhältnis (BPR II § 1279 Nr. 3). 
 Ausschuß, engerer 
1. Kurland: Auf einem Landtag konnte der –> Landbotenmarschall einen engeren Ausschuß aus 
der Mitte der Landboten bilden, wozu jede der fünf ehem. Oberhauptmannschaften (–> Ober-
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hauptmannschaft) einen Vertreter aus ihren Reihen ernannte. An den Sitzungen des e. A. nahm 
der Landbotenmarschall mit beratender Stimme teil. Nach Erledigung des Auftrags legte der e. 
A. seine Relation dem Landtag vor. 
2. Livland: –> Adelskonvent. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 78, 114 Nr. 2, 132, BPR II § 314. 
 Ausschuß, ritterschaftlicher –> Ritterschaftsausschuß 
 Ausspruch –> Aussage 
 Autonomes Unternehmen –> Staatliches Autonomes Unternehmen 
 Autonomierecht 
Auf das Lübische Recht zurückgehendes Recht des Revaler Magistrats, aufgrund dessen er inner-
halb des städtischen Bereichs bindende Ordnungen erlassen konnte. Bereits in schwedischer Zeit 
beeinträchtigt, wurde es seitens der russischen Regierung, vor allem durch die in der Stadt ansäs-
sigen militärischen Behörden, nach und nach unterlaufen und erst vorübergehend, dann mit 
bleibender Wirkung durch staatliche Satzungen ersetzt. –> Stadtordnung 1785, –> Städteord-
nung 1870. 
 Aversionalzahlung 
Vorauszahlung der gesamten Schuldsumme, z.B. bei Werklohn oder Dauerpacht. 
BPR III Art. 4245; Bunge, Liv.-estl. PR § 378; ders. Kurl. PR § 257. 
 Aversionskauf –> Mengekauf 
 Avokation 
Antrag auf Verweisung der Sache vor ein anderes Gericht. 
Samson § 849. 
 

*** B *** 
 
 Baat (Bath) 
Der Naturalzins beim Getreidedarlehen. In Livland mußten für sechs im Frühjahr (vor der Aus-
saat) entlehnte Maß Getreide im Herbst (nach der Ernte) sieben Maß zurückerstattet werden, 
somit 16⅔ %. Dieser Zinsfuß wurde ursprünglich als Höchstsatz für die von den Arrendatoren 
der Kronsgüter an die Kronsbauern gewährten Getreidedarlehen bestimmt (schwedisches Gou-
vernementsplakat vom 6. Oktober 1697), später aber allgemein angewendet. In Estland war der 
Satz noch höher und betrug 33⅓ %. Günstiger wurden die Zinssätze nach der Bauernbefreiung 
bei Darlehen aus den Bauernvorratsmagazinen: In Livland 8½ % (Livl. BVO § 514 Nr. 11), in 
Estland 5 5/9 % (Estl. BVG 1816 § 262), auf Oesel bei Darlehen aus der Bauerbank 6¼ % 
(Beschluß 1816 des Ministerkomitees vom 30. Januar 1845). Die B. wurde nicht als jährlicher, 
sondern als einmaliger Zins berechnet, auch wenn die Rückzahlung nicht termingemäß erfolgte. 
–> Arrendator, –> Kronsgut, –> Kronsbauer 
Bunge, Liv.-estl. PR § 201. 
 Badstüber 
Landlose, dem Bauernstand angehörige Personen (zum Beispiel –> Lostreiber) als behelfsmäßige 
Mieter einer bäuerlichen Badstube. Die Gegenleistung bestand meist in der Ableistung von Ar-
beitstagen. –> Pirtneek 
Hahn 61; Cimermanis 200; Transehe, Gutsherr 18, 95 n. l, 176; Gutzeit I 94; Soom 203, 205. 
 Bagatellgerichtsbarkeit –> Fleckenvorsteher, –> Gerichtsvogt, –> Hakengericht, –> Münd-
liches Gericht, –> Ordnungsgericht 
 Balkengeld 
1. Gehörte zu den kleinen –> Perselen, das heißt zu den –> Gerechtigkeiten und kleinen Abgaben 
der fronenden Bauern an den Herrn und stellte eine Ablösung früherer Naturalleistungen der 



54 
 

Anfuhr von Balken zum Gutshof oder auch anderswohin dar. –> Hilfsgehorch 
Transehe, Gutsherr 83; Hahn 72; Soom 195; Gutzeit I 95. 
2. –> Schuß- und Balkengeld 
 Ballotement 
Abstimmung pro oder contra durch Einwurf von schwarzen oder weißen Kugeln (Kugelung) in 
verschiedene Öffnungen einer Urne oder Schachtel. Das Ballotement galt als geheime Abstim-
mung. 
BPR II §§ 107, 114, 319, 413. 
 Baltische Herzogtümer –> Verwaltung der vereinigten drei baltischen Herzogtümer 
 Baltische Konferenz –> Provinzialrat, –> Konseil, Baltischer 
 Baltischer deutscher Nationalausschuß –> Nationalausschuß 
 Baltischer Regentschaftsrat –> Regentschaftsrat 
 Bankrott 
Der Bankrott (–> Konkurs) wurde seit 1889 als „unglücklicher“ oder als „böswilliger“ beurteilt, 
je nachdem, ob die Zahlungsunfähigkeit vom Schuldner nicht zu vertreten oder verschuldet war. 
In ersterem Falle befreite die russische HandelsprozeßO § 621 Nr. 2 den „unglücklichen Bank-
rotteur“ von jeder ferneren Haftung über das Konkursverfahren hinaus. In den baltischen Pro-
vinzen stand dem jedoch das beneficium competentiae entgegen (BPR III Art. 2525, 3226 Nr. 
8). Dementsprechend gewährten die KonkRegeln von 1889 § 41 ihm einen Anspruch auf not-
wendigen Unterhalt aus dem nach Aufhebung des Konkursverfahrens erworbenen Vermögen. 
Für den böswilligen Bankrotteur galt diese Vergünstigung nicht, auch konnte das Gericht die 
Bestätigung eines von ihm mit den Gläubigern geschlossenen Vergleichs versagen (§ 45). 
 Bath –> Baat 
 Batjuschka 
„Väterchen“, Anrede der Gläubigen für den russischen Priester, im Volksmund allgemein für 
diesen gebraucht. 
Kiparsky 147. 
 Bauamt 
Unterorgan beim –> Stadtamt, übernahm 1879 in Riga Aufgaben, die vorher das –> Kämmerei-
gericht erfüllt hatte. Es bestand aus einem Glied des Stadtamtes als Präses und sechs Beisitzern. 
Carlberg 27 ff. 
 Baudiener 
Einer der beiden Ratsdiener beim –> Kommerzbürgermeister in Narva. Seine Aufgabe war die 
Beaufsichtigung der Arbeiter bei Stadtbauten und Reinigung der öffentlichen Plätze. 
BPR I § 1631; Gutzeit II 86, 109: Diener der Baugeschichte. 
 Bauer, publiker –> Kronsbauer 
 Bauerbuch –> Bauerhandel 
 Bauerforderungssache 
Nicht Forderung eines Bauern oder Klage gegen ihn, sondern ein Prozeß um Herausgabe eines 
entlaufenen, schollenpflichtigen oder leibeigenen Bauern (–> Läufling) gegen dessen neuen 
Herrn. 
IKP 1 II § 22; IV § 1, i. ü. 2 XI). 
 Bauergemeindeschule 
Auch Gemeindeschule, Landschule, in älterer Zeit –> Hofesschule, auch –> Küsterschule ge-
nannt. Nach dem Nordischen Krieg mußte in Livland das landische Schulwesen neu aufgebaut 
werden. Wo nicht genügend vom Pastor loci beaufsichtigter Hausunterricht möglich war, wur-
den Bauerschulen gegründet, denen als weitere Stufe die Kirchspielsschulen folgten (–> Parochi-
alschule). Seit dem Landtag von 1765 war jedes Rittergut verpflichtet, eine einklassige Hofes-
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schule anzulegen. Der Küster oder ein des Lesens kundiger Bauer wirkten als Lehrer. Unterrichts-
sprache war Lettisch oder Estnisch. Eine neue Richtung erhielt die Frage der Landvolksschulen 
durch die Livl. BVO 1819: In §§ 516 f. wurden die Bauerngemeinden über 500 Seelen verpflich-
tet, eine Volksschule zu errichten, die alle Kinder vom 10. Lebensjahr an zu besuchen hatten, 
sofern nicht ein genügender Hausunterricht nachgewiesen werden konnte. Der Schulbesuch war 
unentgeltlich. Die Überwachung des Unterrichts oblag dem örtlichen Pastor, die wirtschaftlichen 
Bedürfnisse der Gemeindeschule wurden vom –> Kirchenkonvent besorgt. In jedem –> Kirch-
spiel bestand eine Schulverwaltung, gebildet aus dem –> Kirchenvorsteher, den Kirchenvormün-
dern (–> Kirchenvormund) und den von den Gemeinden gewählten Schulältesten. Zentralorgan 
der Volksschulverwaltung für die Provinz Livland war die –> Oberlandschulbehörde. In der Kurl. 
BVO 1817 und dem Estl. BG 1816 nebst BVO 1845 wurden die gleichen Wege beschritten. 
Dort gab es die –> Oberlandschulkommission, bestehend aus den Ortskirchenvorstehern, dem 
Generalsuperintendenten und einem von der Ritterschaft aus der Geistlichkeit erwählten Schul-
rat. 1887 wurden von der Regierung Volksschuldirektoren und -inspektoren für die Ostseepro-
vinzen ernannt und am 17. Mai ein Gesetz betreffend die Regel für die Verwaltung der Elemen-
tarschulen erlassen, was eine weitgehende Russifizierung des landischen Bildungswesens zur Folge 
hatte. 
Ki. G. 1832 § 189; Tobien, Agrargesetzgebung I 43, 388; Tobien, Ritterschaft I 238 ff.; Balt. 
Bürgerkunde 242 ff.; Balt. Ki.Gesch. 138 f.; Wittram, Generationen 150; Wachtsmuth, Schul-
politik 49 f.; Speer 264 ff. 
 Bauergesinde –> Gesinde 
 Bauerhandel 
Das Recht der Bauern, ihre Erzeugnisse selbst in die Stadt zum Markt zu fahren und dort feilzu-
bieten, wurde in Livland bereits durch Landtagsbeschluß von 1598 ausdrücklich bestätigt. Dieser 
Handel wurde von den Bürgern gefördert. In Reval und in Riga befaßte sich damit eine beson-
dere Gattung der Kaufleute, die Bauerhändler, –> Nüremberger- und Bauerhändler-Kompagnie. 
Bereits im 16. Jh. gab es zwei Gruppen von Bauern: a) die keinen „Wirt“ hatten, sie konnten frei 
handeln, b) Bauern, die einem Kaufmann, meist dem Bauerhändler, etwas schuldeten. Sie muß-
ten ihre Erzeugnisse zuerst ihm anbieten, um ihm die Möglichkeit zu geben, einen Teil seiner 
Forderung auszugleichen. Die Bauerhändler führten über ihre Geschäfte besondere Bauerbücher, 
worin Schulden und Gutschriften vermerkt waren. Die Forderungen konnten durch Übergabe 
der Bücher verpfändet werden. 
Tobien, Ritterschaft II 10; Jensch 72 ff, Gutzeit I 101, Nachtr 1886, 111. 
 Bauerhändler –> Bauerhandel 
 Bauerkapitän 
In Riga vom Rat bestallt, um die in der Vorstadt lebenden Berufstätigen, die nicht zur Stadtwache 
(–> Stadtinfanteriekompagnie) gezogen wurden, zu mustern und militärisch zu organisieren, zum 
Teil in Verbindung mit dem –> Quartiermeister. War dem –> Oberlandvogt zugeordnet. 
Aktenstücke Riga II 203 f.;Gutzeit, Nachtr 1886, 110; 1892, 5. 
 Bauerkirchenvormund 
Bäuerliche Amtsperson, die dem –> Kirchenvorsteher einer Landkirche als Gehilfe in ökonomi-
schen Angelegenheiten und für die Handhabung der Kirchenpolizei untergeordnet war, von den 
Gesindewirten der Kirchengemeinde, also von den grundbesitzenden Gemeindegliedern, gewählt 
und vom Kirchenvorsteher nach Zustimmung des Pastors bestätigt. Ihre Zahl wurde nach dem 
Umfang der Gemeinde und der Zahl der zu ihr gehörenden Güter bestimmt. Sie blieben drei 
Jahre im Amt, konnten neu gewählt werden. –> Kirchenvormund 
Ki.G. 1832 § 489; Wahl 81, 104. 
 Bauerkupscherei –> Vorkauf 
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 Bauerland 
In Livland wurde unter Bauerland das von Personen bäuerlichen Standes im Klein- oder Mittel-
betrieb landwirtschaftlich genutzte Land verstanden, auf dessen Nutzung der Bauernstand (mit 
einer kurzen Unterbrechung von 1819 bis 1849) ein gesetzlich verankertes erbliches Recht oder 
einen gewohnheitsrechtlichen Anspruch besaß und welches nach der Reform von 1849 fast aus-
nahmslos in bäuerliches Eigentum übergegangen ist. Dieses Ausscheiden des Bauer(n)landes aus 
dem sonstigen Areal ist durch das Eindringen des Lehnsrechts im Mittelalter bewirkt worden, als 
die Lehngüter den Vasallen gegen die Verpflichtung zur Heerfolge steuerfrei verlehnt wurden, 
während die Steuerlast und die grundherrlichen Lasten auf das bäuerliche Land gelegt wurden. 
Das sogenannte –> Hofesland blieb schatzfrei. Im sogenannten –> Wackenbuch (den Urbarien) 
waren alle Bauernlandgesinde festgelegt und damit das Bauerland nach Umfang, Qualität und 
Leistungskraft fest umschrieben. Hierdurch war eine rechtliche und in der Natur abgegrenzte 
Landkategorie geschaffen, wie sie bis zur Agrarreform von 1921 bestanden hat. 
Soweit B. in den Besitz des Gutsherrn überging, hatte dieser alle Lasten zu tragen, die auf dem 
B. ruhten, nicht nur die steuerlichen, sondern auch alle dienstlichen Pflichten der Glieder der 
Bauerngemeinde. Er wurde Glied der Gemeinde, ohne allerdings, soweit er Edelmann war, seine 
Adelsvorrechte zu verlieren. Bei der persönlichen Freilassung der Bauern 1819 ging das gesamte 
B. in das unbeschränkte Eigentum des Gutsherrn über, jedoch schon 1842 wurde der Schutz des 
B. als erblichen Nutzungsobjekts des Bauernstandes wieder eingeführt und in den Agrarreformen 
von 1849 und 1865 der käufliche Übergang des B. in das Eigentum der Glieder der Bauernge-
meinden eingeleitet. Der Auskauf der Höfe durch die Bauern war in einigen Jahrzehnten prak-
tisch beendet. Auf den Gutskarten wurde der nunmehr für den Gutsherrn unantastbar gewor-
dene Boden des B. durch den sogenannten Roten Strich abgeteilt. –> Roter Strich 
In Estland entsprach die BVO 1856 der Livländischen von 1849; der im Eigentum des Gutsherrn 
verbleibende Teil des Bauerlandes wurde hier seiner relativen Größe entsprechend das –> Sechstel 
genannt. Das Hauptziel der Bauernverordnungen war die Überleitung des B. in bäuerliches Ei-
gentum, zu deren Beschleunigung eine Reihe besonderer Maßnahmen vorgeschrieben wurden. 
Über die Unantastbarkeit des Bauerlandes hatten seit 1866 die Gemeindeältesten zu wachen, 
denen seit 1889 der –> Bauernkommissar zur Seite stand. Die Rechtsqualität von B. erhielt in 
Livland alles landwirtschaftlich genutzte Land, welches nach der Landvermessung von 1805 bis 
1823, und in Estland dasjenige, welches am 9. Juni 1846 in Nutzung der Bauern gewesen war. 
Der Gutsherr durfte es nur zur Verpachtung oder zum Verkauf an Glieder der Bauerngemeinde 
benutzen. In Kurland war durch die Agrarregeln von 1863 keine so strenge Scheidung zwischen 
Bauerland und Hofesland und der zum Gut einziehbaren Fläche durchgeführt worden. Das hat 
jedoch nicht zu einem übermäßigen –> Bauernsprengen geführt, da das Einziehen von Bauern-
höfen durch verschiedene Bestimmungen sowie eine hohe Entschädigung an den ausgesetzten 
Pächter sehr erschwert war. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 4 f., 50 ff., 73, 95, 372–438, II 190 ff., 201, 317 f.; Gernet 256, 
325–331; Creutzburg 66 f.; Transehe, Gutsherr 9 ff.; Bunge, Kurl. PR § 102; Bunge, Liv.-estl. 
PR (1838) § 78; BPR III Art. 600 ff. 
 Bauerlandgesinde –> Gesinde 
 Bauernältester –> Älteste 
 Bauerndepartement 
1. Für Livland –> Hofgerichts-Departement in Bauernsachen 
2. Auf Oesel 1819 als oberste Gerichtsbehörde in Bauernsachen beim –> Landratskollegium er-
richtete besondere Abteilung. Es war Revisionsinstanz für Entscheidungen beim –> Kreisgericht 
und –> beim Kirchspielsgericht. Das Bauerndepartement bestand aus vier Landräten, dem oesel-
schen –> Landmarschall und dem –> Landrichter. Den Vorsitz führte der älteste –> Landrat. 
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R-S II 529; BPR I § 304. 
 Bauerngericht 
Die Livl. BVO 1804 führte reine Bauerngerichte ein, die Streitigkeiten zwischen Bauern zu ent-
scheiden hatten; die Streitigkeiten zwischen Bauern und Gutsbesitzern kompetierten jedoch vor 
das –> Ordnungsgericht, dem in solchen Prozessen zwei Bauern als Glieder zugeteilt wurden. 
Auch die estländische Ritterschaft schuf 1804 eine bäuerliche Gerichtsordnung in ähnlichem 
Sinn. Wegen der weiteren Entwicklung –> Gemeindegericht. 
Auch in Kurland bestand in der Zeit bäuerlicher Unfreiheit das –> Patrimonialgericht, in dem 
die bäuerlichen Rechtsfinder das Urteil in Strafsachen von Bauern nach altem Gewohnheitsrecht 
zu fällen hatten. Die teilnehmenden adeligen Richter hatten das Urteil anzunehmen oder es ge-
gebenenfalls abzuändern. Auf dem Landtag von 1817, welcher die Bauernbefreiung beschloß, 
verzichtete die Ritterschaft auf die Patrimonialgerichte, an deren Stelle das –> Kreisgericht- und 
das Gemeindegericht unter Mitwirkung bäuerlicher Vertreter traten. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 200, 242, 296; Tobien, Ritterschaft I 485; Gernet 120; Hahn 42–
44; Creutzburg 7, 30. 
 Bauernhöfe, Miminum-Maximum der 
In Livland war durch die BVO 1860 für –> Gesinde bei Teilungen eine Minimalgrenze von 
wertmäßig zehn Talern und bei Vereinigung von Bauernlandstücken ein Maximum von einem 
Haken vorgeschrieben. In Estland hatte die BVO 1856 ein Minimum von drei Dessjatinen Acker 
vorgeschrieben und ein Maximum von 24 Dessjatinen. Hierbei schloß die Flächengröße für Liv-
land sämtliche Kulturarten ein, während die für Estland nur den Acker, also nicht auch Wiese, 
Weide, Wald, Moor und anderes Unland enthielt. Es sollte durch die festgesetzten Grenzen eine 
Kumulierung von Höfen in einer Hand, andererseits die Zersplitterung in wirtschaftlich nicht 
lebensfähige Kleinwirtschaften verhindert werden. 
Tobien, Agrargesetzgebung II 319, 204 Anm. 2; Gernet 332. 
 Bauernkommissar 
Bei der Umgestaltung des Verwaltungs- und Justizwesens 1889 wurden das –> Kirchspielsgericht, 
welche bisher eine gewisse Aufsicht über die Geschäftsführung der Gemeindeverwaltungen aus-
geübt hatte, aufgelöst und vom Gouverneur ernannte Bauernkommissare eingeführt, die der –> 
Gouvernementssession in Bauernsachen unterstellt wurden. Die B. waren mit der Kontrolle und 
Beaufsichtigung der bäuerlichen Selbstverwaltung betraut. 
Tobien, Ritterschaft I 472; Balt. Bürgerkunde 162; Gernet 386. 
 Bauernkülmet –> Priestergerechtigkeit 
 Bauernprozeß –> Bauernforderungssache 
 Bauernrechte, private 
Manche Gutsbesitzer erließen für ihre Bauern private Verordnungen und Regulative, teils um 
ihren eigenen Bauern Erleichterungen des Gehorchs zu gewähren, teils in der Hoffnung, die all-
gemeine Reformdiskussion durch ihr Beispiel voranzubringen. Das bekannteste ist das 
„Ascheradensche und Römerhofsche Bauernrecht“ des Barons Karl Friedrich Schoultz-
Ascheraden von 1764 mit seiner Betonung des Bauernwirts als Autoritätsperson gegenüber sei-
nem Dienstvolk. Es gestand den Bauern ein Besitz- und Erbrecht an ihrem Hof zu, ferner ge-
messene Pflichten und bei Verletzung dieser Rechte ein Klagerecht. Weitere Beispiele sind das 
„Ugalensche Gesetzbuch“ des Georg Dietrich von Behr von 1770 sowie das „Gesetzbuch von 
Stenden und Rönnen“, das Ernst Wilhelm von der Brüggen 1780 herausgab. Die beiden letzteren 
konstituierten bäuerliche Gerichte; alle drei waren in lettischer Sprache abgefaßt. 
Tobien I 313 f.; Transehe, Gutsherr 150–155. 
 Bauernrentenbank 
Zur Durchführung des Bauernlandverkaufs an die Pächter wurde auf dem Livländischen Landtag 
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von 1847 die Schaffung einer B. beschlossen, welcher die finanzielle Abwicklung der Operation 
übergeben werden sollte. Es war vorgesehen, daß die die Bank in Anspruch nehmenden Käufer 
von Bauernlandstellen die Verpflichtungen der Rentenbank zu übernehmen hätten und daß die 
von dieser auszufertigenden und zur Verwendung auf dem Markt bestimmten Rentenbriefe 4 % 
Zinsen jährlich tragen sollten anstelle der landesüblichen 5 %. Das –> Ostseekomitee lehnte je-
doch die Statuierung einer Solidarhaftung der kreditnehmenden Bauern für die Verbindlichkei-
ten der Rentenbank ab, die Staatsregierung verpflichtete sich dagegen, Rentenbriefe zum Kurs 
von 85 % einzuwechseln. Diese Zusage wurde jedoch 1864 zurückgezogen, so daß die B. zur 
vollständigen Bedeutungslosigkeit verurteilt war. Ihre Funktionen wurden von der Livländischen 
Adeligen Güterkredit-Sozietät übernommen, –> Kreditsozietät. 
Tobien, Agrargesetzgebung II 157, 172, 181, 323 f. 
 Bauernreservat 
Herzog Ernst Johann Biron von Kurland gab 1738 ein –> Domänenreglement heraus, wodurch 
es den Domänenadministrationen verboten wurde, –> Gesinde an Deutsche zu vergeben. Damit 
wurde ein geschützter Lebensraum für die lettische Bauernbevölkerung geschaffen. 
Richter II 3 S. 139. 
 Bauernsachen –> Gouvernementssession in Bauernsachen, –> Bauerndepartement 
 Bauernsprache 
Sprache des Landvolkes (Estnisch oder Lettisch). 
Livl. LandtagsO 1802 Instr. § 53. 
 Bauernsprengen 
In der Zeit der Hörigkeit das Hinaussetzen eines Bauern aus dem von ihm genutzten Bauernhof 
zwecks Vereinigung des freiwerdenden Landes mit der Gutslandwirtschaft; gleichbedeutend mit 
dem „Bauernlegen“ in Nord- und Ostdeutschland. Dieser Vorgang führte in aller Regel nicht 
zur Landlosigkeit des Bauern; dieser wurde meist wieder auf –> Buschland angesetzt. Durch die 
Bauernverordnungen von 1804 wurde in Liv- u. Estland ein erbliches Nutzungsrecht der Bauern 
an ihren Höfen anerkannt, so daß ein Bauernsprengen kaum mehr durchführbar war. Die est-
ländische BVO 1816 und livländische BVO 1819, welche die persönliche Freiheit und Aufhe-
bung der Zwangsfron verkündeten, proklamierten dagegen die volle Verfügungsfreiheit der 
Gutsherren über das –> Bauerland, soweit nicht die nunmehr geschlossenen Pachtverträge dem 
entgegenstanden. Nach Ablauf der Pacht durfte er Bauernsprengen vornehmen. Es wurde davon 
in größerem Umfang Gebrauch gemacht. Erst die livländische BVO 1849 und die estländische 
BVO 1856, welche das Bauerland durch die Institution –> Roter Strich abgrenzten, schützten 
das Bauerland vor Sprengungen. Sie hatten allerdings einen bestimmten Teil des Bauerlandes, 
die –> Quote und das –> Sechstel, ausgenommen, deren Einziehung zur Gutswirtschaft zulässig 
war. In Kurland, wo das B. noch im 18. und 19. Jh. in größerem Umfange stattgefunden hat, 
erschwerten die Agrarregeln von 1863 es durch erhebliche Entschädigungszahlungen, die der 
Gutsherr dem abziehenden Pächter zu leisten hatte. 1867 wurde das B. endgültig verboten. 
Transehe, Gutsherr 156 f.; Ders., Rückblick 297; Tobien, Agrargesetzgebung I 133, 140 ff., 238, 
II 192 f., 200; Gernet 106, 152 ff., 257; Creutzburg 73. 
 Bauer(n)verordnungen 
Gesetzesakte zur Reform des Rechtstatus des Bauernstandes. Die Gesetze wurden zunächst im 
Reichsrat angenommen, sodann vom Kaiser bestätigt. Die Ritterschaften wirkten an den Ver-
handlungen der die Entwürfe bearbeitenden Regierungskommissionen mit. Bauer(n)verordnun-
gen wurden erlassen: 
für Livland 1765, 1804, 1819 (mit 77 Ergänzungs§§ 1845), 1849, 1860; 
für Estland 1804, 1815/17, 1856; 
für Kurland 1817, 1863 („Agrarregeln“). 
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Zu den B. wird auch die 1866 in allen drei Provinzen erlassene –> Landgemeindeordnung ge-
rechnet. 
Tobien, Agrargesetzgebung II 236 ff. 
 Bauerpachtland 
In Estland Bezeichnung für das –> Bauerland. 
BPR III Art. 600; Gernet 325. 
 Bauersprache 
In Riga und Reval nach vollzogener Wahl des Magistrats Verlesung der Grundzüge der Stadtver-
fassung aus einem bestimmten Fenster des Rathauses vor dem auf dem Marktplatz versammelten 
Volk. In Riga fand die Verlesung von einem Balkon aus statt. Anschließend wurden die Namen 
der neuen Ratsherren bekanntgegeben. 
 Bauerstelle 
Bauernhof. –> Gesinde 
Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 80; Gutzeit I 102. 
 Bauerverordnungen –> Bauernverordnungen 
 Bauerwirt 
Hofbauer. –> Gesindewirt 
Gutzeit I 103; Bunge, Kurl. PR § 45. 
 Baugericht, Stadtbaugericht 
Bestand als besonderes Untergericht des Rates nur in Reval. Es war besetzt mit zwei Ratsherrn 
(Bauherren) und dem Magistratssekretär und entschied nachbarliche Streitigkeiten über unvoll-
endete Bauten, im wesentlichen also über Einsprüche aus Nachbarrecht. 
BPR I § 1151 f., Elias 15. 
In Riga übte das –> Kämmereigericht (§ 571), in Dorpat und Pernau das –> Vogteigericht (§ 
674, 724, 727) die Bauaufsicht aus und verhandelte über Bau-, Grenz- und Servitutsstreitigkei-
ten. 
 Bauherr 
In Reval Bezeichnung für die beiden Ratsherren als Mitglieder beim –> Baugericht; sie waren 
zugleich Glieder beim –> Subhastations- und Auktionsdirektorium. BPR I § 1151, 1170. In 
Werro wurde der Ratsherr, der dem Stadtbau- und Weidewesen vorstand, Bau- und Weideherr 
genannt. BPR I § 819. In Riga ein Ratsherr als Vertreter der –> Bauherrschaft. 
Aktenstücke Riga II 138; Campenhausen 67. 
 Bauherrschaft 
In Riga im 18. Jh. Aufsicht des Rates über die Festungs- und Brückenbauarbeiten. 
Campenhausen 67. 
 Baukollegium 
Eine in Narva vom Magistrat beauftragte Kommission, bestehend aus dem –> Kommerz- und 
Polizeibürgermeister, einem Ratsherrn, einem Kaufmann und einem Handwerker. Ihre Aufgabe 
war unter anderem unter Mitwirkung des Stadtarchitekten öffentliche Bauten anzuordnen und 
sie zu besichtigen, Bau- und Grenzstreitigkeiten zu schlichten, Grundstücke zu schätzen und den 
Straßen- und Brückenbau zu besorgen. 
BPR I §§ 1635 ff. 
 Beahndung 
Ursprünglich Bezeichnung für disziplinäre Maßnahmen, die ohne förmliches gerichtliches Ver-
fahren verhängt wurden (Rügen, Zurechtweisungen, Ermahnungen). Der Betroffene mußte zu-
vor gehört werden und hatte das Recht der Beschwerde bei der Oberbehörde (BPR I § 254). 
Später verwischt sich der Begriff: § 467 Anm. der Fortsetzung des BPR I von 1845 spricht  
von den „im Strafgesetzbuche bestimmten Beahndungen“, meint jetzt also Strafmaßnahmen 
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überhaupt. 
 Beamter für besondere Aufträge 
In der Verwaltung ein Bediensteter zur Erledigung von Sonderaufträgen; in der Justiz der Rechts-
hilferichter. 
 Bedienung 
Amt. –> Kanzleibedienung, –> Landesbedienung 
 Beeidigter Rechtsanwalt –> Rechtsanwalt 
 Befangenheit des Richters –> Verdächtigkeit 
 Befreiung von der Klage –> Renuntiation 
 Befristung –> Dilation 
 Beglaubigung, gerichtliche –> Handattest 
 Begleiten 
Unterstützen (Livl. LandtagsRecesse 440: „Se. Excell. wollten solch petitum gerne b.“). 
 Beigut, Beihof 
Ein zu einem Rittergut gehöriger, vom Hauptgut gesonderter landwirtschaftlicher Großbetrieb. 
–> Hoflage, –> Viehhof 
Soom 45ff.; Gutzeit, Nachtr. 1886, 122; Bunge, Kurl. PR § 102. 
 Beihof –> Beigut 
 Beirat, ehelicher 
Die ursprüngliche Geschlechtsvormundschaft wurde für Liv- und Estland durch den Namentli-
chen Ukas vom 22.Dezember 1785 beseitigt, der die Gleichheit der Geschlechter postulierte (§ 
3). Gleichwohl nahm man zum Teil gewohnheitsrechtlich an, und das BPR III hat dies sanktio-
niert (Art. 11), daß der Ehemann durch die Ehe Vormund (Ehevogt, ehelicher B., Assistent) 
seiner Frau werde. Diese Vormundschaft bezog sich aber nur noch auf das Recht, das gesamte 
eheliche Vermögen zu verwalten (Art. 12). Die Praxis hatte schon immer angenommen, jede 
Frau – auch die unverheiratete – könne sich beim Abschluß von Rechtsgeschäften des Beistandes 
eines Kurators (Pflegers), B., Assistenten oder Ratsfreundes bedienen. Bei Liegenschaftsveräuße-
rungen verlangte sie das sogar mit der Begründung, der Ukas von 1785 habe die Geschlechtsvor-
mundschaft nicht ausdrücklich aufgehoben. Auch wurde sie in der Livl. BV § 371 und dem Estl. 
BG § 110 wieder eingeführt. Ferner meinte man – wenn auch irrtümlich (1816) – der Ukas sei 
mit der Aufhebung der –> Statthalterschaftsverfassung ungültig geworden und damit das alte 
Recht wieder in Kraft getreten. Auch in Kurland bestand ursprünglich Geschlechtsvormund-
schaft. Jedoch hat die Praxis diese gemildert und die Zuziehung eines „Vormundes“, B. oder 
Assistenten nur bei wichtigeren Rechtsgeschäften verlangt. Ehefrauen indessen wurden als unter 
ständiger Vormundschaft des Mannes stehend angesehen. War dieser selbst am Vertrag beteiligt, 
bedurfte es eines besonderen Assistenten. Die Kurl. BVO 1817 wiederum bestimmte wohl aus-
drücklich die Gleichheit der Geschlechter (§ 63), sah aber ebenfalls vor, daß Bäuerinnen nicht 
ohne Assistenten Rechtsgeschäfte abschließen konnten (§ 78). Auch Witwen erhielten einen B., 
ohne dessen Zustimmung sie keine Nachlaßgegenstände veräußern durften (§ 81). Diese Rege-
lung wurde prozeßrechtlich durch die –> Justizreform von 1889 obsolet. Im materiellen Recht 
beschränkte sie sich auf die Vermögensverwaltung durch den Mann. Sie wurde in Lettland durch 
die Neuregelung des Ehegüterrechts 1937 vollends abgeschafft. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 49 n.e.; Ders. Kurl. PR § 31. 
 Beisasse 
Im 18. und 19. Jh. ein Stadtbewohner, der zwar fest ansässig, aber nicht in einer Zunft oder 
Steuergilde angeschrieben war, ein einfacher Einwohner, „Kleinbürger“ –> Meschtschanin, –> 
Stadtordnung 1785. 
StadtO 1785 § 139, BPR II 941; Blumenbach 32, 45, 53; Gutzeit I 112, Nachtr. 1886, S. 123; 
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Mettig 401. 
 Beisitzer –> Gute Männer 
 Beisorger 
In den Städten Liv- und Estlands „in beschwerlichen Erbschaften“ zur Unterstützung der Vor-
münder bestellte Mitvormünder oder Ergänzungspfleger. Das BPR III Art. 286 verwendet den 
noch von Bunge gebrauchten Ausdruck nicht mehr, sondern bezeichnet die B. als –> Beirat, 
macht also keinen sachlichen Unterschied mit diesen. Es wurden jeweils zwei B., und zwar mög-
lichst aus den nächsten Verwandten väter- und mütterlicherseits, bestellt. Sie hatten die Verwal-
tung des Kindesvermögens zu beaufsichtigen; die Mutter oder der Vormund mußten in allen 
wichtigen Angelegenheiten ihren Rat einholen. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 331. 
 Beitreibung 
Zwangsvollstreckung, jedoch nicht nur in rein förmlichem Sinne durch Inanspruchnahme der 
Vollstreckungsorgane, sondern im Volksmund darüber hinaus jede Maßnahme, die zur Befrie-
digung des Gläubigers führen soll (etwa Mahnung, Recherche, Klageandrohung). 
BPR I § 307 Nr. 1. 
 Beiwohner 
1. In Riga im 18./19. Jh. Personen niedrigen Standes, die nicht Bürger waren, jedoch gewisse 
Pflichten zu erfüllen und den sogenannten Beiwohnereid zu leisten hatten („kapitalsteuernde 
Beiwohner“). –> Beisasse 
2. Auf den Bauernhöfen wohnende –> Lostreiber. 
Gutzeit I 112f.; Nachtr. 1886 S. 123f. 
 Bekanntmachung –> Innoteszenz 
 Belassen ohne Folgen 
Einen Antrag ablehnen (zum Beispiel GBRegeln § 52), auch eine Appellation. 
ZPO 1864 § 756. 
 Belastungsverbot –> Verbot 
 Beleidigungsklage –> Fiskalische Sachen 
 Beleuchtungskommission 
Kommission in Reval, welche die Ausgaben zur Straßenbeleuchtung erhob und verwaltete. 
BPR I § 1192. 
 Beliebung 
Landtagsbeschluß. Der Ausdruck ist um 1900 praktisch außer Gebrauch gekommen. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 93; Gutzeit I 116, II 144; Nachtr. 1886, 126 f. 
 Bereitschaftsdienst –> Dejour 
 Bergelohn –> Bewahrungslohn 
 Bergen (Botgen) und Dachdingsauftragen 
Nach deutschem Recht nahm bei Auflösung der Ehe die Frau ihr Eingebrachtes aus dem bis 
dahin gemeinsam verwalteten ehelichen Vermögen heraus; es blieb aber subsidiär den Gläubigern 
des Mannes verhaftet. Nahm eine Witwe, die persönlich den Gläubigern des Mannes nichts 
schuldete, den Nachlaß in Besitz, wurde unterstellt, daß sie die Schulden übernehme und auch 
mit ihrem eigenen Vermögen hafte. Dem konnte sie durch einen symbolischen Verzicht entge-
hen. Die im lübischen Recht B. u. D. genannte Rechtswohltat wurde später als Privileg der 
Witwe ausgelegt, sich ihrer persönlichen Haftung für Schulden des Mannes zu entledigen. Diese 
Grundsätze galten mit dem lübischen Recht auch in Reval, Hapsal und Wesenberg. Die Witwe 
mußte binnen sechs Monaten nach dem Tode des Mannes den ganzen Nachlaß den Gläubigern 
übergeben, Lüb.StadtR 1586 III Tit. 1 Art. 10: „... und muss also Haus, Erbe, Güter mit einem 
Rock und Heucken (BPR III Art. 1856 erweitert das auf die „täglichen Kleidungsstücke“), nicht 
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den besten und nicht den ärgsten, räumen.“ Erst nach Befriedigung der Gläubiger konnte die 
Frau aus dem Rest der Gesamtmasse ihren Anteil erhalten. Sie dürfte meist leer ausgegangen sein, 
da ein solches Verfahren wohl nur bei überschuldeten Nachlässen angewandt wurde. 
Gerber § 232. 
 Beritt 
In den herzoglich kurländischen Domänen das einem –> Wildnisbereiter zugewiesene Revier. 
Gutzeit, Nachtr. 1886 131; Hahn 57. 
 Berufung –> Appellationsbeschwerde, –> Sukkumbenzgeld 
 Bescheid 
1. im livländischen und estländischen Prozeß 
a) Entscheidung über streitige Nebenpunkte (Interlokut); 
b) auf einseitigen Antrag oder von Amts wegen erlassene richterliche Anordnung. 
Samson § 127; Schmidt, Civilpr. 72. 
2. Nach der Justizreform allgemein: Beschluß. Diese von Gaßmann und Nolcken noch durch-
gehend verwendete Bezeichnung (zum Beispiel Reorg.VO § 29, ZPO 1864 § 704) hat sich nicht 
eingebürgert. Es wurde in der Praxis allgemein von „Beschlüssen“ gesprochen. 
 Bescheidenes Gut 
Vermögensanteil, mit dem in den Städten die Kinder bei Lebzeiten der Eltern aus der Güterge-
meinschaft abgesondert wurden. Danach sollten sie „von aller künftigen Erbschaft ihrer beider-
seits Eltern sich enthalten“. Das bescheidene Gut war nicht, wie man nach heutigem Sprachge-
brauch annehmen könnte, eine nur geringwertige Abfindung, sondern mußte zu dem Vermögen 
der Eltern in einem angemessenen Verhältnis stehen, jedenfalls mehr sein als eine bloße Aussteuer 
oder väterliche Beihilfe bei einer Eheschließung oder Selbständigmachung des Kindes; denn in 
solchen Fällen trat die erbrechtliche Wirkung nicht ein (BPR III Art. 1947, der übrigens den 
Ausdruck b. G. nicht mehr verwendet). 
Bunge, Liv.-estl. PR § 286; ders., Kurl. PR § 248 n.e. 
 Bescheidqual –> Urteils- oder Bescheidqual 
 Bescheidquerel –> Appellationsbeschwerde 
 Beschlagenes Gut 
Mit Beschlag belegtes Gut (ZPO 1864 § 629). 
 Beschluß, einhelliger 
BPR III § 107 sieht vor, daß Landtagsschlüsse durch einhelligen Beschluß oder durch –> Ballo-
tement gefaßt werden. Das Wort „einhellig“ ist in späterer Zeit irrtümlich als „einstimmig“ auf-
gefaßt worden. Tatsächlich wurde als einhellig angesehen ein Beschluß, an dem die anwesenden 
Landtagsglieder mit Pro- und Kontrastimmen und Stimmenthaltungen teilgenommen hatten. 
Die Abstimmungen fanden durch Handaufheben statt. In § 892 (betr. Ausschluß aus der Matri-
kel) findet sich allerdings die Fassung: „Der Beschluß über die Ausschließung eines Edelmanns 
wird stets entweder einhellig oder durch Mehrheit von wenigstens zwei Dritteln der Stimmen 
gefaßt.“ Damit bleibt die Frage ungeklärt. 
 Beschwerde 
1. Der Ausdruck Beschwerde wird sowohl im gebräuchlichen Sinne – Anfechtung einer Ent-
scheidung, Beanstandung einer Maßnahme – als auch im Sinne von „Anzeige“ oder „Mitteilung 
an eine Behörde oder Amtsperson“ gebraucht; so StGB 1845 § 166: „eine B oder Denunziation 
oder eine andere Anzeige“. 
2. Im livländischen Prozeß weniger das Rechtsmittel als die ihm zugrunde liegende Beschwerde, 
der Beschwerdegrund. 
Schmidt, Civilpr. 148. 
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 Beseitigung 
Ablehnung im Prozeß, zum Beispiel von Zeugen, Sachverständigen, Dolmetschern, oder auch 
des Richters durch sich selbst (Selbstablehnung). 
StGB 1903 § 161; StGB 1933 § 188; GGO St § 51. 
 Besitz, unvordenklicher 
Ein Besitz, dessen Anfang über Menschengedenken hinaus zurückgeht, so daß niemand „weder 
aus eigener Wahrnehmung noch aus der Mitteilung der Vorfahren über den Anfang“ Auskunft 
geben kann (BPR III Art. 703). Unter einem Menschenalter wurden „wenigstens 40 Jahre“ ver-
standen (Art. 704, gestützt auf Cod. 11, 62, 14). Der u. B. hatte die Vermutung des rechtmäßi-
gen Erwerbs für sich; sie war jedoch widerlegbar. In Kurland galt 100jähriger Besitz als unvor-
denklich (Kommissorial-Dezisionen von 1717 ad desid. Art. 16). Diese Regel wurde durch Ge-
setz vom 27. Dezember 1925 (Gbl. 187) auf das lettländische Livland und 1932 (Gbl. 88) auch 
auf Lettgallen übertragen. Das LZ hat den u.B. nicht übernommen. –> Immemorialverjährung 
 Besitzer, zeitweiliger 
Der Ausdruck wird im Strafrecht verwendet, sowohl in Beziehung auf Pacht- und Nutzungsbesitz 
als auch auf die bloße Innehabung. So StGB 1845 § 559 betr. das Verbergen von Deserteuren: 
Der zeitweilige Besitzer eines Anwesens macht sich gleich dem Eigentümer strafbar, wenn er das 
Verbergen duldet. 
 Besparung 
Ersparung (z.B. „B. der Unkosten“ IKP 2 IV § 27 in einer der Handschriften, alle übrigen haben 
„Ersparung“). 
 Betfahrt, Gebetsfahrt 
Katechisationsfahrt, Hausbesuch der Pastoren bei ihren bäuerlichen Gemeindegliedern, wobei 
Schulen visitiert, Kinder unterwiesen und geprüft wurden, Kranke das Abendmahl erhielten. 
Stählin336 f., Ki.G. 1832 §§ 184, 189; Instruktion 1832 § 14, Balt. Ki.Gesch. 115, Gutzeit I 
317. 
 Bethaus, Gebethaus 
In großen Gemeinden wurden in weitab von der Kirche liegenden Teilen Bethäuser errichtet, wo 
mehrmals im Jahr Gottesdienst gehalten wurde. Ein B. durfte nur auf der Kirche gehörendem 
Land aufgeführt werden und zwar ausschließlich zu gottesdienstlichen Zwecken. Es mußte einen 
zur Abhaltung des Gottesdienstes bestimmten –> Betsaal enthalten. Bethäuser wurden auch von 
Kurland aus im litauischen Grenzgebiet erbaut, wo evangelische Letten der Diaspora lebten. Die 
Ev. Brüdergemeinde durfte ebenfalls B.er errichten, sowohl in Städten als auf Gütern. Außerdem 
gab es zahlreiche B.er der verschiedenen Sekten, vor allem der Baptisten, und neben den Synago-
gen auch hebräische B.er. 
Balt. Ki.Gesch. 168, Gutzeit Nachtr. 1894, 15. 
 Betriebsanstalt 
Umfassende Bezeichnung für einen Gewerbebetrieb, der nicht den Umfang einer –> Fabrik hatte. 
Beide wurden daher in Gesetzen nebeneinander genannt, zum Beispiel in StGB 1845 § 779: 
„Tabaks-Fabrik oder dergleichen häusliche Betriebsanstalt“. 
 Betrügerische Entwendung –> Entwendung, betrügerische 
 Betsaal 
An Orten einer größeren Gemeinde, von denen der Weg zur Kirche weit war, der Bau von einem 
–> Bethaus sich aber wegen der geringen Zahl der Gläubigen nicht lohnte, konnte in einem 
geeigneten Gebäude ein B. eingerichtet werden. Er war wie eine Kirche ausgestattet, jedoch mit 
schlichtem Aufwand. 
 Betschewnik (russ.) 
Leinpfad. Wird vom BPR III nicht verwendet, wohl aber von Bunge. 
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Bunge, Liv.-estl. PR § 102. 
 Bettelvogt 
In Riga städtischer Angestellter zur Aufsicht über die Bettler. Der erste Bettelvogt wurde 1717 
eingesetzt. 
Urkundenstücke Riga I 386, III 233. 
 Bettstelle 
Im Mietrecht nicht das Bettgestell, sondern eine Schlafstelle. Die Vermietung einer Bettstelle war 
im lettischen Mietgesetz vom 16. Juni 1924 ähnlich der möblierter Zimmer geregelt. Dem Mie-
ter mußte nicht nur ein Bett zur Verfügung gestellt werden, sondern auch Waschgelegenheit und 
Küchenbenutzung. 
Gutzeit, Nachtr. 1886, 141. 
 Bewahrung, Protestation 
Verwahrung gegen Rechtsverlust (BPR III Art. 3632: B. zur Unterbrechung der Verjährung). 
 Bewahrungslohn 
Ein Teil des Bergelohns bei Strandungen. Nach dem russischen Handelsgesetzbuch (Svod zak XI 
§§ 1040) betrug der gesamte Bergelohn ein Viertel des Wertes des Geborgenen, wenn das Schiff 
mehr als ein Werst vom Ufer verunglückte, sonst ein Sechstel. Hiervon erhielt der unmittelbare 
Retter die Hälfte, der Aufbewahrer ein Viertel (den Bewahrungslohn), und der die Rettung und 
Aufbewahrung anordnende „Befehlshaber“ ebenfalls ein Viertel. 
Gutzeit I 130. 
 Beweis, künstlicher 
Beweis durch Schlußfolgerung im Gegensatz zum natürlichen Beweis durch sinnliche Wahrneh-
mung. 
Samson § 292. 
 Bewilligung –> Willigung 
 Bezahlung, gemeine 
In Kurland wurden nach alter Sitte alle Zahlungen, für die kein Termin vertraglich bestimmt 
war, bei Zusammenkünften in der Hauptstadt Mitau geleistet. Dieser die gemeine Bezahlung 
genannte Termin, ursprünglich Ostern, wurde durch Landtagsbescheid vom 18. März 1645 § 
24 auf den 24. Juni verlegt. Die gemeine Bezahlung am –> Johannistermin erhielt sich bis in den 
Anfang des 20. Jhs und kam dann mit der Verbesserung der Verkehrsverhältnisse außer Ge-
brauch, wurde aber erst mit dem LZ von 1937 förmlich abgeschafft. 
 Bezirksgericht 
Seit 1889 das einem deutschen Landgericht entsprechende erstinstanzliche Gericht. In Lettland 
seit 1920 auch Berufungsgericht für Urteile des Friedensgerichts (–> Friedensgericht) anstelle der 
abgeschafften –> Friedensrichterversammlung. Das Bezirksgericht tagte als Kollegialgericht in 
der Besetzung mit drei Richtern. In Innerrußland, also auch in Lettgallen, war es auch als Ge-
schworenengericht tätig. Wegen Fehlens von Geschworenengerichten in den Ostseeprovinzen, 
deren Spruch in der Berufungsinstanz nicht nachprüfbar war, war dort ein Strafurteil des B. beim 
–> Appellhof anfechtbar (StPO 1864 §§ 853 f.). 
Der Dienstaufsicht des B. unterlagen die –> Grundbuchabteilung, das –> Gemeindegericht, das 
städtische –> Waisengericht und (in Lettland) das –> Mietamt. 
In der Republik Estland hieß der neu eingesetzte –> Appellhof für kurze Zeit Bezirksgericht, 
während dieses mit dem Friedensgericht zu einer Institution verschmolzen wurde und auch des-
sen Bezeichnung führte. 
Tobien, Ritterschaft I 501; Balt. Bürgerkunde 107. 
 Bienengerechtigkeit 
Eine für Liv- und Kurland eigentümliche Dienstbarkeit, bestehend in der Befugnis, Bienen auf 
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fremdem Grund und Boden in Bäumen oder Bienenstöcken zu halten und den Honig einsam-
meln zu lassen (–> Honigweide). Der Grundeigentümer hatte an dem auf seinem Boden gewon-
nenen Honig ein Vorkaufsrecht. Er war zur jederzeitigen Ablösung der Dienstbarkeit berechtigt 
(BPR III Art. 1180). Da trotz Strafandrohungen Schädigungen des Waldes nicht zu vermeiden 
waren, wurde in jedem kurländischen –> Kronsforst die Einrichtung neuer Bienenbäume unter-
sagt und lediglich das Aufstellen oder Aufhängen von Bienenstöcken an den Bäumen gestattet. 
Seit Mitte des 19. Jhs. ging infolge der veränderten Wirtschaftsverhältnisse die Waldbienenzucht 
merklich zurück. Die Sonderregelung für Kurland wurde durch Gesetz vom 27. Oktober 1926 
(Gbl. 187) aufgehoben, 1931 (Gbl. 33) das gesamte Rechtsinstitut in Lettland. 
Bunge, Kurl. PR § 137. 
 Bierbrauergesellschaft –> Krämergesellschaft, –> Brauergilde, –> Brauer-Kompagnie, –> 
Schenkergesellschaft 
 Bischof 
Ehrentitel, der verdienten Geistlichen vom Kaiser verliehen wurde, so zum Beispiel regelmäßig 
den geistlichen Vizepräsidenten am –> Generalkonsistorium. Am 23. März 1922 wählte die Syn-
ode der ev.-luth. Kirche in Lettland Propst K. Irbe zum Bischof und Oberpastor H. Poelchau 
zum Bischof der deutschen Gemeinden in Lettland. Beide wurden vom schwedischen Erzbischof 
N. Söderblom in ihr Amt eingeführt. Irbes Nachfolger verlieh die Synode 1934 den Titel Erzbi-
schof. In Estland wählte der zweite Kirchenkongreß (10. Dezember 1919) ein neues Konsisto-
rium und Pastor J. Kukk zum Vorsitzenden und vorläufigen Bischof. Endgültig wurde er als B. 
auf dem ersten Kirchentag am 20.Oktober 1920 gewählt. 
Ki.G. 1832 § 288; Balt. Ki.Gesch. 188, 284 f., 270. Amburger 180; Wahl 98 f. 
 Blankate zu Obligationen, Obligationsblankate 
In Kurland gebrauchte Formulare (Blankette) für Urkunden über Darlehensverträge, worin der 
Aussteller nur die Summe und die sonstigen Essentialien (sogenannte –> Terminaten) angab, 
dem Gläubiger aber die Befugnis der weiteren Ausfüllung verblieb. Er durfte hierbei nur nach 
Treu und Glauben verfahren, sich zwar durch Bestellung eines Pfandrechts sichern (insoweit 
entsprach die Verpflichtung des Schuldners etwa der heutigen Unterwerfung unter die sofortige 
Zwangsvollstreckung), nicht aber den Schuldner mit neuen Verpflichtungen, zum Beispiel Ver-
tragsstrafen, belasten. Ebenso wenig durfte der Gläubiger die Angaben über den Schuldgrund, 
Zahlungstermin und dergleichen ergänzen. Trotzdem war die Gefahr des Mißbrauchs beträcht-
lich. Offenbar deswegen wurden solche B. seit den 1830er Jahren nicht mehr verwendet. 
Bunge, Kurl. PR § 79. 
 Blanke 
Freigelassene Stellen in Urkunden. Zur Verhütung von Mißbrauch mußten sie durchstrichen 
sein. Geschah das nicht, konnte eine Strafe „wie für Vorbereitung einer Fälschung“ verhängt 
werden (StGB 1845 § 1741). 
 Blankozession 
Die Abtretung einer Schuldurkunde durch Aufschrift konnte statt auf den Namen eines be-
stimmten Gläubigers auf den Inhaber sowie mit der Klausel „(in) blanco“ erfolgen. Die Urkunde 
war dann rechtlich wie ein Inhaberpapier zu behandeln (BPR III Art. 3473). Bedeutsam war 
diese Art der Abtretung besonders bei der blankozedierten –> Obligation. 
 Blutsfreundschaft 
Ältere Bezeichnung für Blutsverwandtschaft. Das BPR verwendet sie im Text nicht mehr, wohl 
aber noch im Stichwortverzeichnis mit entsprechender Verweisung. Ebenso verfährt Bunge in 
seinen zivilrechtlichen Werken. 
 Bolderaazoll 
Zoll der Stadt Riga, 1603 zum Schutz gegen Mitau eingeführt und erhoben bei Bolderaa an der 
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Dünamündung. 1671 bis 1691 vorübergehend und 1765 durch die neue Handelsordnung end-
gültig abgeschafft. 
Aktenstücke Riga II 293; Jensch 117. 
 Bollenvater 
Aufseher der Stadtweide in Riga sowie der städtischen Zuchtstiere. Gutzeit Nachtr. 1886, 159. 
 Bönhasen 
Städtische Handwerker, die ohne einem der zünftigen –> Ämter anzugehören und ohne Erlaub-
nis desselben Arbeiten verrichteten, die eigentlich den Angehörigen des betreffenden Amtes vor-
behalten waren, –> Eindrang. Klagen wegen Bönhaserei kamen vor allem in Gewerben vor, in 
denen deutsche und undeutsche Ämter nebeneinander bestanden, etwa bei den Schneidern. Zu-
weilen ließen die zünftigen Handwerker ohne Wissen des Amtes derartige ungelernte Hilfskräfte 
für sich arbeiten. Durch die –> Stadtordnung 1785 wurden die Bönhasen praktisch legitimiert. 
Elias 37. 
 Boniteur 
Land- und forstwirtschaftlicher Bodenschätzer. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 56 ff. 
 Bootgeld –> Fischerbauer 
 Borgen –> Bergen 
 Börsenkomitee 
Das Vollzugsorgan des am 20. Juni 1860 gegründeten Rigaer Börsenvereins. Später gab es Bör-
senvereine auch in Libau, Reval und Pernau. Sie erteilten Auskünfte über Handelsgewohnheiten 
und sorgten auch für deren Aufzeichnung (z.B. Usancen der Rigaer Börse). Solange der Beitritt 
zum Börsenverein freiwillig war, hatte dieser verhältnismäßig wenige Mitglieder, in Riga 1939 
nur etwa 150, vorwiegend aus dem Holzhandel und der Schiffahrt. Das lettländische BörsenG 
vom 10. Juli 1939 verfügte die Zwangsmitgliedschaft der Kaufleute mit Gewerbegenehmigung 
I. u. II. Klasse und der Industriellen mit Gewerbegenehmigung I. bis III. Klasse. Die B.s wurden 
hiernach durch den von der Delegiertenversammlung der Mitglieder auf drei Jahre gewählten 
Vorstand (neun Personen) ersetzt. Das kam aber nicht mehr zur Auswirkung. 
Latv. Enc. 257. 
 Börsenverein, Rigaer –> Börsenkomitee 
 Borsterussen 
Wandernde russische Aufkäufer von Schweineborsten, die auch Bürsten herstellten. Die Borste-
russen trieben in der Zeit der Konversionen Mitte des 19. Jhs. Propaganda für den Übertritt zur 
orthodoxen Staatskirche. 
Latv. Enc. 2383. 
 Böswilliger Bankrotteur –> Bankrott 
 Bot –> Anbot 
 Bott 
Versteigerung, Aufgebot. 
Rig. Wörterbuch 107. 
 Bracke, Wra(c)ke 
1. Schlechte Ware, Brackware, durch den Braker, Wraker als minderwertig klassifizierte Ware. 
Daher im Volksmund „ausbrakieren“ für schlecht befinden, als minderwertig aussortieren oder 
ablehnen. 
2. Wracke: ein eigens für die Untersuchung der Waren durch den –> Braker (Wraker) bestimm-
ter Platz. 
 Braker, Wraker 
Städtischer Warenprüfer, der die Waren nach ihrer Qualität klassifizierte und dies durch Anle-
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gung von Siegeln oder Aufdrücken eines Stempels bescheinigte. In Riga waren die Braker meist 
Kaufmannssöhne, in einem besonderen Amt organisiert. Sie unterlagen der Gerichtsbarkeit am 
–> Wettgericht. Zum Teil waren sie nach der Warengattung spezialisiert, so gab es Holz-, Flachs-, 
Korn-, Herings- und andere B. Ihnen waren die meist undeutschen Hilfskräfte (Brakerkerls, 
Flechter) unterstellt, –> Undeutsche Ämter, –> Zehentmänner. 
 Brakerkerl –> Braker 
 Brandherr 
Pernau: Bezeichnung für die beiden Ratsherren als Mitglieder beim –> Brandkollegium. 
(BPR I § 763). 
Dorpat: Die Dorpater Brandordnung von 1765 teilte die Stadt in vier Quartale ein, von denen 
jedes zwei Brandmeister aus der Zahl der Bürger erhielt. Diesen vorgesetzt war für je zwei Quar-
tale ein Brandherr, der die Löschgeräte verwaltete. Auch die 1802 gegründete Universität bestellte 
einen Professor zum B., während die Stadt einen Oberbrandherrn erhielt als Vorgesetzten sämt-
licher B. Er hatte die Oberleitung der Feuerwehr. Diese Ämter galten bis 1880, als die Feuerwehr 
verselbständigt und der Oberleitung des Rates entzogen wurde. 
Rig. Almanach 1872, H. Anderson: Feuersbrünste und Feuerwehr in der Stadt Dorpat. In: BH 
15 (1969) 194 ff. Auch in Riga und Reval gab es im 18. Jh. jeweils einen B. 
Gutzeit I 146; im BPR I 831 taucht nur der Terminus Brandkollegium auf, nicht Brandherr. 
 Brandkasse 
Eine in Pernau besonders geführte Kasse für Ausgaben bei der Brandbekämpfung. Sie erhielt ihre 
Mittel aus Umlagebeiträgen und Strafgeldern und wurde vom –> Brandkollegium verwaltet. BPR 
I § 767. 
 Brandkollegium 
Städtische Behörde in Pernau, bestehend aus zwei Ratsherren (Brandherren) und vier Beisitzern 
(je zwei aus jeder Gilde). Es hatte für die Sicherheit gegen Feuergefahr zu sorgen, insbesondere 
darauf zu sehen, daß in jedem Haus brauchbare Löschgeräte vorhanden waren, sowie alljährlich 
die Feuerschau vorzunehmen, das heißt „Rauchfänge, Offen und Röhren“ zu inspizieren. Ihm 
oblag die Leitung der Brandbekämpfung. Auch verwaltete es die –> Brandkasse (BPR I §§ 763 
ff). Ein Brandkollegium gab es auch in Fellin (§ 831). Es bestand aus einem Ratsherrn und zwei 
Beisitzern. 
 Brandwache 
Neben der allgemeinen Bedeutung einer von der Feuerwehr am Brandplatz zurückgelassenen 
Wache zur Verhütung des Wiederaufflammens war die Brandwache ein vorgeschobener Posten 
am Hafeneingang. Die Schiffer waren verpflichtet, zunächst diesen anzulaufen, um dort weitere 
Weisungen einzuholen. Nur im Sturm- oder Notfall durfte davon Abstand genommen und un-
mittelbar in den Hafen eingelaufen werden. 
StGB 1845 §§ 860, 1007. 
 Branntweinbrennerei 
Privileg der Rittergüter in den Ostseeprovinzen, die auch in eigenen Krügen ausschenken durf-
ten, –> Kellerverkauf, –> Krügerei. Die Pastorate durften bis 1837 für eigenen Bedarf und Aus-
schank brennen, –> Kirchenkrug. Die Städte deckten ihren Bedarf auf den Gütern, sie durften 
das Produkt nur veredeln (abziehen). Die über den Landesbedarf hinaus erzeugte Menge durfte 
seit 1766 nach Rußland transportiert werden, mußte aber an die russische Monopolverwaltung 
verkauft werden. Diese Genehmigung löste eine Konjunktur aus. 
Hupel, Topogr. Nachr. I 81; BPR II § 873; Transehe, Gutsherr 13 f. 
 Branntweinmonopol –> Monopolbude 
 Brauergilde, -gesellschaft 
In Reval Organisation der Schank- und Braugerechtigkeit, in die nur Angehörige der Großen 
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Gilde und Literaten aufgenommen wurden. Das Braupfannenrecht beruhte darauf, daß die 
Frauen der Gildebrüder ebenfalls als Mitglieder der Gilde galten und daß den Witwen und hin-
terlassenen Töchtern das Brau- und Schankrecht erhalten blieb. Der Weg in die Brauergilde 
führte in der Regel über die Heirat mit der Witwe oder Tochter eines Gildebruders, die das 
lukrative Schankrecht als Morgengabe und sichere Altersversorgung mit in die Ehe brachte. As-
piranten, die keine –> Braupfanne geheiratet hatten, konnten sich innerhalb von drei Jahren nach 
der Eheschließung gegen Zahlung von 400 Rbl. in die Gilde einkaufen. 
Elias 23 f. 
 Brauerkompagnie 
Organisation der Brauer in Riga, in der beide Gilden durch je einen Ältermann und einen Bei-
sitzer vertreten waren. Entschied über die Gewährung der Brauberechtigung. 
Jensch 106 ff.; Aktenstücke Riga II 365 f.; Blumenbach, Gemeindeverwaltung 21. 
 Braupfanne 
Scherzhafte Bezeichnung für die Frau, Witwe oder Tochter eines Mitglieds der Revaler –> 
Brauergilde, die Inhaberin des Braupfannenrechts war. 
Elias 24. 
 Braupfannenrecht –> Brauergilde 
 Brautschatz –> Ehegeld 
 Brieflade 
Eine Sammlung alter Dokumente von allgemein- oder familiengeschichtlichem Wert. Auf vielen 
Gütern vorhanden. Ihr Inhalt wurde im 19. und 20. Jh. wissenschaftlich ausgewertet und in 
Urkundensammlungen, insbesondere das Liv-, Est- u. Kurländische Urkundenbuch aufgenom-
men. 
Gutzeit I 152. 
 Brockenhaus 
Ein von der deutschen Kirchengemeinde betreutes Arbeitshaus in Goldingen, gegr. 1893. 
 Brückengeld 
In Reval im 18. Jh. zur Erhaltung der Hafenbrücken erhobene Abgabe auf die beförderten Lasten. 
Elias 45. 
 Brüder 
Die Oberräte als Älteste der –> Ritterschaft auf dem kurländischen –> Landtag. 
BPR II § 304. 
 Brüderliche Konferenz –> Konferenz 
 Brüderschaft 
In Riga engerer Kreis in beiden Gilden, der soziale Aufgaben wahrnahm und auch Frauen unter 
der Bezeichnung „Schwester“ aufnahm. Der zur Unterstützung verarmter Mitglieder, auch der 
Frauen, bestimmte Fonds war derjenige der ehemaligen –> Tafelgilde. 
BPR II §§ 961–976; Richter II S. 183. 
 Brustacker, Brustfeld 
Der ständig benutzte und regelmäßiger periodischer Mistdüngung unterworfene Acker zum Un-
terschied von Äckern, die nicht gedüngt und nach Erschöpfung einer Reihe von Jahren brachlie-
gen gelassen (–> Dreesche) oder durch Branddüngung (–> Buschacker, –> Küttis) wieder frucht-
bar gemacht wurden. 
Gutzeit Nachtr. 1886, 188, Transehe, Gutsherr 61 ff.; Tobien, Agrargesetzgebung I 58, Soom 
85. 
 Buchadel 
Im Herzogtum Kurland persönlicher Adel der Gelehrten, der nicht auf die Nachkommen vererbt 
wurde. 
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Ziegenhorn §§ 686. 
 Bucheid 
Eid zur Bestätigung der Richtigkeit kaufmännischer Buchungen. Seinem Wesen nach ein Ergän-
zungseid, da die Bücher als halber Beweis galten. Er wurde mit der Abschaffung der Ergänzungs-
eide überhaupt durch die Justizreform von 1889 hinfällig. 
Rig. Stadtrecht 1673 II Kap. 35 §§ 56; G-N I S. 67. 
 Bude 
Nicht nur Marktbude, sondern im allgemeinen Sprachgebrauch ohne abwertenden Sinn jedes 
Ladengeschäft. Größere Ladengeschäfte wurden allerdings auch Geschäft, Laden oder –> Maga-
zin genannt. Marktbuden wurden oft als „zeitweilige Buden“ bezeichnet. –> Monopolbude 
StGB 1845 §§ 782, 792, 1358. 
 Budenältester 
In Dorpat Beamter der vereinigten Niedergerichte. 
Rig. Almanach 1872. 
 Bürger 
1. Jemand, der das –> Bürgerrecht in einer bestimmten Stadt erworben hat. So noch in BPR 
durchgängig. Man konnte nicht gleichzeitig Bürger in verschiedenen Städten sein. 
2. Die StadtO 1785 § 80 verwendete zugleich den Begriff „Bürger überhaupt“, nämlich die 
„Stadteinwohner“ oder der „mittlere Stand“, also alle, die nicht Bauern oder Geistliche sind oder 
zum Adel gehören. Damit bildeten die Bürger aller russischen Städte einen mit gleichmäßigen 
Pflichten und Rechten ausgestatteten Stand im Reich. Mit der Städteordnung von 1870 wurde 
diese Bedeutung in den Ostseeprovinzen endgültig installiert. 
3. Die Bedeutung „Staatsbürger“ taucht gegen Ende des 19. Jhs. auf, und zwar gleichbedeutend 
mit „Untertan“: „Das Wort Untertan hebt die Unterordnung unter die Staatsgewalt hervor, mit 
dem Wort Bürger verbinden wir die Vorstellung von den Rechten des einzelnen Individuums 
dem Staate und den Mitmenschen gegenüber.“ 
Balt. Bürgerkunde 19. 
 Bürgerbuch 
Verzeichnis derer, die das –> Bürgerrecht einer Stadt erworben hatten und damit bürgerliche –> 
Nahrung treiben durften. 
 Bürgereid –> Bürgerrecht 
 Bürgergarde –> Stadtgarde 
 Bürgergemeinde, Bürgerschaft 
1. In jeder Stadt bildeten die das –> Bürgerrecht (alten Stiles) besitzenden Bewohner eine beson-
dere Bürgergemeinde, die sogenannte Bürgerschaft (BPR II §§ 943, 1052ff.). Sie trat dem Rat 
(Magistrat) gegenüber theoretisch als Körperschaft auf, zerfiel jedoch mit wenigen Ausnahmen 
(Revaler Dom, Hapsal, Wesenberg, Baltischport, Weißenstein) in die Gilden (Korporationen) 
der Kaufleute und Handwerker (Große und Kleine –> Gilde), so daß es praktisch wohl zu Ab-
sprachen der Gilden, jedoch kaum jemals zu einem geschlossenen Handeln der gesamten Bür-
gerschaft kam, obwohl gemeinschaftliche Versammlungen und Beschlüsse rechtlich möglich wa-
ren (§ 1054). 
2. Die Bürgergemeinde im wesentlichen Sinne bestand aus dem Magistrat und der sogenannten 
engeren Bürgergemeinde, nämlich den Gilden. 
Masing, Verfassungskämpfe 6; Blumenbach 46 u. ö. 
 Bürgergut –> Höfchen 
 Bürgerhof –> Höfchen 
 Bürgerkompagnien 
In Reval uniformierte und bewaffnete Bürger und Handwerksgesellen, die im 18. Jh. fast nur 
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noch Repräsentationsaufgaben wahrnahmen und vor hochgestellten Besuchern der Stadt para-
dierten. Sie waren grün uniformiert. Die Reiterei stellten die –> Schwarz(en)häupter in blauen 
Röcken sowie gelben Westen und Hosen. –> Quartierkammer, –> Stadtkapitän, –> Stadtgarde. 
Elias 52 ff. 
 Bürgerkorporationen –> Gilden 
 Bürgerland –> Höfchen 
 Bürgerliche Nahrung –> Nahrung 
 Bürgermeister, Wortführender, Worthabender, Präsidierender 
In Riga war der „Wortführende Bürgermeister“ Vorsitzender des Magistrats, er wurde jährlich 
aus der Zahl der vier Bürgermeister von den vier jüngsten Ratsherren gewählt. – In älterer Zeit 
galt auch die Bezeichnung „Worthabender B.“ 
Aktenstücke Riga 1218, 298 f.; Campenhausen 59, BPR I 441 ff., 491 ff. 
In Reval wurde der „Worthabende Bürgermeister“ in jährlichem Turnus unter den vier Bürger-
meistern mit dem Vorsitz im Magistrat betraut. 
BPR I § 1005, Elias 14. 
 Bürgermeisterdiener –> Ministeriale 
 Bürgermeisterversammlung 
Im 19. Jh.das Zusammentreten der vier Revaler Bürgermeister als Beratungsgremium mit Hin-
zuziehung des –> Syndikus, zum Beispiel zur Benennung von Kandidaten für eine erledigte Rats-
herrenstelle, zur Besetzung bei einem –> Niedergericht oder der städtischen Verwaltungen und 
Kollegien. –> Collegium Consulum 
BPR II § 1375, 1384 ff., 1405. 
 Bürger, Namhafter 
Durch die StadtO 1785 geschaffenes Meliorat, dem bewährte städtische Funktionsträger, Uni-
versitätsabsolventen, anerkannte Künstler, Kapitaleigner ab 50 000 Rbl, Bankiers, Großhändler 
und Reeder angehören sollten. Die N. B. bildeten eine der sechs Abteilungen der städtischen 
Einwohner, sie waren von Leibesstrafen befreit, durften zwei- oder vierspännig fahren sowie Häu-
ser und Grundstücke außerhalb der Stadt besitzen. In dritter Generation konnten sie den Adel 
beantragen. –> Ehrenbürger 
StadtO 1785 §§ 132–137. 
 Bürgerokladist 
Inoffizielle, eher irreführende Bezeichnung für einen Teil der Kopfsteuerpflichtigen,–> Okladist 
 Bürgerrecht 
1. Nach tradiertem.Recht sollte jeder, der sich in einer Stadt niederlassen und bürgerliche –> 
Nahrung treiben wollte, auch deren Bürgerrecht beantragen. Auch Letten und Esten stand im 
Mittelalter der Erwerb des B. offen, –> Undeutsche. Im Spätmittelalter wurden jedoch gewisse 
mit dem B. verknüpfte Rechte wie das Recht auf Grundbesitz und das Braurecht für die Undeut-
schen eingeschränkt (–> Brauergilde, –> Brauerkompagnie); in der Folge wurde auch die Gewin-
nung des B. an Voraussetzungen geknüpft. Im 18. Jh. wurden nur noch Deutsche und die ihnen 
sozial gleichgestellten Skandinavier in den Städten der Ostseeprovinzen Bürger, ohne daß der 
Ausschluß der Undeutschen rechtlich festgelegt worden wäre. Als Bedingungen galten: Bekennt-
nis zur Augsburger Konfession (dieser Punkt schloß die Russen aus), ehrliche und freie Geburt, 
wirtschaftliche Selbstständigkeit (eigener Rauch), Verehelichung, untadelige Führung, russische 
Untertanenschaft. Die Aufnahme erfolgte durch Zahlung eines Bürgergeldes (–> Harnischgelder) 
und Leistung des Bürgereides. In Dorpat mußte man zusätzlich Feuerlöschgeräte vorweisen. Wei-
tere Rechte waren mit dem B. an sich noch nicht verbunden; außer dem –> Magistrat konnten 
nur die Mitglieder einer –> Gilde auch politische Rechte wahrnehmen (–> Bürgergemeinde). 
2. In der Zeit der –> Statthalterschaftsverfassung konnte sich aufgrund der –> Stadtordnung 
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1785 jeder selbständig Arbeitende, also auch die Undeutschen, gegen eine Gebühr in das Bür-
gerbuch eintragen lassen und politische Rechte ausüben. Einwohnergemeinde und Bürgerge-
meinde fielen für etwa ein Jahrzehnt weitgehend zusammen. –> Beisasse. 
Elias 10–13; 126 f. 
3. Von 1796 (Abschaffung der Stadtordnung 1785) bis 1878 (Einführung der russischen Städ-
teordnung 1870) war die Rechtslage wie unter 1.) dargestellt. Ein Bürger mußte jetzt „einer der 
christlichen Konfessionen“ angehören. BPR III §§ 949, 959. 
 Bürgerschaft –> Bürgergemeinde 
 Bürgersöhne 
Unverheiratete Bürgersöhne konnten in Reval auch ohne Bürgerrecht selbständig Handel trei-
ben. Sie durften aber nur eine –> Bude halten und gewisse gesperrte Waren (Salz, Heringe, Ta-
bak) nicht selbst einführen, sondern sie mussten diese aus der Hand von Bürgern kaufen. 
Elias 32. 
 Bürgerstube 
Haftlokal für Bürger in Riga, namentlich zum Absitzen einer Schuld. 
Gutzeit I 161, Nachtr. 1886, 196. 
 Bürgerverein 
1. Aus dem Ende des 18. Jh. erstarkten kurländischen Bürgerstand bildete sich 1790 ein vorwie-
gend aus von Deutschland eingewanderten Personen bestehender Bürgerverein, der sich mit ei-
nem Gesuch an den Herzog wandte, worin der Anspruch der Bürger auf Landstandschaft erho-
ben wurde, insbesondere auch Teilnahme an der Gesetzgebung, betreffend alle den Bürgerstand 
berührenden Fragen. Weiter wurde verlangt, daß alle Landesämter, die früher von Bürgerlichen 
bekleidet worden waren, ihnen weiter vorbehalten sein sollten, daß ihnen der Erwerb von Gütern 
gestattet werde und sie das ausschließliche Recht auf Ausübung von Handel und Handwerk ha-
ben sollten. Der B. wandte sich auch an den König von Polen und entsandte zum polnischen 
Reichstag 1791 eine Deputation. Er wurde 1793 aufgelöst. 
Richter II 3 S. 211 bis 15, 226–231. 
2. In Lettland nach der Neuregelung des Vereinsrechts Deutscher Bürgerverein als Nachfolger 
des ehemaligen Gewerbevereins. 
 Burggraf 
1. In Riga Vorsitzender beim –> Burggrafengericht, einer der vier Bürgermeister. Er hatte neben 
der Gerichtsfunktion die Interessen der Krone zu vertreten und auf die Justiz des Magistrats (–> 
Magistrat) zu achten. 
Aktenstücke Riga I 296, II 40 f. 
2. In Kurland einer der vier –> Oberräte des Herzogs (FR 1617 § l), –> Oberburggraf 
 Burggrafengericht, Burggräfliches Gericht 
Bestand in Riga von 1581 bis 1725. Vorsitzender als –> Burggraf einer der vier Bürgermeister, 
zwei Ratsherrn als Assessoren. Für alle Rechtsfälle in der Stadt zuständig, an denen Adlige betei-
ligt waren. 
Aktenstücke Riga I 296, 307, II 40 f. 
 Bürgschaft, persönliche –> Juratorische Kaution 
 Buschacker 
Eine besondere, keinen Stalldung erfordernde, bis in das 19. Jh. übliche, auf Brandkultur beru-
hende Landwirtschaftsform. Für Getreideanbau geeignete Waldflächen wurden gerodet, das Un-
terholz auf dem Boden ausgebreitet, verbrannt, die Asche in den noch warmen Boden gepflügt 
und gleich anschließend die Saat vorgenommen. Nach drei bis vier Jahren wurde der Boden 
wieder sich selbst überlassen und bewuchs in dieser Zeit mit Buschwerk. Die Ruheperiode dau-
erte 12 bis 15 Jahre. 
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Transehe, Gutsherr 61 ff, Soom 92 ff. Tobien, Agrargesetzgebung I 58 ff., Hahn 17; Gutzeit I 
162, Nachtr. 1886, 199. 
 Buschbauer 
Im Wald lebender Bauer. 
Gutzeit Nachtr. 1886, 199. 
 Buschland 
Im 17. Jh. wurden in den schwedischen Katastern alle in Livl. durch Brand gedüngten Flächen 
unter diesem Begriff zusammengefaßt. –> Buschacker 
Tobien, Agrargesetzgebung I 58 ff.; Gutzeit Nachtr. 1886, 200. 
 Buschwächter 
Ein Waldaufseher, niederer Forstbeamter, der im allgemeinen ein Revier von ca. 5 bis 10 km² zu 
betreuen hatte. Seine Entlohnung bestand in der Nutzung eines Gehöfts mit Wohnhaus, Stall 
und Scheune und eines Landstücks, bestehend aus Acker, Wiese und Weide, dazu ein Barlohn. 
Gutzeit I 163; Hahn 57, 136. 
 

*** C *** 
 
 C siehe auch unter K und Z 
 Captivierung, Captur 
In Kurland gebräuchlich für Verhaftung, Inhaftnahme, Festnahme. 
Ziegenhorn § 682. 
 Cartneck (lett.: kartnieks) 
Ein von der Gemeinde zur Fronarbeit auf dem Gutshof abgestellter Arbeiter. Die C. wurden 
umschichtig von den einzelnen Bauernhöfen abgezogen, daher der Name (lett. karta = Reihe). 
Der Gesindewirt konnte sich von der Stellung des Cartnecks freikaufen. –> Korde 
 Charta sigillata –> Stempelpapier 
 Chirographarier 
Gläubiger mit persönlichen (nicht dinglich gesicherten) Forderungen im Gegensatz zu dem Hy-
pothekengläubiger. 
G-N I 96, 98. 
 Ciämner 
Die beiden Beisitzer beim –> Vogteigericht in Narva (BPR I § 1574). Es waren auf Antrag des 
Magistrats auf Lebenszeit gewählte Mitglieder der Großen –> Gilde (BPR II § 1465). 
 Citation –> Innoteszenz 
 Collegium Consulum 
In Revaler Magistrat bestand das Collegium Consulum aus den vier Bürgermeistern und dem –
> Syndikus. Dem C. C. stand die Ernennung neuer –> Bürgermeister und ein Vorschlagsrecht 
bei der Besetzung vakanter Ratsstühle zu. Zuweilen wurden ihm besondere Aufgaben übertragen. 
Elias 14. 
 Collegium Gymnasiarcharum 
Ratsausschuß als Aufsichtsorgan über das Gymnasium in Reval. 
Elias 18, 56. 
 Collegium Scholarchale 
Aufsichtsorgan über die städtischen Schulen in Riga und Dorpat; es hatte die aus Stadtmitteln 
unterhaltenen Schulen zu inspizieren. In Riga bestand es aus dem Wortführenden –> Bürger-
meister, dem –> Oberpastor der Petrikirche, zwei Ratsherren und dem –> Obersekretär; in Dor-
pat aus zwei ernannten Mitgliedern, dem –> Justizbürgermeister und den beiden worthabenden 
Ältermännern. –> Ältermann 
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BPR I §§ 594 f., 707 ff. 
 Collegium Scholarchiarum 
Aufsichtsorgan über das städtische Schulwesen in Reval, bestehend aus einem Bürgermeister und 
einem Ratsherrn. 
Elias 18, 56. 
 Comminister –> Diakon 
Latv. Enc. 989. 
 In Commissis geben 
In Auftrag geben. 
Livl. LandtagsRecesse 402. 
 Constitutorium –> Tutorium 
 

*** D *** 
 
 Dachdingsauftragen –> Bergen 
 Debarcadere 
Löschhafen oder -kai, auch Stapelplatz. 
StGB 1845 §§ 1722, 1728. 
 Defizient 
Der für ein Defizit Verantwortliche. 
StGB 1845 § 386. 
 Dejour 
Jourdienst, Tagesdienst, Bereitschaftsdienst. So hieß etwa beim Militär der Unteroffizier vom 
Dienst Dejourant. Bei den Gerichten wurde von Dejour gesprochen, wenn ein Bereitschafts-
dienst außerhalb der ordentlichen Dienststunden – etwa an Feiertagen – eingerichtet war, auch 
betr. den Bereitschaftsdienst im Sinne eines Ferienausschusses. In Reval war hierfür der Wortha-
bende –> Bürgermeister mit zwei Ratsherren vorgesehen, zu ihrer Unterstützung der Magistrats-
sekretär. 
BPR I § 1029. 
 Dejourzimmer 
Zimmer des Bereitschaftsdienstes. 
ReOrgVO § 228. 
 Deklaration 
a) der Gesetze. Ihre grammatische Auslegung. Nur diese (nicht aber die logische A.) war in rus-
sischer Zeit den livländischen Gerichten erlaubt. 
Samson § 140 Anm. 1. 
b) des Urteils. Seine Erläuterung und eventuelle Ergänzung durch den erkennenden Richter zur 
Behebung von Zweideutigkeiten und Unvollständigkeiten. Hierzu bedurfte es des Auftrags einer 
Partei innerhalb des Ablaufs des –> Fatale, das heißt vor Eintritt der Rechtskraft. Eine Zurück-
weisung des Deklarationsgesuchs mit der Begründung, das Urteil sei an sich klar, war unzulässig. 
Schmidt, Civilpr. 79. 
 Dekret 
Im livländischen Prozeß Erkenntnis allgemein; abschließende Entscheidung (Endurteil), auch 
Dezisivdekret genannt, im Unterschied zum der Rechtskraft nicht fähigen einfachen D. (prozeß-
leitende Verfügung), auch rejektives D. geheißen. –> Resolution 
Samson § 614; Schmidt, Civilpr. 70 f., 193. 
 Delat 
Jemand, dem etwas zuerkannt, besonders ein Eid zugeschoben wird, auch derjenige, gegen den 
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Anzeige erstattet ist. 
 Delegierter 
Beauftragter Richter, zum Beispiel als Einzelrichter zur Vernehmung von Zeugen an ihrem Woh-
nort. –> Gerichtsdelegation 
Samson § 356; Schmidt, Civilpr. 135. 
 Deletion, Exgrossation 
Löschung einer Hypothek. Sie erfolgte in denselben Formen wie die Eintragung (–> Ingrossa-
tion): Vorlage der Schuldurkunde, Einwilligung des Gläubigers oder Nachweis seiner Befriedi-
gung oder Vorlage einer gerichtlichen Lösungsverfügung. Das BPR III Art. 1599 f. verwendet 
die Ausdrücke synonym für Tilgung, Löschung und –> Abschreibung. Nach der Neufassung der 
Bestimmungen im Jahre 1889 spricht es nur noch von „Löschung“. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 161; ders., Kurl. PR § 159. 
 Deliberatorium 
Jeder zur Beratung und Beschlußnahme des kurländischen Landtags von einem –> Kirchspiel 
eingebrachte Vorschlag oder Antrag. War es von der Mehrheit eines Kirchspiels beschlossen, galt 
es als Kirchspiels-Deliberatorium. Ging es von der Minderheit oder einem einzelnen Stimmbe-
rechtigten aus, galt es als Einzel-Deliberatorium. Die Mehrheit des Kirchspiels konnte seine Auf-
nahme in die Instruktion des Delegierten verweigern, wenn es unschicklich oder verletzend ab-
gefaßt war. Doch konnte ein –> Landbote auf dem Landtage ein D. auch selbst einbringen mit 
Unterstützung von mindestens siebzehn anderen Landboten. Schließlich konnte auch das –> 
Ritterschafts-Comitee ein D. einbringen. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 69; Fölckersam, Kurland 12. 
 Deliberierender Konvent –> Adelskonvent 
 „Dem sei also“ 
Eigenhändige Vollzugsverfügung der russischen Kaiser für Gesetze. 
G-N I 15. 
 Denegatorium 
Im livländischen Prozeß ein –> Dekret über die Zurückweisung der Appellation. 
Schmidt, Civilpr. 157. 
 Denuntiation 
Öffentliche Ankündigung. 
 Departement für Bauersachen –> Bauerndepartement 
 Departementspräsident des Appellationsgerichts 
Vorsitzender einer Abteilung (Departement) beim –> Appellhof. Seine Stellung entsprach der 
eines Vorsitzenden Richters am deutschen Oberlandgericht (ReorgVO DV § 9). G-N gebrau-
chen durchweg den Ausdruck „Präsident“, obwohl es wörtlich „Vorsitzender“ heißen könnte. –
> Oberpräsident 
 Deputiertenlandtag 
Ein Landtag, an dem nur die Kirchspielsdeputierten (–> Landbote) der 33 Kirchspiele Kurlands 
teilnahmen, im Gegensatz zu einem –> Virillandtag aller stimmberechtigten Rittergutsbesitzer 
und –> Rentenirer. Der Deputiertenlandtag wurde im Herzogtum durch § 26 der –> Formula 
Regiminis eingeführt. Als Kurland 1795 zu Rußland kam, wurden bis 1807 Virillandtage abge-
halten, dann bis 1920 wieder D. und gelegentlich Virillandtage als Brüderliche Konferenzen ( –
> Konferenz, Brüderliche). 
Ziegenhorn § 476 und Beil. 104 § XXVI; BPR II § 50; Foelckersam, Kurland 12. 
 Deputierter –> Kirchspielsdeputierter, –> Kreisdeputierter, –> Vereinfachte Kommunalver-
waltung 
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 Für desert erklären 
In Kurland: die Appellation wegen Fristablaufs für unzulässig erklären. 
Ziegenhorn § 682. 
 Deservitenforderung 
Anspruch des Anwalts an seinen Mandanten aus dem Anwaltsvertrag. 
Schmidt, Civilpr. 20. 
 Deutschbaltische Volksgemeinschaft in Lettland 
Volkstumsorganisation der lettländischen Deutschen, gegründet 1927 aus bereits bestehenden 
Arbeitsgemeinschaften. Im Unterschied zur –> Kulturselbstverwaltung in Estland eine private 
Organisation. Bestand bis zur Umsiedlung der Deutschbalten 1939. 
Wachtsmuth, Deutsche Arbeit I; Rauch 125. 
 Devolution 
Verweisung der Sache an ein anderes Gericht. 
Schmidt, Civilpr. 26. 
 Dezimal 
In Reval wurde im 18. Jahrhundert eine Abgabe von einem Zehntel des Gesamtvermögens eines 
Bürgers erhoben, der die Stadt endgültig verließ, um in eine andere Stadt zu ziehen, oder bei 
Erbfall. In Riga wurde ebenso verfahren. –> Zehnter Pfennig 
Elias 50. 
 Dezisivdekret –> Dekret, –> Nigrum 
 Diakon, Pastor secundarius, Comminister 
Der zweite bei einer Gemeinde angestellte Prediger, von denen der erste –> Oberpastor und 
Pastor primarius war. In der Vokationsurkunde des Diakons mußten seine Amtspflichten und 
die Beziehungen zum Pastor primarius genau angegeben sein. In allgemeinen oblag dem D. das 
Abkünden der Kollekten vor dem Altar und die Verrichtung anderer liturgischer Handlungen. 
Im Verhinderungsfall konnte er den Pastor primarius vertreten. –> Ministerium, –> Pastor 
Ki.G. 1832 § 203; Ottow/Lenz 12, 15. 
 Diakonat 
1) Amt eines Diakons; 
2) Amtswohnung eines Diakons. 
 Diarium –> Landtagsdiarium 
 Dienstboten, Dienstgesinde, Dienstvolk 
1. Städtische Bedienstete (Hausknechte, Kutscher, Mägde, Köchinnen, Ammen), die im Haus 
ihres Dienstherrn, also als nichtselbständige Arbeitskräfte, lebten, dort verköstigt wurden und 
Gehalt empfingen. Ein Teil von ihnen war leibeigen, die meisten aber frei. Nach einigen (min-
destens drei) Jahren des Dienstes konnten sich die männlichen D. ein Zeugnis ausstellen lassen 
und Mitglied eines der Undeutschen Ämter werden. Das fiel in der Regel mit der Verheiratung 
zusammen. Bei der –> Kopfsteuer wurden die D. zur Steuerklasse der Bauern gerechnet. –> Ge-
sindevertrag, –> Undeutsche Ämter, –> Okladist 
Elias 40. 
2. Gesamtheit der Knechte und Mägde einer Bauerstelle. –> Gesinde 
 Dienstgut 
Ein nach russischem Dienstrecht für die Leistung bestimmter Dienste verliehenes Landgut, im 
Gegensatz zum –> Erbgut (Wotschina). Das Dienstgut wurde anfangs nur auf Lebenszeit verlie-
hen und sollte den Unterhalt der im Zivil- oder Militärdienst Stehenden sicherstellen. 
Gutzeit I 187. 
 Dienstokladist –> Okladist 
 Dienstvolk –> Dienstboten, –> Gesindevertrag 
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 Dilation, Befristung 
Im livländischen. Prozeß Fristsetzung, zum Beispiel zur Anfertigung von Schriftsätzen und zur 
Abgabe von Erklärungen (inducia deliberationis seu instructoriae), auch Verlängerung von Fri-
sten und Terminverschiebung bei Verhinderung einer Partei. 
Samson §§ 159; Schmidt, Civilpr. 50, 88. 
 Direktor des piltenschen Landtags 
Am piltenschen Landtag nahmen der Präsident des Landratskollegiums, alle Landräte und die 
Deputierten der sieben Kirchspiele teil. Einer derselben wurde für die Dauer des Landtags zum 
Direktor gewählt. Seine Obliegenheiten entsprachen dem –> Landbotenmarschall eines kurlän-
dischen Landtags. Fand statt des Landtages eine allgemeine –> Konferenz statt, wurde ebenfalls 
ein D. gewählt. –> Konferenzdirektor 
 Direktorium 
Anweisung zur Zeugeneinvernahme, ein Muster im IKP 1 I § 33: Nachdem die Zeugen nament-
lich aufgeführt und die Beweisartikel formuliert sind („Wahr, dass...“), heißt es im eigentlichen 
D.: „Testis 1 ad artic. 2, 3 etc., Testis 2 ad artic. 4, 5 etc.“ 
 Dirigierender Senat –> Senat 
 Disponent 
Verwalter eines größeren Gutes. Auf den herzoglichen Domänen in Kurland ein –> Amtmann 
mit größeren und verantwortungsvolleren Aufgaben. 
Hahn 14, 41; Transehe, Gutsherr 177 Gutzeit I 188. 
 Distanz –> Schiffahrts-Distanz 
 Distrikt (Gerichtsbezirk) –> Friedensrichterversammlung 
 Distriktsbrückenbauherr –> Kreiswegekommission 
 Distriktsfriedensrichter –> Friedensgericht 
 Dockmann 
In Riga der alljährlich gewählte Vertreter der nicht zur –> Ältestenbank jeder Gilde gehörenden 
Bürger (BPR II § 1084). Beschwerden und Anträge der von ihm Vertretenen mußte er dem –> 
Ältermann mitteilen, der sie gemeinsam mit den Ältesten (–> Ältester) dem Rat vortrug (§ 1086 
f.). In Dorpat hatte jede Gilde zwei ehrenamtliche, auf Lebenszeit gewählte Dockmänner (§ 
1099). Die beiden älteren waren Mitglieder im –> Stadtkassakollegium, alle vier D. Mitglieder 
beim –> Quartierkollegium (BPR I §§ 676, 681). In Walk, Fellin und Werro hieß der Vorstand 
der Handwerkergilde D. (BPR II § 1109), in den übrigen estländischen Städten außer in Reval 
wurde er Ältester genannt. Auch hier war das Amt ein lebenslängliches. In Werro war der D. 
auch Mitglied des Kassakollegiums, das auch Steuerverwaltung war. In Reval wurden die beiden 
Vertreter der nicht zur Ältestenbank gehörenden Bürger (–> Jüngstenbank) als Wortführer be-
zeichnet (BPR II § 1120), gelegentlich aber auch als D. (§ 1372). – Die Bezeichnung D. rührt 
vermutlich von seinem Standplatz bei offiziellen Ansprachen unter dem Marienbild her, welches 
„Docke“ (Puppe) hieß. so in Riga in der Großen oder Mariengilde. 
 Dom zu Reval 
Der Revaler Domberg nahm rechtlich eine Sonderstellung ein. Er hatte eine eigene Stadtverwal-
tung, bestehend aus zwei Ältermännern und zwei Ältesten der die Dombürgerschaft bildenden 
Gilde (BPR I § 1000). In schwedischer Zeit war für den Dom ein Schloßvogt als Richter einge-
setzt worden. Dieser wurde in russischer Zeit beibehalten (–> Schloßvogteigericht). Er entschied 
Bagatellsachen, während die ordentliche Gerichtsbarkeit vom Harrischen –> Manngericht aus-
geübt wurde (§ 934 Nr. 2, § 1001). Außer dem Schloßvogteigericht bestanden auf dem Dom 
eine –> Domgilde, die Kassaverwaltung, besetzt mit den beiden Ältermännern und einem Älte-
sten, eine Steuerkommission (ein Ältermann mit zwei Beisitzern aus der Bürgerschaft) und eine 
Akziseverwaltung. 
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Schmidt, Rechtsgesch. 79. 
 Domänenhof 
Ab 1839 als lokale Behörde des Ministeriums der Reichsdomänen (gegr. 1837) in den einzelnen 
Gouvernements eingerichtet, in den Ostseeprovinzen am 1.September 1841 eröffnet, 1859 im 
Baltischen Domänenhof zusammengefaßt (PS zak Bd. 34 Nr. 34373). Nach Übergabe der Staats-
bauern an das Innenministerium (als Folge der Bauernbefreiung) 1866 in Domänenverwaltun-
gen umgewandelt, um mit verringertem Apparat nur noch Domänen, Staatsforsten und Boden-
schätze zu verwalten. Seit 1902 nach und nach durch Landwirtschafts- und Domänenverwaltun-
gen) ersetzt. –> Kronsbauer 
Amburger 248f.; BPR I § 7,3. 
 Domänenreglement 
Bei der großen Ausdehnung der Domänen Kurlands war eine eingehende Regelung der Land- 
und Forstwirtschaft, Viehzucht und Teichwirtschaft notwendig. Zu diesem Zweck wurde 1738 
den Wirtschaftsleitern der Domänen ein Domänenreglement erteilt. Es enthielt auch genaue An-
weisungen betr. die Leistungen der fronenden Domänenbauern. Die Aufsicht über die Bauern 
sollten ihre Ältesten, „verständige Leute“, führen, welche zu Verbesserungsvorschlägen berechtigt 
waren. 
Richter II 3, S. 139. 
 Dombürger –> Dom zu Reval 
 Domgilde 
Korporation der Bürger auf dem –> Dom zu Reval (BPR II §§ 1012 ff.). Sie bestand nur aus 
Handwerkern und hatte zwei besoldete Ältermänner und Älteste, die auf Lebenszeit gewählt wa-
ren (§ 1130). 
 Dondangen 
Das sehr große Rittergut Dondangen (72.770 ha Gutsland) bildete aufgrund alter Privilegien ein 
besonderes Kirchspiel und hatte auf dem Landtag sechs Stimmen. Ursprünglich unterstand es 
unmittelbar dem König von Polen und wurde erst 1639 an den Piltenschen Kreis angeschlossen, 
jedoch unter Vorbehalt der Privilegien, insbesondere nur selbst beschlossene Steuern und Abga-
ben zahlen zu müssen. Nach Vereinigung Piltens mit Kurland (1818) bildete D. dort weiter ein 
eigenes Kirchspiel. 
Kurl. LandtagsO 1897 § 41; Ziegenhorn § 301. 
 Donoschenie (russ.) 
Bericht, Anzeige. Aus der russischen Kanzleisprache übernommen (zum Beispiel Kurl. KanzlO 
1796 Art. 1.2. VII: „Donoschenien, welche von den Angebern einkommen“). 
 Doppelgesinde 
–> Gesinde, die wegen ihrer Größe nicht selten im Erbgang geteilt worden waren, ihre frühere 
Zusammengehörigkeit jedoch noch durch den gemeinsamen Namen bekundeten, dem ein  
„Neu-“ bzw. „Alt-“ vorgesetzt wurde (lett. jaun- bzw. vec-). 
Gutzeit, Nachtr. 1886, 215. 
 Doppelkreis 
Verwaltungsmäßig war Livland zwar in Einzelkreise geteilt, jedoch wurden zu besonderen Zwek-
ken die Kreise Riga-Wolmar, Wenden-Walk, Dorpat-Werro, Pemau-Fellin zu vier Doppelkrei-
sen zusammengefaßt, so zu der –> Kreisversammlung. Das BPR versteht hinsichtlich Livlands 
unter „Kreis“ immer den D. 
BPR I §397, 401, 619. 
 Dorfschule 
Elementarschule, die vom Gutsbesitzer in einem Gesinde für die Bauernkinder eingerichtet und 
unterhalten wurde. –> Bauergemeindeschule, –> Hofesschule, –> Küsterschule 
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Gernet 59; Schaudinn 68f. 
 Dorpater Kommission 
Von der livländischen Ritterschaft begründete, nach ihrem Tagungsort benannte Kommission 
zur Verbesserung der Agrarverhältnisse nach der BVO 1819. Sie empfahl: Sicherung der Boden-
nutzung des Bauern mit dem Ziel eines bäuerlichen Grundeigentums; alles Land, das gemäß der 
1832 abgeschlossenen Katastrierung als –> Bauerland verzeichnet worden war, solle den Bauern 
binnen Jahresfrist zur unentziehbaren Nutzung überwiesen werden. Die Erbpacht sei zulässig, 
soweit sie nicht den Übergang zum Eigentum behindere; die Livländische –> Kreditsozietät solle 
durch Erteilung von Pfandbriefdarlehen den Verkauf der Bauernhöfe fördern. Der Landtag von 
1843 billigte nach heftigen Meinungskämpfen im wesentlichen die Reformvorschläge. 
Gernet 186, 189; Tobien, Agrargesetzgebung II 40 ff., 51, 59 ff., 79. 
 Dreesche, Dreeschland 
Auch Drasch, Dreschland, Driesch, in Livland auch –> Leide genannt. Ackerland, das nicht in 
regelmäßiger Nutzung stand, sondern periodisch für einige Jahre brachliegen gelassen wurde, 
damit die durch die Bestellung aufgebrauchten Bodenkräfte sich wieder ergänzen konnten. 
Dreesche wurde meist drei bis vier Jahre genutzt, solange es die doppelte Saat einbrachte. 
Transehe, Gutsherr 61, 65, 116 Anm. l; Soom 79. 
 Dreeskammer 
Raum hinter dem Altar, Sakristei. 
Gutzeit I 200; Masing, Nd. Elemente 57. 
 Dreifelderwirtschaft –> Lotte 
 Dreitäger –> -täger 
 Dringlicher Arrest –> Sicherstellung 
 Drittelhäker, Drittler 
Ein Bauer, der einen Drittelhaken Landes nutzte. –> Häker 
Bunge, Kurl. PR § 104, Gutzeit I 201. 
 Durchlassen 
1. passieren lassen; 
2. freigeben, gestatten; z.B. „ein Urteil zur Vollziehung d.“. Übersicht 142. 
 Durchlaßzettel 
Passierschein 
StGB 1845 § 1211. 
 Dwornik (russ.) 
Hausbesorger, Hauswart, Hausmeister, Hausmann, Hausschließer (–> Hausbuch). 
Vgl. StGB 1845 § 1187. 
 

*** E *** 
 
 Ebow, Ebau 
(lett.: ieburietis, piemitnis, kambamieks) 
Ein –> Lostreiber, der sich auf einem Bauernhof ein- oder anbaut. 
Gutzeit I 219 f, Nachtr. 1886, 227, Latv. Enc. 765, 1934, Kiparsky 83. 
 Echte Not –> Ehehaften 
 Echtzeugung 
Eidliches Zeugnis zweier Bürger über die eheliche Geburt bei der Ausstellung eines Geburtsbrie-
fes durch den Rat in den liv- und estländischen Städten. Die Echtzeugung war erforderlich bei 
der Aufnahme in eine –> Gilde, Zunft und eines der Handwerks- –> Ämter. Das BPR II (§§ 
959, 979, 1001 ff.) erwähnt bei den Aufnahmeerfordernissen die E. nicht mehr; sie galt daher als 
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stillschweigend abgeschafft, zumal die Handwerksämter schon vorher nicht streng darauf gesehen 
hatten. 
Gutzeit I 220; Bunge, Liv.-estl. PR § 299 n.d. 
 „Edel“ 
Im Herzogtum Kurland stand der Titel „Edel“ nicht nur den Adligen, sondern auch den herzog-
lichen Beamten bürgerlicher Herkunft zu, dazu noch einige andere Vorrechte des Adels (zum 
Beispiel mit Wagen und Schlitten auf den Kirchhöfen aufzufahren, die Leichen beläuten zu las-
sen, Pleureusen zu tragen, bei festlichen Gelegenheiten Trompeten und Fackeln zu gebrauchen). 
Die Majorität des Adels beantragte 1744 beim polnischen König, den bürgerlichen Beamten 
diese Vorrechte zu nehmen, und der Landtag von 1746 beschloß das; auf Klage der Städte wur-
den jedoch durch königliches Reskript von 1746 den bürgerlichen Beamten der Titel „Edel“ 
zuerkannt und die bisherigen Vorrechte, außer der Verwendung von Trommeln und Pauken, 
zugebilligt. 
Richter II 3, 142, 144, Ziegenhorn § 571, 686, FR § 38. 
 Ehe, gemischte 
Konfessionelle Mischehe. Sie war nach dem Ev.-luth. Kirchengesetz vom 28.Dezember 1832 mit 
Heiden (§ 81), Mohammedanern und Juden (§ 78) verboten. Das Konsistorium konnte jedoch 
für die beiden letzteren Dispens erteilen (§ 77) unter der Bedingung, daß die Trauung durch 
einen protestantischen Prediger nach ev.-luth. Ritus vorgenommen und die in der Ehe erzeugten 
Kinder im protestantischen oder – nach Wunsch beider Eheleute – im griechisch-orthodoxen 
Glauben (dem der Staatskirche) getauft und erzogen würden, worüber der nichtprotestantische 
Ehegatte ein –> Reversal zu erteilen hatte. Mohammedaner mußten ferner der Vielweiberei ent-
sagen. Zwischen Christen verschiedenen Bekenntnisses waren Mischehen gestattet (Svod zak X 
1 § 65). Gehörte ein Teil der Staatskirche an, so mußte der andere ein ähnliches Reversal aus-
stellen wie die Nichtchristen. In den baltischen Republiken wurde mit der Trennung von Staat 
und Kirche die obligatorische kirchliche Trauung abgeschafft; gemischte Ehen unterlagen keinen 
Beschränkungen. 
Lettl. EheG vom 1. Februar 1921 (Gb1. 39); Estl. EheG vom 27. Oktober 1922 (RT 138). 
 Ehe, notwendige 
Hatte zwischen Verlobten Geschlechtsverkehr stattgefunden, so wurde auf Klage der Braut vom 
Konsistorium die Vollziehung der Ehe durch Trauung vorgeschrieben (KiG 1832 §§ 386, 395). 
Geschah dieses nicht binnen drei Monaten, konnte die Braut auf Antrag für die geschiedene Frau 
des Verlobten erklärt werden (§ 90). Gleiche Rechte hatte die unter dem Versprechen der Ehe 
Verführte, falls sie binnen eines Jahres Klage auf Vollziehung der Ehe erhob. Dies war jedoch bei 
Mehrverkehr ausgeschlossen, ebenso wenn der Beklagte noch minderjährig und die Klägerin be-
deutend älter war. Witwen stand eine solche Klage ebenfalls nicht zu (§ 93). Diese Bestimmun-
gen verloren ihre Bedeutung mit den Ehegesetzen der Republiken Lettland vom 1. Februar 1921 
(Gbl. 39) und Estland vom 27. Oktober 1922 (RT 138). 
 Ehegeld 
In den kurländischen Städten gebräuchliche Bezeichnung für „Mitgabe“ oder „Brautschatz“. 
Hierunter versteht das BPR III Art. 16 f. ausdrücklich unter dieser Benennung in die Ehe einge-
brachte Liegenschaften, Kapitalien und Nutzungen zu dem Zweck, dem Mann „für die Dauer 
der Ehe die mit dieser verknüpften Lasten, und nicht bloß die Kosten des Antritts des Ehestan-
des“ zu erleichtern. 
Bunge, Kurl. PR § 198. 
 Ehehaften, echte Not 
Nach dem Gesetz gültige Entschuldigungsgründe für jemand, welcher der Ladung vor Gericht 
nicht Folge leistet, im weiteren Sinn rechtsgültige Hindernisse überhaupt. 
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Bunge, Geschichte 288. 
 Eheliche Geburt –> Echtzeugung 
 Ehelicher Beirat –> Beirat, ehelicher 
 Ehevertrag –> Heiratsnotul 
 Ehevogt –> Beirat, ehelicher 
 Ehrenbürger 
Durch Manifest vom 10. April 1832 begründeter beziehungsweise erneuerter Stand: 
1. Erbliche Ehrenbürger: Kinder persönlicher Edelleute, nichtadliger Offiziere, von Beamten und 
Geistlichen, die den Annen- oder Stanislaus-Orden erhalten hatten, Kinder evangelischer Geist-
licher, Inhaber akademischer Grade (Doktor, Magister, geprüfter Arzt), Kommerzien- und Ma-
nufakturräte, alle mit Orden ausgezeichneten Kaufleute, Kaufleute der Ersten Steuergilde nach 
20jähriger Zugehörigkeit. 
2. Persönliche Ehrenbürger: Absolventen verschiedener einzeln aufgezählter Lehranstalten. Seit 
1892 konnte die Aufnahme für alle Stände und Berufsgruppen beantragt werden, falls eine zehn-
jährige „nützliche“ Tätigkeit nachweisbar war. Persönliche E. konnten fortan unter diesen Vor-
aussetzungen nach zehn Jahren erbliche E. werden. 
Die Ehrenbürger waren von der –> Kopfsteuer, der Rekrutenpflicht und Leibesstrafe befreit und 
besaßen das aktive und passive Wahlrecht gleich den Kaufleuten. –> Bürger, Namhafte 
BPR II 941; Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 62; Blumenbach 54; Balt. Bürgerkunde 197. 
 Ehrenfriedensrichter 
–> Friedensrichter, die ihr Amt als Ehrenamt ausübten, also nicht besoldet wurden. Sie wurden 
vom Justizminister auf drei Jahre ernannt. Es waren angesehene Personen, die einen gewissen 
Vermögensstand haben sollten. Eine juristische Vorbildung war nicht erforderlich, dagegen 
wurde auf Lebenserfahrung und die Kenntnis der örtlichen Verhältnisse Wert gelegt. Die Ehren-
friedensrichter wurden – wohl auch wegen der meist mangelnden juristischen Vorbildung – nur 
selten als Einzelrichter verwendet, sondern überwiegend als Teilnehmer an den Sitzungen der 
Berufungsinstanz, der –> Friedensrichterversammlung, und als Hilfsrichter beim –> Bezirksge-
richt. In den baltischen Republiken wurden keine E. ernannt. In Lettland konnten in den Ruhe-
stand getretene Richter durch Regierungsbeschluß zu Richtern ehrenhalber (goda tiesnesis) er-
nannt werden. Sie konnten bei Bedarf als Hilfsrichter herangezogen werden. 
ReorgVO Art. 8; G-N 118; Balt. Bürgerkunde 104. 
 Ehrengeld 
Nach den in Livland praktizierten Bestimmungen des Svod zak X 1 §§ 667–670 hatten in den 
Städten die Beleidigten Anspruch auf ein besonderes Ehren- oder Sühnegeld, das mit einer Zi-
vilklage geltend gemacht werden mußte. Es betrug nach richterlichem Ermessen 1 bis 50 Rubel 
(§ 667). Die Erhebung der Zivilklage schloß eine strafrechtliche Privatklage aus. Das BPR III sah 
ein Ehrengeld nicht vor, dagegen neben den strafrechtlichen Folgen und etwaigem Schadenser-
satz eine Genugtuung durch Widerruf oder Abbitte (Art. 4560). Die Regelung des SVod zak galt 
jedoch (bis 1937) in Lettgallen und (bis 1940) im Petschur- und Trans-Narowa-Gebiet. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 65. 
 Ehrenpatron 
Wurde bei einzelnen Kirchen auf Lebenszeit gewählt. Er konnte den Vorsitz im Kirchenkonvent 
haben. 
KiG. 1832 §479. 
 Eid –> Ergänzungseid, –> Gewissensvertretung 
 Eidesunfähig –> Unmündiger 
 Eindrang 
Das Eindringen der „Unzünftigen“, das heißt der nicht zunftmäßig organisierten Handwerker in 
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die Bereiche der Zünfte durch Verrichtung von Arbeiten, welche den in einem Amt zusammen-
geschlossenen „Zünftigen“ vorbehalten waren. Streitigkeiten hierüber entschied das –> Amtsge-
richt. –> Bönhasen 
BPR I § 572 Nr. 1. 
 Einfahrt 
Fuhrmannsherberge, wo die in die Stadt kommenden Bauern ihre Gespanne einstellen und über-
nachten konnten. Die Einrichtung von Einfahrten geht auf den –> Bauerhandel zurück. Kauf-
leute mit vielen Bauernschuldnern betrieben zumeist auch Einfahrten. 
Gutzeit I 230; Latv. Enc. 765. 
 Einfötling –> Einfüßling 
 Einführungskommission 
Staatliches provinziales Organ zur Überwachung der Durchführung der Bauerverordnungen. Die 
E. setzte sich zusammen aus dem –> Zivilgouverneur als Vorsitzendem, Vertreter der –> Gou-
vernementsregierung, einem Rat vom –> Kameralhof und zwei bis drei von der Ritterschaft ge-
wählten Mitgliedern. Für Livland betätigte sich eine Einführungskommission zur Realisierung 
der BVOen von 1819 und 1849, für Estland von 1816 und 1856, für Kurland von 1817. 
Gernet 156, 175, 260; Tobien, Agrargesetzgebung I 361 ff., II 198; Creutzburg 14 f., 50. 
 Einfüßling, Einfötling 
Ein Bauer, der keinen Vollbauernhof in Nutzung hatte. Auf dieser Grundlage war er zu Fron-
dienst und Abgaben verpflichtet, wobei er vor allem Fußdienst geleistet haben mag. Häufig waren 
E.e, die mit ihrer kleinen Landwirtschaft nicht voll ausgelastet waren, zugleich –> Buschwächter. 
Sie wurden vielfach als Bauern auf kleinen Höfen aufgefaßt. Im 17. und 18. Jh. verschwindet 
diese Klassenbezeichnung allmählich und macht der Benennung –> Popolle Platz. 
Hahn 57 ff; Transehe, Gutsherr 17 f. 
 Eingepfarrte 
Die zu einem Kirchspiel gehörenden Menschen, besonders aber die Gutsbesitzer. 
Gutzeit I 239; Stählin 348; Tobien, Ritterschaft I 462; Balt. Ki.Gesch. 112, 123. 
 Einhändigung 
Kurländische Bezeichnung für Zustellung. Diese hatte beim –> Oberhauptmannsgericht der –> 
Ministerial zu bewirken, den auch jeder Rechtsuchende durch den –> Sekretär in Anspruch neh-
men konnte. Von jedem zuzustellenden Schriftstück erhielt der Ministerial zwei Exemplare. Ei-
nes ließ er „bei der Personen, für welche es bestimmt war“, das andere lieferte er dem Gericht 
oder dem Auftraggeber zurück. Auf beiden vermerkte er Ort und Datum der Zustellung sowie 
an wen das Schriftstück übergeben wurde (BPR I § 1352). Bei Verhinderung des Ministerials 
konnte der –> Instanzsekretär eine andere „zuverlässige Person“ als Stellvertreter bestimmen (§ 
1353). 
 Einhäusler –> Lostreiber 
 Einhelliger Beschluß –> Beschluß, einhelliger 
 Einhöfer –> Odnodworzen 
 Einlösungsrecht 
Ein Einlösungsrecht hatten nach livländischem Stadtrecht bei Grundstückszwangsversteigerun-
gen der Schuldner und seine nächsten Erben. Sie konnten binnen sechs Wochen nach erfolgtem 
Zuschlag die Meistbotsumme und die Kosten erlegen und damit das Grundstück an sich ziehen. 
Das E. mußte jedoch vor der Versteigerung bei Gericht angemeldet werden (BPR III Art. 3965). 
Das LZ hat das E. abgeschafft. 
 Einsasse 
Einwohner ohne Bürgerrecht in den kurländischen Städten (IKP 1 I § 4: „contra Bürger und 
andere Einsassen“). –> Beisasse 
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 Einschließung, Einschluß –> Anschluß 
 Einstehen 
Anstehen, heranstehen, bevorstehen – von Terminen, Feiertagen, Gerichtsferien. 
Samson S 528. 
 Eintagsbauer –> -täger 
 Eintäger –> -täger 
 Einwerbung der Gilden 
Bekanntmachung des Beginns der Ab- und Zuzeichnungsjuridiken des Revaler Rats an die Gil-
den (–> Abzeichnung, –> Zuzeichnung, –> Juridik). Sie geschah einige Tage vorher, um das 
Erscheinen möglichst vieler Gildenmitglieder sicherzustellen. 1805 wurden die Gilden auf ihr 
Ansuchen von der lästig gewordenen Erscheinungspflicht befreit und den Interessenten das Er-
scheinen freigestellt. Damit entfiel die E. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 124 n.f. 
 Einwohner 
1. Personen, die sich bei Bauern gegen Mietzahlung oder Ableistung von Arbeiten einmieteten. 
Die Einwohner erhielten von ihrem Bauernwirt meist ein Stück Garten oder Acker, Stallung und 
einen Platz im Vorratsgebäude. Auf manchen Bauernhöfen gab es ein gesondertes Gebäude für 
den E. mit Wohnraum, Stallung und Vorratsraum unter einem Dach. Waren sie in einer Bad-
stube einquartiert, konnten sie unter die –> Badstüber rechnen. 
Gutzeit 1 250, Cimermanis 51, 162 Anm. 337. 
2. Statistischer Terminus für Personen jeden Standes und jeder Profession, die in einer Stadt 
lebten, ohne deren Bürgerrecht erworben zu haben. 
 Einzeldeliberatorium 
Neben den Anträgen und Vorschlägen (–> Deliberatorium), die jedes –> Kirchspiel vor den kur-
ländischen Landtag bringen konnte, durften auch einzelne Stimmberechtigte ein solches einbrin-
gen, das auf ihren Namen dem Landtag vorgelegt wurde. Es wurde in die Instruktion des Kirch-
spiels aufgenommen, es sei denn, daß es verletzend abgefaßt war. Der –> Landbotenmarschall 
war berechtigt, ein E.-D. vom –> Ritterschaftskomitee begutachten zu lassen, ob man es zur 
Verhandlung vorlegen solle. Auch mußte der Landtag die Zulassung genehmigen. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 69 f., 79, 109. 
 Einziehung eines Pastorats 
Ein –> Pastorat konnte vom Besitzer des Gutes, zu dem es gehörte, eingezogen, als –> Widme 
aufgelöst und die Fläche zum Gutsland geschlagen werden, wenn die Mittel für die Erhaltung 
einer eigenen Kirche und eines eigenen Pastors vom Gut nicht mehr aufzubringen waren. 
Kallmeyer 42. 
 Eisernes Inventar 
Der livländische Landtag von 1797 stellte dem Erbherrn frei, von der Dispositionsbefugnis des 
Bauern den Teil des Inventars auszunehmen, der zur Bestellung des Hofes unbedingt notwendig 
war, und zwar für den Hof in Größe eines Viertelhakens vier Pferde, zehn Stück Rindvieh und 
15 Lof Sommersaat. Die BV 1804 setzte (§ 45) erneut einen unveräußerlichen Bestand an In-
ventar im Verhältnis zur Bodenfläche fest. Bei der Aufhebung der Hörigkeit 1819 wurde das 
Institut des Eisernen Inventars in den Hintergrund gedrängt, mit der Agrarreform von 1849 aber 
wieder zu einem unabtrennbaren Bestandteil des Bauernhofs gemacht; es betrug nach der BV 
1860 auf einen Viertelhäknerhof drei Pferde, neun Stück Rindvieh und sechs Lof Sommersaat. 
Ein Eisernes Inventar durfte geschaffen werden, wenn der Gutsherr einen Bauernhof verpachtete, 
es mußte gebildet werden, wenn er den Hof verkaufte (§§ 127,225). In Estland war die Regelung 
eine ähnliche. Dort ist das Eiserne Inventar bereits Ende des 18. Jhs. nachweisbar. Der Landtag 
von 1818 setzte ein Maximum fest: für einen Hof in der Größe eines Hakens vier Pferde oder 
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acht Ochsen. Auf den herzoglichen Domänen Kurlands bestand seit Mitte des 18. Jhs. die Ein-
richtung, daß ein gewisses Inventar, welches zur Führung der Wirtschaft unentbehrlich war, die 
sogenannte Habseligkeit, vom Bauernhof nicht getrennt werden durfte. Bei der Bauernbefreiung 
1817 wurde es als „Eisernes Inventarium“ gesetzlich fixiert. Die dem Bauern in der Wirtschaft 
zuwachsenden Inventarstücke, welche für die Wirtschaftsführung nicht unentbehrlich waren, ge-
hörten dem Pächter zu eigen und waren ihm bei seinem Abzug zu bezahlen. Das Eiserne Inventar 
war von der getrennten Zwangsvollstreckung befreit. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 120, 241, 358, 361 f., n 325 f.; Gernet 41, 100, 157, 357; BPR II 
§ 860. 
 Elenstände 
Geschlossene Waldreviere der kurländischen Kronsforsten. Diese Reviere, wo namentlich Elche 
(Elentiere) standen, waren ursprünglich dem Herzog für seine –> Kammerjagd vorbehalten. Kein 
Edelmann durfte dort jagen. Nach Angliederung des Herzogtums an das Russische Reich stand 
die Jagd in den Elenständen dem Staate zu. 
Bunge, Kurl. PR § 118; BPR III 1086. 
 Elision –> Inzidentverfahren 
 Emphyteuse 
Eine besondere Form der Zeitpacht. Eine Gruppe von Menschen pachtet ein ganzes Dorf oder 
ein Gut kollektiv für eine gewisse Zeit gegen Zahlung eines jährlichen Zinses. Sie haftet solida-
risch für den Pachtzins und kann die Ausübung ihres Rechtes an Dritte überlassen und das Recht 
unter Lebenden veräußern oder vererben. 
 Endurteil –> Dekret 
 Engerer Ausschuß –> Ausschuß, engerer 
 Enrollierte Reußen 
1731 erließ der Revaler Magistrat ein „Reglement für enrollirte Reusche Kaufleute“, welches den 
ortsansässigen russischen Kaufleuten auferlegte, sich registrieren (enrollieren) zu lassen, die übli-
chen Abgaben zu erlegen und die städtische Gerichtsbarkeit anzuerkennen. Die ihnen zugemes-
senen Handelsrechte entsprachen denen der unverheirateten Bürgersöhne, allerdings durften die 
Russen nur die von ihnen selbst nach Reval gebrachten russischen Waren en detail handeln und 
nicht etwa die über See einkommenden Manufakturwaren oder gesperrte Waren (Salz, Heringe, 
Tabak, Bier, Branntwein), die sie nur zum Transport nach Russland von den Bürgern erwerben 
durften. Für fremde, nicht „enrollirte“) Russen galten die Vergünstigungen nicht. Das Reglement 
galt bis 1785. –> Handelskommission, Russische. 
Elias 32 f. 
 Entfernung vom Amt –> Suspension, Entsetzung 
 Entsagung 
Verzicht. Das BPR III spricht von „Entsagung auf eine zustehende Servitut“ (Art. 1266), aber 
auch von „Aufgeben des Servitutsrechts“ (Art. 1267) und „Verzicht“ (Art. 1269), verwendet fer-
ner den Ausdruck Entsagung für „Ausschlagen einer Erbschaft“ (Art. 2786). 
Vgl. Samson § 600. 
 Entsetzung vom Amte 
Eine im Verhältnis zur –> Ausschließung aus dem Dienst mildere Dienststrafe. Der Bestrafte 
konnte nach Ablauf von drei Jahren wieder in den öffentlichen Dienst eintreten ((StGB 1845 § 
69). Noch milder war die Entfernung vom Amt (§ 67 Nr. 4). 
 Entstreichen 
Entlaufen –> Läufling 
Gutzeit I 258. 
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 Entwendung, betrügerische 
Vom russischen StGB 1845 geschaffener Tatbestand, „jegliche durch irgendwelchen Betrug aus-
geführte Entwendung fremder Effekten oder sonstigen beweglichen Guts“ (§ 2127), somit Be-
trug zur Erlangung von Fahrnissen, einschließlich Geld, während die entsprechenden Bestim-
mungen für Liegenschaften und Vermögensmassen unter –> Aneignung zu suchen sind. 
 Erbbauer, Erbkerl, Erbmensch, Erbuntertan 
Erbuntertäniger Bauer, seinem Herrn bis 1816/19 zu Frondiensten und Abgaben verpflichtet, –
> Freilassung. 
Gutzeit I 261; Transehe, Gutsherr 72 ff. Tobien, Ritterschaft II 18, 28; Hahn 27. 
 Erbebuch –> Aufschreibung 
 Erbegeld 
Erhielt ein Erbe den Naturalbesitz eines zu teilenden Grundstücks, so mußte er die Miterben in 
Geld abfinden. Für den Abfindungsbetrag, das Erbegeld, blieb das Grundstück verhaftet (BPR 
III Art. 2705). Das E. ist also ein „Gleichstellungsgeld“. Das LZ hat diese Regelung übernom-
men. 
 Erben, anerkannte, bestätigte 
Der die Erbschaft antretende Erbe bedurfte an sich keiner Bestätigung; es genügte, wenn er seinen 
Willen, E. zu werden, ausdrücklich kundtat oder durch schlüssige Handlungen. Gleichwohl 
wurde zu Legitimationszwecken häufig eine gerichtliche Bestätigung des Erbrechts beantragt. 
Das Verfahren entsprach dem der deutschen Erbscheinerteilung. Es konnte nur durchgeführt 
werden, solange die Rechte des E. nicht bestritten wurden. Geschah dies, mußte das Erbrecht im 
streitigen Verfahren festgestellt werden. 
BPR III Art. 2625; LZ §691. 
 Erbengemeinschaft, Gütergemeinschaft 
Baltische Besonderheiten dieses deutschrechtlichen Instituts –> Aussage, –> Ausspruch. 
 Erbenzins 
Im Rigischen Stadtrecht (III Tit. 13) gebrauchter Ausdruck für den Rentenkauf. Dieser wurde 
in der Neuzeit in die gemeinrechtliche –> Emphyteuse umgewandelt. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 144. 
 Erbgut 
Im Mittelalter ein erbliches Lehngut, in späterer Zeit das von einem Eigentümer auf dessen Erben 
übergegangene Grundvermögen überhaupt, insbesondere ein –> Rittergut. Der das Gut über-
nehmende Erbe wurde Erbherr genannt, ein sonstiger Erwerber Herr des Gutes. Nur für ein 
Erbgut galt die Erblosung, der verwandtschaftliche Retrakt oder das Näherrecht der Blutsver-
wandten, welche das Gut im Erbfall geerbt hätten. Dieses Recht ermächtigte sie, das Gut vom 
Erwerber „zur Erhaltung des Ansehens und Glanzes der Familie“ gegen Erlegung des Kaufpreises 
zuzüglich der vom Erwerber gemachten nützlichen Verwendungen an sich zu ziehen. Diese Best-
immungen galten für Liv- und Estland sowie einige kurländische Städte, während nach kurlän-
dischem Landrecht in Beziehung auf die Veräußerungsbefugnis kein Unterschied zwischen wohl-
erworbenem und ererbtem Vermögen bestand. –> Dienstgut, –> Wohlerworbenes Vermögen 
Gutzeit I 261; BPR III Art. 960 ff., 1613 ff. 
 Erbherr –> Erbgut 
 Erbkerl –> Erbbauer 
 Erblosung –> Erbgut 
 Erbmensch –> Erbbauer 
 Erbmühle 
So wurde besonders in Estland eine bereits lange vorhandene Mühle genannt. Ihre Benutzung 
durfte nicht durch Dämme oder Stauungen zwecks Anlage einer neuen Mühle gehindert werden 
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(BPR III Art. 1055, gestützt auf Estl. RuLR 1650 VI Tit. 7 Art. 1 und Gewohnheitsrecht). Das 
LZ hat sachlich die gleiche Regelung. 
 Erbpacht 
Anfang der 19. Jhs. diskutierte, aber nur vereinzelt versuchsweise verwirklichte bäuerliche Rechts-
form, wobei dem Wirt die ausschließliche Nutzung seiner Stelle zugesprochen wurde, dieser auch 
seinen Nachfolger bestimmen, aber seine Stelle nicht verkaufen konnte. Die Fronleistungen blie-
ben nach den Bestimmungen des Wackenbuchs normiert oder konnten durch eine Natural- oder 
Geldpacht ersetzt werden. Damit wäre schon zu einem frühen Zeitpunkt die Inhaberschaft des 
Grundstücks gegen eine feste Leistung über die Generationen hinweg gesichert gewesen. –> 
Geldpacht 
Gernet 171, 189 und öfter. 
 Erbpfandbesitz nach altem Recht 
Der auf Gewohnheitsrecht beruhende Erbpfandbesitz (BPR III Art. 1541ff.) war ein dingliches 
Recht, das der Eigentümer eines Landgutes (–> Landgut) dem Pfandbesitzer gegen eine dem 
Wert des Gutes entsprechende Summe (Pfandschilling, Erbpfandschilling) unverzinslich auf län-
gere Zeit (bis zu 99 Jahre) dergestalt übertrug, daß der Pfandbesitzer einem Nutzungseigentümer 
(dominus utilis) gleichgestellt wurde. Er hatte Besitz und Nutzung, trug dafür die Lasten und 
Schäden, auch solche durch höhere Gewalt. Der nicht bar bezahlte Pfandschilling konnte durch 
Belastung des Pfandguts hypothekarisch gesichert werden, wie denn der Pfandbesitzer zur Bela-
stung des Gutes überhaupt berechtigt war sowie zur Übertragung des E. auf andere. Das ebenfalls 
frei übertragbare Eigentumsrecht des Verpfänders bestand nur noch in der Befugnis der Wieder-
einlösung. Das Gut selbst konnte er nicht veräußern, auch konnten seine Gläubiger nicht darin 
vollstrecken. Der E. wurde meistens als Surrogat eines Verkaufs begründet und daher oft mit 
einem bedingten („eventuellen“) Kaufvertrag verbunden. Der Pfandbesitzer konnte während der 
Pfandzeit einseitig den Kaufvertrag vollziehen, indem er sich als Eigentümer eintragen ließ. Da-
mit erlosch der E. Andernfalls erfolgte nach Ablauf der Pfandjahre Einlösung gegen Erstattung 
des Pfandschillings. Um dies zu erschweren, wurde in den Verträgen gewöhnlich der Ersatz der 
Verwendungen vereinbart. Wurde weder die Umwandlung in Eigentum noch eine Einlösung 
vorgenommen, konnten die Parteien zwar einen neuen Pfandvertrag schließen, seit 1841 jedoch 
nur nach den Bestimmungen über den –> Pfandbesitz nach neuerem Recht. Geschah auch das 
nicht, wurde das Pfandgut auf Rechnung des Pfandhalters öffentlich versteigert. Da seit 1841 
kein E. alter Art begründet werden durfte, liefen die Pfandverträge nach und nach aus. In Lett-
land wurde das Institut durch Gesetz vom 27. Oktober 1925 (Gbl. 187) zudem förmlich aufge-
hoben. 
Bunge, Kurl. PR § 154 n.c; Bunge, Liv.-estl. PR § 153 n.b; Namentl. Ukas vom 24. Dezember 
1841/Sen. Ukas vom 14. Januar 1842; Tobien, Agrargesetzgebung I 8ff.; Richter II 3 S. 42, 46. 
 Erbpfandgut –> Erbpfandbesitz 
 Erbpfandschilling –> Erbpfandbesitz 
 Erbrecht der Ehegatten –> Bergen (Botgen) und Dachdingsauftragen, –> Verbriefte Gelder 
 Erbrecht der Kinder –> Aussage, –> Beisorger, –> Bescheidenes Gut, –> Familienerbschlich-
tungsgericht, –> Kindergeld, –> Tutorium 
 Erbschaftsgabelle –> Zehnter Pfennig 
 Erbuntertan –> Erbbauer 
 Ergänzungseid, Reinigungseid 
Wurde vom Gericht der Partei auferlegt, die mehr als einen „halben Beweis“ erbracht hatte. War 
es genau ein halber Beweis, mußte die Partei den Eid leisten, welche die besseren Daten besaß 
oder glaubwürdiger erschien. Diese auf der formellen Beweistheorie des gemeinen Prozesses be-
ruhende Einrichtung (probatio semiplena maior vel minor) wurde mit der Justizreform von 1889 
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abgeschafft. 
Livl. BV § 873; Kurl. BVO 1817 §§ 466 f.; Estl. BV § 868. 
 Ergänzungsfriedensrichter, Ersatzfriedensrichter –> Friedensgericht 
 Erkorner Ältester –> Schwarz(en)häupter 
 Erlassen 
Entlassen (Livl. LandtagsRecesse 382: „Solte die Rittersch. e. werden...“). 
 Eröffnungsbeschluß –> Übergabe 
 Ersatzfriedensrichter –> Friedensgericht 
 Erstattung, Restitution –> Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
 Erstrauch, Erster Rauch 
Während der Selbständigkeit Altlivlands gab es zwischen den Landesherren Einungen über die 
Herausgabe (Ausantwortung) entlaufener Bauern (–> Läufling). Als das Land nach 1561 unter 
verschiedene Oberherrschaften aufgeteilt war, war die Abforderung eines Läuflings aus einem 
anderen Staatsgebiet nur noch auf diplomatischem Wege möglich. Sie war kaum durchsetzbar, 
da grundsätzlich ins Ausland nicht ausgeliefert wurde. Hiervon geht die livländische Landespoli-
zeiO von 1671 aus und legt fest, das jemand, der „aus der Frembde“ sich auf einem Erblande 
niederließ „und seinen ersten Rauch hat aufgehen lassen“, damit Erbbauer wurde (§3) gleich 
einem, der als solcher geboren war. Das „Rauch aufgehen lassen“ galt als augenfälliges Beweiszei-
chen dafür, daß der Betreffende beim Erbherrn Frondienste genommen und sich in das Anwesen 
hatte einweisen lassen. Dieses Rauchfangrecht, das bis 1804 bestand, wurde auch in Kurland 
geübt, da die Läuflinge häufig vom schwedischen (später russischen) Livland ins Herzogtum 
wechselten und umgekehrt. 
IKP 2 XI § 8. 
 Estländische Kreditkasse –> Kreditverein 
 Etat im Lande –> Landesstaat 
 Eventualmaxime –> Additionalbeweis 
 Ewige Vergessenheit –> Abgabe zur ewigen Vergessenheit 
 Exekutionsimpetrant 
Vollstreckungsgläubiger, –> Impetrant. 
RigStadtR 1673 II Kap. 32 §§ 6 f., Bunge, Liv.-estl. PR § 168. 
 Exekutionskommission 
In Livland: Vollstreckungsbefehl. 
Schmidt, Civilpr. 198 f. 
 Exekutorial 
In Kurland: Vollstreckungsbefehl (IKP 2 IV §§ 20 ff.). 
 Exemte 
Von der –> Kopfsteuer und Rekrutenpflicht ausgenommene Personen, –> Rekrutenquittung. 
Hierzu gehörten unter anderem Ausländer, Edelleute, höhere Militärs, Lehrer, Apotheker, Stu-
denten nach Abschluß des Examens, kurz, die –> Literaten. . 
BPR I § 1507; Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 60; Blumenbach 48; Balt. Bürgerkunde 197. 
 Exgrossation –> Deletion 
 Exmission –> Immission 
 Expeditionsbuch 
Wurde von jeder –> Kanzlei geführt zum Nachweis der versandten Ausfertigungen. Bei persön-
licher Aushändigung eines Schreibens hatte der Empfänger, bei Versendung durch die Post der 
Postbeamte oder -zusteller den Empfang im Expeditionsbuch zu bestätigen. (BPR I § 190). 
 Express 
Rigasche Bezeichnung für Dienstmann. Sie wurde vom Dienstmann-Institut „Express“ auf die 



87 
 

einzelnen Dienstmänner übertragen, zumal diese oft als eilige Boten verwendet wurden. Die 
Männer dieses Instituts wurden nach der Mützenfarbe die „blauen Expressen“ genannt. In der 
Folge traten „rote“, „grüne“ und „gelbe“ hinzu. Die Dienstmann-Institute bestanden bis 1940. 
Balt. Briefe 1967 N.5 S 3. 
 Expromissorischer Kavent 
Selbstschuldnerischer Bürge (BRP III Art. 4520). Er genoß nicht die Rechtswohltat der Voraus-
klage gegen den Schuldner (beneficium exussionis sive ordinis). 
 

*** F *** 
 
 Fabrik, Werk 
Wird als nichtzünftiger Produktionsbetrieb bereits in der StadtO 1785 genannt; darf von den 
Kaufleuten der I. und II. Steuergilde betrieben werden (–> Gildekaufmann). Mit dieser Berech-
tigung war eine steuerliche Einordnung verbunden (–> Vermögenssteuer). Das BPR gestattet das 
unter Bezug auf die allgemeinen Reichsgesetze allen Bürgern der Ostseegouvernements. –> Be-
triebsanstalt 
StadtO 1785 §§ 104, 121; BPR II § 1497; Blumenbach 61. 
 Fahne –> Adelsfahne, Lehnsfahne 
 Fährherr 
Anfang des 19. Jhs. Rigaer Ratsherr als Aufsichtsbeamter über die Fähren. 
Böthführ Nr. 793, Gutzeit I 269. 
 Fahrlässig –> Unvorsätzlich 
 Faktorei –> Kommissionshandel 
 Familianten 
Familienfideikommiß-Anwärter. Ihre Rangfolge ergab sich aus der Stiftungsurkunde. Als Anwär-
ter konnten sie nicht in Dispositionen des Fideikommißbesitzers eingreifen. Veräußerte er das 
Fideikommißgut – wozu er nicht berechtigt war – konnte der nächste Familiant die Nichtigkeit 
des Vertrages geltend machen und Herausgabeklage erheben, selbst wenn ein anderer Anwärter 
der Erwerber war. Dies konnte aber erst geschehen, wenn dem F. das –> Fideikommiß – zumeist 
durch den Tod des Veräußerers – angefallen war. Bis dahin waren die F. nur zu Sicherungsmaß-
nahmen berechtigt. Der Fideikommißbesitzer vertrat das Fideikommiß nach außen und war bei 
allen es betreffenden Prozessen aktiv und passiv legitimiert. Urteile mußten aber auch von den 
F. anerkannt werden. Sie konnten daher dem Rechtsstreit beitreten und selbständig Rechtsmittel 
einlegen. 
Bunge, Kurl. PR § 298; BPR III Art. 2546 ff. 
 Familienerbschlichtungsgericht 
In Kurland besonderes Schiedsgericht für Erbteilungen. Den Vorsitz führte der –> Oberhaupt-
mann, die Beisitzer wurden auf Vorschlag der Parteien von der Gouvernementsregierung er-
nannt. Das Protokoll führte der –> Instanzsekretär oder ein anderer „beeidigter Beamter“. 
BPR I § 1344 Nr. 2. 
 Familienlisten –> Revisionslisten 
 Fatale 
Ausschlußfrist, Präklusivfrist, insbesondere Rechtsmittelfrist. Fatalia durften in Livland nicht ver-
längert (erstreckt) werden. 
Samson §§ 602 ff.; NM IX/X 293. 
 Faustpfand –> Versatz 
 Feldschlag –> Lotte 
 Festungs-Arrestantenkompanien –> Arrestantenkompanien 
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 Festungsartilleriebezirk –> Artilleriebezirk 
 Feuerherr –> Feuerrevisionskommission 
 Feuerrevisionskommission 
In Jakobstadt gebildetes Gremium zur Uberwachung der Rauchfänge und Öfen und zur Vor-
nahme einer alljährlichen Feuerschau. Den Vorsitz führte der –> Gerichtsvogt, Mitglieder waren 
ein vom Magistrat delegierter Ratsherr und als Angestellte des Magistrats der Brandmeister und 
ein Feuerherr. 
BPR I § 1519, 1522. 
 Feuerwehr –> Brandherr, –> Brandkasse, –> Brandkommission, –> Brandwache 
 Fideikommiß 
Nach deutschem Recht ein Vermögen oder –> Erbgut, welches kraft ausdrücklicher Verfügung 
des Stifters unveräußerlich auf die Geschlechtsfolger des Stifters oder eines Dritten übergehen 
soll. Nach BPR II § 883 „ist der Edelmann befugt, aus seinem Vermögen Majorate und Fi-
deicommisse zu stiften ...“. Rechtliche Besonderheiten –> Administrationskonkurs, –> Antritts-
preis, –> Familianten, –> Kunkellehen. Die Fideikommisse wurden in Lettland durch Gesetz 
von 1924 (Gbl. 62) förmlich aufgehoben; in Estland wurden sie als durch das Ständeaufhe-
bungsG von 1920 (RT 129/130) als abgeschafft angesehen, zumal es sich praktisch fast nur um 
adlige Güterfamilienfideikommisse handelte. 
 Filialkirche 
Kirche, die keinen eigenen Prediger hatte, sondern vom Pastor einer –> Hauptkirche versorgt 
wurde. 
Buddenbrock II 182, Ki.G. 1832 § 22, 301. 
 Findelkind –> Aufzögling 
 Fischerbauer 
Durch die lange Küste Livlands am Rigaschen Meerbusen sowie durch zahlreiche Seen und Flüsse 
gab die Fischerei zahlreichen Bauern die Existenz. Im schwedischen Kataster wurde diese Kate-
gorie von Landbewohnern zu den nicht vollbürtigen Bauern gerechnet, –> Popolle, –> Einfüß-
ling, sie galten auch als –> Freibauer. Auch der F. war –> Erbbauer und hatte meist ein –> Ge-
sinde. Die Abgaben der F. bestanden in Geld (Wadengeld, Bootgeld, Fischgeld) und in Fischen 
(Gerechtigkeitsfisch). –> Strandbauer 
Transehe, Gutsherr 20 ff, Hahn 59, Gutzeit I 282, Nachtr. 1886, 272, Soom 204. 
 Fischdurchzug –> Königsader, Aagang 
 Fischgeld –> Fischerbauer 
 Fiskal 
Beamter mit den Funktionen eines Staatsanwalts; im städtischen Bereich oft als –> Offizial be-
zeichnet. –> Gouvernementsfiskal, –> Kommissarius Fisci, –> Kreisfiskal, –> Oberfiskal, –> Stra-
ßenfiskal 
 Fiskalische Sachen 
In Livland Beleidigungs- und Verleumdungsklagen vor dem Zivilgericht, die als –> Kriminalsa-
che galten, daher gleich den Strafsachen mit Beteiligung des Fiskals verhandelt wurden. 
Samson § 622 Nr. 3. 
 Flechter –> Braker,–> Zehentmänner 
 Fleckenvorsteher 
Nahmen in Kurland die Befugnisse eines Hauptmannsgerichts in den (Krons- oder Privat-)Flek-
ken – Siedlungen, die keine Stadtrechte besaßen – wahr, sofern der Grundbesitzer nicht selbst 
die Polizei verwaltete. Nur in Polangen gab es einen besonderen Polizeimeister. Die Fleckenvor-
steher wurden auf drei Jahre von den besitzlichen Einwohnern gewählt, von der –> Gouverne-
mentsregierung bestätigt und vom –> Hauptmannsgericht vereidigt. In Bagatellsachen konnten 
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sie Strafen verhängen. Berufungsinstanz war das Hauptmannsgericht. 
BPR I §§ 1397–1402. 
 Fliegende Jagd –> Jagd, fliegende 
 Flußschiffahrt –> Königsader, Aagang 
 Formula Regiminis –> Regimentsform 
 Forstei –> Förster 
 Förster 
Ein der Gruppe der –> Buschwächter vorstehender Forstbeamter. Sein Bezirk konnte 20 bis 50 
km², gelegentlich auch mehr, umfassen. Als Amtssitz (Forstei) hatte er meist ein Anwesen mit 
Ländereien im Umfang eines Bauernhofes. 
Gutzeit 294. 
 Forstknecht –> Holzbauer 
 Frachtgericht –> See- und Frachtgericht 
 Fragestücke 
Im livländischen Prozeß wurde das Beweisthema in einzelne dem Zeugen zu stellende Fragen 
aufgegliedert, und zwar zur Person (allgemeine Fragestücke) und zur Sache (besondere Frage-
stücke). 
Samson §§ 337 f. 
 Frauenhilfen 
Frauenkreise zur Unterstützung der Arbeit in den ev.-luth. Kirchengemeinden Lettlands. 
Balt. KiGesch. 279. 
 Frauenrechte –> Beirat, ehelicher, –> Brüderschaft, –> Tafelgilde, –> Brauergilde, –> Trüf-
felgelder, –> Gnadenjahr, –> Verdienstjahr 
 Freibauer 
Ein Teil der Bauern blieb infolge Privilegierung durch die Landesherren von der Erbuntertänig-
keit verschont. Es waren das deutsche Kleinlandwirte oder Nachkommen lettischer oder estni-
scher Häuptlinge. Besonders bekannt sind die Kurischen Könige (–> Kurische Könige) im Kreis 
Goldingen und die Könige und Wedmer bei Kirchholm. Mit dem Fortschreiten der bäuerlichen 
Unfreiheit wurden diese Landfreien zu Freibauern, die ihr Land gegen einen Geldzins zur Nut-
zung hatten, aber frei von Frone und Naturalabgaben waren. In der Folge verloren sie zwar die 
Unabhängigkeit vom Gutsherrn, wurden jedoch nicht schollenpflichtig. Sie waren im Unter-
schied zum unfreien Bauern gewissermaßen Pächter ihres Hofes, für den sie die –> Freileide 
zahlten. 
Stavenhagen 295 ff.; Klausting, Freibauern 244 ff., 258; Smits, Etnogr. raksti 110; Svabe, Latv. 
kulturas vesture 192; Transehe, Gutsherr 14 ff., 65; Soom 199 ff. 
 Freidorf –> Freibauer, –> Freigesinde, –> Kurische Könige 
 Freie Jagd –> Jagd, fliegende 
 Freie Synode 
Nach dem estländischen Gesetz über Glaubensgemeinschaften und deren Verbände vom 12.No-
vember 1925 (RT 183/184) mußten sich die Gemeinden und Kirchen bis zum 30.März 1926 
registrieren lassen. Es wurde eine Normalsatzung aufgestellt. Die Gemeinden Kosch, Kusal, St. 
Johannis, Arensburg und Weißenstein ließen sich jedoch mit besonderer gemeinsamer Satzung 
eintragen und bildeten so, ohne sich von der Kirche zu trennen, eine Freie Synode. 
Balt. KiGesch. 254. 
 Freien 
Bezahlung der Schulden, die ein –> Läufling hinterlassen hatte, durch den neuen Herrn an den 
bisherigen, mithin gewissermaßen ein Loskauf. 
Hahn 31. 
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 Freier Meister 
Handwerksmeister, der in einer Stadt arbeitete, in der kein –> Amt seines Handwerks bestand, 
weil weniger als fünf Meister dort lebten. 
Elias 34. 
 Freier Zuhörer 
Hörer, die, ohne als Studenten immatrikuliert zu sein, Vorlesungen an einer Hochschule beleg-
ten. Infolge des zur Zeit der –> Justizreform von 1889 bestehenden Anwaltsmangels gestattete 
das Gesetz (ZPO § 245) die Parteivertretung auch durch Nichtjuristen (–> Privatadvokaten 
1864). Es untersagte aber ausdrücklich eine Vertretung durch Studenten oder freie Zuhörer. 
 Freigesinde 
Vom Deutschen Orden in Livland verliehene Bauernhöfe mit Zusicherung der persönlichen und 
wirtschaftlichen Freiheit des Lehnsmannes. Die Besitzer kamen niemals oder sehr spät in guts-
herrliche Abhängigkeit. So die Kurischen Könige (–> Kurische Könige) bei Goldingen und die 
Könige und Wedmer im Kirchholmer Gebiet bei Riga (–> Freibauer, Landfreier). Die Freige-
sinde wurden im 17. und 18. Jh. meist in den fronrechtlichen Bereich einbezogen und verloren 
ihre Vorrechte. 
Gutzeit I 297; Tobien, Agrargesetzgebung I 328 Anm. l; Hahn 63 f.; Stavenhagen 295 ff.; Klau-
sting 244 ff., 358. 
 Freiheits-Prätendenten 
Bezieht sich auf Postgelder. Es handelt sich um Personen, die Portofreiheit beanspruchen. 
Samson § 667a. 
 Freikirche 
Wurde für eine Kirche, die ein Gutsbesitzer aus eigenen Mitteln auf seinem Grund erbaut hatte, 
kein Pastorat fundiert, so hatte der Besitzer das Recht, einen benachbarten Pastor zur Bedienung 
der Kirche zu wählen. Die Kirche war nicht –> Filialkirche, sondern eine „freie“. Bei einigen F. 
hatte in alter Zeit ein Pastorat bestanden, war jedoch eingegangen. In letzter Zeit hielten sich die 
Freikirchen immer zu ein und derselben Nachbarkirche, so daß ihr Charakter als F. nicht mehr 
in Erscheinung trat. 
 Freilassung 
Verzicht des Gutsherrn auf seine Rechte an einem erbuntertänigen Bauern, was als Belohnung 
für geleistete Dienste, aber auch infolge einer Zahlung des Bauern erfolgen konnte. Leibeigene 
Mädchen wurden zuweilen durch städtische –> Undeutsche freigekauft, um sie zu heiraten. 
 Freileide 
Pacht, welche ein –> Freibauer für das von ihm genutzte Land (–> Leide) an die Gutsherrschaft 
zu zahlen hatte. 
Transehe, Gutsherr 65. 
 Freimachung –> Aufschreibung 
 Freimeister 
Handwerker, der, ohne die Meisterpüfung abgelegt zu haben (–> Meister), mit Genehmigung 
des Rates und des betreffenden Amtes (–> Amt) selbständig arbeiten durfte, etwa um Angehörige 
zu unterhalten. Ein Freimeister konnte weder Mitglied der Kleinen –> Gilde noch –> Bürger 
werden und durfte keine Gesellen und Lehrlinge halten. 
Elias 25. 
 Freiseen 
Sechs kurländische Seen, die in niemandes Privateigentum standen und von jedermann, insbe-
sondere zur Ausübung der Fischerei sowie zur Jagd, soweit Jagdberechtigung bestand, benutzt 
werden konnten: der Durbensche, der Wilgalnsche, der Angersche, der Usmaitensche, der Li-
bausche und der Deggerhofsche, genannt der Zezernsche See. Das LZ hat die Freiseen – mit 
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Ausnahme des letztgenannten – zu öffentlichen Gewässern erklärt, ohne weitere Hinweise auf 
das Fischrecht zu geben. 
BPR III Art. 1011; Hahn 25. 
 Freizettel 
In Kurland durfte nach dem Landtagsbeschluß vom 9. August 1636 § 43 niemand jagen, der 
„keiner adligen Freiheit fähig“ war. Das betraf unter anderen auch die Bauern mit Ausnahme der 
vom Gutsherrn als Schützen angestellten und als solche durch einen Freizettel legitimierten. 
Bunge, Kurl.PR § 116. 
 Fremde Hand 
Unterzeichnen unter fremder Hand – mit dem Namen eines anderen unterzeichnen, dessen Un-
terschrift fälschen (StGB 1845 § 1573). 
 Fremder Gast –> Gast 
 Freundschaftskauf 
Verkauf aus persönlicher Gunst unter dem Verkehrswert (BPR III Art. 3848; 1625; LZ § 1386). 
Bei Ausübung des Näherrechts mußte der Retrahent den Verkehrswert, nicht den geringeren 
Freundschaftspreis, erlegen. 
 Friedensgericht 
Das durch die –> Justizreform 1889 geschaffene Gericht Erster Instanz, besetzt mit einem Ein-
zelrichter, dem Friedensrichter. Es entsprach im wesentlichen dem deutschen Amtsgericht. Ne-
ben hauptamtlichen (Distrikts-)Friedensrichtern wurden Ersatz- oder Ergänzungsfriedensrichter 
als Hilfsrichter bestellt, ferner nicht besoldete –> Ehrenfriedensrichter. Da 1889 ausgebildete 
Juristen nicht in genügender Zahl zur Verfügung standen, konnten auch sonstige Rechtskundige 
und angesehene Personen zu Friedensrichtern bestellt werden. Ihre Zahl nahm mit der Zeit ab, 
doch gab es noch in den baltischen Staaten bis in die 1930er Jahre hinein einige Friedensrichter, 
die kein Jurastudium absolviert hatten. Berufungsinstanz war die –> Friedensrichterversamm-
lung, nach 1920 in Lettland das –> Bezirksgericht, in Estland das Friedensgericht Zweiter In-
stanz. Revisions- und Kassationsinstanz war in russischer Zeit der Dirigierende –> Senat. An seine 
Stelle traten in Lettland das ebenfalls Senat genannte höchste Gericht, in Estland das –> Staats-
gericht (riigikohus). 
Tobien, Ritterschaft I 501; Balt. Bürgerkunde 105. 
 Friedensrichter –> Friedensgericht 
 Friedensrichterversammlung 
Berufungsinstanz für die Urteile der –> Friedensrichter, besetzt mit einem Präsidenten als stän-
digem Mitglied und einer nach der Geschäftsordnung festgesetzten Zahl von Friedensrichtern, 
die nach einem Sitzungsplan turnusmäßig herangezogen wurden. Insbesondere wurden die –> 
Ehrenfriedensrichter beansprucht. Ihre Zahl durfte jedoch die der Distrikts- und Ergänzungsfrie-
densrichter nicht übersteigen. Der Friedensrichter, dessen Urteil angefochten wurde, durfte an 
der Entscheidung nicht mitwirken. Die F. verteilte die Gerichtsbezirke (Distrikte) auf die einzel-
nen Friedensrichter. In den baltischen Republiken traten an ihre Stelle: in Estland die Friedens-
gerichte Zweiter Instanz in Reval und Dorpat; in Lettland die Bezirksgerichte in Riga, Libau, 
Mitau und Dünaburg. 
GVG § 56; ReorgVO Art. 10. 
 Fron –> Gehorch 
 Fronpacht 
Nach der Bauernbefreiung 1816/19 entfielen die bisherigen zwangsmäßigen Arbeitsleistungen 
gegenüber den Gutshöfen (–> Gehorch). Frei vereinbarte Verträge sollten nun den Gegenwert 
bestimmen, den der Bauer für die Nutzung seines Hofes an das Rittergut zu leisten hatte. Eine –
> Geldpacht stieß auf Schwierigkeiten, da das Landvolk noch nicht in die Geldwirtschaft hinein-
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gewachsen war, ferner der Bauernhof überschüssige Arbeitskräfte besaß, die bisher die Fronarbeit 
geleistet hatten, andererseits die Gutswirtschaft auf eben diese angewiesen war, sie aber nicht 
einfach übernehmen konnte, da Unterbringungsmöglichkeiten fehlten. Ebenso fehlten dem 
Gutshof Arbeitsvieh und Ackergerät, die bisher der Bauernhof gestellt hatte. So ergab es sich, daß 
die Verträge zwischen Gutsherrn und Bauern „Fronpachtverträge“ oder Arbeitspachtverträge 
wurden, denen zufolge die Pacht mit Arbeitsleistungen bezahlt wurde. Als Regulativ dienten die 
alten Wackenbücher (–> Wackenbuch). 
Tobien, Agrargesetzgebung I 417, II 195, 273 ff., Creutzburg 65, Livl. BVO 1819 §§ 4 ff, 175 
Gernet 213 ff. 
 Frühpredigerwidme 
Das Gut Superintendentenhof als Widme des Frühpredigers des St. Trinitatis-Pastorates in 
Mitau, der bis 1840 meist auch Superintendent war. 
Kallmeyer 48 f. 
 Fuhrtag –> Spanntag 
 Fußarbeiter, Fußgänger 
Der fronende Bauer hatte den seinem Lande als Reallast auferlegten –> Gehorch durch Arbeit 
seiner Knechte als Fuß- oder Spanndienst auf dem Gut abzuleisten. Nicht nur der Vollbauer, 
auch der –> Einfüßling wurden zum Frondienst herangezogen, letzterer wohl nur als F. Die F. 
waren zum größten Teil Frauen. Die Männer erledigten Hilfsarbeiten bei der Ernte und beim 
Dreschen (Riegenkerle), als Schweinehüter, Fährknechte, Brauerei- und Brennereiknechte 
(Malzkerle) u.a. Die weiblichen F. waren Stuben-, Küchen- und Viehmägde, besorgten auch 
Gartenarbeiten und das Wäschewaschen. –> Oterneck 
Transehe, Gutsherr 17, 120 f.; Gutzeit 303; Hahn 70; Soom 248 ff. 
 Fußgänger –> Fußarbeiter 
 Füßling 
Im 15 Jh. entlaufene Bauern (–> Läufling), später auch Bauer, der zum Frondienst einen –> 
Fußarbeiter stellte. Gutzeit I 303. 
 Fußtag, Handtag 
Der von einem –> Fußarbeiter geleistete Frondienst, im Unterschied zum –> Spanntag. 
Gutzeit I 303; Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 80. 
 

*** G *** 
 
 Gang-Mannschaft 
Stamm-Mannschaft auf Wasserfahrzeugen. 
StGB 1845 § 1456. 
 Ganzhäker, Heilhäker 
Ein Bauer, der einen ganzen Haken Landes nutzte und davon Frondienst und sonstige Abgaben 
leistete. –> Häker. 
Hahn 58, 69 ff.. Transehe, Gutsherr 39; Ziegenhorn § 355. 
 Gardawik –> Gorodowoi 
 Garde –> Stadtgarde 
 Gärtner, gelehrter 
Kunstgärtner (BPR II § 1020), insbesondere Absolvent der Hauptgärtnerschule in Odessa. 
(StGB 1845 Beil. I § 4 Nr. 7). 
 Gast, fremder, ausländischer 
Aus der Hansezeit, als die fremden Kaufleute in Rußland Gosti genannt wurden, nachwirkende 
Bezeichnung für ausländische Kaufleute. Ein Gast unterlag auch im 18. Jahrhundert wesentli-
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chen Handelsbeschränkungen: In Riga und Reval durfte er seine Waren nicht en detail verkaufen 
und nicht direkt mit anderen Gästen handeln. Die Waren mussten immer durch die Hand eines 
ansässigen Bürgers gehen. Gemäß –> Stadtordnung 1785 bildeten „Fremde und Gäste“ eine der 
sechs Kategorien der städtischen Bürger; sie hatten damit bis 1796 Anteil an der Stadtverwaltung. 
Im 19. Jh. benötigten sie ein –> Handelszeugnis und mußten sich verpflichten, „kein in Rußland 
wohnendes Individuum“ zur Teilnahme an dem von ihnen betriebenen Handel zuzulassen. 
Aktenstücke Riga I 454; Elias 30; StadtO 1785 § 161; StGB 1845 § 163; Gutzeit I 314. 
 Gebetshaus –> Bethaus 
 Gebiet –> Gemeinde 
 Gebietslade 
Gemeindekasse. Besonders in Estland wurde das Territorium einer Bauerngemeinde häufig als 
„Gebiet“ bezeichnet. –> Gemeindelade. 
Gernet 120, 152, 154; Tobien, Agrargesetzgebung II 301; Creutzburg 24, 86; Gutzeit 1318. 
 Gebietsschule 
Elementarschule auf dem Lande, für das Gebiet eines Gutes eingerichtet, weil die –> Parochial-
schule nicht ausreichte. 
Gutzeit I 318; Speer 60; Schaudinn 66. 
 Geburt, halbe –> Halbe Geburt 
 Gefährdeeid –> Revisionseid 
 Gefolgter am Wort 
Stellvertreter des Revaler Worthabenden –> Bürgermeisters. 
BPRI§§ 1005, 1032; Elias 14. 
 Gegenteil 
Gegenpartei. 
Livl. LandtagsRecesse 440. 
 Geheimrat –> Rangtabelle 
 Gehorch 
Fronleistungen der erbuntertänigen Bauern. Sie wuchsen mit dem Aufkommen größerer Eigen-
wirtschaften und erreichten in der Zeit der Gutswirtschaft mit der Entwicklung einer rationellen 
Landwirtschaft im 18. Jh. einen hohen Grad. Seit alters her wurden die Gehorchspflichten des 
einzelnen Bauernhofs entsprechend seiner Leistungsfähigkeit im sogenannten –> Wackenbuch 
(Urbar) aufgezeichnet. Der Gehorch stellte eine auf dem Bauernhof ruhende Reallast dar. Er 
gliederte sich in den ordinären und den extraordinären oder –> Hilfsgehorch. Ersterer bestand 
in einer festen Zahl von Arbeitstagen mit und ohne Gespann in der Zeit vom 23. April bis 29. 
September (–> Arbeitstag,–> Tagesgehorch), letzterer in verschiedenen Fuß- oder Spanndiensten 
(–> Fußarbeiter)zu bestimmten Zeiten. In russischer Zeit war in Liv- und Estland der G. von 
demjenigen zu leisten, der die Nutzung des Bauernhofes inne hatte. Die BVO von 1804 wandel-
ten die bedingte Leibeigenschaft in eine Hörigkeit um und brachten eine strikte Normierung der 
Gehorchsleistungen. Mit der endgültigen Bauernbefreiung 1816/19 kam der öffentlich-rechtli-
che Charakter des G. in Fortfall. Er wurde durch privatrechtliche Pachtvereinbarungen ersetzt. 
In Kurland kamen unter polnischem Einfluß die Wackenbücher außer Gebrauch und wurden 
nur noch in den herzoglichen Domänen geführt. Die BVO von 1817 schrieb vor, Gehorchsta-
bellen für die Leistungen der Bauern aufzustellen nach dem Maß der bis 1817 erbrachten Lei-
stungen. Bei Konflikten war ein Schiedsgericht vorgesehen. Die letzte Entscheidung lag beim –
> Oberhauptmannsgericht. Die Gehorchstabellen dienten als Grundlage für den –> Fronpacht-
vertrag. 
Stepermanis 32, 60 ff.; Hahn 65 ff.; Tobien, Agrargesetzgebung I 60, 74 ff., 100–111, 199–206, 
238, 412 ff.; Gernet 36, 120 ff., 153 ff.; Creutzburg 5, 11 f. 
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 Gehorch, außerordentlicher –> Hilfsgehorch, –> Arbeitsperselen, –> Leezineeks. 
 Gehorchsland 
–> Bauerland, auch –> Wackenland genannt, auf dem als Reallast die an das Rittergut zu bewir-
kenden Fronleistungen und Abgaben lasteten. Grundsätzlich war nur der Gehorchsland nut-
zende Bauer verpflichtet, die Arbeitskräfte für das Rittergut zu stellen. Die Fronarbeit ließ er in 
der Regel durch seine Knechte verrichten. Das G. war durch das –> Wackenbuch festgelegt. 
Wurden –> Gesinde auf –> Hofesland gegründet, so blieben sie rechtlich „schatzfreies Hofes-
land“. Andererseits wurde G. durch –> Bauernsprengen und Vereinigung des Bauernhofes mit 
der Gutslandwirtschaft nicht schatzfrei; auf ihm verblieben die Leistung der Staatssteuern und 
die sonstigen Lasten. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 74 ff.; Gutzeit I 327; Balt. Bürgerkunde 292. 
 Gehorchstabellen –> Gehorch 
 Geldprästanden –> Prästanden 
 Gelehrtenstand –> Literaten 
 Geldpacht 
Umwandlung der –> Fronpacht in eine Geldleistung der Bauern an den Gutsbesitzer als Folge 
der dritten Stufe der Landreform. Mit dem 23. April 1865 erklärte der livländische Landtag alle 
Pachtverträge für ungültig, welche die Bauern zu landwirtschaftlicher Arbeit verpflichteten. In 
Kurland hatte sich bereits 1845 der Landtag für die Einführung der Geldpacht anstelle der Fron-
pacht ausgesprochen. Die „Agrarregeln“ von 1863 verboten sie ab 1867. –> Freibauer, –> Geld-
sasse. 
 Geldsasse, Ansiedler 
Im 17./18. Jh. in Kurland Landpächter, der gewöhnlich nur eine Geldpacht zahlte und nicht zu 
Arbeitsdiensten verpflichtet war. Nur in dringenden Fällen konnte er zur Arbeit, insbesondere 
zu Fuhren, herangezogen werden. Unter den Geldsassen befanden sich viele Litauer, Russen, 
Kosaken und Deutsche, letztere meist freie Handwerker, oft auch alte Soldaten und Bediente. 
Sie scheinen eine Zwischenstellung zwischen Freien und Unfreien eingenommen zu haben. 
Hahn 60. 
 Gelegenheit 
1. Kleiner deutscher Grundbesitz, besonders in der Nähe von Städten. 
2. Eine Wohnung, –> Höfchen 
Gutzeit I 332ff. 
 Gelegter Wert –> Wertlegung 
 Gemeinde, Landgemeinde, Gebiet 
Nach der LandgemeindeO vom 19. Februar 1866 die unterste Selbstverwaltungseinheit; sie um-
fasst das Territorium eines oder mehrerer Güter. Es gehörte zu ihr die Gesamtheit der auf diesem 
Gebiet (lett.: Pagasta) lebenden beziehungsweise angeschriebenen Menschen, auch wenn sie 
selbst nicht bäuerlichen Standes waren. 
Balt. Bürgerkunde 160. 
 Gemeindeältester 
Die LandgemeindeO vom 19. Februar 1866 stellte an die Spitze der Gemeinde den von der –> 
Gemeindeversammlung zu wählenden Gemeindeältesten. Er hatte dort und im –> Gemeinde-
ausschuß den Vorsitz zu führen, war Träger des Gemeindewillens und hatte die Beschlüsse der 
Gremien, unterstützt vom –> Gemeindeschreiber und dessen Gehilfen, zu vollziehen. –> 
Zehntner. Dem G. nebst dem –> Gemeindevorsteher war also vornehmlich die Exekutive, dar-
unter die –> Gemeindepolizei übertragen. Zu den besonderen Aufgaben des G. gehörte die Füh-
rung der Listen der Gemeindeglieder (–> Revisionslisten, –> Gemeinderolle), die Verwaltung des 
Gemeindevermögens, Erhebung der Gemeindesteuern, Beaufsichtigung des Straßen- und We-
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gebaues. Er mußte Eigentümer oder Pächter eines Bauerhofes sein. 
Tobien, Agrargesetzgebung II 290 ff., 297; Balt. Bürgerkunde 161 f.; Latv. Enc. 1833. 
 Gemeindeausschuß 
Nach der –> Landgemeindeordnung von 1866 das beschließende Organ der Gemeinde, beste-
hend aus dem –> Gemeindeältesten und 8 bis 24 von der –> Gemeindeversammlung gewählten 
Vertretern, zur Hälfte aus der Klasse der Grundeigentümer und Pächter, zur anderen Hälfte aus 
den Landarbeitern und sonstigen Gemeindeangehörigen. Jährlich war ein Drittel neu zu wählen. 
Zu den vom Gemeindeausschuß zu beratenden und zu entscheidenden Angelegenheiten gehör-
ten das Schulwesen, die Alters- und Krankenversorgung gemäß den „Regeln zur Einrichtung der 
allgemeinen Wohlfahrt in den Landgemeinden“ von 1866. Die Beschlüsse mußten binnen drei 
Tagen der –> Gutspolizei vorgelegt werden, welche bei sachlichen und rechtlichen Bedenken die 
Aufsichtsbehörden anrufen konnte. In den baltischen Republiken wurde der G. durch den Ge-
meinderat ersetzt. 
Balt. Bürgerkunde 161; Tobien, Agrargesetzgebung II 296, 301 ff.; Latv. Enc. 1833. 
 Gemeindegericht 
Ersetzte das bisherige –> Bauerngericht seit der Bauernbefreiung 1816/19, und zwar in Liv- und 
in Kurland; in Estland erst durch die Instruktion des Generalgouverneurs vom 18.Oktober 1866. 
Bis dahin waren dort für bäuerliche Rechtsstreitigkeiten die Kirchspielsgerichte zuständig. Der 
Instanzenzug war: 
In Livland: Gemeindegericht – –> Kirchspielsgericht – –> Kreisgericht – Bauernabteilung des –
> Hofgerichts (für Oesel: Bauernabteilung beim –> Landratskollegium); 
in Kurland: Gemeindegericht – Kreisgericht – –> Oberhofgericht; 
in Estland (bis 1866): Kirchspielsgericht – Kreisgericht – –> Oberlandgericht. Schließlich konn-
ten Nichtigkeitsklagen gegen Urteile der letztinstanzlichen Gerichte beim Dirigierenden –> Se-
nat in St. Petersburg angebracht werden. 
Während die baltischen BVOen genaue Vorschriften über die Einrichtung und das Verfahren 
der Gemeindegerichte enthielten, ermangelte es dieser in Lettgallen und im Transnarowagebiet, 
wo nur wenige Artikel der allgemeinen russischen BVO die Einrichtung erwähnten und größ-
tenteils nach Gewohnheitsrecht prozediert wurde. Die Zahl der Gemeinderichter richtete sich 
nach der männlichen Bevölkerung („Seelenzahl“). Es mußten mindestens ein Präsident und zwei 
Beisitzer vorhanden sein; grundsätzlich war für 250 männliche Einwohner ein Gemeinderichter 
vorgesehen. Die Gemeindegerichte waren zuständig für alle Streitigkeiten der Bauern unterein-
ander und mit nichtbäuerlichen Gliedern der Gemeinde, soweit diese nicht ihrem Stande nach 
vor ein anderes Gericht kompetierten. Ausgenommen waren Streitigkeiten über Grundeigentum. 
Das Verfahren war gebührenfrei. Die Strafgerichtsbarkeit betraf Polizeidelikte. Bis 1866 waren 
die G.e zugleich unterste Organe der Bauernverwaltung und standen unter Aufsicht der –> 
Gutspolizei, zumal die „Gemeinde“ eine reine „Gutsgemeinde“ war, bestehend aus den bisher 
unfreien Bauern eines Gutsbezirks. Die Gutsverwaltung konnte auch die Urteilsvollstreckung 
hemmen. Diese Rechte entfielen mit der GemeindeO vom 19. Dezember 1866. Die Gutspolizei 
blieb jedoch bestehen. Erst die –> Justizreform von 1889 stellte die Zuständigkeit der G.e auf die 
gesamte politische Landgemeinde ab, sie umfaßte daneben auch das –> Hofesland der Güter, 
deren –> Bauerland die Gemeinde bildete. Die Dienstaufsicht hatte nunmehr die –> Friedens-
richterversammlung. Das G. bestand nun, einschließlich des Vorsitzenden, aus mindestens fünf 
von der Gemeindeversammlung auf drei Jahre gewählten Richtern. Es trat einmal wöchentlich 
unter Beteiligung von mindestens drei Richtern zusammen. Berufungsgericht war das –> Ober-
bauergericht, Kassationsinstanz die Friedensrichterversammlung. In der freiwilligen Gerichtsbar-
keit war das G. Nachlaß- und Vormundschaftsgericht. In den baltischen Republiken blieben die 
G.e nur noch als Vormundschafts- und Vollstreckungsgerichte erhalten. Die Richter wurden 
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nunmehr vom Gemeinderat gewählt und vom –> Bezirksgericht bestätigt. 
G.-N. III 38; Livl. BVO 1819 §§ 131 f., 225, 228, 526–598; Kurl. BVO 1817 §§ 30, 219, 281–
350; Instruktion des Generalgouverneurs vom 18. Oktober 1866 Art. 2; Livl. BVO 1860 §§ 
699, 1030–1101; Estl. BVO 1856 §§ 1191–1274; GGO § l; GGO Civ §§ 138, 206, 227 ff., 
242 ff.; Creutzburg 30 f.; Tobien, Agrargesetzgebung I 242, 375, II 289 ff.; Tobien, Ritterschaft 
I 485; Gernet 120, 154, 290 f.; Soom 8 ff.; Transehe, Gutsherr 222; Balt. Bürgerkunde 106. 
 Gemeindegeschäftsführer –> Gemeindeschreiber 
 Gemeindekosak 
Ältere Bezeichnung für den Gemeindeboten. Vermutlich wurden mehrfach alte Kasaken dazu 
bestellt.–> Kasak. 
Latv. Enc. 1828. 
 Gemeindelade 
Gemeindekasse. Nach der Bauernbefreiung verwaltet vom –> Gemeindegericht und zwei Aufse-
hern. Einmal jährlich von der –> Gutspolizei revidiert. Ab 1866 zuständig der –> Gemeindeäl-
teste und seine Gehilfen. Rechenschaftslegung beim –> Gemeindeausschuß. 
Gutzeit I 336; Latv. Enc. 336. 
 Gemeindeland 
1. Land der russischen Feldgemeinschaft (Mir). Der gesamte Grund und Boden einer bäuerlichen 
Gemeinschaft, der nach einem von diesem festgesetzten Maßstab an die Glieder für eine be-
stimmte Zeit zur Nutzung verteilt wurde. Nach Ablauf dieser Zeit fand entsprechend den Ver-
änderungen im Familienstand eine Neuverteilung statt. Diese Form des Landbesitzes war nur in 
Lettgallen (ehem. Polnisch Livland) üblich. 
2. Den baltischen Städten gehörende Landflächen, welche den Bürgern zum gemeinsamen Ge-
brauch zur Verfügung standen (zum Beispiel die Stadtweide in Riga). In kleineren Städten war 
das Gemeindeland oftmals nach dem „Snurprinzip“ (–> Schnurland) unter die Bürger aufgeteilt 
und wurde von ihnen individuell genutzt. 
3. Die baltischen Bauerngemeinden besaßen in der Regel das Landstück, auf dem das Gemein-
dehaus gebaut war, nebst umliegenden Garten- und Ackerlandstücken, die den Gemeindeange-
stellten zur Nutzung gegeben wurden. 
Gutzeit I337. 
 Gemeindemagazin –> Magazin 
 Gemeindepfarre 
In schwedischer Zeit konnte die Krone ein Gemeindewahlrecht als Privileg verleihen. Die Zahl 
dieser Gemeindepfarren war jedoch gering. Die Wahl des Predigers erfolgte durch den –> Kir-
chenkonvent, ohne daß eine Bestätigung durch die Krone nötig war. 
Ki.G. 1832 § 161; Stählin 357 f.; Wahl 80 f., 100 f; Tobien, Ritterschaft 1212. 
 Gemeindepolizei 
Nach der Bauernbefreiung ausgeübt durch das –> Gemeindegericht, dessen Beisitzer die Ge-
meinde in Bezirke (Zehnte, lett. desmites) aufteilten. Bis 1866 stand die Gemeindepolizei unter 
Aufsicht der –> Gutspolizei. Dann erhielt der Gemeindeälteste die G. und übte sie mit den –> 
Zehntnern als Gehilfen aus. Jeder derselben betreute 8 bis 15 Höfe. In den baltischen Republiken 
wurde in den Gemeinden staatliche Polizei stationiert. 
Latv. Enc. 1831. 
 Gemeinderolle 
Nach der LandgemeindeO von 1866 waren die Gemeindeangehörigen nach fünf sozialen Grup-
pen zu registrieren: Eigentümer von Bauernhöfen, Pächter, Landarbeiter der Güter, Bauern-
knechte, selbständige nicht in der Gemeinde besitzliche Personen, jeweils mit Frauen und Kin-
dern. Diese Gemeinderolle war maßgebend für die Wahlen in die Gemeindeorgane und für Steu-
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erzwecke (Steuerrolle). Sie bedeutete ein persönliches Standesregister, woraus sich die Rechte und 
Pflichten der Gemeindeglieder ergaben. –> Oklad. 
Creutzburg 83; Gernet 290; Tobien, Agrargesetzgebung II 294 f. 
 Gemeindeschreiber, -sekretär, -geschäftsführer 
Leitete die Gemeindekanzlei und -buchhaltung, Verteilung und Erhebung der Gemeindesteuern 
und war zumeist auch Schreiber des –> Gemeindegerichts. In der ersten Hälfte des 19. Jhs. wurde 
– wenn die Amtspersonen der Gemeinde noch nicht schreibkundig waren – zuweilen ein deut-
scher Handwerker oder ein Krüger, nach 1866 oft der Lehrer damit betraut. Als Gesetzeskundi-
ger konnte der G. häufig zum tatsächlich bestimmenden Mann in Gemeindeangelegenheiten 
werden. 
Latv. Enc. 1826. 
 Gemeindeschule –> Bauergemeindeschule 
 Gemeindesekretär –> Gemeindeschreiber 
 Gemeindeversammlung 
Nach der –> Landgemeindeordnung für die Ostseeprovinzen von 1866 dasjenige Organ, welches 
die Gemeindebeamten wählte (–> Gemeindeältester, –> Gemeindevorsteher, Mitglieder im –> 
Gemeindeausschuß, –> Gemeindegericht). Schon nach der Bauernbefreiung 1816/19 konnte die 
–> Gutspolizei oder mit deren Genehmigung das Gemeindegericht eine Versammlung aller voll-
berechtigten männlichen Einwohner einberufen, insbesondere zur Wahl von Amtspersonen. In 
der Gemeindeversammlung waren wahlberechtigt alle volljährigen männlichen Gemeindeglie-
der, die Eigentümer oder Pächter von –> Bauerland waren. Sie stimmten als Einzelpersonen ab, 
während die übrigen Gemeindeangehörigen, also Landarbeiter, –> Lostreiber, Mieter und andere 
auf je zehn Personen nur eine Stimme hatten. Die G. fand einmal im Jahr ausschließlich zum 
Zweck der Wahlen statt. In Lettgallen konnten laut FreilassungsG von 1861 Gemeindeversamm-
lungen vom Gemeindeältesten oder vom Gutsbesitzer einberufen werden. Teilnehmer waren alle 
–> Hofbauern und Amtspersonen. Eine erweiterte Versammlung konnte der –> Friedensrichter 
einberufen: alle Amtspersonen, ein Deputierter auf je zehn Höfe sowie einer auf je 20 Knechte 
und Lostreiber. Nach der Revolution von 1917 gab es eine allgemeine Versammlung sämtlicher 
Gemeindeeinwohner. Sie wurde 1922 durch die Gemeindeordnungen der baltischen Republiken 
abgeschafft. 
Tobien, Agrargesetzgebung II 296; Balt. Bürgerkunde 161; Latv. Enc 1831. 
 Gemeindevertreter –> Gemeindeausschuß 
 Gemeindevorsteher 
Nach der –> Landgemeindeordnung von 1866 hatte die –> Gemeindeversammlung zwei bis vier 
Gemeindevorsteher zu wählen; diese hatten im –> Gemeindeausschuß eine beratende Stimme. 
Sie waren Gehilfen des obersten Repräsentanten (–> Gemeindeältester), auch konnten sie von 
der Kreispolizei mit besonderen Aufgaben betraut werden, wobei man ihnen besondere Bezirke 
zuwies. Ansonsten übten sie mit dem Gemeindeältesten die Aufsicht über den Straßen- und We-
gebau aus, nahmen ihm Aufgaben der niederen Gemeindepolizei ab, unterstützten ihn bei der 
Verwaltung des Kornmagazins (–> Magazin) und bei der Steuererhebung. Die Revolution von 
1917 ersetzte die Gemeindevorsteher durch Exekutivkomitees. Diese wurden 1920 in „Gemein-
deverwaltung“ umbenannt. Sie bestand aus zwei bis sechs vom Gemeinderat gewählten Mitglie-
dern, wählbar war jeder volljährige Einwohner. 
Tobien, Agrargesetzgebung II 297; Balt. Bürgerkunde 161 f.; Latv. Enc. 1832. 
 Gemeine Bezahlung –> Bezahlung 
 Gemeiner Kasten –> Stadtkasten 
 Gemeiner Stadtrat –> Allgemeiner Stadtrat 
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 Gemeinheit 
1. Allmende. 
2. Gemeinschaft, Personenverband. –> Undeutsche Ämter (Gemeine Ämter). 
Gutzeit I 337; Samson §§ 92,456. 
 Gemessene Pflichten 
Normierte Leistungsverpflichtung des Bauern gegenüber dem Gutsbesitzer, im –> Wackenbuch 
niedergelegt.–> Gehorch. 
 Gemischte Ehe –> Ehe 
 Genealogenkommission 
Bestand in Kurland aus drei von der Ritterschaft gewählten Mitgliedern, indigenen Edelleuten, 
mit der Aufgabe, alle genealogischen Fragen, die an die Ritterschaft herangebracht wurden, zu 
überprüfen. Zusammen mit dem –> Ritterschaftskomitee bestellte sie den Ritterschaftsarchivar, 
welcher ihr Schriftführer war. In wichtigen Fällen trat sie mit dem Ritterschaftskomitee zu einer 
gemeinsamen Sitzung zusammen. Hier stand jedem G.-Mitglied wie auch den Mitgliedern des 
Ritterschaftskomitees ein Votum decisivum zu, dem Ritterschaftsarchivar und dem –> Ritter-
schaftssekretär, der das Protokoll zu führen hatte, ein Votum consultativum. Die G. hatte beim 
ersten Termin eines Landtages einen Tätigkeitsbericht vorzulegen. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 69 Nr. 3, 215 ff. 
 Generalgouverneur 
Seit schwedischer Zeit in Livland bestehendes Amt. Die drei baltischen Gouvernements wurden 
1801 erneut unter die Oberverwaltung eines Generalgouverneurs gestellt, während jedes einzelne 
einem –> Zivilgouverneur unterstellt war. Das Amt wurde 1876 abgeschafft, 1905/09 wieder 
eingeführt. 
BPR I § 4; Tobien, Ritterschaft I 102ff.; Amburger 388f. Hupel, Topogr. Nachr. I 405f., 421; 
Balt. Bürgerkunde 98. 
 Generalkonkurs 
In Livland gebräuchliche Bezeichnung für den Konkurs zur Unterscheidung vom Verteilungs-
verfahren (–> Spezialkonkurs). 
B. von Klot: Gläubigerbefriedigung im Spezial- und Generalkonkurs. In: RigZfRw 1929, Heft 
2 und 3. 
 Generalkonsistorium 
Durch das Gesetz für die ev.-luth. Kirche in Rußland vom 28.Dezember 1832 in St. Petersburg 
eingerichtete Aufsichtsbehörde für alle ev.-luth. Konsistorialbezirke im Reich, welche in admini-
strativen Sachen dem Innenministerium, in judiziären dem Dirigierenden –> Senat unterstellt 
war. Es war Appellationsinstanz für jedes –> Provinzialkonsistorium und –> Stadtkonsistorium, 
führte Aufsicht über diese, die Generalsuperintendenten und Superintendenten sowie die Unter-
suchung bei Klagen gegen eine dieser Behörden und Amtspersonen; hatte die Aufsicht über die 
Vermögensverwaltung der Kirchen. In Ehescheidungssachen entschied das Generalkonsistorium 
letztinstanzlich. Zusammensetzung: weltlicher Präsident, geistlicher Vizepräsident, je zwei welt-
liche und geistliche Mitglieder. Präsident und Vizepräsident wurden vom Kaiser ernannt. Die 
weltlichen Glieder wurden von den Ritterschaften und Stadtmagistraten präsentiert, die geistli-
chen von den Konsistorien. 
Wahl 96 f.; Stählin 301; KiG. 1832 §§ 309–329; Balt. KiGesch. 118, 177; BPR II § 359, 380, 
425 447,496,514. 
 Generalökonomie –> Ökonomie 
 Generalökonomiedirektor 
Als Nachfolger des –> Ökonomiestatthalters 1730 bis 1783 Leiter der Verwaltung aller kaiserli-
chen Domänen in Livland. Stets ein Angehöriger der Ritterschaft. 
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Hupel, Topogr. Nachr. I 422. 
 Generalpfandbuch 
Beim livländischen –> Hofgericht geführt zur Eintragung von General- und Mobiliarhypothe-
ken. Mit der Neuordnung des Hypothekenwesens 1889 entfiel die Einrichtung. Das General-
pfandbuch wurde bei der Riga-Wolmarschen –> Grundbuchabteilung in Verwahrung genom-
men. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 162 n. b.; G-N II 206 – DV § 99. 
 Generalreglement 
Unter der Leitung Peters I. abgefaßte und am 28. Februar 1720 erlassene russische „Behörden-
verfassung“ (PS zak 3534). Sie betrifft Einrichtung und Zusammensetzung der Behörden sowie 
das Verfahren vor denselben und wurde der Grundstock für die dienststrafrechtlichen Bestim-
mungen des StGB 1845. 
 Generalsuperintendent 
Titel des geistlichen Vizepräsidenten in dem jeweiligen –> Provinzialkonsistorium von Liv-, Est- 
und Kurland, geistlicher Vorgesetzter eines –> Propst. Der estländische Generalsuperintendent 
war zugleich –> Oberpastor am Dom zu Reval. –> Synode. 
KiG. 1832 § 275, Balt. KiGesch. 118, BPR II §§ 359, 447, 498; Wahl 98 f. 
 Generalsynode 
Sie sollte von Zeit zu Zeit von der Regierung einberufen werden, um ihr ausführliche Kenntnis 
von den Bedürfnissen der Ev.-Luth. Kirche in Rußland zu vermitteln. Alle fünf Konsistorialbe-
zirke, darunter die drei baltischen, sollten dazu Delegierte entsenden. Die Generalsynode ist nie 
zusammengetreten. 
KiG. 1832 §§ 446–458; Wahl 103; Balt. KiGesch. 121. 
 Generalvollmacht 
Das BPR III unterscheidet drei Arten von Vollmachten (Art. 4371): die Spezialvollmacht für die 
Besorgung einzelner Geschäftsangelegenheiten, die –> Universalvollmacht für die gesamten Ge-
schäftsangelegenheiten und die Generalvollmacht für eine bestimmte Gattung von Geschäften. 
Die Einteilung entspricht der gemeinrechtlichen Lehre mit dem terminologischen Unterschied, 
daß der procurator omnium bonorum nicht Generalbevollmächtigter im eigentlichen Sinne, son-
dern Universalbevollmächtigter genannt wird. Das LZ § 2291 hat die gleichen Bezeichnungen. 
 Gerechtigkeiten, Gerechtigkeitsabgaben, -perselen 
1.Naturalabgaben der erbuntertänigen Bauern an ihre Grundherren, die Geistlichkeit, Küster 
und Lehrer. Die Gerechtigkeiten waren im –> Wackenbuch verzeichnet und galten bis zur Bau-
ernbefreiung1816/19. Sie konnten in Schafen, Hühnern, Eiern, Fischen, Holz, Flachs, zweckge-
bundenen Arbeitsleistungen und anderem bestehen, –> Perselen. 
Gutzeit I 342 f.; Transehe, Gutsherr 34, 83 ff., 160, Soom 189 ff.; Hahn 66; Gernet 51. 
2. Lieferungspflicht von Arbeitgeber an Arbeitnehmer (zum Beispiel Lieferung von einer Tonne 
Bier zu Martini an die Bierträger, Ofenkerle und Salzträger in den Städten). 
Gutzeit I 343. 
 Gerechtigkeitsfisch –> Fischerbauer 
 Gerechtigkeitsperselen –> Gerechtigkeiten 
 Gericht, unter Gericht 
Unter Anklage (StGB 1845 § 27). Jemand unter Gericht stellen = ihn anklagen, eine Anklage 
gegen ihn veranlassen (§ 433). 
 Gerichtsamtskandidat –> Kandidat 
 Gerichtsbücher, persönliche –> Personalgerichtsbücher 
 Gerichtsdelegation 
Zur Beweisaufnahme und anderen einzelnen Amtshandlungen beauftragte und abgeordnete 
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Richter. 
G-N I 8. 
 Gerichtsfähigkeit 
Prozessfähigkeit. 
Schmidt, Civilpr. 19. 
 Gerichtshegung –> Juridik 
 Gerichtliche Aufsage –> Aufsage 
 Gerichtshof 
Gemäß der –> Statthalterschaftsverfassung dritte Instanz des 1783 neu eingerichteten und 1797 
wieder abgeschafften juristischen Instanzenzugs, gegliedert in ein Zivildepartement und ein Kri-
minaldepartement. Sitz war die Gouvernementshauptstadt. Die Departements waren mit Berufs-
beamten besetzt, und zwar jeweils mit einem Präsidenten, einem Rat und zwei Assessoren. Die 
untere Grenze des Streitwerts, für den der G. angerufen werden durfte, betrug 100 Rubel, der –
> Appellationsschilling ebenfalls 100 Rubel. Zweite Instanz war der –> Gouvernementsmagistrat, 
vierte und letzte Instanz der –> Senat. 
Elias 81 f. 
 Gerichtsmedizin –> Medizinalwesen 
 Gerichtspalate –> Appellhof 
 Gerichtsposchlin –> Poschlin 
 Gerichtsspiegel 
Ein in den russischen Gerichtsordnungen vorgeschriebenes Emblem der Reichsgewalt und Ge-
richtshoheit. Er bestand aus einer etwa 25 cm hohen Säule mit der Grundfläche eines gleichsei-
tigen Dreiecks. Auf den drei Seiten (den eigentlichen Spiegeln) befanden sich Ukase (vom 17. 
April 1722 über den Schutz der bürgerlichen Rechte, vom 21. Januar 1724 über das Benehmen 
in den Gerichtsbehörden, vom 22. Januar 1724 über die Reichsverordnungen und deren Wich-
tigkeit). Seit der –> Justizreform von 1889 nur russisch, während sie vorher zum Teil in Deutsch 
oder beim –> Gemeindegericht auch in Lettisch, Estnisch, auf der Insel Worms sogar in Schwe-
disch abgedruckt waren. Bei Eröffnung der Sitzung wurde in eine oben befindliche Öffnung ein 
gestielter Reichsadler gesteckt. Zog der Vorsitzende ihn heraus, bedeutete das eine Unterbre-
chung oder den Schluß der Sitzung. 
BPR I § 36; G-N II 16. 
 Gerichtstage, offenbare –> Offenbare Gerichtstage 
 Gerichtsvogt 
Im Mittelalter amtierte in Riga ein Stadtvogt (advocatus) als Stadtrichter (judex civitatis). Als zu 
Beginn der Neuzeit die Gerichts- und administrative Gewalt zusammenflossen, fiel das Amt des 
Stadtvogts weg, der Titel „Gerichtsvogt“ ging auf einen Bürgermeister über, der mit einigen Rats-
herren das Gericht erster Instanz bildete (–> Magistrat). Hieraus entstand das –> Vogteigericht. 
In gleicher Art verlief die Entwicklung auch in anderen Städten. Der Vorsitzende – ein Bürger-
meister oder Ratsherr – führte nun regelmäßig die Amtsbezeichnung Gerichtsvogt. Wo er – wie 
in Riga und Pernau – noch besonders gegenüber den Beisitzern hervorgehoben werden sollte, 
hieß er –> Obervogt, die ratsherrlichen Beisitzer Gerichtsvögte. In Kurland war die Regelung in 
Anlehnung an das rigische Recht ähnlich. G. hießen dort allerdings besonders hervorgehobene 
Ratsmitglieder in der Rangordnung zwischen Bürgermeister und den übrigen Ratsherren. In 
Grobin und Pilten, wo es keine Bürgermeister gab, war Vorsitzender des Rates der G. In Reval 
führte ein Ratsherr als G. den Vorsitz im –> Niedergericht, er beaufsichtigte das Polizeiwesen, 
die Gefängnisse, den Scharfrichter und die Frone. Bagatellfälle entschied er auf seiner Diele im 
mündlichen Verfahren. 
R-S 11 19 f.; Campenhausen 75; Elias 17. 
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 Gerichtswebel 
Ministerial beim –> Munstereigericht. 
Aktenstücke Riga I 317. 
 Geschäft –> Bude 
 Geschäftstische 
Die russischen –> Kanzleien waren in „Tische“ untergliedert, je nach Art der Geschäftsvorfälle 
und Zahl der Sachbearbeiter. Bei Rückständen oder vorübergehend großem Arbeitsanfall konn-
ten neben den ständigen auch zeitweilige Geschäftstische eingerichtet werden, um die Mehrarbeit 
zu bewältigen. Waren Rückstände durch Verschulden eines Bediensteten entstanden, konnte ihm 
neben einer Dienststrafe auferlegt werden, auf seine Kosten zeitweilige G. einzurichten. 
StGB 1845 § 435. 
 Geschichtserzählung 
In Livland die Darstellung der tatsächlichen Umstände in der Klageschrift, woraus der Anspruch 
des Klägers hergeleitet wird. 
Schmidt, Civilpr. 89. 
 Geschlechtsregister 
Die kurländische Ritterschaft führte für alle zur –> Matrikel gehörenden Geschlechter genealo-
gische Tabellen, worin alle Angehörigen des betreffenden Geschlechts verzeichnet waren. 
Kurl. LandtagsO 1897 §221. 
 Geschlechtsvormundschaft –> Beirat, ehelicher 
 Geschlossenes Amt –> Ämter 
 Gesellschaftshandel 
Durch Ukas vom 1. Januar 1807 geregelter Zusammenschluß mehrerer Kaufleute zu einer Firma. 
In den Ostseeprovinzen längst üblich. Zugelassen wurden: Aktienunternehmungen, vollkomme-
nene Gesellschaften (Compagnons) sowie Commanditgesellschaften (Compagnons und Teil-
nehmer). 
Blumenbach 58. 
 Gesetzdiener 
Angestellter beim –> Gesetzgericht in Riga. 
Aktenstücke Riga I 464; Gutzeit I 350. 
 Gesetze des Russischen Reiches –> Vollständige Sammlung 
 Gesetzgericht 
Als Untergericht in Riga zuständig für Ordnung und Sitte, auch zur Unterdrückung des Luxus 
(–> Luxusordnung), bestehend aus einem Bürgermeister als Obergesetzherr und zwei Ratsherren 
als Gesetz- bzw. Untergesetzherr. Nach Aufhebung der –> Statthalterschaftsverfassung wurde das 
Gesetzgericht als Gesetz- und Polizeigericht wieder eingeführt, später vom –> Polizeiamt abge-
löst. Auf dem Land –> Ordnungsgericht. 
Aktenstücke Riga I 299, 307, 501; Campenhausen 85 f.; Eckardt 112. 
 Gesetzherr –> Gesetzgericht 
 Gesinde, Bauergesinde 
1. Die nicht zur Familie des Bauern gehörende Gesamtheit der Arbeitskräfte und –> Dienstboten 
eines Bauernhofs einschließlich deren Familien, auch die gesamte Bauernfamilie. Im 19. Jh. nicht 
mehr in letzterem Sinne gebräuchlich. 
2. Der Bauernhof. (Lag es auf –> Bauerland, nannte man es Bauerlandgesinde, auf –> Hofesland 
Hofesgesinde, auf einem –> Kronsgut Kronsgesinde, auf –> Pastoratsland Pastoratsgesinde. 
Transehe, Gutsherr 12, 200, Balt. Bürgerkunde 307; Foelckersahm, Agrarreform 30, 51. 
3. –> Dienstboten (Dienstgesinde) in der Stadt. 
 Gesindemäkler –> Gesindevertrag 
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 Gesindestelle 
Bauernhof, –> Gesinde 
Gutzeit I 352, Tobien, Agrargesetzgebung I 228. 
 Gesindevertrag 
Dienstvertrag der Hausbediensteten in der Stadt (–> Dienstboten) mit der „Dienst- oder Brot-
herrschaft“ (BPR III 4192 ff.). Zum Dienstgesinde (Dienstvolk) zählten nur Personen, deren 
Lohnvergütung mit Kost und Wohnungsgewährung verbunden war. Zum Vertragsabschluß be-
durfte es in Riga ursprünglich der Mitwirkung von Gesindemäklern (geschworene Schaffer). 
Bunge, Liv.-estl. PR § 352. BPR III nennt diese nicht mehr, es gab sie aber noch in lettländischer 
Zeit (–> Seelenverkäufer). Die gegenseitigen Pflichten waren patriarchalisch geregelt. Im LZ wur-
den die Bestimmungen über den Gesindevertrag durch solche eines modern gestalteten Arbeits-
vertrages ersetzt (§§ 2178 ff.). 
 Gesindewirt, Wirt 
Eigentümer oder Pächter eines Bauernhofes. Er nahm unter der Landbevölkerung als Hofbauer 
eine gehobene Stellung ein. Auch zur Zeit der Erbuntertänigkeit und bedingter Leibeigenschaft 
war er persönlich nicht zur Mitarbeit bei Ableistung der Frone verpflichtet, er mußte nur seine 
Knechte zur Arbeit entsenden. Über diese und ihre Familien herrschte er in patrimonialer Weise 
und übte ihnen gegenüber die –> Hauszucht aus. Andererseits wurde er durch die BVO von 
1804 von der Hauszucht des Gutsherrn ausgenommen. Die livländische BVO von 1849 gestat-
tete indessen die körperliche Bestrafung eines Gesindepächters, wenn er auf Hofesfeldern auf-
grund eines Fronpachtvertrages arbeitete; Gesindeeigentümer waren nicht mehr der Hauszucht 
des Gutsherrn unterworfen. 
Transehe, Gutsherr 93; Gutzeit 352; Tobien, Agrargesetzgebung 243, 375, II 279 f.; Hahn 58. 
 Getränkesteuergericht 
Städtisches Untergericht in Riga, löste 1810 die –> Rekognitionskammer ab, besetzt mit einem 
Ratsherrn als Vorsitzendem und dem Getränkesteuerverwalter als Beisitzer. Als Protokollführer 
amtierte ein Notar mit beratender Stimme. Zur Kompetenz des Getränkesteuergerichts gehörten 
neben Akzisesachen Streitigkeiten über Schuldforderungen der –> Brauerkompanie, der Brannt-
weinhändler und Schenkwirte sowie die Aufsicht über die Güte der Getränke. 
BPR I § 577. 
 Getränkesteuerverwalter –> Getränkesteuergericht 
 Getreidedarlehen –> Baat 
 Gevollmächtigter des Landes 
Nach 1715 Bezeichnung des –> Korrespondenten. 
Rummel 364. 
 Gewässer, öffentliche –> Freiseen 
 Gewerbeamt –> Handelsamt 
 Gewerbe, lästige, (Gewerke) 
Die Nachbarn durch Feuergefahr, Lärm, Gerüche, Rauch oder dergleichen beeinträchtigende 
oder belästigende Gewerbebetriebe. Ihre Anlage war in den Städten ohne Zustimmung der Be-
einträchtigten verboten (BPR III Art. 987) und strafbar (StGB 1845 § 1363). Der Betrieb konnte 
geschlossen werden. Als lästige Gewerbe werden für Reval, Hapsal und Wesenberg namentlich 
aufgeführt (BPR III Art. 994 Nr. 3): Brauereien, Branntweinbrennereien, Schmieden, Schlacht-
häuser, Gerbereien, Seifensiedereien, Talgschmelzereien, Fischweichen, Werkstätten der Töpfer, 
Grapengießer, Gold- und Kupferschläger und Böttcher, ferner Krüge (–> Krug). Das LZ § 1087 
übernahm die Regelung des BPR Art. 987. 
 Gewerbefreiheit 
Die G. wurde in den Ostseeprovinzen durch die Handels- und Gewerbeordnung von 1824 weit-
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gehend und mit der Verordnung über Handwerks- und Gewerbefreiheit vom 4. Juli 1866 voll-
ends eingeführt. Einige Handwerksämter bestanden auf freiwilliger Basis als Berufsgenossen-
schaften weiter, –> Städteordnung, russische. 
Blumenbach 52, 62. 
 Gewerk 
1. Zunft, –> Amt; Handwerkerkorporation in den kurländischen Städten. 
BPR I §§ 568, 1483 Nr. 4; Ziegenhorn § 686. 
2. –> Gewerbe, –> Fabrik. 
 Gewerker 
Handwerker. 
DCP 1 I § 2 in einigen Texten. 
 Gewissensgericht, Gewissensrat 
Während der Geltung der –> Statthalterschaftsverfassung für die ganze Statthalterschaft zustän-
diges Schiedsgericht zur Schlichtung von Vormundschafts- und Familienstreitigkeiten. Im G. 
saßen befristet gewählte Vertreter der Stände. Das Gewissensgericht griff unter anderem auf An-
trag ein, wenn ein Verhafteter länger als drei Tage ohne Verhör blieb oder wenn er schon vor 
dem richterlichen Spruch als überführt behandelt wurde. Es wurde von Zeitgenossen mit der 
Habeas-Corpus-Akte in England verglichen. 
Böthführ Nr. 728, Mettig 401, Elias 81. 
 Gewissensvertretung 
Wollte eine Partei den ihr zugeschobenen Eid nicht leisten, aber auch nicht zurückschieben, so 
konnte sie im livländischen Prozeß als Eidessurrogat durch andere Beweismittel „dasjenige, was 
durch den angetragenen Eid erhärtet werden soll, in Gewissheit setzen“. Hierfür wurde ihr eine 
Frist gesetzt. Gelang der Beweis, war ein Gegenbeweis nicht mehr möglich. Bei Mißlingen erhielt 
die Partei eine weitere Frist zur Erklärung über die Annahme oder Zurückschiebung des Eides. 
Wurde diese Frist für die G. versäumt, so galt der Eid als –> desert: Man konnte sich nicht mehr 
auf ihn beziehen. 
Samson §§ 423, 428; Schmidt, Civilpr. 133. 
 Gilde, Große und Kleine 
In den Städten waren die Bürger in Korporationen gegliedert, welche zumeist Gilden genannt 
wurden. In Riga und in Reval bildeten die beiden G. zusammen mit dem Rat die drei Stände der 
Stadt, welche die Verwaltung führten. Sie hatten das Recht der Kooptation. In die Rigaer Große 
oder St. Mariengilde wurden Kaufleute, Goldschmiede, Künstler und Literaten aufgenommen. 
Ihre Interessen wurden von der –> Ältestenbank vertreten; neue Mitglieder (–> Küchenbrüder) 
hatten wenig Einfluß. Die Große G. stellte die kaufrnännischen Ratsherren. – In die Kleine oder 
St. Johannisgilde wurden Handwerker aufgenommen, die Meister waren und zu einer Zunft (–
> Ämter) gehörten. Auch hier gab es eine Ältestenbank. – In beiden Gilden bestand ein engerer 
Kreis, die –> Brüderschaft. Nur ihre Mitglieder besaßen das passive Wahlrecht und entschieden 
über Neuaufnahmen. Die Vertreter der G.en saßen in den städtischen Kollegien und der Ver-
waltung. Die ordentlichen Versammlungen fanden zweimal jährlich statt. Die Verhandlungs-
punkte mußten vorher dem Rat angezeigt werden. Die Beschlüsse der Großen G. wurden der 
Kleinen G. zur Beratschlagung vorgelegt. Betrafen sie die ganze Kommune, bedurften sie der 
Bestätigung des Rates. Ähnlich wie in Riga waren die Organisationen in den übrigen liv- und 
estländischen Städten geregelt. In Reval trug die Kleine G. den Namen St. Kanutigilde. Außer 
den Kaufleuten konnten auch Literaten Mitglieder der Großen G. werden. Im Gegensatz zu Riga 
gehörten hier die Goldschmiede zur Kleinen G. In beiden Gilden gab es eine auf Lebenszeit 
gewählte Führungsgruppe (vier Ältermänner), ein bevorrechtigtes Seniorengremium (die Älte-
stenbank) und die einfachen Mitglieder (–> Jüngste, Jüngstenbank). An der Spitze stand, in jähr-
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lichem Turnus wechselnd, der Worthabende –> Ältermann, der die Versammlungen leitete und 
die Gilde nach außen repräsentierte. Neue Ältermänner gingen aus der Ältestenbank hervor. Da-
bei übten die amtierenden Ältermänner den entscheidenden Einfluß aus, da die Ältestenbank 
lediglich zwischen zwei Kandidaten, die ihr präsentiert wurden, wählen konnte. Die Wahl musste 
vom Rat bestätigt werden, die Jüngstenbank hatte nur ein Einspruchsrecht. Als Gehilfen der 
Ältermänner waren zwei Beisitzer tätig. Diese wurden für jeweils zwei Jahre aus und von der 
Ältestenbank gewählt und vertraten die Meinung der Ältestenbank im Gremium der Älterleute. 
An der Spitze der Jüngstenbank standen zwei Wortführer, die an den Beratungen der Ältesten-
bank teilnahmen und die Meinung der Jüngstenbank dem Worthabenden Ältermann vortrugen. 
Erst nach zwölfjähriger Mitgliedschaft in der Jüngstenbank nahm der Gildebruder auf der Älte-
stenbank Platz. Passiv wahlfähig als Ratsherren waren nur Älterleute und Mitglieder der Großen 
G., die entweder zur Ältestenbank gehörten oder als Wortführer der Jüngstenbank vorstanden. 
–> Domgilde. 
Auch in den kurländischen Städten zerfielen die Bürger in zwei Korporationen – die der Kauf-
leute und der Handwerker. Nur in Libau indessen wurden sie Gilden genannt. Zur Großen G. 
gehörten dort auch die Uhrmacher, Kunstgärtner (–> gelehrte Gärtner) und Bader (BPR II § 
1020). Die Mitglieder der Großen G. konnte zu Ratsherren gewählt werden, beide G. nahmen 
an der Wahl des Bürgermeisters oder Gerichtsvogts teil, stimmten aber getrennt ab. Die Älter-
männer und Ältesten der Gilden bildeten die städtische Ältestenbank und nahmen dadurch am 
Stadtregiment teil. Die G. verloren ihre politischen Rechte vorübergehend in der Zeit der –> 
Statthalterschaftsverfassung und endgültig 1878 mit der Einführung der russischen –> Städte-
ordnung von 1870, behielten aber noch zusammen mit dem Rat die Verwaltung der –> Steuer-
gemeinde. 
Masing, Verfassungskämpfe 6 ff; Blumenbach 8 ff; Buchholz, Familiengeschichte Schwartz 78; 
Elias 14, 22–25; BPR II § 945 ff. 
 Gildejournalist 
Protokollführer der Großen Gilde in Narva. Die Benennung beruht wohl darauf, daß das –> 
Protokoll dem –> Journal einer Behörde gleich geachtet wurde. BPR II § 1271. 
 Gildekaufmann 
Peter I. begründete 1721 im Rahmen seiner Bemühungen, ein städtisches Bürgertum zu schaffen 
und zur Erfassung aller Handel treibenden Personen die Einrichtung von zwei Gilden (nicht 
identisch mit den traditionellen Gilden in den baltischen Städten, –> Gilde). Sie wurden 1742 
in drei Gilden stärker differenziert, seit 1775 mit gleichzeitiger Befreiung von der –> Kopfsteuer 
nach einem (1785 und 1807 erhöhten) Zensus bestimmt (1807: I.Gilde der Außenhandelskauf-
leute, Fabrikanten und Reeder 50 000, II. Gilde der inländischen Kaufleute und kleineren Pro-
duzenten 20 000, III. Gilde der Kleinhändler, Kleinproduzenten, Gastwirte und Betreiber einer 
Badstube 8 000 Rubel Mindestkapital) und mit einer Handels- und Gewerbesteuer belegt. Es 
handelte sich hierbei um Steuerklassen, in die sich jeder Kaufmann nach der Selbsteinschätzung 
seines Vermögens jährlich einordnen konnte,–> Vermögenssteuer. Seine Handelsrechte bemaßen 
sich dann nach der selbst gewählten Steuerklasse. Mit der Steuerreform von 1783 wurden diese 
Steuergilden auch in den Ostseeprovinzen eingeführt; gemäß der Stadtordnung von 1785 domi-
nierten die Gildekaufleute der Steuergilden I und II eindeutig die städtischen Wahlen. Das fiel 
nach der Abschaffung der Statthalterschaftsverfassung im Jahre 1796 wieder weg, aber die russi-
schen Steuergilden wurden dort weiterhin beibehalten. Seit 1833 erwarb man die Rechte eines 
G. durch den Erwerb eines Gildenscheins (Handelsscheins) zu festen Steuertarifen. Seit 1.Januar 
1863 gab es nur noch zwei Gilden (I. Gilde Großhändler und Bankiers, II. Gilde Fabrikanten 
und Einzelhändler). G. war kein erblicher Stand. Nachkommen eines G. waren, soweit nicht –> 
Namhafter Bürger, erblicher –> Ehrenbürger oder selbst im Besitz eines Gildezertifikats, „Klein-
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bürger“ (–> Beisasse, Meschtschanin). 
Blumenbach 58 ff.; Elias 79. 
 Gildenschein, Handelsschein –> Gildekaufmann 
 Gildestube 
In Riga Versammlungsort einer –> Gilde (Große G. Stube zu Münster, Kleine G. Stube zu So-
est). 
BPR II § 1171. 
 Gleichstellung der Geschlechter –> Beirat, ehelicher 
 Gleichstellungsgeld –> Antrittspreis 
 Gleichstellungskommission 
Nach der Bauernbefreiung 1816/19 griff der Generalgouverneur Marquis Paulucci den Gedan-
ken auf, die überaus ähnliche und zum Teil gleiche –> Bauer(n)verordnung der drei baltischen 
Provinzen zu verschmelzen. Ein Reichsratsgutachten von 1829 ordnete das auch an. 1832 wur-
den in allen drei Provinzen „Commissionen in Sachen der Bauernverordnung“ gegründet, die 
aus Vertretern der –> Gouvernementsregierung, einem Rat beim –> Kameralhof und einem De-
putierten der jeweiligen –> Ritterschaft bestanden. Im April 1832 fand in Riga die erste Session 
der gemeinsamen Gleichstellungskommission statt, die zweite im Januar 1833. Diese Kommis-
sion sollte noch weitere Agrarprobleme beraten. Die geplante Gleichstellung der Bauer(n)verord-
nungen durch Abänderungen, Zusätze und Erläuterungen kam jedoch nicht zum Abschluß. Die 
G. wurde aufgelöst, und der nunmehrigen Aufforderung des Generalgouverneurs, jeweils lokale 
Kommissionen zu bilden, kein Fortgang gegeben. 
Gernet 371 f., 174 ff., 184. 
 Gnadenhaken 
–> Predigerwitwenhaken auf der Insel Oesel: Ländereien, die eine Predigerwitwe zu ihrem Un-
terhalt erhielt und lebenslang nutzen durfte. 
Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 775. 
 Gnadenjahr 
Die Predigerwitwe genoß ein Jahr nach dem Tode des Ehemannes dessen Einkünfte (Ki.G. 1832 
227, BPR III Art. 1802 f.). Sie durfte in der Dienstwohnung bleiben, erhielt das Gehalt, die 
Ernte vom –> Pastoratsland und sonstige Leistungen (–> Priestergerechtigkeit) bis zum 1. Januar 
vollständig und für das folgende Jahr den monatlichen Durchschnittsbetrag bis zum Jahrestag 
des Todes ihres Mannes. Von der Ernte wurden die öffentlichen Abgaben und Kosten der Wirt-
schaft abgezogen und verhältnismäßig zwischen der Witwe und dem neuen Prediger geteilt. Die-
sem mußte sie während des Gnadenjahres Kost und Wohnung gewähren. Die Vergünstigung 
des G. genossen auch die unversorgten (minderjährigen) Kinder des verstorbenen Predigers, auch 
wenn sie Vollwaisen waren. Nach der livländischen Praxis wurde ihr Anteil mit 50 % berechnet. 
Mit der Neuregelung des Erbrechts 1937 entfiel in Lettland das G. Zur vorherigen Regelung –> 
Verdienstjahr. 
Bunge,Liv.-estl. PR § 280; BPR II 929 ff. 
 Goldenes Buch –> Ritterbuch 
 Gorodowoi (russ.) 
Stadtpolizei, Schutzmann; auch rigascher Stadtsoldat, –> Stadtinfanteriekompagnie. Im Volks-
mund „Gardawik“ oder „Gradowoi“. 
Masing, Gemeinschaftsschelten 413; Rig. Wörterbuch 122. 
 Gotteskasten –> Stadtgotteskasten 
 Gottespfennig(geld), Kirchenordnungsgeld 
In Riga bei der –> Korroboration eines Kaufvertrags über ein in der Stadt oder Vorstadt gelegenes 
Grundstück zum Besten der Kirchen und Schulen erhobene Gebühr von drei Rbl. Diese Bestim-
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mung galt formell bis zum Inkrafttreten des LZ (1.Januar1938), war aber wohl schon vorher 
durch die Neuregelung des Abgabenwesens obsolet geworden. In Reval mußten bei der Korro-
boration eines öffentlich versteigerten Grundstücks ¾ % des Höchstgebots zugunsten des –> 
Stadtgotteskastens entrichtet werden. 
BPR III Art. 3012 Anm. b. u. c.; Elias 50. 
 Gouvernements(adels)marschall –> Adelsmarschall 
 Gouvernementsadel –> Adel 
 Gouvernementsadels-Geschlechtsbücher 
Verzeichnisse des nicht indigenen Adels,–> Verdienstadel. Sie ersetzten in der Statthalterschafts-
zeit die abgeschafften Matrikeln und enthielten deshalb in mehreren Abteilungen auch den Ge-
burtsadel. 
 Gouvernementsanwalt 
Während der Statthalterschaftszeit Untergebener des –> Gouvernementsprokureur. 
Gutzeit I 47; Elias 94. 
 Gouvernements-Bataillon –> Gouvernements-Militärchef 
 Gouvernements-Etatgelder 
Von 1797 bis 1808 erhobene Abgabe, die zum Unterhalt von Landes- und Regierungsbehörden 
diente. 
Gernet 68; Tobien, Agrargesetzgebung 89 ff. 
 Gouvernementsfiskal 
Beamter mit den Aufgaben des –> Fiskal am kurländischen. –> Oberhofgericht. Er wurde auf 
Vorschlag der –> Gouvernementsregierung vom –> Senat bestätigt und entsprach dem –> Ober-
fiskal in Livland und dem –> Kommissarius Fisci in Estland. 
BPR I §§ 1707ff. 
 Gouvernementskommissare 
Traten nach der Februar-Revolution 1917 an die Stelle der Gouverneure in Riga und Reval. Sie 
sollten als Verbindungsleute zwischen Lokal- und Zentralregierung fungieren. Mit dem Amt 
wurden die damaligen Stadthäupter von Riga und Reval betraut. 
Rauch 34. 
 Gouvernementsmagistrat 
Gemäß der –> Statthalterschaftsverfassung 1775 eingeführte, 1783 bis 1796 auch in den Ostsee-
provinzen bestehende Aufsichts- und Appellationsinstanz für alle städtischen Magistrate und 
Waisengerichte, zugleich unmittelbar zuständig „für alle Sachen, die Privilegien, streitigen Besitz 
und andere Angelegenheiten der Stadt oder die Rechte der Anwälte betreffen“. Er war in ein 
Zivildepartement und ein Kriminaldepartement gegliedert und bestand aus Präsident, Vizeprä-
sident und sechs von den Bürgern der Gouvernementsstadt alle drei Jahre zu wählenden Beisit-
zern. Kurl. KanzlO § 30. In Reval war jedes Departement mit einem Präsidenten, einem Anwalt 
und drei Beisitzern besetzt. Die untere Grenze des zu verhandelnden Streitwerts betrug 25 Rbl. 
Elias 81 f. 
 Gouvernements-Militärchef 
Seit der Auflösung des Korps der –> Inneren Bewachung 1864 Befehlshaber über die nicht akti-
ven militärischen Einheiten eines Gouvernements, insbesondere der Gouvernements-Bataillone, 
die 1874 bei Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in lokale Bataillone umbenannt wurden. 
Zugleich fielen dem Gouvernements-Militärchef Aufgaben zu, die sich aus der Wehrpflicht erga-
ben. Am 23. August 1881 durch die Kreismilitärchefs ersetzt (PS zak III Bd. 1, Nr. 367). 
 Gouvernementspflichtigkeit –> Landpflichtigkeit 
 Gouvernementsprokureur 
Eingeführt im Rahmen der –> Statthalterschaftsverfassung, beibehalten für die baltischen Pro-
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vinzen mit dem „Restitutionsukas“ Pauls I. vom 28. November 1796. Entsprach nach der alten 
russischen Gerichtsverfassung dem Generalstaatsanwalt. Sein Amtsbezirk war das Gouverne-
ment. Die Amtsbefugnisse waren weitergehend als die der heutigen Staatsanwaltschaft. Dem rus-
sischen Prinzip der staatlichen Aufsicht durch die –> Prokuratur entsprechend hatte er nicht nur 
die Beaufsichtigung des Geschäftsgangs in den Gerichtsbehörden, sondern auch die „Beobach-
tung der gesetzlichen Ordnung bei Verhandlung der Geschäfte in den Behörden“ und die Erhal-
tung der allgemeinen Ordnung im Gouvernement. Er konnte nicht selbst tätig werden, sondern 
bloß durch Gutachten, Vorstellungen und Ermahnungen wirken, mußte in Verwaltungssachen 
der Gouvernementsobrigkeit, in Justizsachen dem Justizminister berichten (–> Protest, –> Ver-
schlag). Dem Gouvernementsprokureur unterstanden der –> Oberfiskal in Livland, der –> Kom-
missarius Fisci in Estland, der –> Gouvernementsfiskal in Kurland und jeder –> Kreisfiskal. Das 
Amt wurde mit der –> Justizreform 1889 aufgehoben. 
R-S I 41; ReorgVO DV § 3; BPR I §§ 1655ff. 
 Gouvernementsregierung 
Oberste Zivilverwaltungs- und Aufsichtsbehörde im Gouvernement, und zwar auch hinsichtlich 
der Justizverwaltung. Als Polizeibehörden unterstanden ihr unmittelbar jedes –> Ordnungsge-
richt- und –> Hauptmannsgericht sowie die –> Hakenrichter. Die Gouvernementsregierung 
konnte aber kraft ihres Aufsichtsrechts auch andere Behörden zur Pflichterfüllung anhalten (BPR 
I § 396). Ferner hatte sie verschiedene Wahlbeamte zu bestätigen und zu entlassen und bei der 
Sicherung von Rechten Prozeßbeteiligter mitzuwirken (§§ 370 Nr. 3, 372 Nr. 3). 
Balt. Bürgerkunde 96. 
 Gouvernementsschulen-Direktor 
Aufgrund des Status für die Lehranstalten im Reich vom 5. November 1804 (PS zak I Bd. 28, 
Nr. 21501) sowie des Schulstatuts für den Dorpater Lehrbezirk von 1820 vom Rat einer jeden 
Universität für jedes Gouvernement im betreffenden –> Lehrbezirk ernannte Aufsichtsperson, 
zugleich Direktor des staatlichen Gymnasiums der Gouvernementsstadt. Der Gouvernements-
schulen-Direktor unterstand zunächst der Universität, seit 1855 dem –> Kurator des Lehrbezirks. 
Er hatte Sitz im Kuratorialrat. Als Aufsichtsperson über die Kreisschulen und höheren Privat-
schulen übte er die Funktionen eines Schulrats aus. Mit der Russifizierung des Unterrichtswesens 
1889 wurde das Amt abgeschafft. 
Balt. Bürgerkunde 264f.; Wachtsmuth, Schulpolitik 54f. 
 Gouvernementssekretär –> Rangtabelle 
 Gouvernementssession in Bauernsachen 
1893 in jedem der baltischen Gouvernements begründet, bestehend aus sieben Regierungsbeam-
ten und einem Vertreter der örtlichen Ritterschaft. Der Gouverneur hatte die Oberaufsicht über 
alle Angelegenheiten des Kommunal- und Agrarwesens der Bauern, unter anderem über den –> 
Bauernkommissar. Die Gouvernementssession in Bauernsachen war Beschwerdeinstanz gegen 
deren Maßnahmen und entschied Streitigkeiten zwischen ihnen, ferner über Austausch von –> 
Bauerland und –> Hofesland. Oberinstanz war das Zweite Departement im Dirigierenden –> 
Senat. Dienstaufsicht hatte das Innenministerium. 
Gernet 385 f.; Latv. Enc. 2803; Balt. Bürgerkunde 162, 177. 
 Gouvernements-Veterinärinspektor –> Medizinalverwaltung 
 Gouverneur 
Nachdem 1876 das Amt des –> Generalgouverneurs abgeschafft wurde, erhielt in jeder Provinz 
der bisherige –> Zivilgouverneur als Gouverneur weitergehende Kompetenzen. 
Tobien, Ritterschaft I 152. 
 Gradawoi –> Gorodowoi 
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 Gratialgut 
–> Kronsgut, das einer verdienten Person auf bestimmte Jahre oder auf Lebenszeit zur Nutzung 
verliehen wurde. 
Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 77; Bunge, Kurl. PR § 101; Transehe, Gutsherr 81. 
 Grenzbewachung, Grenzwache 
1819 als Zollwache geschaffen, 1827 in Grenzwache umbenannt und mit militärischer Organi-
sation in Brigaden und Halbbrigaden versehen, seit 1893 von der Zollverwaltung gelöst und als 
„Abgeteiltes Korps“ zusammengefaßt mit dem Finanzminister als Chef. Aufgabe war die Be-
kämpfung des Schmuggels und die Verhinderung unerlaubter Grenzübertritte. Den Dienst auf 
der Ostsee versah die Flottille der Grenzbewachung (früher Baltische Zollkreuzerflottille). 1899 
wurden die jetzt Grenzbrigaden genannten Einheiten zu Grenzbezirken zusammengefaßt. 
Amburger 230. 
 Grenzritte, gerichtliche 
Grenzbereisungen von Landgütern in Kurland zur Überprüfung ihrer Richtigkeit und Erkenn-
barkeit, insbesondere bei Besitzanweisungen. (IKP 2 VII (§ 22): „es lässt auch wohl derselbe, der 
diese Übergebung und Einweisung sucht, ein Inventarium über das ganze Gut ... vom Secretaire 
... ausfertigen und zugleich die Grenzen mit den Benachbarten ... einreiten“. Die Grenzritte hatte 
der –> Instanzsekretär vorzunehmen, darüber ein Protokoll zu führen und Zeugnisse über seine 
Feststellungen zu erteilen (BPR I § 1347 Nr. 8). Wegen des für Fuhrwerke oft unwegsamen 
Geländes bediente sich der Bereisende vielfach eines Reitpferdes. 
 Grenzzollamt –> Vorderzollamt 
 Großbürger 
In den kurländischen Städten gebrauchter Ausdruck zur Unterscheidung der eigentlichen oder 
Vollbürger von den übrigen Einwohnern der Stadt (PBR I § 1476), insbesondere von den Klein-
bürgern (–> Meschtschanin, 
–> Beisasse). 
(BPR II § 941 Nr. 4). 
 Grundbuch 
Seit der Justizreform von 1889 bezeichnete man so die jahrgangsweise gebundenen Originalur-
kunden, auf Grund derer die –> Korroboration von Rechten an Grundstücken erfolgte, nebst 
den angehefteten beglaubigten Abschriften der entsprechenden Verfügungen. Das Grundbuch 
im geläufigen Sinne hieß –> Grundbuchregister. In Lettland wurde jedoch mit dem Grund-
buchG von 22. Dezember 1937 das Grundbuchregister „Grundbuch“ genannt, wie es im Sprach-
gebrauch der Praxis seit langem bereits üblich war. Die Originalurkunden wurden nunmehr in 
den Grundbuchakten getrennt für jedes Grundstück gesammelt. 
GBRegeln § 3; Latv.Enc. 2786. 
 Grundbuchabteilung, Krepostabteilung 
Grundbuchamt. Es unterstand der Dienstaufsicht der –> Friedensrichterversammlung und ent-
sprach in seinem Bezirk dieser. Die Grundbuchabteilung bestand aus einem Chef (Grundbuch-
richter), einem Sekretär und Kanzleibeamten. In großen Grundbuchabteilungen gab es zusätzlich 
einen Sekretärsgehilfen, in kleinen konnte der Sekretär fehlen. 
ReorgVO § 37; Balt. Bürgerkunde 109. 
 Grundbuchakte –> Krepost 
 Grundbuchaufschrift –> Grundbuchurkunde 
 Grundbuchfolium 
Grundbuchblatt. Für jedes Grundbuchfolium, mithin für jedes einzelne Grundstück, wurde eine 
besondere Akte angelegt (GBRegeln § 29). Sie bestand aus: 1. Abschrift des G., 2. Abschriften 
sämtlicher im jeweiligen –> Grundbuch enthaltener Urkunden, 3. Abschriften der Eintragungen 
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im –> Anmeldebuch und –> Grundbuchjournal. 
 Grundbuchjournal 
Tagebuch des Grundbuchamts, geführt zur Eintragung der schriftlich eingehenden Korrobora-
tionsanträge; es korrespondierte insoweit dem –> Anmeldebuch. Eingetragen wurden ferner der 
Bescheid des Chefs der –> Grundbuchabteilung auf den Antrag sowie die erfolgten Zustellungen. 
GBRegeln §§ 23, 27; 52. 
 Grundbuchregister 
Nicht etwa ein Register zur besseren Orientierung im Grundbuch, sondern dieses selbst nach 
allgemeinem Sprachgebrauch. In Lettland seit dem Gesetz vom 22. Dezember 1937 auch amtlich 
als Grundbuch bezeichnet. Es enthielt für jedes Grundstück ein besonderes Blatt (–> Grund-
buchfolium), bestehend aus Titelblatt (mit Grundbuch-Nr., Bezeichnung und Belegenheit des 
Grundstücks) und vier Abteilungen: 
1. „Das Grundstück“: Bestand, Zubehörungen, zu seinen Gunsten bestellte Dienstbarkeiten und 
Reallasten. 
2. „Der Eigentümer“: Name, Besitztitel, Erwerbssumme, Beschränkung seiner Rechte durch 
Vormerkungen und Verbote. 
3. „Die dinglichen Belastungen“ (mit Ausnahme der Hypotheken). 
4. „Die Schulden“: Hypotheken. 
Diese durch Gesetz vom 19. Mai 1881 in Rußland vorgeschriebene Form wurde 1889 auch in 
den baltischen Gouvernements eingeführt. Das G. war jedermann zugänglich. 
GBRegeln § 31. 
 Grundbuchurkunde 
Urkunde über ein in das –> Grundbuchregister eingetragenes Recht, bestehend aus: 
1. einer Abschrift der in das –> Grundbuch einverleibten Originalurkunde, 
2. der „Grundbuchaufschrift“, dem Vermerk über die erfolgte –> Korroboration. 
Diese Urkunde diente im Verkehr als Beweis der Eintragung. 
GBRegeln §§ 59f. 
 Grundmiete 
In Reval praktiziertes eigentümliches Mietverhältnis, in seiner Auswirkung dem Grundzins na-
hestehend. Abweichend von diesem, wurde es nur auf eine bestimmte Anzahl von Jahren abge-
schlossen, wonach der Grundherr neue Bedingungen setzen oder kündigen konnte. Der Mieter 
hatte kein dingliches Recht am Grundstück, wiewohl er es bebauen durfte. Das BPR III hat diese 
Vertragsform nicht besonders geregelt; es begnügt sich mit einer Anmerkung zu Art. 1324: „Ist 
das Verhältnis auf bestimmte Zeit eingegangen, nach deren Ablauf der Grundherr kündigen oder 
neue Bedingungen machen darf, so findet kein dingliches Grundzinsrecht, sondern ein Miet- 
oder Pachtverhältnis statt.“ Wegen der Ähnlichkeit des äußeren Erscheinungsbildes wurde der 
Ausdruck „Grundmiete“ fälschlich auch für „Grundzins“ gebraucht. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 148 n.o. 
 Grundschuld –> Obligation 
 Grundsteuern –> Landesprästanden, –> Prästanden, –> Willigung 
 Grund- und Landgeld –> Landgeld 
 Gut, adeliges –> Rittergut 
 Gut, bescheidenes –> Bescheidenes Gut 
 Gut, beschlagenes –> Beschlagenes Gut 
 Gut, publiques –> Kronsgut 
 Gute Männer 
Diese mittelalterliche Bezeichnung für Vasallen (gude mannen, Gutmann), die als –> Umstand 
auch an der Rechtssprechung beteiligt waren, wurde noch im 18. Jh. in Kurland für die beiden 
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von jeder Partei benannten und gestellten Beisitzer in Pachtprozessen benutzt, die vor dem –> 
Oberhauptmann geführt wurden. Für die Entscheidung war Mehrheitsbeschluß erforderlich. Es 
konnte jedoch entschieden werden, auch wenn eine Partei keine guten Männer stellte. Praktisch 
siegte dann der Gegner, da die guten Männer den Oberhauptmann überstimmen konnten. 
IKP 2 X § 5 ff. 
 Gütergemeinschaft –> Ablegung, –> Aussage, –> Bescheidenes Gut, –> Erbengemeinschaft 
 Güterrevision 
Staatliche Nachprüfung des steuerpflichtigen Bauernlandes und seiner Bevölkerung sowie Prü-
fung der Besitztitel an Rittergütern. Nach Einführung der –> Kopfsteuer fanden ferner regelmä-
ßig eine –> Seelenrevision statt zur Feststellung der steuerpflichtigen arbeitsfähigen Personen 
(Revisionsseelen). 
Gutzeit III 36; Gernet 45–48. 
 Gutsältester 
In Kurland –> Wagger. 
A. Hoheisel, Die Bevölkerung Kurlands i.J. 1797, in: ZfO 31 (1982) 557. 
 Gutsgemeinde –> Gemeindegericht 
 Gutsknecht, Hofesknecht 
Auf dem Gut beschäftigter, in Geld oder Naturalien entlohnter Landarbeiter, der freie Wohnung 
und Beheizung erhielt. Der Naturallohn konnte in einem Landstück zur eigenen Nutzung beste-
hen; der Gutsknecht konnte auch ein Deputat erhalten. Ferner hatten alle G. einen Gemüsegar-
ten. Zum Teil erhielten ihre Kinder kostenlosen Unterricht auf der Hofesschule (–> Bauerge-
meindeschule); im Krankheitsfall trug das Gut die Arztkosten. 
Balt. Bürgerkunde 316 ff.; Latv. Enc. 1725. 
 Gutsland –> Hofesland 
 Gutsleute –> Hofesleute 
 Gutspolizei 
Die Polizeifunktion des Gutsherrn war ein Rest der ehemals weitgehenden patrimonialen Ge-
richtsbarkeit und Ordnungsfunktion der Vasallen. Sie hatte unter anderem nach Läuflingen zu 
fahnden (–> Läufling). Eine schwierige Aufgabe erwuchs ihr durch die Eintreibung der –> Kopf-
steuer ab 1783/1885. Nach der Bauernbefreiung 1816/19 wurde das –> Gemeindegericht für 
Polizeivergehen der Bauern zuständig, so daß die Gutspolizei nur noch auf –> Hofesland ihre 
bisherige Funktion behielt. Dem Gutsherrn lag jedoch die Kontrolle des Gemeindegerichts und 
seiner polizeilichen Maßnahmen ob. In Kurland indessen wirkte die G. weiter im gesamten Guts-
gebiet einschließlich des Bauerlandes. Auch mußte sie die gewählten Gemeindebeamten bestäti-
gen, ebenso die Gemeindebeschlüsse, hatte aber keine Strafgewalt. Erst die LandgemeindeO von 
1866 übertrug die ausschließliche Polizeigewalt über die Gemeindeglieder auf die Landgemeinde; 
die G. war nur noch auf das –> Hofesland beschränkt. Ab 1888 (Baltisches PolG.) hatte sie auch 
dort nur noch reine Ordnungsfunktionen. Beschwerdeinstanz war der –> Kreischef. 1917 wurde 
die Gutspolizei aufgehoben. 
Gernet 63; Tobien, Agrargesetzgebung I 375, II 298 ff.; Creutzburg 9, 27, 51. 
 Gutszentrum 
Von der lettischen Agrarreform 1920 geschaffener Begriff für das Gutshaus (Herrenhaus) nebst 
anschließenden Wirtschaftsgebäuden. Dieses Gutszentrum brauchte nicht zu den dem Enteig-
neten gegebenenfalls verbleibenden 50 ha zu gehören (50 ha behielten in Estland nur Teilnehmer 
des Freiheitskrieges). Es wurde daher oft in den staatlichen –> Landfonds übernommen, zum 
Teil kommunalen und kulturellen Einrichtungen überwiesen, in anderen Fällen verpachtet und 
später aufgeteilt oder als Staatsgut betrieben. 
Latv. Enc. 1728. 
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 Gymnasium –> Mittelschule 
 

*** H *** 
 
 Habseligkeit –> Eisernes Inventar 
 Haken 
Im Mittelalter ursprünglich ein Landstück, das ein Bauer mit einem Pferd, dem Hakenpflug und 
der Egge bestellte, später topographisches Landmaß, in den einzelnen Landschaften verschieden, 
schließlich Besteuerungsgrundlage der Güter. In Liv- und Estland wurde zu schwedischer Zeit 
(1602) der Haken nach den Leistungen der Bauern an die Güter berechnet: ein Bauernhof, der 
mit zwei Pferden an sechs Tagen in der Woche front und Äcker von 108 Tonnstellen sowie 72 
Tonnstellen Buschland hat. Der Hakenwert wurde mit 60 Reichsthalern angenommen. Die Ha-
kengröße des Bauernhofs wurde errechnet, indem der Reinertrag durch 60 geteilt wurde. Hier-
nach war der Haken „kein Flächenmaß mehr, sondern ein die Quantität und die Qualität des 
landwirtschaftlich genutzten Bodens gleicherweise berücksichtigender Maßstab für die Bela-
stungsfähigkeit des bäuerlichen Landes mit gutsherrlichen Diensten und Abgaben einerseits, mit 
staatlichen Auflagen andererseits“ (Tobien). Die schwedische Landschätzung hatte die Wiesen 
und das Gartenland nicht berücksichtigt, sondern angenommen, daß dieses dem Nutzwert des 
extraordinären –> Gehorch entspreche. Die BVO 1804 bezog Gärten und Wiesen ein und er-
höhte den Hakenwert auf 80 Rthl. Für die extraordinären Hilfsdienste wurde eine besondere 
Taxe geschaffen. Durch die Agrarreformen von 1816/19 und 1860 verlor das Hakensystem seine 
Bedeutung. In Kurland wurde das schwedische System 1717 übernommen, insbesondere für die 
Bemessung des –> Roßdienst (l Reiter auf 20 H.) und der Landesabgaben. Die dafür erforderliche 
Neukatastrierung war jedoch bis zur Unterwerfung unter Rußland (1796) nicht abgeschlossen. 
Der Roßdiensthaken sollte einen Wert von 80 000 Gulden oder 26 666⅔ Rthl. Albertus haben. 
Im 19. Jh. wurde als Haken ein zur –> Adelsfahne gehörendes Gut gerechnet, für das in der –> 
Seelenrevision 264 Seelen verzeichnet waren; es entsprach einem Willigungskapital von 16 800 
Rubeln oder 40 000 fl. Alb. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 50 ff., 60, 244 ff.; Gutzeit I 477; Hahn 78 ff., 97 ff.; Richter II 3 
102, 109; Kurl. LandtagsO 1897 §§ 30 f., 37; BPR II § 276 Anm. 2; Latv. Enc. 92. 
 Hakenbauer 
Ein Bauer, der einen ganzen Haken Landes in Nutzung hatte (–> Ganzhäker); später auch ein 
solcher, der überhaupt –> Bauerland nutzte. 
Gutzeit I 474 f.; Latv. Enc. 92. 
 Hakengericht 
In Estland unterste Instanz der Polizeiverwaltung. –> Hakenrichter 
Hupel, Topogr. Nachr. 1460 f.; Gutzeit 1475. 
 Hakenliste –> Landrolle 
 Hakenrevision 
Da die Umlage beim –> Roßdienst auf die einzelnen Rittergüter nicht einheitlich war, verwei-
gerten 1731 viele kurländische Kirchspiele die Erfüllung des Roßdienstes und verlangten eine 
Neuberechnung, die schon 1717 grundsätzlich beschlossen worden sei. Der kurländische Land-
tag von 1747 ordnete die Hakenrevision an. Diese ist aber bis zur Einverleibung Kurlands ins 
Russische Reich nicht zum Abschluß gekommen, da die Neukatastrierung des Bauernlandes 
große Schwierigkeiten bereitete. 
Richter 113 101 ff., 109, 153. 
 Hakenrichter 
Ende des 15. Jhs. wurden für Entscheidungen wegen Ansprüchen auf Läuflinge Hakenrichter 
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eingesetzt (–> Läufling). Ihre Bezeichnung entstand in Anlehnung an die Bodenbewertung nach 
Haken. Sie erhielt sich bis ins 19. Jh. nur in Estland, während die entsprechenden Beamten in 
Livland später –> Ordnungsrichter genannt wurden, während in Kurland Hauptleute die Funk-
tionen des H. erfüllten (–> Hauptmannsgericht). In Estland gab es ursprünglich zwei H. (in 
Harrien und Wierland), später vier (in jedem Kreise einen); es wurden ihnen auch allgemeine 
Vollstreckungssachen und die Landpolizei übertragen; in russischer Zeit war der H. Chef der 
Kreispolizei. Als solcher übte er die Dienstaufsicht über die –> Gutspolizei- und die –> Gemein-
depolizei aus (BPR I § 974). Er konnte als Beisitzer des –> Niederlandgerichts hinzugezogen 
werden. Seit 1798 gab es in den vier estländischen Kreisen elf H. Sie amtierten allein, konnten 
aber in besonderen Fällen zwei adlige Gutsbesitzer „zur Beurteilung einer Sache“ hinzuziehen. 
Sie konnten Polizeistrafen verhängen, „Leute niederen Standes“ auch gerichtlich aburteilen und 
Zivilsachen bis zum Streitwert von 15 Rubeln entscheiden. Die H. wurden von der Ritterschaft 
des Distrikts auf drei Jahre gewählt und im –> Oberlandgericht vereidigt. Sie mußten Adlige 
sein. Das Amt war ein Ehrenamt. Neben den sehr weitgehenden polizeilichen Aufsichts-, Sicher-
heits-, Ordnungs- und Wohlfahrtsaufgaben hatte der H. auch Abgaben einzuziehen, als Unter-
suchungsrichter zu fungieren, Nachlässe zu sichern, Vollstreckungen vorzunehmen, Grenzzei-
chen zu setzen und die Gestellung der Rekruten zu überwachen. Die H. entschieden jeweils im 
summarischen Verfahren. 
BPR I § 960 ff.; R-S II 17, 25, 56 ff.; Latv. Enc. 92. 
 Hakensteuer 
Jedes im kurländischen Landtag stimmberechtigte Rittergut mußte zur –> Willigung eine fest-
stehende Steuer, die Hakensteuer, zahlen, außerdem eine auf jedem Landtag neu festgesetzte 
Beisteuer. Die H. betrug gegen Ende des 19. Jhs. acht Rbl. von jedem Haken. 
Kurl. LandtagsO 1879 §31. 
 Hakentarif 
Verzeichnis aller zur –> Adelsfahne gehörenden kurländischen Güter mit Angabe ihrer Größe in 
Haken. Nach der Hakenzahl wurde der Anteil des Gutes an der jeweiligen –> Willigung berech-
net. Änderungen mußten vom –> Ritterschaftskomitee im Hakentarif vermerkt werden. Sie wa-
ren nur auf einem Landtag möglich. Gegen Ende des 19. Jhs. wurde der H. nicht mehr geführt. 
Kurl. LandtagsO §§ 1, 6, 36 f. 
 Häker, Hakler, Häkner 
Ein auf –> Bauerland ansässiger Bauer, der je nach dem von ihm genutzten Teil eines Hakens als 
Ganz-, Heil- oder Vollhäker oder aber als Halb-, Drittel-, Viertel- oder Achtelhäker bezeichnet 
wurde. Es gab sogar 16-teiler (Halbachtier) und 32-teiler; am meisten waren Viertelhäker vertre-
ten. 
Gutzeit I 476; Transehe, Gutsherr 37 ff, 61, 176; Bunge, Kurl. PR § 104; Bunge, Liv.-estl. PR 
(1838) § 80. 
 Halbachtler 
Ein Bauer, der 1/16 Haken Landes nutzte. (–> Häker) 
Latv. Enc. 2046. 
 Halbe Geburt 
Hinweis auf die Herkunft der halbbürtigen Geschwister im Gegensatz zu den vollbürtigen (volle 
Geburt). Von Bunge wird der Ausdruck noch in seinen Zivilrechtslehrbüchern benutzt. Das BPR 
III hat ihn im Stichwortregister, nicht aber im Text. 
Bunge, KurlPR § 237. 
 Halbhäker 
Ein Bauer, der einen halben Haken Landes nutzte. (–> Häker) 
Hahn 58; Hupel, Topogr. Nachr. II 212, Gutzeit I 477. 
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 Halbknecht 
1. Besonders in Kurland gebräuchliche Bezeichnung für –> Lostreiber. 
2. Sommerknecht, nur über den Sommer angestellter Knecht. 
3. Für ein geringeres Gehalt entsprechend weniger arbeitender Knecht. 
Hahn 61 f.; Latv. Enc. 2045; Gutzeit I 477. 
 Halbkörner, Halbner, Hälftner 
Teilbauer. Er erhielt von einem Bauernwirt ein Landstück, meist zehn ha, zur Bestellung, das er 
mit einem Pferde bearbeitete und aberntete, ferner Wohnung und Stallung. Die Ernte wurde 
hälftig geteilt, ebenso die Kosten der Saat und des Kunstdüngers. Für sein Vieh erhielt der Halb-
körner Weide und Wiese. Auf größeren Bauernhöfen, wo es mehrere H. gab, wurde jedes der 
drei Felder der Dreifelderwirtschaft in Streifen geteilt, so daß jeder H. an allen Fruchtarten be-
teiligt war. Das LZ hat diesen gewohnheitsrechtlich entwickelten Vertrag zwischen Arbeits- und 
Werkvertrag eingeordnet (§§ 2196 ff.), betrachtete ihn grundsätzlich als Arbeitsvertrag, gewährte 
dem Bauern aber auch Verpächterrechte, zum Beispiel das Recht, Leistungen solange zurückzu-
halten, bis auch der H. seiner Verpflichtung nachgekommen ist (Retentionsrecht). Auch muß 
der Bauer grundsätzlich das Saatgut allein beschaffen. 
Hahn 58; Gutzeit I 477 f.; Balt. Bürgerkunde 320 f.; Fölckersahm, Agrarreform 45; Latv. Enc. 
716. 
 Halbner, Hälftner 
1. –> Halbkörner 
2. Bauer, der mit einem Gesindewirt das –> Gesinde geteilt hatte, zum Beispiel einen Viertelha-
ken, so dass jeder ein –> Achtelhäker wurde. 
Hupel, Topogr. Nachr. II 241; Gutzeit 1478; Latv. Enc. 2046. 
 Hälftner –> Halbner 
 Handarbeiter –> Schwarzarbeiter 
 Handattest 
Gerichtliche Beglaubigung einer Privaturkunde, wobei der Beglaubigungsvermerk unter den Ur-
kundentext gesetzt wurde. Die Urkunde erhielt dadurch die Eigenschaft einer öffentlichen. Zur 
Beglaubigung waren die Zivilgerichte und Notare befugt. Das LZ hat diese Bestimmungen nicht 
übernommen. Die Beglaubigung wurde in der neugefassten Notarordnung vom 14. Dezember 
1937 geregelt. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 206; BPR III Art. 3021 – jedoch ohne den Ausdruck „H.“ zu benutzen. 
 Handelsamt 
Unterorgan beim –> Stadtamt zur Handhabung der Handelspolizei und Beaufsichtigung des 
Handels- und Gewerbebetriebes der Stadt. Bestand aus einem Glied des Stadtamtes als Vorsit-
zenden und sechs Beisitzern. Seit 1894 Handels- und Gewerbeamt. 
Carlberg 68 ff. 
 Handelsgeselle 
Gelernter Kaufmann, entsprechend einem Handwerksgesellen. Nur ein solcher konnte in die 
Große –> Gilde aufgenommen werden 
(BPR II § 979). 
 Handelskommission, Russische 
Ausschuß des Revaler Magistrats, im 18 Jh. zuständig für alle Angelegenheiten der in Reval le-
benden russischen Kaufleute. Präsident war ein Bürgermeister, Beisitzer zwei Ratsherren und ein 
Notar. –> Enrollierte Reußen. 
Elias 18 
 Handelsschein –> Gildekaufmann 
 Handels- und Gewerbeordnung 1824 –> Gewerbefreiheit 
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 Handels- und Gewerbesteuer –> Vermögensssteuer 
 Handelszeugnis 
Bescheinigung über die Handelserlaubnis. (–> Gast) 
 Handfest nehmen 
Festnehmen, verhaften (DCP 2 VIII § 4: „Debitor ... auf der Flucht ... handfest genommen“). 
 Handlung, widergesetzliche 
Das StGB 1845 versteht hierunter nur die durch aktives Tun („wirkliche widersetzliche Hand-
lung“) vollbrachte Tat im Gegensatz zum Unterlassungsdelikt (§ 4). 
 Handlungsgeselle 
Handelsgehilfe. –> Handelsgeselle 
Samson § 104 Anm. 
 Handlungskasse 
1735 in Riga zur Belebung des Handels und zur Förderung der Kaufleute gegründet. Verwaltet 
vom Handlungskasse-Kollegium, bestehend aus drei Ratsherren (–> Magistrat) und je drei Mit-
gliedern der Ältestenbank und Bürgerschaft der Großen –> Gilde. Der Direktor wurde aus den 
Magistratsmitgliedern ernannt. 
Eckardt 37 f., Campenhausen 72. 
 Handtag –> Fußtag 
 Harnischgelder 
In Riga eine bei der –> Korroboration eines Kaufvertrags über ein städtisches Grundstück, auch 
beim Eintritt eines neuen Bürgers, zu entrichtende Sondersteuer an die Stadtkasse (BPR III 3012 
Anm.). Mutmaßlich rührt die Bezeichnung von einer ursprünglichen Verwendung für den Rü-
stungsfonds der Stadt her, oder sie bezeichnete eine Ablösung von der Bürgerpflicht, einen Har-
nisch zu besitzen. 
Rig. Wörterbuch 125. 
 Haupteid –> Schiedseid 
 Haupteyliches Gericht 
Gelegentlich für das –> Hauptmannsgericht gebrauchte Bezeichnung. 
IKP 1 I § 2 in einigen Texten. 
 Hauptkirche 
Eine Kirche mit eigenem Prediger, im Gegensatz zur –> Filialkirche, welche vom Pastor der 
Hauptkirche bedient wurde. 
 Hauptmann –> Hauptmannsgericht, –> Ritterschaftshauptmann 
 Hauptmannschaft 
In Kurland Bezeichnung für den Kreis als Polizeibezirk; je zwei Hauptmannschaften bildeten 
eine –> Oberhauptmannschaft. 
Foelckersam., Kurland 34. 
 Hauptmannsgericht 
In herzoglicher Zeit wurden in Kurland für die Rechtsprechung in Sachen der Bauern und an-
derer auf den herzoglichen Gütern ansässiger Leute besondere Beamte aus dem Adel ernannt mit 
dem Titel Hauptleute (Capitanei minores in Unterscheidung zu den Oberhauptleuten, Capitanei 
majores). Ursprünglich gab es acht Hauptleute, seit der endgültigen Vereinigung zwischen –> 
Piltenscher Kreis und Kurland hießen sie –> Assessor. In russischer Zeit wurden beide vom Adel 
aus seiner Mitte auf Lebenszeit gewählt und durch den Generalgouverneur dem Kaiser zur Be-
stätigung vorgestellt. Trotz seiner Bezeichnung war das Hauptmannsgericht am wenigsten Ge-
richt, sondern vorwiegend Verwaltungsbehörde. Seine Befugnisse entsprachen im wesentlichen 
denen der –> Hakenrichter in Estland und –> Ordnungsrichter in Livland. Als Justizbehörde war 
das H. Untersuchungs- und Vollstreckungsgericht, während die ordentliche Gerichtsbarkeit vom 
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Oberhauptmannsgericht ausgeübt wurde. In geringfügigen Sachen konnte das H. aber auch 
selbst entscheiden sowie Polizeistrafen verhängen. Stets wurde ein summarisches Verfahren be-
folgt. In kleineren Ortschaften (Flecken) hatte der –> Fleckenvorsteher die gleiche Funktion. 
Zweite Instanz war die –> Gouvernementsregierung. 1817 erhielt das H. eine Abteilung für Bau-
ernsachen mit einem adligen und einem bäuerlichen Beisitzer. Es war Berufungsinstanz für das 
–> Gemeindegericht. 1821 wurde es hierin vom –> Kreisgericht abgelöst, 1889 mit der Justizre-
form aufgehoben. 
Ziegenhorn § 546; BPR I § 1360–1396; Bunge, Geschichte 312. 
 Haupturteil 
Urteil in der Hauptsache, Endurteil. 
Samson § 127. 
 Hauptverwaltung (Oberverwaltung) 
der geistlichen Angelegenheiten fremder (nichtorthodoxer) Konfessionen. 
1810 als Oberbehörde für die evangelischen und anderen. kirchlichen Dienststellen eingerichtet, 
Vorläufer des –> Generalkonsistorium, –> Justizkollegium. 
Balt. Ki.Gesch. 1 ; Amburger 176; Wahl 94. 
 Hausbeamte 
In Kurland die sogenannten Wirtschaftsbeamten auf einem –> Landgut (Verwalter, Sekretär) wie 
auch andere „Privatbeamte“, zum Beispiel Hauslehrer, Privatsekretäre, Hausgeistliche – soweit 
sie im Hause des Dienstherrn beköstigt wurden („in Lohn und Brot standen“). 
Bunge, Kurl. PR § 157 n.q. 
 Hausbuch 
In den Städten im 19. Jh. vom Hausbesitzer, Hausverwalter oder Hausbesorger (–> Dwornik) 
geführtes Buch über sämtliche ständigen Einwohner des Hauses. Es enthielt außer den Persona-
lien und der Quartier-Nr. auch die polizeiliche An- und Abmeldebestätigung. Zu deren Eintra-
gung mußte es jeweils bei einer Veränderung unter den Hausbewohnern der Polizei vorgelegt 
werden. 
 Häuslerei 
Haus nebst landwirtschaftlich genutztem Boden eines Häuslers. Häuslereien wurden sowohl auf 
–> Hofesland als auch auf –> Bauerland angelegt, wenn ständige feste Arbeitskräfte anstelle von 
Jahresknechten erwünscht waren. Sie waren bei der Landbevölkerung beliebt, weil dem Häusler 
eine ständige Wohngelegenheit geboten wurde statt der meist gedrängten Unterbringung im 
Wohnhaus des Bauernhofes oder dessen Badstube (–> Badstüber) oder in den kasernenartigen 
Knechtshäusern der Güter. Zudem lieferte die H. dem Häusler die Erzeugnisse seines eigenen 
Bedarfs. 
Tobien, Agrargesetzgebung II 351 ff., 358; Cimermanis 141 ff.; Gernet 208, 317; Richter II 3 
12. 
 Häusliche Korrektionsmittel –> Korrektionsmittel 
 Hausprediger, Hofesprediger 
Geistlicher, der auf einem Gute vornehmlich für den Besitzer und dessen Familie Gottesdienst 
hielt und kirchliche Amtshandlungen vornahm. 
Gutzeit I 537;BPR II 900. 
 Hausschließer 
1. –> Ein Ministeriale beim Rat, –> Burggrafengericht und –> Konsistorium. Auch Ratsdiener-
Hauptmann genannt. 
2. –> Dwornik. 
Aktenstücke Riga I 315. 
 Hausvater –> Wirt 
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 Hauszucht 
Das patrimoniale Strafrecht des Hausherrn und Arbeitgebers gegenüber seinem –> Gesinde und 
dem ihm zu Leistungen verpflichteten freien und unfreien –> Dienstvolk erhielt sich bis tief in 
das 19. Jh. Im 18. Jh. wurden vielfach Auswüchse festgestellt, die in grausamem Strafvollzug zum 
Ausdruck kamen. In Estland wurde durch das „Regulativ“ von 1804 das Strafmaß normiert und 
als Maximum 30 Stockschläge bei Männern festgesetzt, bei Frauen und Kindern Rutenstreiche. 
In Livland wurde durch die BVO 1804 eine Verhaftung bis zu zwei Tagen bei Wasser und Brot, 
15 Stockschläge oder Rutenstreiche als Höchstmaß bestimmt. Gutsherren, die ihr Hauszucht-
Recht mißbrauchten, konnten bestraft werden. Die BVO 1849 milderte die Körperstrafen. In 
Kurland konnte der Gutsherr nach der BVO 1817 48 Stunden Arrest, bis zu 15 Peitschenhiebe 
oder Stockschläge verhängen. Ein –> Gesindewirt unterlag nicht der Hauszucht, hatte diese aber 
gegenüber seinen Bediensteten. In Kurland konnte er diese mit höchstens sechs Peitschenhieben 
bestrafen. 1861 ging in Rußland mit der Bauernbefreiung die gesamte Strafgewalt der Gutsherrn 
an das –> Gemeindegericht über, 1866 durch die LandgemeindeO für die Ostseeprovinzen dazu 
an den Gemeindeältesten. Die Stadtrechte gestatteten Schläge, doch schränkte das lübische Recht 
die Hauszucht dahin ein, daß deren Folgen keine Verwundung, Lähmung und kein Beinbruch 
sein dürfe. Das Rigische Recht ließ nur eine Hauszucht „ohne Blau und Blut“ zu. Half eine 
Züchtigung nicht, mußte Klage erhoben werden, über die im summarischen Verfahren entschie-
den wurde. Das estländische Landrecht erwähnt die Hauszucht überhaupt nicht. Das BPR III 
kennt die Hauszucht durch körperliche Züchtigung nicht mehr, sondern nur eine Züchtigung 
mit Worten (Art. 4203). Das LZ hat sie vollends abgeschafft. –> Korrektionsmittel. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 104, 243, II 280 f., 299; Soom 14–25; Gernet 118; Creutzburg 23 
f., 60; Bunge, Liv.-estl. PR § 354; ders., Kurl. PR § 93; Gutzeit I 502 f.; Patent der livländischen 
Gouvernementsregierung vom 18.Oktober 1780 und vom 30. September 1782; Latv. Enc. 1594. 
 Havariesachen –> See- und Frachtgericht 
 Heben 
1. Abhelfen (Schmidt, Civilpr. 188: „die Beschwerde von sich aus zu h.“. 
2. Aufheben (DCP 2 II § 9: „dieses –> Monitorium ... wieder zu h.“; Samson § 474: „h. sich 
gegenseitig“ (auf). 
3. Beheben (Samson § 141 Anm.: „Hebung der Schwierigkeiten“). 
4. Einstellen (DCP 2 I § 19: „den vermeynten Creditor gänzlich abzuweisen und den Executions-
Prozeß zu h.“). 
5. Zurückweisen (IKP 2 IV § 26: „bis die Appellation gehoben“). 
 Heilhäker –> Ganzhäker 
 Heiratsnotul 
In Estland Bezeichnung für schriftliche Eheverträge, vom BPR III nicht verwendet. 
Estl. RuLR IITit. 4 Art. 4. 
 Hemman 
Gut, Hof. Das schwedische Wort erscheint noch 1856 und 1857. 
Gernet 256–260; Kiparsky 130; Gutzeit I 510. 
 Hemmungsbefehl 
Einstweilige Einstellung des Vollzugs eines Erkenntnisses bis zur Entscheidung über ein einge-
legtes Rechtsmittel (BPR I § 1218); im Wesentlichen identisch mit dem –> Inhibitorium. 
 Herausnehmen, ausnehmen 
Erwirken, sich erteilen lassen, zum Beispiel eine Handelsgenehmigung. 
(StGB 1845 § 1639). 
 Herberge 
Ein neben dem Haupthaus eines ländlichen Anwesens errichtetes kleineres Wohnhaus. Es diente 



117 
 

zur Unterbringung des auf sein Altenteil zurückgezogenen Bauern oder als Wohnung von Perso-
nal, gelegentlich auch als Gästewohnung. 
Gutzeit I 513 f.; G. Ränk, Die älteren balt. Herrenhöfe in Estland. Uppsala 1971 S. 21 ff. Latv. 
Enc. 607. 
 Herr des Rittergutes –> Erbgut 
 Herrenvogt 
In Reval ein Ratsherr, der als eine Art Friedensrichter Streitigkeiten zwischen den Ratsverwand-
ten zu schlichten hatte. 
Hartmann 55. 
 Herzogtümer, baltische –> Verwaltung der vereinigten drei baltischen Herzogtümer 
 Heureesche –> Reesche 
 Heuschlag 
Natürliche Wiese. 
Gutzeit I 523; Transehe, Gutsherr 63. 
 Heuschlagsservitut 
In den kurländischen Kronsforsten (–> Kammerjagd) bestehende Dienstbarkeit auf Nutzung von 
Heuschlägen. Als solche galten dort nur Wiesen von mindestens 1/16 Dessjatinen Größe (BPR 
III Art. 1145). Sie durften nicht zugleich als Weide benutzt werden. Die H. wurde durch das 
lettländische Gesetz vom 27. Oktober 1925 abgeschafft. 
 Hilfsgehorch 
Extraordinärer –> Gehorch, Fronleistungen, die über die „ordinäre“ Frone hinausgingen und 
insbesondere in Ernte- und Fuhrleistungen, Wald- und Bauarbeiten, Wach- und Stalldienst, 
Druscharbeit und Beteiligung an einem –> Talkus bestanden (–> Arbeitsperselen, –> Außeror-
dentlicher Gehorch, –> Leezineeks). Nachdem im 18. Jh. in der Festsetzung des Hilfsgehorchs, 
vor allem durch die zusätzliche Arbeit in der Branntweinküche, manche Willkür geherrscht hatte 
und, fixierte die Livl. BVO von 1804 die Dienste genau nach Spann- und Handtagen und stellte 
diesen den Nutzungswert der bisher nicht der Taxe unterliegenden Gärten und Wiesen der fro-
nenden –> Gesinde gegenüber. Auch in Estland galten gewisse Normen, welche im –> Kirch-
spielsgericht verschrieben waren; in Kurland war die Fronleistungen allein vom Gutsherrn ab-
hängig und bezog sich vorwiegend auf Getreidefuhren in die Stadt und Anfuhr von Brenn- und 
Bauholz. Mit der Bauernbefreiung kam der H. zusammen mit den regulären Gehorch in Fortfall. 
Dennoch gab es privatrechtlich vereinbarte Arbeitsleistungen des den Bauernhof pachtenden 
Bauern an den Gutsherrn in der Form der –> Fronpacht, bis diese 1868 verboten wurde. 
Gutzeit I 326 f., 524; Transehe, Gutsherr 120 ff.; Soom 243 ff., 251 ff.; Creutzburg 36, 277; 
Latv. Enc. 1021. 
 Hinderung, unterlassene 
Als Teilnehmer der Straftat wurden nach StGB 1845 angesehen Personen, die, „obwohl sie die 
Möglichkeit hatten, das Verbrechen zu verhindern, absichtlich oder wenigstens wissentlich die 
Verübung desselben zuließen“ (§ 167). Das Gesetz postulierte also grundsätzlich eine Rechts-
pflicht zur Abwendung strafbarer Handlungen, die auch den bloßen Mitwisser treffen konnte. 
 Hinzuziehung eines Dritten zur Sache 
Streitverkündung. 
(ZPO 1864 §§ 653 ff.). 
 Hirsnik (estn.) 
Estnischer Unteraufseher bei Fronarbeiten. 
Hupel, Topogr. Nachr. I 58; Kiparsky 35. 
 Hof 
Im allgemeinen der Hauptgutshof eines Rittergutes. Der Ausdruck wurde in diesem Sinne schon 
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im 15. Jh. gebraucht. Ab Mitte 19. Jh. auch für bäuerlichen Besitz. 
Gutzeit I 532. 
 Höfchen 
Ein Landhaus mit kleinen Ländereien ohne dazugehörige Bauern, manchmal nur aus einem 
Wohnhaus mit Garten oder Park bestehend, in der Nähe einer Stadt gelegen. Die Höfchen ge-
hörten meist wohlhabenden Bürgern und wurden oft nach ihren Besitzern benannt, dann aller-
dings zumeist als „Hof“ (zum Beispiel Duntenhof, Ebelshof und andere bei Riga). Auch Bürger-
gut, -hof, -land genannt. –> Gelegenheit 
Gutzeit I 161, 533ff.; Nachtr. 1886, 196; W. Rosenberg in BH 3, 1956/57, S. 212ff. 
 Hofesdienst 
Zur Zeit der bäuerlichen Erbuntertänigkeit vor allem der Zwangsgesindedienst, aber auch der 
Dienst der Wirtschaftsbeamten des Gutes wie der –> Kubjas, –> Wagger oder –> Starast, der 
Krüger, der verschiedenen Hofeshandwerker, der –> Buschwächter, unter Umständen auch die 
Tätigkeit von –> Amtmann und –> Disponent. Die Aufseher, Buschwächter und Krüger erhiel-
ten meist die Nutzung von Land als Arbeitsentgelt. 
Gutzeit I 534; Transehe, Gutsherr 160. 
 Hofesfahne –> Lehnsfahne 
 Hofesgesinde –> Gesinde 
 Hofesknecht –> Gutsknecht 
 Hofesland 
Das den Rittergütern zugehörige „schatzfreie“, das heißt von Grundsteuern befreite Land. Das 
Prinzip „Hofesland ist steuerfrei, das –> Bauerland allein steuerpflichtig“ war tatsächlich schon 
im 17./18. Jh. durchbrochen. Jedoch bestanden die rechtlichen Bodenkategorien „Hofesland“ 
und „Bauerland“ in Liv- und Estland bis zur lettischen und estnischen Agrarreform 1920/21. An 
das H. in Gestalt eines Ritterguts waren gebunden das Recht der Landstandschaft und Landtags-
fähigkeit sowie privatrechtliche Privilegien des Branntweinbrandes, der Bierbrauerei und der An-
lage von Krügen auf H. Die Scheidung von H. und Bauerland galt in Liv- und Estland auch für 
das –> Pastorat, welches entweder bloß aus H. oder aus H. und Bauerland bestehen konnte. In 
Kurland hatte mit den „Agrarregeln“ von 1863 keine so strenge Scheidung zwischen H. und 
Bauerland stattgefunden wie 1849 in Livland und 1856 in Estland (–> Roter Strich). Dort wurde 
alles vom Rittergut besessene, nicht der bäuerlichen Nutzung usuell vorbehaltene Land als Hofes-
land bezeichnet. 
BPR III Art. 600, Tobien, Agrargesetzgebung I 4 f., II 310, Bunge, Kurl. PR § 102; Bunge, Liv.-
estl. PR (1838) § 78. 
 Hofesleute, Gutsleute 
Alle im unmittelbaren Dienst des Ritterguts stehenden Personen (Hauspersonal, Beamte, Hand-
werker), –> Hofesdienst. Die hierzu gehörenden Männer genossen die Möglichkeit, bis zu Be-
ginn des 19. Jhs. durch ihren Gutsherrn vom Militärdienst freigestellt zu werden. Nach der Bau-
ernbefreiung verschmolzen sie allmählich mit dem –> Gutsknecht. 
Bunge, Kurl. PR § 45; Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 66. 
 Hofesschule 
Elementarschule auf dem Lande, die vom Gutsbesitzer in Gebäuden des Hofes für die Bauern-
kinder eingerichtet und unterhalten wurde. –> Bauergemeindeschule, –> Dorfschule, –> Küster-
schule. 
Gernet 59; Speer 412 ff., Gutzeit Nachtr. 1889, 13. 
 Hofestisch –> Gnadenbrot 
 Hofgericht 
1. Höchstes Gericht in Livland, nach dem Muster des kgl. schwedischen Hofgerichts in Stock-
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holm 1630 errichtet. Der Sitz war seit 1702 Riga. Es bestand nach der Neuorganisation 1834 
aus einem Präsidenten, einem Vizepräsidenten, zwei Landräten, zwei Räten und zwei Assessoren 
(–> Landrat, –> Assessor). Präsident, Vizepräsident, Landräte und ein Assessor wurden vom liv-
ländischen Landtag auf sechs Jahre gewählt; den zweiten Assessor wählte der oeselsche Landtag. 
Sämtliche Gewählten mußten immatrikulierte Adlige sein (BPR I §§ 384, 398). Die Räte er-
nannte der Dirigierende Senat; sie waren Juristen. Für die übrigen Mitglieder war eine juristische 
Ausbildung nicht vorgeschrieben, jedoch erwünscht. Vorsorglich war bestimmt, daß der Hofge-
richts-Sekretär aus dem Literatenstand sein mußte. Er war damit praktisch stets Jurist. Beru-
fungsinstanz war von 1718 bis 1796 das –> Justizkollegium, danach der Dirigierende –> Senat. 
Die Gerichtsbarkeit des H. erstreckte sich auf ganz Livland mit Ausnahme der Stadt Riga und 
ihres Patrimonialgebiets. Es war Erste Instanz für alle Staats- und Amtsdelikte und Verbrechen 
Adliger, in Zivilsachen für Streitigkeiten über Kirchen- und Kronsvermögen, Prozesse gegen die 
Ritterschaft und ihre Institutionen, Standes- und erbrechtliche Klagen Adliger, Rechtssachen be-
treffend adlige Landgüter, adlige Konkurse und Urheberrechtsprozesse. Für das jeweilige –> 
Landgericht und –> Magistrat außer Riga war es Berufungsinstanz. Das Verfahren war schriftlich. 
Anwälte waren zugelassen und wurden in der Regel auch von den Parteien bestellt. Die Sitzungen 
fanden während einer Herbst- und Winter- –> Juridik statt. Wegen Beteiligung der Landräte 
durfte in dieser Zeit „ohne dringende Not“ kein Landtag abgehalten werden. Zwischen den Ju-
ridiken hatten die Gerichtsmitglieder nach zu treffender Vereinbarung im H. zu residieren, um 
eilige Sachen zu erledigen. 
BPR I § 294 ff.; Bunge, Geschichte 310. 
2. In Kurland bis 1795: Bezeichnung des –> Oberhofgericht. 
Bunge, Geschichte 281; Ziegenhorn § 535; NM IX/X 96. 
 Hofgerichts-Departement in Bauernsachen (oder Bauern-Rechtssachen) 
Im Jahre 1804 im Zuge der beginnenden Bauernbefreiung beim –> Hofgericht errichtete beson-
dere Abteilung. Den Vorsitz führte der Hofgerichts-Präsident, Beisitzer waren der residierende –
> Landrat und die beiden im Hofgericht sitzenden Landräte (BPR I § 302). 1849 traten als 
ordentliche Mitglieder der Vizepräsident und der für Livland gewählte –> Assessor hinzu. Die 
Abteilung hatte einen besonderen –> Sekretär, der Jurist sein mußte. Das Hofgerichts-Departe-
ment war für ganz Livland mit Ausnahme von Oesel, wo die Bauernsachen in letzter Instanz vom 
–> Bauerndepartement des Landratskollegiums entschieden wurden, Revisionsinstanz der von 
einem –> Kreisgericht abgeurteilten Sachen. Das H.-D. trat nach Bedarf zusammen. Es stand 
unter Aufsicht des –> Gouvernementsprokureur. 
 Hofgerichtsräte 
Vom Dirigierenden –> Senat ernannte rechtskundige Mitglieder am –> Hofgericht. Die Räte 
rangierten nach den Landräten, jedoch vor den Assessoren. 
BPR I § 298, 326. 
 Hoflage 
Beihof eines Ritterguts. Es konnte eine gesonderte Nebenwirtschaft geführt werden, mitunter 
wurden Hoflagen auch zur Absonderung des Jung- vom Altvieh benutzt (–> Viehhof). H.en 
waren häufig durch Rodung oder Einziehung von Bauernland entstanden. –> Vollwerk. 
Transehe, Gutsherr 65f., 246; Balt. Bürgerkunde 304; Soom 45ff.; Gutzeit I 536. 
 Hofmutter 
Die Vieh- und Milchwirtschaft und der Geflügelhof auf den herzoglich kurländischen Domänen 
unterstanden in der Regel einer deutschen Frau, die hierfür Lohn und Deputat erhielt, auch Vieh 
und Pferde zu ihrer Verfügung hatte. Die Hofmutter scheint mitunter auch Pächterin der Milch-
wirtschaft gewesen zu sein. 
Hahn 22; Gutzeit I 537. 
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 Hofprediger 
Prediger an der Schloßkirche in Mitau, im Dienst des Herzogs stehend. 
Kallmeyer 55. 
 Hofrat –> Rangtabelle 
 Holzbauer 
1. Bauer, der Holz aus eigenem Walde zum Verkauf in die Stadt fuhr. 
2. Kurländischer Domänenbauer, der in waldreichen Gebieten seinen –> Gehorch ausschließlich 
als Holzarbeiter im Forst oder Flößer abzuleisten hatte; auch Forstknecht genannt. 
Gutzeit 1543; Hahn 59. 
 Honigweide 
Einsammelnlassen des Honigs durch Bienen (BPR III Art. 1176). Das Recht stand „jedem 
Grundeigentümer gegen den Nachbarn schon von selbst zu, auch ohne ausdrückliche Bestellung 
oder anderweitige Erwerbung“. Bunge hat es als gesetzliches Servitut angesehen, dem er allerdings 
wenig praktische Bedeutung beimaß. Das LZ erwähnt die Honigweise nicht mehr, wohl weil es 
sie als eine selbstverständliche Befugnis ansah. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 141; Ders., Kurl. PR § 119 n.a. 
 Hopmann (estn.) 
Gutsverwalter. 
Hupel, Topogr. Nachr. 14; Gutzeit I 545. 
 Hundertmann –> Zehntner 
 Hypothekenrecht –> Aufschreibung, –> Abschreibung, –> Chirographarier, –> Deletion, –
> Exgrossation, –> Generalpfandbuch, –> Ingrossation, –> Kontraktenbücher,–> Personalge-
richtsbücher, –> Vergewisserung 
 Hypothekenbezirk 
In Riga Grundbuchbezirk. Die Bezeichnung bestand schon vor der Justizreform von 1889. 
GBRegeln § 5; G-N III 29. 
 Hypothekeneinheit 
Eine Hypothekeneinheit bildete jedes Grundstück mit seinen Zubehörungen in dem Bestande, 
wie es im –> Grundbuch eingetragen war. Bei der Zwangsversteigerung war die H. nicht teilbar. 
G-N I 88, 99. 
 Hypothekenobligation 
Hypothekenbrief (vgl. ZPO 1864 § 1460) –> Obligation. 
 

*** I *** 
 
 Igga üks (estn.) 
Verlautbarung der estländischen Ritterschaft vom Jahre 1802 zur Bekanntmachung in den Ge-
meinden, so benannt nach den estnischen Anfangsworten (auf deutsch „Ein jeder“). Sie betraf 
die Grundsätze, auf denen die spätere Bauernverordnung von 1804 beruhen sollte. Der wesent-
liche Inhalt war die Zusicherung der Umwandlung der bisherigen bedingten Leibeigenschaft in 
eine milde Art der Hörigkeit und daß der Bauer den von ihm bestellten Hof in erbliche Pacht 
erhalten würde. 
Gernet 106f., 110. 
 Immatrikulation 
Eintragung eines Edelmannes in die –> Matrikel des Stammadels der Provinz. Die Immatrikula-
tion erfolgte aufgrund eines Landtagsbeschlusses, durch den ein Adliger in die Ritterschaft auf-
genommen wurde. Russische Edelleute, die vom Zaren Rittergüter in den baltischen Provinzen 
verliehen erhielten, mußten ohne weiteres eingetragen werden. Für Ausländer war eine besondere 
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Genehmigung des Kaisers erforderlich. Der Immatrikulierte genoß alle ritterschaftlichen Rechte 
und vererbte sie auf seine ehelichen Kinder und deren Nachkommen beiderlei Geschlechts. Nach 
einer ministeriellen Verfügung vom 16. April 1862 konnte ein von einem Angehörigen des 
Stammadels Adoptierter in die Matrikel eingetragen werden; die I. hing jedoch vom Ermessen 
der Ritterschaft ab. 
BPR II §§ 7–25. 
 Immemorialverjährung, unvordenkliche Verjährung 
Verjährung wegen unvordenklicher Zeit. In Kurland namentlich in Beziehung auf den unvor-
denklichen –> Besitz. Die Immemorialverjährung hatte die Wirkung, alle Besitzfehler zu tilgen, 
so daß der Besitzer tatsächlich einem Eigentümer gleichgestellt wurde. Sie ergriff alle von der 
ordentlichen Ersitzung ausgenommenen Fälle; es bedurfte weder eines Titels noch des guten 
Glaubens. 100 Jahre galten als unvordenkliche Zeit. Daher wurden Erbpfandverträge auf höch-
stens 99 Jahre geschlossen, um dem Eigentümer noch im 100. Jahr vor Eintritt der I. die Einlö-
sung des Pfandguts zu ermöglichen. –> Erbpfandbesitz 
Bunge, Kurl. PR §§ 127, 148 n.f. 
 Immissarier 
In den Besitz Eingewiesener. –> Immission 
G-N II 199. 
 Immission 
Gerichtliche Pfandbestellung, verbunden mit Besitzeinweisung in Grundstücke. Nach liv- und 
estländischem Landrecht wurde der Gläubiger insoweit in die Nutzung des unbeweglichen 
Schuldnervermögens eingewiesen, als zur Deckung der Zinsen seiner Forderung nötig war, und 
blieb bis zur Befriedigung seiner Forderung im Besitz. Erfolgte diese nicht binnen Jahr und Tag, 
konnte er die Zwangsversteigerung beantragen. Hierdurch oder durch vorherige Bezahlung er-
losch die Immission (–> Relaxation). Zu russischer Zeit wurde die I. in ein mit Pfandbriefen oder 
landschaftlichen Obligationen belastetes Gut untersagt (–> Obligation). Da um die Mitte des 
19. Jhs. fast alle Landgüter bei den Kreditkassen verschuldet waren, hatte die I. schon damals 
keine praktische Bedeutung mehr. Im kurländischen Landrecht wurde der Ausdruck Immission 
nicht gebraucht. Das Institut war aber bekannt. Dem Gläubiger wurde für je 1000 Rthl. Alb. 
seiner Forderung ein halber wüster und ein halber besetzter Haken zugewiesen. Im Konkurs des 
Schuldners hatte er das Aussonderungsrecht. In den kurländischen Städten war das Verfahren 
geteilt. Zunächst suchte der Gläubiger um die erste Immisssion nach, wodurch ihm ein Haus des 
Schuldners zum Pfande zugewiesen wurde. Er erhielt einen Immissionsschein. Erhielt er binnen 
14 Tagen keine Zahlung, konnte er die zweite Immission beantragen. Sie wurde dadurch vollzo-
gen, daß er in Gegenwart des Richters die Türklinke des Hauses berührte. Blieb die Zahlung 
weiter aus, konnte er nach 14 Tagen die dritte Immission beantragen, bei deren Vollzug ein Tisch 
und ein Stuhl für ihn ins Haus gesetzt wurden. Die förmliche Vollziehung konnte in allen drei 
Fällen unterbleiben, wenn der Schuldner vor Gericht erklärte, daß er die Immission „pro realiter 
peracta annehmen wolle“. Blieb auch die dritte Immission erfolglos, konnte der Gläubiger die 
Zwangsräumung des Schuldners bewirken. Das Haus wurde ihm sodann „in wahren leiblichen 
und nützlichen Besitz übergeben“. Damit war er befugt, die Einkünfte zur Tilgung seiner For-
derung zu verwenden. Im Konkurs des Schuldners hatte er ein Aussonderungsrecht. Das geschil-
derte Verfahren wurde nur in Mitau streng durchgeführt. In den übrigen Städten kürzte man es 
ab und schritt gleich nach der ersten Immission zur Exmission des Schuldners. Vgl. für die liv-
ländischen Städte –> Aufbot und –> Anbot. Die Immission entfiel mit der Neuordnung des 
Vollstreckungswesens durch die –> Justizreform von 1889. 
Instr. des livl. Hofgerichts vom 15. Juni 1723; Livl. Kreditreglement von 1802 §§ 127 ff.; Estl. 
Kreditreglement von 1846 §§ 129 ff; Bunge, Liv.-estl. PR § 167; Ders. Kurl. PR §§ 56, 162, 
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162 u.a.; IKP 2 IV §§ 22, 29 ff, VI. 
 Immobilienbesitz –> Bürgerrecht, –> Grundbuch 
 Impetrant 
Der eine Sache Betreibende, z.B. Exekutions-I, Appellations-I. 
 Imploration 
In Livland Antrag im summarischen (mündlichen) Verfahren anstelle einer förmlichen Klage. 
Samson § 127 Anm. 
 Impugnierende Rechtsmittel –> Rechtsmittel 
 Indigenatsadel 
(–> Adel, –> Stammadel). Der Indigenatsadel umfaßte die Gesamtheit der in die –> Matrikel der 
vier baltischen Ritterschaften eingetragenen Personen zum Unterschied von den nicht immatri-
kulierten Adelsgeschlechtern, für welche gesonderte Register (–> Gouvernementsadels-Ge-
schlechterbücher) geführt wurden. Ein nicht zur Ritterschaft gehörender Gutsbesitzer hieß in 
Kurland non indigena. Er konnte zwar in allgemeinen Landesangelegenheiten auf dem Landtag 
seine Stimme abgeben, in rein ritterschaftlichen mußte er sie einem Indigenatsadligen übertra-
gen. 
BPR II §§ 7, 31; Kurl LandtagsO 1897 §§ l, 5, 71, 91; Tobien, Agrargesetzgebung I 27. 
 Indigenatsrechte 
Die dem Indigenatsadel zustehenden besonderen Rechte hinsichtlich des Güterbesitzes, der Erb-
bauern, der Steuer- und Abgabenfreiheit, Krug-, Forst-, Jagd- und Fischereigerechtigkeit, des 
Kirchenpatronats, der Teilnahme am Landtag und der Besetzung verschiedener, dem Indigen-
atsadel 1889 verbliebener Ämter, insbesondere die Rechte in der Besetzung der Justizämter. Mit 
Aufhebung der Ritterschaften 1920 erloschen auch die noch verbliebenen Rechte. 
BPR II 840 ff. 
 Indigene –> Undeutsche 
 Indizienbeweis –> Anzeigenbeweis 
 Indult –> Anstandsbrief 
 Ingenieurbezirk 
1819 wurde das Russische Reich in Ingenieurbezirke eingeteilt, denen die Arbeiten und Einrich-
tungen auf dem Gebiet der Ingenieurverwaltung des Heeres unterstanden. Die Ostseeprovinzen 
gehörten zum Livländischen I. (Sitz Riga, ab 1840 Dünaburg). In den Städten, zuletzt nur in 
Riga und Reval, bestanden Ingenieurkommandos, die 1864 zusammen mit dem Bezirk aufgelöst 
wurden. Alle Aufgaben gingen an den Ingenieurchef des neugebildeten Rigaer –> Militärbezirks 
über. 
Amburger. 
 Ingrossation, Inprotokollation 
Eintragung einer Hypothek; auch die eingetragene (ingrossierte) Hypothek selbst (BPR III Art. 
1569). Von der –> Justizreform von 1889 wurde auch das Grundbuchrecht betroffen und dem-
zufolge Art. 1569 ff neu gefaßt. Der Ausdruck I. wird seitdem nicht mehr verwendet. –> Verge-
wisserung. 
IngrossationsO für Reval vom 16.Juli 1797; G-N III 34. 
 Inhäsion 
Beitritt des Gegners zum Rechtsmittel; vergleichbar der Anschlußberufung oder -revision. 
Samson §§ 6, 56, 773. 
 Inhäsivbescheid 
Ausführungsurteil aufgrund eines vorangegangenen (Grund-)Erkenntnisses. 
Samson § 127. 
  



123 
 

 Inhibitorium 
Einstweilige Einstellung (Aufschub) der Vollstreckung eines Erkenntnisses durch die Oberin-
stanz bei eingelegtem Rechtsmittel. 
Samson §§ 635, 700, 796. 
 Innere Bewachung 
1811 erfolgt eine Zusammenfassung der Garnisontruppen unter dem Namen „Korps der Inneren 
Bewachung“. Seit 1816 „Abgesondertes Korps der Inneren Bewachung“, zu dessen I. Bezirk (Sitz 
Riga) die Ostseeprovinzen gehörten, unter Kommando eines Bezirksgenerals. Bei Auflösung des 
Korps 1864 gingen die Aufgaben im Bezirk an den neu eingesetzten –> Gouvernementsmilitär-
chef über. 
Amburger 337f. 
 Innoteszenz 
Bekanntgabe, Bekanntmachung (IKP 1 I 2; 2 VIII § 12: „Citation oder I.“). 
 Innovation 
Im livländischen Prozeß willkürliche Änderung der Sachlage (insbesondere durch Vollstrek-
kung), während über ein eingelegtes Rechtsmittel noch nicht entschieden ist. Die schuldige Par-
tei ging des Rechtsmittels verlustig. 
Samson § 589. 
 Inprotokollation –> Ingrossation 
 Inquirent 
Vernehmender, Untersuchungs- oder Ermittlungsführer. 
StGB 1845 § 462. 
 Insinuationsmandatar 
Zustellungsbevollmächtigter. 
Schmidt, Civilpr. 46, 55, 77. 
 Inspektor 
1. Gutsinspektor (lett.: starasts, vagars; estn.: kubjas), Gutsvogt, Gutsverwalter.(–> Kubjas, –> 
Starast) Der Begriff „Inspektor“ war im Baltikum kaum gebräuchlich. Der Betreffende wurde 
Verwalter, in älteren Zeiten –> Amtmann genannt. 
2. Polizeiinspektor .Der mit der Leitung der Polizeiabteilung beim rigischen –> Landvogteige-
richt betraute Ratsherr (BPR I § 550 Nr. l). Ihm oblag die polizeiliche Aufsicht im Patrimonial-
gebiet der Stadt, insbesondere der Straßen- und Brückenbau, –> Vorkauf und Ausschank, das 
Paßwesen, das Quartierwesen für durchziehende Truppen und die Beschaffung der notwendigen 
Fuhren sowie die Einziehung von Abgaben. Ferner führte er die Voruntersuchung bei allen im 
Patrimonialgebiet begangenen Straftaten (§ 557). Er konnte nach Anhörung seines Gehilfen – 
eines weiteren Ratsherrn – Polizeistrafen verhängen ht. Bei widersprechenden Meinungen ent-
schied der –> Obervogt. 
3. Schulinspektor. In Lettland gab es einen Volksschulinspektor (Tautskolu Inspektors) beim 
Bildungsministerium. Ferner führten die stellvertretenden Schuldirektoren die Amtsbezeichnung 
Inspektor, auch in Estland. 
Lettl. ZivildienstO AnL II, VII Kateg. 
4. Inspektor für Presseangelegenheiten –> Zensor. 
 Inspektorsgehilfe –> Inspektor 2 
 Instanzgericht, Schloßgericht 
Das –> Oberhauptmannsgericht, auch Schloßgericht genannt, das auf den Schlössern der frühe-
ren Ordenskomture tagte. Der leitende Sekretär hieß –> Instanzsekretär. 
IKP 1 V §6,2 XI § 17. 
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 Instanzsekretär 
Leitender Sekretär beim –> Oberhauptmannsgericht. Er mußte Adliger oder –> Literat sein und 
hatte in der Regel Rechtskenntnisse. Ihm war daher auch die Ausfertigung der Urteilsentwürfe 
sowie die Vornahme der –> Grenzritte übertragen. 
BPR I §§ 1322, 1324 ff. 
 Institutorium –> Constitutorium 
 Instruktionskonvokation 
Vor dem zweiten Termin eines kurländischen Landtags fand eine Versammlung in jedem Kirch-
spiel statt, geleitet vom –> Kirchspielsbevollmächtigter. Der –> Landbote erstattete Bericht über 
die bisherigen Landtagsverhandlungen. Die Instruktionskonvokation stimmte dann über jedes 
dem Landtag vorgelegten –> Deliberatorium ab und vollzog die Wahlen zu den Ämtern. Das 
Abstimmungsergebnis wurde in der Instruktion für den Landboten eingetragen, die von allen 
Anwesenden unterschrieben werden mußte. 
BPR II §§ 318 ff; Kurl. LandtagsO 1897 §§ 45, 65, 156–161. 
 Instruktionstermin 
Ein ordentlicher kurländischer Landtag zerfiel in zwei Termine, den –> Relationstermin und den 
Instruktionstermin. Dieser fand in der Regel von Ende Februar bis Mitte März statt. Auf ihm 
wurde die Willensmeinung des Landes über die Geschäftsführung des Ritterschaftskomitees fest-
gestellt, das Ergebnis der Wahlen und der Kirchspielsbeschlüsse über jedes –> Deliberatorium; 
ferner wurden der Landtagsbeschluß und die Instruktion für das –> Ritterschaftskomitee ausge-
fertigt. Diese wurde vom Landbotenmarschall und dem Ritterschaftssekretär unterschrieben. Sie 
diente dem Komitee als Richtschnur für seine Amtsführung bis zum nächsten Landtag. 
BPR II § 292; 318 ff.; Kurl. LandtagsO 1897 §§ 65, 171, 197 f. 
 Instruktorium des kurländischen Prozesses –> Schlendrian 
 Interdizierter 
Der hinsichtlich der Verfügungsbefugnis über sein Vermögen mit einem Verbot (Interdikt) Be-
legte –> Verbotsanlegung. 
Samson § 45. 
 Interkalarbescheide 
Zwischenurteile. 
Samson § 494. 
 Interlokut 
1.Beiurteil, Entscheidung über einen Nebenpunkt des Prozesses. –> Querel. 
Bunge, Geschichte 244. 
2.I.orien, schlichte: Im livländischen Prozeß der Rechtskraft nicht fähige Beschlüsse und Verfü-
gungen, die den Fortgang des Verfahrens bezwecken. 
Schmidt, Civilpr. 71. 
 Interrogatorien –> Fragestücke 
 Intimatoriales 
Amtliche Ankündigung der Hegung des königlichen –> Relationsgericht in Polen; von Bedeu-
tung für Berufungssachen aus dem Herzogtum Kurland. 
IKP 1 II § 28. 
 Introduktion des Rechtsmittels 
Im livländischen Prozeß mußte ein Rechtsmittel in einem besonderen Termin bei der Oberin-
stanz förmlich angebracht und ausgeführt werden (–> Justifikation). Hierzu mußte der Beschwer-
deführer übergeben: 
1. den untergerichtlichen Zulassungsbeschluß (–> Konzessionalbescheid); 
2. die angefochtene Erkenntnis im Original oder vidimierter Kopie; 
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3. die Mundierten Akten der Unterinstanz (–> Mundieren) oder eine Bescheinigung darüber, 
daß sie im Original eingesandt würden; 
4. den Nachweis über Hinterlegung oder Sequestration des Abgeurteilten beim Untergericht (–
> Abgeurteiltes); 
5. Sicherheit für die dem Gegner etwa erwachsenden Kosten; 
6. die Rechtfertigungsschrift nebst Beilagen in doppelter Fertigung. 
Samson §§ 646, 667; Schmidt, Civilpr. 158 f. 
 Investitur 
Auflassung unter richterlicher Mitwirkung. Das BPR III gebraucht den noch von Bunge in sei-
nen zivilrechtlichen Schriften verwendeten Ausdruck nicht mehr. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 121. 
 Inzidentverfahren 
Im livländischen Prozeß ein die Beweisaufnahme vorbereitendes Verfahren auf Einwendungen 
gegen die Zulässigkeit eines Beweismittels oder des Beweisverfahrens überhaupt. Es schloß mit 
dem Relevanzbescheid ab, worin – sofern die Beweisantretung nicht schlechthin verworfen – der 
Umfang der Beweisaufnahme bestimmt wurde. Das Inzidentverfahren beschränkte sich in der 
Regel auf die Gegenerklärung (Elision) des Beweisgegners. Beweise waren hier nicht zugelassen, 
da die Einreden „liquid“ gestellt werden mußten. Geschah dies nicht, wurden sie verworfen oder 
dem Einsprecher anheimgegeben, sie im Hauptverfahren auszuführen. 
Schmidt, Civilpr. 129, gestützt auf den Querel-Bescheid des HofG vom 27. März 1815 Nr. 911. 
 

*** J *** 
 
 Jagd 
1. Hohe Jagd: Jagd auf Rothirsche, Elche, Büffelochsen, Wildschweine, Bären und Auerhähne. 
(BPR III Art. 1079). 
2. Mittlere Jagd: Jagd auf Rehe, Biber, Luchse, Trappen, Fasanen, Birkhühner, Haselhühner, 
Schwäne (Art. 1079 Anm.). 
3. Kleine, niedere Jagd: Jagd auf Hasen, Dachse, Fischotter, Kraniche, Rebhühner, Wachteln, 
Schnepfen, Bekassinen, Wildgänse, Wildenten, Reiher, Wildtauben, Lerchen, Krametsvögel 
(Art. 1079 Anm.). 
Diese offensichtlich von der Häufigkeit und dem Wert des Wildes ausgehende Einteilung galt 
für die kurländischen Kronsforsten (–> Kammerjagd). (Bunge, Kurl. PR § 118). Sie hatte nur 
für die Wildbrettaxe Bedeutung. Die Bestimmungen wurden 1935 aufgehoben, waren aber be-
reits durch das lettländische JagdG vom 3. März 1923 (Gbl. 169) überholt. 
 Jagd, fliegende 
In Kurland geübte Jagdart mit Hundemeuten. Die Schützen warteten entweder auf das ihnen 
zugetriebene Wild oder zogen der Meute nach, um andere Stellungen einzunehmen („vorzukou-
pieren“). Das führte die Jäger oft meilenweit fort; daher wohl auch der Name der Jagdart, zumal 
sämtliches Jagdpersonal beritten war. Die fliegende Jagd konnte nur ausgeübt werden, solange 
das Privileg des Adels der „Freien Jagd“ (venatio liberima) nach Art. 21 des Privilegium Sigis-
mundi Augusti von 1561 bestand, wonach jeder volljährige Edelmann in ganz Kurland die Jagd 
ausüben konnte (mit Ausnahme der Bezirke der –> Kammerjagd und der Dondangenschen Gü-
ter; PBR III Art. 1072 Anm, –> Dondangen). 1869 wurde die f. J. auf Beschluß des kurländi-
schen Landtags abgeschafft, da sie sich nicht mehr mit dem Zeitgeist vertrug. Die Bestimmungen 
des BPR III wurden aber erst 1935 förmlich aufgehoben (Gbl. 157), nachdem sie bereits durch 
das lettländische JagdG von 3. März 1923 (Gbl. 169) überholt waren. 
Bunge, Kurl. PR § 117 n.f.; E. von Engelhardt, Die „fliegende Jagd“ im alten Kurland. In: BH 
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4, 1957/58, 45ff. 
 Jagd, freie –> Jagd, fliegende 
 Jagderlaubnis –> Freizettel 
 Jerlik (russ.) 
Aufklebezettel, Etikett, Anhänger zur Signatur von Warenballen, Säcken, Kisten und derglei-
chen. Im übertragenen Sinne Paßzettel oder Warenbegleitschein (BPR I § 369 Nr. 14). 
Kiparsky 155. 
 Jeschutka (russ.) 
Mannschaft auf einem Floß oder einer –> Struse 
Rig. Wörterb. 128. 
 Johannistermin 
Termin der gemeinen –> Bezahlung (24. Juni). Der kurländische Landtagsabschied von 1648 
hatte bestimmt, daß in allen Verträgen zwischen Edelleuten der Erfüllungstermin auf Johanni, 
und zwar die Zahlungen auf 8 bis 14 Tage davor, die Übertragung von Gütern auf den Johan-
nistag selbst festgesetzt werden solle. In der Praxis wurde diese Regelung bald für sämtliche Lei-
stungen übernommen. 1746 wurde verordnet, daß der Johannistermin drei Tage (24. bis 26. 
Juni bis Sonnenuntergang) dauern solle. Nach und nach wurde er so allgemein als Zahlungstag 
anerkannt, daß er für alle nicht auf einen bestimmten Tag gestellten Forderungen angewendet 
wurde. Bis 1816 galt er auch für die Ablegung von Vormundschaftsrechnungen. Erfüllungsort 
war – falls nichts anderes vereinbart – die Landeshauptstadt Mitau. – Für Livland und Estland 
galt das Entsprechende. 
Bunge, Kurl. PR §§ 54, 224 n.d; BPR III Art. 3498. 
 Journal 
Bei den liv- und kurländischen Behörden nach russischem Muster geführtes Tagebuch über die 
abgehaltenen Sitzungen. Es enthielt außer Datum und Sachbezeichnung die Namen der anwe-
senden und fehlenden Mitglieder der Behörde (mit Angabe des Entschuldigungsgrundes), die 
getroffene Entscheidung (mit Angabe etwa abweichender Meinungen), ferner eine Rubrik über 
Vollzug der Entscheidung. Das Journal war somit eine Zusammenfassung des Sitzungsprotokolls 
in Kombination mit dem Register. In Estland wurden kein Journal, sondern lediglich ein –> 
Protokoll geführt, gemäß Vorschrift des Generalgouverneurs vom 22. September 1808. 
BPR I § 164; ein Muster in der Kurl. KanzlO 1796 Anl. 4. 
 Jüngste, Jüngstenbank 
Nicht zur –> Ältestenbank gehörige Bürger einer Revaler –> Gilde (BPR II § 1111). An der 
Verhandlung der Ältestenbank nahmen sie durch zwei auf sechs Jahre gewählte Wortführer teil 
(§§ 1120, 1393). Diese mußten bei der Großen Gilde erst im Laufe der letzten zwei Jahre ein-
getreten, also wirklich „jüngste“ sein. Fehlten geeignete Kandidaten, so konnte ausnahmsweise 
ein in den letzten drei Jahren eingetretener Bürger gewählt werden (§ 1395). In der Kleinen Gilde 
mußten die Wortführer der J. hingegen mindestens sechs Jahre Mitglied gewesen sein (§ 1397). 
 Jüngstenbank –> Jüngste 
 Jungwirt, Neuwirt 
Bauer, dem erst durch die lettische Agrarreform von 1920 Land zugeteilt wurde (–> Altwirt). Die 
Jungwirtschaften durften höchstens 22 ha groß sein. 
Foelkersahm, Agrarreform 73, 85 ff.; Latv. Enc. 865. 
 Junker –> Amtmann 
 Juratorische Kaution 
Im livländischen Prozeß Sicherheitsleisung des Klägers für Prozeßkosten, zu denen er möglich-
erweise verurteilt werden konnte, anstelle der in erster Linie verlangten –> Realkaution. Die ju-
ratorische Kaution erfolgte durch persönliche Bürgschaft, nämlich die eidliche Bekräftigung, daß 
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man keine Realkaution leisten könne, jedoch seine Verpflichtungen erfüllen wolle. Eine arme 
Partei leistete die j. K. durch einen eidesstattlichen Revers, worin sie sich verpflichtete, ihren 
Wohnsitz vor Beendigung der Sache nicht zu verlassen und sich jederzeit dem Gericht zu stellen. 
Schmidt, Civilpr. 68. 
 Juridik, Gerichtshegung 
„Zeitweilige“ Gerichtstage oder Session im Unterschied zu den „beständigen Sitzungen im Laufe 
des ganzen Jahres“ (BPR I § 18). Solche Juridiken hielten in Livland das –> Hofgericht und jedes 
–> Landgericht, in Estland das –> Oberlandgericht, das –> Niederland- und –> Landwaisenge-
richt sowie jedes –> Manngericht ab (§ 20). Außerhalb der J. mußte für die Erledigung der lau-
fenden Sachen und zur Entgegennahme von Anträgen die erforderliche Zahl von Gerichtsmit-
gliedern anwesend beziehungsweise. erreichbar sein (§ 33). Das kurländische –> Oberhofgericht 
hatte keine J.en, jedoch waren der Juli und August Gerichtsferien (§ 1304). In Reval wurden 
auch die laufenden jährlichen, am ersten Dienstag nach dem 6. Januar beginnenden und bis zum 
Thomasabend (acht Tage vor Weihnachten) dauernden Gerichtssitzungen wie eine J. behandelt 
(§§ 1021 ff.). Die J.en wurden fast überall mit einem feierlichen Gottesdienst und Prozession 
eröffnet, in Reval auch abgeschlossen. –> Einwerbung. 
 Juriskonsult 
Der konsultierte Rechtsberater (Konsulent), weit mehr aber in der Zeit der baltischen Republiken 
der ständige Rechtsbeistand eines Unternehmens, einer Organisation oder Behörde, mithin der 
Justitiar. Behörden nannten ihre Rechtsabteilung „Juriskonsultation“ (lett.: juriskonsultacija). 
Vgl. Lettl. ZivilienstO Anl. II. 
 Jus episcopale 
Das aus der Reformation hervorgegangene Recht des –> Magistrat auf Einsetzung der Geistlichen 
und Schulbediensteten sowie auf Aufsicht über das Kirchenvermögen. 
Hartmann 54. 
 Justifikation 
Im livländischen Prozeß Rechtfertigungsschrift eines Rechtsmittels. Sie mußte den Nachweis al-
ler beobachteten Förmlichkeiten (Justificatio quoad formalia), die Darstellung des streitigen 
Rechtsverhältnisses, die Prozeßgeschichte, die Begründung der einzelnen Beschwerdepunkte (ju-
stificatio quoad materialia) und das Begehren des Beschwerdeführers enthalten. Bei der Anmel-
dung des Rechtsmittels nicht genannte Beschwerden konnten in der Justifikation nicht nachge-
holt werden, weil das untergerichtliche Urteil insoweit rechtskräftig geworden war. 
Samson §§ 664, 668; Schmidt, Civilpr. 159. 
 Justizamtskandidat –> Kandidat 
 Justizbürgermeister 
Der für Justizangelegenheiten zuständige Bürgermeister in den Städten Dorpat, Pernau und 
Narva, die jeweils zwei Bürgermeister hatten. Der andere Bürgermeister wurde als –> Kommerz-
bürgermeister oder –> Polizeibürgermeister bezeichnet. 
BPR I § 635 Anm., 715 Anm., 1527; Lemm 10. 
In Reval gab es einen J. in schwedischer Zeit, später nicht mehr. Die entsprechende Funktion 
übte der –> Syndikus aus. 
 Justiziar –> Juriskonsult. 
 Justizkollegium der Liv-, Est- und Finnländischen Sachen 
1718/19 gebildete Zentralbehörde für die Justiz im Russischen Reich. Appellationsinstanz für 
Urteile der obersten Landesgerichte in Liv- und Estland (–> Landgericht). Ab 1734 Ausdehnung 
der Jurisdiktion auf alle Evangelischen im Reich. 1743 Erweiterung des Namens mit „Finnlän-
disch“. Unterstellt waren auch die Konsistorien in ihrer Eigenschaft als Gerichte. Mit dem Re-
stitutionsukas von 1796 wurde der Dirigierende –> Senat Appellationsinstanz für das –> Hofge-
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richt und –> Oberlandgericht, 1817 auch für den –> Magistrat von Riga und Reval. Vizepräsi-
dent war stets ein Angehöriger des ev.-luth. Bekenntnisses, da das Justizkollegium Aufsichts- und 
Appellationsinstanz für die privilegierten, ehemals schwedischen Provinzen war. 1810 Unterstel-
lung des Justizkollegiums unter die neue –> Hauptverwaltung der geistlichen Angelegenheiten 
fremder Konfessionen. Auflösung nach Verkündung des Gesetzes vom 28. Dezember 1832 (PS 
zak 5866 P.2) für die ev.-luth. Kirche. Seine Funktionen übernahm der Dirigierende –> Senat. 
R-S II 42, 47; Amburger 174f.; Stählin 299f. Wahl 87, 95; Balt.Ki.Gesch. 117; Wittram, Peter 
I., Czar und Kaiser, II Göttingen 1964 S. 83f. 
 Justizoffizial 
In Reval gelegentlich Bezeichnung des –> Stadtoffizial. 
BPR I § 1014 Nr. 19. 
 Justizreform 1889 
Das Gesetz über die Einführung der russischen Gerichtsordnungen vom 9. Juni 1889 brachte in 
den Ostseeprovinzen eine vollkommene Justizreform, da nunmehr statt der herkömmlichen Ge-
richtsinstitutionen solche des Russischen Reiches amtierten (–> Friedensrichter, –> Bezirksge-
richt, –> Palate); auch wurde eine neue Notariats- und Hypothekenordnung erlassen und die 
Bauergerichtsbarkeit umgestaltet. Siehe vor allem oben in der Einleitung. 
 

*** K *** 
 
 Kalkulatorenkommission 
Auf dem ersten Termin eines kurländischen Landtags (–> Relationstermin) wurden Kommissio-
nen zur Vorbereitung der Debatten gebildet. Eine derselben, die Kalkulatorenkommission, hatte 
das Rechnungswesen des Ritterschaftskomitees zu revidieren, ferner zu prüfen, ob die von der 
Ritterschaft verwalteten Stiftungskapitalien ihrem vorgesehenen Zweck gemäß verwendet wor-
den waren, schließlich die Verwaltung der kurländischen ritterschaftlichen Unterstützungskasse 
für Witwen und Waisen zu überprüfen. Sie erstattete dem Landtag Bericht. Die K. bestand aus 
fünf Mitgliedern, jeweils aus den Landboten der fünf Oberhauptmannschaften gewählt (–> 
Landbote, –> Oberhauptmannschaft). Diese Form der Wahl wurde auch nach der Aufhebung 
der Oberhauptmannschaften 1889 beibehalten. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 114, 126 f., 138; BPR II §§ 308 f. 
 Kameralhof 
Durch die –> Statthalterschaftsverfassung von 1775 als Gouvernementsbehörde für Finanz- und 
Wirtschaftsangelegenheiten geschaffen mit gleichzeitiger Auflösung der entsprechenden Zentral-
behörden (Kollegien), 1783 auch in Liv- und Estland eingeführt, 1796 in Kurland neu einge-
richtet. Der K. führte seine Geschäfte in russischer Sprache. Unterstand 1796 bis 1801 dem 
neueröffneten Kammerkollegium, danach verschiedenen Ministerien, ab 1838 mit Beschrän-
kung auf den Finanzbereich allein dem Finanzministerium. Leiter war zunächst der –> Vizegou-
verneur (bis 1796 mit dem –> Ökonomiedirektor). Bis 1867 kollegial organisiert, danach ent-
schied der Leiter allein. Aufgaben: Domänenverwaltung (bis 1839), Rechnungsprüfung (bis 
1870), Akzise (1818–1863). Danach blieb der Kameralhof Aufsichtsbehörde über den Eingang 
von Steuern und Abgaben, die Rechnungsführung der Renteien. 
Amburger 209; Verf. vom 28.Nov. und 24.Dez.1796; PS zak I Bd. 24, Nr. 17584, 17681; BPR 
I § 7,2; Tobien, Agrargesetzgebung I 20. 
 Kämmerei 
In Riga und Reval Bezeichnung für das –> Kämmereigericht, aber auch für die Stadtkasse. –> 
Stadtkämmerei 
Gutzeit II 11 f.; Elias 17. 
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 Kämmereigericht 
Bestand als besonderes Untergericht in Reval und Mitau, jeweils mit zwei Ratsherren besetzt. In 
Riga war es mit dem –> Amtsgericht vereinigt, in Dorpat wurden seine Befugnisse vom –> Vog-
teigericht wahrgenommen, in den anderen Städten vom Magistrat. Das Kämmereigericht prüfte 
die Voraussetzungen für die Erteilung des Bürgerrechts (BPR I § 458 Nr. 10) und vereidigte die 
städtischen Gerichtsdiener (§ 518). In Riga führte es auch die Bauaufsicht und entschied über 
Bau-, Grenz- und Servitutsstreitigkeiten, nahm also Befugnisse als –> Baugericht wahr. Es hatte 
ferner die Voraussetzungen für die Erteilung von Schank- und Brauereikonzessionen zu prüfen, 
führte die Oberaufsicht über die Steuerinspektion und war Prozeßgericht für Sachen der Diener 
des Rats und der Untergerichte (§ 571). In Reval war das Verfahren summarisch. Das K., dort 
auch –> Stadtkämmerei genannt, führte – da es keine Kanzleibeamten hatte – kein Protokoll, 
sondern berichtete dem Magistrat mündlich, worauf „das nötige im Magistratsprotokoll einge-
tragen“ wurde (§ 1091). 
Aktenstücke Riga I 307, Campenhausen 82 f., Gutzeit II 12. 
 Kämmerer 
Zwei Ratsherren als Mitglieder beim Revaler –> Kämmereigericht. Der jüngere von beiden führte 
die Aufsicht über –> Undeutsche Ämter, –> Kämmerherr 
Elias 17; BPR I 1153. 
 Kämmerherr, Unterkämmerherr, Unterkämmerer 
Ratsherr als Mitglied beim Rigaer –> Kämmereigericht. 
Aktenstücke Riga I 307, Campenhausen 82, Gutzeit II 12; BPR I § 568. 
 Kammerjagd 
Die dem Herzog von Kurland vorbehaltene Jagd in einigen Waldrevieren. Hier durfte trotz der 
grundsätzlich freien –> Jagd kein Edelmann jagen. Hier befanden sich auch die –> Elenstände. 
Nach Angliederung des Herzogtums an Rußland wurden die Kammerjagdreviere, soweit sie in 
Staatseigentum standen, Kronsforsten. 
Bunge, Kurl. PR § 118; Ziegenhorn, § 632. 
 Kanalherrschaft 
In Riga Aufsicht des Rates unter Leitung eines Bürgermeisters (Oberkanalherr) über die „Was-
serkunst“ und die öffentlichen Brunnen und die dabei Beschäftigten. Die „Wasserkunst“ bestand 
ab 1663 bis 1863 als Pferdegöpelwerk zum Heben des Wassers aus einem Dünakanal in das 
Bassin der Wasserleitung. 
Aktenstücke Riga I 299; Campenhausen 60; Carlberg 59. 
 Kandidat 
1. Allgemein: Student im Vorbereitungsstadium auf das Examen. 
2. Kandidat für gerichtliche Ämter, Gerichtsamtskandidat, Justizamtskandidat. Durch die Ju-
stizreform 1889 eingeführte Bezeichnung für Juristen im Vorbereitungsdienst („jüngerer Kandi-
dat“ = Referendar) oder für den nach Beendigung des Vorbereitungsdienstes noch in keine Plan-
stelle eingewiesenen („älterer Kandidat“ = Assessor). Die Kandidaten wurden vom Justizministe-
rium angestellt (in der Republik Lettland durch den Präsidenten des Appellhofs zur Ausbildung 
zugelassen). Sie konnten den Präsidenten der jeweiligen –> Friedensrichterversammlung zur Be-
schäftigung zugewiesen werden, im übrigen war der etwa zwei Jahre dauernde Vorbereitungs-
dienst lange Zeit ganz uneinheitlich geregelt. Noch in Lettland hatte bis 1938 jedes –> Bezirks-
gericht seinen eigenen Ausbildungsplan: Der Präsident wies den K. verschiedenen Abteilungen 
(Kammern), aber auch dem –> Appellhof, –> Friedensgericht, einem Untersuchungsrichter oder 
der Staatsanwaltschaft zu. Zum Abschluß hatte der jüngere Kandidat eine Prüfung vor einer 
Kommission, bestehend aus Richtern und Staatsanwälten, abzulegen. Nach Bestehen der Prü-
fung führte er den Titel „älterer Kandidat“. Obwohl ihm nun die Richterlaufbahn grundsätzlich 
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offenstand, mußte die venia judicandi durch den Präsidenten besonders verliehen werden. Da 
am Gericht nur Gerichtsjuristen ausgebildet wurden, fehlten die Notariats-, Anwalts- und Ver-
waltungsstationen. Für diese Sparten des Juristenberufs galten besondere Ausbildungsordnun-
gen. Es war jedoch ein Laufbahnwechsel möglich. 
Reorg.VO § 32. 
3.Kandidat des Predigtamts wurde, wer auf einer russischen Universität den vollen Kursus der 
theologischen Wissenschaften abgeschlossen hatte. Danach mußte er vor dem zuständigen –> 
Konsistorium zwei Prüfungen ablegen: a) pro venia concionandi, zur Erlangung des Rechts der 
Verkündigung, das heißt: zu predigen; b) pro ministerio, zur Erlangung des Rechts, bei einer 
Gemeinde als Pastor angestellt zu werden. Dieses Recht galt, je nach der Benotung der Prüfung, 
ein bis drei Jahre. Nach Ablauf dieser Frist mußte der K., falls er keine Anstellung gefunden hatte, 
in einem Kolloquium erneut geprüft werden. In den baltischen Republiken trat im wesentlichen 
keine Veränderung ein. 
KiG 1832 §§ 136–148, 169, 175, dazu Instruktion 1832 §§ 79–100, Balt. KiGesch. 120; Stählin 
330 f. 
4. „Cand.“ war in Lettland zunächst der niederste wissenschaftliche Grad (Absolvent der Univer-
sität). 1939 wurde er in Anlehnung an die Dorpater Tradition in den eines „Magisters“ geändert. 
 Kanzlei 
Nach russischem Vorbild waren bei den Behörden die ausführenden Dienststellen nicht in Ge-
schäftsstelle und Kanzlei getrennt, wie dies zum Beispiel in Deutschland üblich war. Vielmehr 
gab es nur eine einheitliche Kanzlei. Demgemäß hatte jedes Glied einer Behörde unter Oberauf-
sicht des Behördenvorstands die Leitung der Kanzlei für den ihm übertragenen Teil der Ge-
schäfte. 
BPR I § 94. 
 Kanzleibedienung 
Kanzleiamt. 
Livl. LandtagsO 1802 §56. 
 Kanzleioffiziant 
Kanzleibeamter. Die Kurl. KanzlO 1796 gebraucht beide Ausdrücke synonym (§§ 1, 14, 25 Nr. 
5, 55). –> Offiziant 
 Kanzleiökonomie 
Geschäftshaushalt einer –> Kanzlei. Sie wurde in Reval vom –> Protonotar verwaltet, der aus der 
Stadtkasse die nötigen Mittel erhielt, andererseits Gerichtsgebühren und Kanzleisporteln einzog 
und darüber abrechnete. 
BPR I § 1075. 
 Kanzleiposchlin –> Poschlin 
 Kanzleisekretär 
Bezeichnung der fünf „gewöhnlichen“ Sekretäre bei einem –> Oberhofgericht in Unterscheidung 
zum –> Obersekretär. Ohne daß es besonders vom Gesetz verlangt wurde, hatten sie in der Regel 
Rechtskenntnisse, da ihnen die Anfertigung von Urteilsentwürfen übertragen werden konnte.  
–> Sekretär 
BPR I § 1287, 1309. 
 Kanzleisporteln –> Kanzleiökonomie 
 Kanzler 
Einer der vier –> Oberräte in Kurland. In herzoglicher Zeit übte er auch die seinem Titel ent-
sprechende Tätigkeit aus; nach der Angliederung des Herzogtums an Rußland 1795 war er le-
diglich noch Mitglied am –> Oberhofgericht. Er sollte ein vir doctus und mußte besitzlicher 
kurländischer Edelmann sein. 
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BPR I § 1282; FR 1617 § 1. 
 Kapelle, Leichengarten 
Kirchhof, Friedhof. Die Bezeichnung Kapelle entstand wohl, weil üblicherweise auf dem Fried-
hof eine Kapelle steht. 1773 wurde in Livland aus seuchenpolizeilichen Gründen die bis dahin 
übliche Bestattung in der Kirche und um sie herum verboten. Sie war allgemein strafbar (StGB 
1845 § 1039). Die K. mußte mindestens 100 Faden von der Kirche entfernt angelegt werden, 
höchstens aber drei Werst. 
Buddenbrock II 597 Anm. 2; Gutzeit II 15, Nachtr. 1889, 28. 
 Kapitän des Fischeramts 
Führte in Riga die in Rotten eingeteilten Fischer bei militärischen und polizeilichen Hilfsdiensten 
in Notfällen. Seit 1710 wurde dazu der –> Marktvogt eingesetzt. 
Aktenstücke Riga I 1. 
 Kasak, Gemeindekasak (lett.: kazaks) 
1. Bezeichnung des Gemeindeboten im lettischen Teil Lettlands noch im 20. Jh. Er trug zum 
Teil auch die Post aus. In größeren Gemeinden brachte er die Postsendungen und Gemeindean-
weisungen zu dem jeweiligen –> Zehntmann, welcher reihum die Sendungen in einem kleineren 
Umkreis an die Gesinde verteilten 
2. Bote eines Gutes. 
Gutzeit II 19; Kiparsky 89 f. 
 Kassabeisitzer 
Vertreter der Gilden als Mitglieder beim –> Kassakollegium in Walk. 
BPR I 80, 806. 
 Kassadeputierter 
In Livland zwei für drei Jahre gewählte ritterschaftliche Wahlbeamte, Gehilfen des Landmar-
schalls bei der Verwaltung der –> Ritterkasse. Mit ihm hatten die Kassadeputierten dafür zu 
sorgen, daß die Kasse nicht mit überflüssigen Ausgaben belastet wurde. Insbesondere konnten 
sie beabsichtigte Ausgaben des residierenden –> Landrat verhindern, falls sie sich darin mit dem 
–> Landmarschall einig waren. Die K.en hatten vom 15. Januar bis zum 1. Februar alle Einkünfte 
der Ritterschaftskasse zu empfangen; im Laufe des Februars hatte sie die Rechnungen des ver-
gangenen Jahres zu prüfen, ihre Bilanz zu machen und ihre Bemerkungen dazu dem –> Adels-
konvent vorzulegen. – Entsprechendes galt für die zwei K. der Oeselschen Ritterschaft. 
BPR II §§ 359, 375, 625 ff., 711 ff. 
 Kassaherr 
Ratsherr als Mitglied beim –> Kassakollegium in Walk, Lemsal, Werro, Fellin und Arensburg. 
BPR I §§ 806, 812, 820, 830, 842. 
 Kassakollegium 
Organ der Finanzverwaltung in Wenden, Wolmar, Walk, Lemsal, Werro, Fellin und Arensburg. 
–> Stadtkassakollegium in Riga und Pernau. 
BPR I §§ 787, 797, 806, 812, 820, 830, 842. 
 Kassarevident 
In Livland ritterschaftlicher Wahlbeamter. Die Kreisversammlungen der vier livländischen Dop-
pelkreise wählten je zwei Kassarevidenten für den bevorstehenden Landtag. Sie wurden zugleich 
mit den Mitgliedern des Adelskonvents einberufen, um die Vorlagen an den Landtag vorzube-
reiten (–> Adelskonvent). Sie hatten die in der Zeit zwischen den Landtagen geführten Rechnun-
gen zu prüfen, insbesondere auch die Recht- und Zweckmäßigkeit der Ausgaben. Ihre Stellung-
nahme mit Erläuterung des Landmarschalls und der Kassadeputierten wurde dem Landtag vor-
gelegt. – Entsprechendes gilt für die drei K. der Oeselschen Ritterschaft. 
BPR II §§ 375, 401, 638 ff, 716 ff. 



132 
 

 Kassationssalog, Appellationsschilling, Sukkumbenzschilling, Revisionsschilling 
Die bei Anfechtung eines Urteils im Wege der Kassation oder Revision zu hinterlegende Sicher-
heit. Der erste Ausdruck ist volkstümlich, angelehnt an die russische Bezeichnung –> Salog (Si-
cherheit). 
Buddenbrook II 269 Nr. 8 „Revisionsschilling“; ZPO 1864 §§ 190, 800. 
 Kastenbürger 
Vertreter der Gilden Rigas als Beisitzer im –> Stadtkassakollegium, gewählt auf drei Jahre. 
BPR I § 605. 
 Kastendiener 
Diener der Stadtkasse, –> Stadtkassakollegium 
Aktenstücke Riga I 506. 
 Kastenherr 
Vertreter des Rats im –> Stadtkassakollegium von Riga und Pernau. 
BPR I 741; Gutzeit II 20. Kassenverwalter der Gilden. Rig. Wörterbuch 132. 
 Kastenherrschaft 
Die vom –> Stadtkassakollegium geführte Verwaltung der städtischen Finanzwirtschaft. 
Campenhausen 66 f. 
 Katastrierung –> Revisionskommission, –> Meßrevisionskommission 
 Katechisationsfahrt –> Betfahrt 
 Katorga (russ.) 
Kettenstrafe, (schwere) Zwangsarbeit. Katorga war die schwerste Freiheitsstrafe des StGB 1845, 
verbunden mit der Entziehung aller Standesrechte und Verlust der Familien- und Eigentums-
rechte (§ 29). Sie war entweder lebenslänglich oder zeitig (4 bis 20 Jahre) und wurde in Bergwer-
ken, Festungen oder Fabriken vollzogen. Von der K. als „schwerer“ ist die „einfache“ Zwangsar-
beit zu unterscheiden: Beschäftigung von Häftlingen aller Art mit öffentlichen oder Anstaltsar-
beiten (§§ 48, 58). Die Strafgesetzbücher der baltischen Staaten (Estland 1929, Lettland 1933) 
kennen die Zwangsarbeit als härteste Freiheitsstrafe, ohne sie als schwere oder K. zu bezeichnen. 
Fesselung war hier jedoch nur in schweren Fällen möglich. Es trat –> Verlust der Rechte ein. –> 
Kriminalstrafen. 
Kiparsky 158. 
 Katorshnij, Katorschnik (russ.) 
Zu (schwerer) Zwangsarbeit Verurteilter. Je nach Art der Zwangsarbeit – in Bergwerken, Festun-
gen oder Fabriken – kannte das StGB 1845 drei Klassen der Katorschniken. Die zu Bergwerks- 
und Fabrikarbeit Verurteilten wurden nach Sibirien gesandt. Letztere konnten auch in den 
Branntweinbrennereien in Perm verwendet werden (ErgVO § 2). Die Festungshäftlinge kamen 
in die –> Arrestantenkompanie des Ingenieurressorts und unterlagen damit einem Strafvollzug 
durch die Militärbehörde. Sämtlich wurden sie zunächst in die „Kategorie der zu Beprüfenden“ 
eingereiht und im –> Pfahlwerk untergebracht. Je nach der Dauer der Strafe wurde nach Ablauf 
von einem bis acht Jahren geprüft, ob die Häftlinge in die „Kategorie der sich Bessernden“ auf-
steigen könnten. Bejahendenfalls wurden ihnen die Fesseln abgenommen. Wenn keine Flucht-
gefahr bestand, wurde die militärische Bewachung aufgehoben. Auch konnten die „sich Bessern-
den“ die Erlaubnis erhalten, außerhalb des Pfahlwerks zu wohnen. Damit war eine Geldunter-
stützung verbunden. Auch war Eheschließung trotz des Verlustes der Familienrechte möglich. 
Die Strafzeit verkürzte sich nun um je zwei Monate im Jahr. Die Katorschniken II. Klasse (Fe-
stung) wurden wie lebenslängliche Militärsträflinge behandelt, konnten aber – je nach der 
Schwere ihrer Strafe – nach zwei bis drei Jahren in die Klasse –> Zeitweilige Arrestanten überge-
führt werden (§ 38). Für diese galten 10½ Monate Zwangsarbeit = 1 Jahr Strafe. Auch hier gab 
es zunächst den Status der „zu Prüfenden“ und dann den Aufstieg in die „Kategorie der sich 
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Bessernden“. 
Gutzeit II 21; Kiparsky 158. 
 Kauf in Bausch und Bogen –> Mengekauf 
 Kaufbesserung 
Kaufvertrag mit dem Vorbehalt des Rücktritts für den Verkäufer in bestimmter Frist, falls ihm 
von dritter Seite bessere Bedingungen geboten würden. Der erste Käufer hatte jedoch das Vor-
zugsrecht, falls er dann die gleichen besseren Bedingungen bot. Im LZ ist die Kaufbesserung 
weggefallen. 
BPR III Art. 3905 ff. 
 Kaufgeselle 
Bezeichnung für –> Handelsgeselle. 
(BPR II § 1001); Böthführ Nr. 716. 
 Kaufjunge 
Kaufmannslehrling. 
IKP 1 I § 4. 
 Kaufvertrag, eventueller –> Erbpfandbesitz 
 Kaution –> Realkaution 
 Kaution, juratorische –> Juratorische Kaution 
 Kavent –> Expromissorischer Kavent 
 Kavieren 
Bürgen. 
Samson § 104 Anm. 
 Kellerverkauf 
Verkauf von Branntwein in den Branntweinküchen oder Höfen in Kurland. Gemäß Regierungs-
patent vom 18. Januar 1845 durften nur Mengen nicht unter einem Stof abgegeben werden. Mit 
der Einführung des staatlichen Branntweinmonopols um 1900 wurde der Kellerverkauf hinfällig. 
Bunge, Kurl. PR § 106 n. p. 
 Kerl 
Dienender Mann niederen Standes sowohl in der Stadt wie auf dem Land, Hausknecht, Knecht. 
So gab es den Bauernkerl, Riegenkerl, Mühlenkerl, Kleetenkerl, Wach(t)kerl wie auch den Kir-
chenkerl, der die schlafenden Gemeindeglieder zu wecken hatte, die Glocke läutete und die Kir-
che säuberte.–> Dienstboten, –> Gesindevertrag 
Gutzeit II 28, 41, 52. 
 Kinder, zusammengebrachte 
Kinder zweier Ehegatten aus früheren Ehen. 
BPR III Art. 258 Anm. 
 Kindergeld 
Nach estländischen Stadtrechten ein Sondergut der Kinder innerhalb der fortgesetzten Güterge-
meinschaft nach dem Tode eines Elternteils. Es entstand durch Erbschaft (etwa von den Groß-
eltern) oder Schenkung, floß nicht in die Gesamtmasse und war in deren Konkurs bevorzugt. 
Das BPR III kennt zwar die Regelung (Art. 1853), verwendet den Ausdruck aber nicht. Die 
Bevorzugung im Konkurs wurde durch die Justizreform von 1889 überholt. 
LübStadtR III 1 Art. 12. 
 Kirche, adelige –> Adelige Kirche 
 Kirchengarten 
Der eingezäunte Raum um die Kirche, ursprünglich als Friedhof, später als Gartenanlage genutzt. 
Latv.Enc. 221. 
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 Kirchengemeinde 
Gesamtheit der zu einer Kirche Gehörigen, –> Eingepfarrte. Zur Organisationsform –> Kirch-
spiel, –> Kirchenkonvent 
 Kirchengericht 
Bestand in Riga an der St. Petri-Kirche, am Dom und der St. Johanniskirche jeweils aus einem 
Ratsherrn als Inspektor der Kirche und Vorsitzendem sowie zwei aus der Ältestenbank der Gro-
ßen Gilde gewählten Kirchenvormündern. Zuständig für Bausachen der Kirchen und Prediger-
häuser, die Inneneinrichtung, die Begräbnisplätze sowie die dabei entstehenden Streitigkeiten. –
> Kirchenkollegium 
Aktenstücke Riga I 317, 440, Gutzeit II 35, Nachtr. 1892, 28. 
In jedem Kirchspiel in Estland und seit der zweiten Hälfte des 18. Jhs. auch in Livland bildeten 
der Pastor und die –> Kirchenvorsteher ein Kirchengericht, zuständig für Ehesachen und Kir-
chenzucht der Bauern. 
Balt. KiGesch. 113 f.; Wedel 171; Hupel, Topogr. Nachr. I 427 f. 
In der Republik Estland nach den Statuten der ev.-luth. Kirche von 1925 (RT 43) zwei Unter-
gerichte und ein Obergericht für die Erörterung von Streitigkeiten auf dem Gebiet des Glaubens 
und der Administration, Vorbescheidung von Beschwerden der Gemeindeorgane. Besetzt mit 
drei Mitgliedern, das Obergericht mit fünf. Deren Amtszeit betrug fünf Jahre. 
Balt. KiGesch. 259 f. 
 Kirchenherr 
Mittelalterliche Bezeichnung des Pfarrers; in Lettgallen teilweise noch im 19. Jh. gebräuchlich. 
Latv.Enc. 225. 
 Kircheninspektion 
Aufsichtsorgan bei der Verwaltung kirchlich-ökonomischer Angelegenheiten, insbesondere des 
Kirchenvermögens in städtischen Kirchengemeinden. –> Kirchenkollegium 
KiG 1832 §§ 477, 495 ff., Wahl 103 ff. 
 Kircheninspektor –> Kirchenkollegium 
 Kirchenkasten 
Behältnis zur Aufbewahrung von Dokumenten, Geldern und nicht ständig gebrauchtem Kir-
chengerät unter mehrfachem Verschluß, so daß er nur gemeinsam durch zwei oder drei Personen 
(Prediger und Mitglieder des Kirchenvorstandes) geöffnet werden konnte. –> Stadtgotteskasten 
KiG 1932 §§469, 472. 
 Kirchenkollegium 
An den Rigaer Stadtkirchen bestehendes Gremium zur Verwaltung des kirchlichen Eigentums, 
bestehend aus einem Ratsglied als Kircheninspektor und zwei Ältesten der Großen Gilde. Ent-
sprach dem –> Kirchengericht. 
BPR I § 588 ff.; KiG 1832 § 477. 
 Kirchenkonvent, Kirchspielskonvent, Konvent 
Entsprach in Livland dem Kirchenvorstand oder Kirchenrat anderer ev.-luth. Kirchenverfassun-
gen. Er beriet über Fragen des Gemeindelebens und Schulwesens im Kirchspiel. Der Kirchen-
konvent sollte mindestens zweimal jährlich zusammentreten. Er bestand aus dem –> Kirchen-
vorsteher als Leiter der Eingepfarrten, dem –> Pastor (mit beratender Stimme), dem –> Gemein-
devorsteher und den Kirchenvormündern (–> Kirchenvormund). Der K. beteiligte sich an der 
Predigerwahl bei der jeweiligen Gemeindepfarre. K.e gab es schon zu schwedischer Zeit. Sie blie-
ben auch nach dem KiG. 1832 erhalten, wiewohl sie dort nicht ausdrücklich erwähnt werden 
(§§ 486 f.). –> Kirchspiel, –> Schulkonvent 
Balt. KiGesch. 113, 119, 125, Wahl 81 f., 103 f.. Stählin 364 f.; Tobien, Ritterschaft I 464. 
 Kirchenkorn –> Priestergerechtigkeit 
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 Kirchenkrug 
Krug bei oder in der Nähe der Kirche, zum Teil vom Geistlichen auf –> Kirchenland betrieben. 
1837 wurden den Geistlichen die Branntweinbrennerei und der Ausschank verboten. 
Gutzeit II 36; Latv.Enc. 225. 
 Kirchenlade 
Behältnis der Kirchengemeinde zur Aufbewahrung von Dokumenten, Geldern und anderem, 
später –> Kirchenkasten genannt. 
Gutzeit II 236. 
 Kirchenland 
Das der Kirche gehörende Land. 
BPR III Art. 597; Bunge, Kurl. PR § 101; Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 77; Latv. Enc. 225. 
 Kirchennotar 
Bis 1832 beim –> Konsistorium bestehendes Amt. Der Kirchennotar hatte insbesondere bei einer 
–> Kronskirche die Inventare aufzunehmen, bei Visitationen Protokoll zu führen. Nach 1832 
verrichteten diese Amtshandlungen die Notare beim –> Oberkirchenvorsteheramt. 
KiG. 1832 §§ 295, 299, 304, 482, 493; Stählin 317, 367. 
 Kirchenordnungsgeld –> Gottespfennig 
 Kirchenpfleger 
Weltlicher Kirchenvorsteher; zur Verwaltung und Wahrung der weltlichen Angelegenheiten ei-
ner Ortskirche bestelltes Gemeindeglied, ursprünglich aus den Ältesten der Gemeinde gewählt. 
 Kirchenpolizei 
Aufsicht über die Ordnung im Bereich der Kirche; zuständig hierfür waren die –> Kirchenvor-
steher, –> Bauerkirchenvormund. 
 Kirchenprästanden –> Prästanden 
 Kirchenrat 
Gemeindevertretung an der St. Jakobi-Kirche in Riga zur Verwaltung des Kircheneigentums. 
Gutzeit II 37; KiG 1832 § 444. 
In den baltischen Republiken – Estland ab 1925, Lettland ab 1928 – gewählte Kirchengemein-
devertretung, –> Rat, –> Kirchenvorstand 
Balt.KiGesch.251, 270. 
 Kirchenschule 
Von der Kirche begründete bzw. unterhaltene Schule. 
Gutzeit II 37. 
 Kirchenspielsschule –> Parochialschule 
 Kirchenvormund 
Nach der kurländischen Kirchenreformation von 1570 (gültig bis 1832) Kirchenvorsteher aus 
dem grundbesitzenden Adel, mit administrativen und caritativen Aufgaben betraut. In Kurland 
Gehilfen des Kirchenvorstehers. Häufige Bezeichnung der weltlichen –> Kirchenvorsteher in Liv- 
und Estland. 
KiG 1832 §§ 488–491; Instruktion 1832 108 ff.; Stählin 358–362, Balt. KiGesch. 113; Wahl 
81,104; Tobien, Ritterschaft I 462 ff. 
 Kirchenvorstand 
Nach dem lettländischen Kirchengesetz von 1928 wählte die Gemeinde einen Kirchenrat von 30 
Personen, dieser einen fünfköpfigen Kirchenvorstand als Exekutivorgan. Dessen Mitglied war 
auch der Pastor, der ein Amt übernehmen konnte, aber üblicherweise nicht das des Vorsitzenden. 
Balt. KiGesch. 270 f. 
 Kirchenvorsteher 
1. Amt im Kirchspiel, seit etwa 1650 bestehend. Der Kirchenvorsteher vertrat die Gemeinde 
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gegenüber Staat und Kirche, leitete die Sitzungen des –> Kirchenkonvent und war für die Ver-
waltung des Kirchenvermögens verantwortlich. Er wurde auf drei Jahre vom Kirchenkonvent 
gewählt, in den Städten aus der Zahl der angesehenen Bürger, auf dem Land vorzugsweise aus 
dem immatrikulierten Adel. In der Regel gab es in jedem Kirchspiel zwei K., die nur gemein-
schaftlich handeln konnten; sie standen unter Aufsicht des –> Oberkirchenvorsteher, in den Städ-
ten des Magistrats bzw. in Mitau, Bauske, Goldingen und Windau der –> Kircheninspektion. 
Ihrerseits beaufsichtigten sie das Kirchenvermögen, die Schulen und die –> Kirchenpolizei. 
KiG 1832 §§ 477, 486 ff; Instruktion 1832 §§ 101 ff; Wahl 81 f.; Stählin 362 ff; Balt. KiGesch. 
113 f., 119. 
2. In Estland Bezeichnung für den –> Bauerkirchenvormund. 
NM II 61, Balt. KiGesch. 113. 
 Kirchenwege 
Die zur Kirche führenden Wege. Sie standen unter Aufsicht der Kirchenpolizei. –> Kommuni-
kationswege 
NM IX/X 340 ff.; Gutzeit II 38; Gernet 396. 
 Kirchspiel, Parochie 
1. Amtsbezirk einer Kirchengemeinde. Er umfaßte die eingepfarrten Güter, Forsteien und die 
dazu gehörigen Bauerngesinde und Buschwächtereien. Doch konnten einzelne davon, wie auch 
Beigüter, die näher zu einer anderen Kirche lagen, dort eingepfarrt sein. Daher deckten sich die 
Grenzen des Kirchspiels nicht immer mit denen der Güter und Landgemeinden. Außer der Ver-
waltung der kirchlichen und schulischen Angelegenheiten hatten die K.e die Sorge für das Ar-
men-, Fürsorge- und Hospitalwesen. Das beschließende und ausführende Organe des K. war der 
–> Kirchenkonvent, bestehend aus den eingepfarrten Rittergutsbesitzern und den von ihnen er-
nannten Kirchenvormündern, später durch die Kirchengemeinde gewählten Delegierten (–> Kir-
chenvormund). 
2. In Livland wurden durch die Akte von 1870, 1874 und 1878 wesentliche Aufgaben vom –> 
Kirchenkonvent dem neubegründeten –> Kirchspielskonvent übertragen. Die Kirchenkonvente 
behielten nur die reinen Kirchen- und Schulangelegenheiten, während die Kirchspielskonvente 
unter anderem das Straßenbauwesen, die Wohlfahrtseinrichtungen, die Kirchspielsbriefpost zu 
betreuen und für die Anstellung von Kirchspielsärzten und -veterinären zu sorgen hatte. Das 
Kirchspiel war somit hier eine Stufe der ländlichen Selbstverwaltung. 
3. In Estland verlief die Entwicklung im allgemeinen gleich, doch gab es dort keine Teilung der 
Aufgaben zwischen Kirchenkonvent und Kirchspielskonvent. Auch dort lag die Wegebaulast auf 
dem Kirchspiel. Die Wegereparaturen wurden – ebenso wie in Livland – derart ausgeführt, daß 
die Bauernschaft die Arbeitskräfte und Fuhrleistungen stellte, die Güter das Material und dazu 
die Löhne von Meistern trugen. 
4. Politisches Kirchspiel in Kurland, Landtagskirchspiel, bestehend aus einer Anzahl von Ritter-
gütern mit Stimmrecht für den Landtag (–> Stimmtafel). Das K. entsandte einen Deputierten in 
den Landtag, war somit eine Art „Wahlkreis“. 
Tobien, Ritterschaft 1460 f.; Stählin 341 f., 349; Balt. KiGesch. 119 f.; Wahl 81; NM IX/X 106 
ff.; Gernet 83, 396 ff., Kurl. LandtagsO 1897 §§ 38–41; Ziegenhorn § 544. 
 Kirchspielsbeschluß 
Entscheidung einer kurländischen –> Kirchspielsversammlung unter Vorsitz des Kirchspielsbe-
vollmächtigten. Die K.e bildeten die Instruktion des –> Landbote zum zweiten Landtagstermin 
(–> Instruktionstermin). 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 160 f. 
 Kirchspielsbevollmächtigter, Konvokant 
Vermittler der Beziehung zwischen einem politischen Kirchspiel und dem Ritterschaftskomitee, 
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dem Landtag und der „brüderlichen Konferenz“. Seine Pflichten bestanden in der –> Konvoka-
tion (Zusammenrufung) der Rittergutsbesitzer und –> Rentenirer seines Kirchspiels, also der In-
haber der Landtagsstimmen, zu einer –> Kirchspielsversammlung und deren Leitung. Er führte 
das Protokoll und den Schriftwechsel, hatte die Kirchspiels-Eingesessenen darüber und vor allem 
über einen einzuberufenden Landtag zu unterrichten. Der Kirchspielsbevollmächtigte wurde auf 
der –> Instruktionskonvokation der Kirchspielsversammlung für den zweiten Landtagstermin auf 
drei Jahre aus den Indigenatsedelleuten, Rittergutsbesitzern im Kirchspiel, gewählt. Ausnahms-
weise konnten auch nichtbesitzliche Edelleute gewählt werden. 
BPR II §§ 504 ff., 807 ff, Kurl. LandtagsO 1897 §§ 29, 48 f., 53 ff., 62. 
 Kirchspielsdeliberatorium –> Deliberatorium 
 Kirchspielsdeputierter –> Landbote 
 Kirchspielsgericht 
In Livland durch die BVO 1819 geschaffen. Entschied Streitigkeiten der Bauern untereinander, 
zwischen Gemeinde und Gemeindegericht, Beschwerden der Gutsherren gegen Bauern und –> 
Gemeindeverwaltung, während bäuerliche Klagen gegen Gutsherren nur zu begutachten und an 
das –> Kreisgericht weiterzuleiten waren. Das Kirchspielsgericht bestand aus einem Kirchspiels-
richter, einem Substituten und drei Beisitzern bäuerlichen Standes, die von den Gemeinde-
richtern des K.-Bezirks gewählt wurden (–> Gemeindegericht). Der Kirchspielsrichter wurde auf 
der Versammlung des aus mehreren Pfarr-Kirchspielen bestehenden K.-Bezirks von den Ritter-
gutsbesitzern und Predigern des Bezirks gewählt. 
Tobien, Ritterschaft 1472, 485 f.; BPR II § 359 III Nr. 5, §§ 363 (Forts. 1880), 388 f.; Gutzeit 
II 39 f. 
 Kirchspielsinstruktion 
Die den Landboten für den kurländischen Landtag mitgegebene, aus den Kirchspielsdeliberato-
rien zusammengestellte Instruktion. Sie mußte auf dem Landtag vorgezeigt werden. Der Land-
bote hatte sich streng daran zu halten. War ihr Sinn nicht einwandfrei zu erkennen, ruhte die 
Stimme des Kirchspiels. Bei einem extraordinären Landtag mußte der –> Landbote seine Stimme 
nach bestem Wissen und Gewissen abgeben. Ein solcher Landtag hatte nur einen Termin, so daß 
das Kirchspiel über eine Instruktion vorher nicht beraten konnte. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 69, 81, 87 ff., 158, 175. 
 Kirchspielskirche 
In Kurland Kirche, bei der der Landesherr Patron, der Adel nur –> Kompatron war. 
Wahl 90, Balt. KiGesch. 112, Hahn 35, Ziegenhorn § 391, 393. 
 Kirchspielskonvent 
Der livländische Landtag beschloß 1870, den bisherigen –> Kirchenkonvent, der gelegentlich 
auch Kirchspielskonvent hieß, aufzuteilen: a) dem Kirchen- und Schulkonvent verblieben die 
eigentlichen Kirchen- und Schulangelegenheiten; b) dem Kirchspielskonvent wurden alle übri-
gen Angelegenheiten des Kirchspiels zugewiesen. Er wurde damit Organ der politischen Gemein-
den. Zu ihm gehörten alle Gutsbesitzer und Gemeindeältesten des Kirchspiels. Er konnte zur 
Deckung der Ausgaben des Kirchspiels –> Prästanden erheben als zusätzliche Grundsteuer. Jedes 
Rittergut und jede Landgemeinde hatten eine Stimme. 
Tobien, Ritterschaft I 466; Balt. KiGesch. 125 f. 
 Kirchspielspastorat 
In Kurland –> Pastorat, bei dem die Krone gemeinsam mit den adeligen Gutsbesitzern das Pa-
tronat hatte. 
Gutzeit II 329; Bunge, Kurl. PR § 101. 
 Kirchspielsrichter –> Kirchspielsgericht 
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 Kirchspielsversammlung 
Versammlung aller eine Landtagsstimme besitzenden Einsassen eines politischen Kirchspiels in 
Kurland. Das waren die ein Rittergut besitzenden immatrikulierten Edelleute und –> Rentenirer, 
nach der Freigabe des Gutsbesitzes auch nicht immatrikulierte Rittergutsbesitzer. Teilnahme an 
der Kirchspielsversammlung war Pflicht. Die K. wurde vom Landtag, der „brüderlichen –> Kon-
ferenz“ oder vom Ritterschaftskomitee einberufen. Jede Konvokation dazu war mindestens 14 
Tage vorher auszuschreiben. Die K. wählte die Landboten und beriet alle Anträge und Vor-
schläge, die vor den Relationstermin des Landtags kommen sollten, benannte Kandidaten für 
ritterschaftliche Wahlämter und führte nachher die Wahlen und Abstimmungen für den Instruk-
tionstermin des Landtags durch. 
BPR II §§ 354 ff., Kurl. LandtagsO 1897 §§ 42–47. 
 Kirchspielsverwandte 
Stimmberechtigte Mitglieder eines kurländischen politischen Kirchspiels. 
Ziegenhorn § 393. 
 Kirchspielsvorsteher 
Jeder –> Kirchspielskonvent in Livland wählte aus seiner Mitte den Kirchspielsvorsteher als Vor-
sitzenden und Leiter. Er war gewöhnlich ein eingesessener Gutsbesitzer. 
Tobien, Ritterschaft I 412, 467 f., 480. 
 Kirchspielswegekommission 
In estländischen Kirchspielen bestehendes Gremium, das der –> Kirchenvorsteher leitete und die 
Verteilung der Wegebaulasten vornahm. 
Gernet 397. 
 Klagebitte –> Petitum 
 Klageposchlin –> Poschlin 
 Kläger, falscher 
Im livländischen Prozeß ein wider besseres Wissen eine unbegründete Klage Anstrengender. Die 
Sanktion hierfür war das –> Temerarium. 
Senatsukas vom 20. Mai 1724; Samson § 182 a. 
 Klassifikationsurteil 
Im livländischen Prozeß Urteil im Konkursverfahren über die Einstufung der Gläubiger in Klas-
sen. 
Samson §§1224 ff. 
 Kle(e)te 
Vorratshaus, namentlich Getreidespeicher, fast in jedem lettischen und estnischen Gesinde vor-
handen; auf den Gütern gewöhnlich unter der Obhut des –> Wachtkerl. 
Hahn 15; Cimermanis 225–231; Gutzeit II 52; Rig. Wörterb. 135. 
 Kleiderordnung –> Luxusordnung 
 Kleinbürger –> Meschtschanin 
 Klikuschi (russ.) 
„Besessene“, insbesondere Frauen, die offenbar an Verfolgungswahn litten, zumindest in ihren 
geistigen Fähigkeiten stark beeinträchtigt waren. Sie verfielen gleichwohl einer –> Korrektions-
strafe für „böswilligen Betrug“, wenn sie jemand beschuldigten, „dass er ihnen durch Zauberei 
ein Leid zugefügt habe“ (StGB § 1163). 
Latv. Enc. 1025. 
 Klingelherren 
In Kurland die mit dem Klingbeutel in der Kirche Geld einsammelnden Gemeindeglieder oder 
Kirchenräte. 
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 Kodifikation 
Nicht – wie in Westeuropa – die Schaffung neuer umfangreicher Rechtsnormen (Kodizes) für 
ganze Rechtsgebiete durch den Gesetzgeber, sondern Gruppierung bereits vorhandener Vor-
schriften nach Gebieten, ihre textliche Abstimmung aufeinander und Zusammenfassung in amt-
lichen Gesetzbüchern, derart, daß aus früher edierten Gesetzen alle Einzelheiten getilgt werden, 
welche durch spätere Gesetze hinfällig geworden sind. Das Ergebnis war ein bereinigter Geset-
zestext nach dem neuesten Stand. Zweifelsfragen blieben offen; Fußnoten verwiesen darauf. 
Diese Art der K. wurde 1826 in Rußland angewandt bei der Schaffung des Reichsgesetzbuchs (–
> Svod Sakonow) durch die von Graf Speransky geleitete K.s-Behörde, die auch die laufende 
Ergänzung und Überarbeitung des Svod zu besorgen hatte. Ihre Tradition wurde in Lettland 
fortgesetzt durch die bereits 1919 bei der Staatskanzlei begründete, durch Gesetz vom 30. März 
1926 dem Parlament angegliederte Kodifikationsabteilung, die sich auch mit der rechtstechni-
schen Begutachtung der Gesetzesentwürfe zu befassen hatte, und zwar in einem Umfang, der 
arbeitsmäßig ihre eigentliche Aufgabe, welcher sie ihre Benennung verdankte, zurücktreten ließ. 
Im Lettland wurde sie 1938 als Kodifikationsdepartement dem Justizministerium eingegliedert. 
In Estland waren die Aufgaben der K. erst durch Gesetz vom 6.November 1936 (RT 92 Art. 
725) festgelegt worden und wurden vom Justizministerium wahrgenommen, die der Vorprüfung 
von Gesetzentwürfen vom –> Justizkanzler. 
Düsterlohe, Einige Worte über das Wesen der K. und deren Geschichte. In: Rigaer Zeitschrift 
für Rechtswissenschaft 1 (1926/27), 145 ff.; Hermann Blaese: Erinnerungen an die lettländische 
Kodifikationsbehörde. In: Balt. Recht Heft .2 (1963) 2 ff.; Latv.Enc. 1031. 
 Kodizill 
Der einem Testament nachträglich beigefügte Zusatz, der nicht die Einsetzung eines Erben, son-
dern nur die Nennung eines Vermächtnisnehmers enthält, –> Übergabe. 
 Kollegienassessor –> Rangtabelle 
 Kollegienrat –> Rangtabelle 
 Kollegienregistrator –> Rangtabelle 
 Kollegiensekretär –> Rangtabelle 
 Kollegium der allgemeinen Fürsorge 
Im Rahmen der –> Statthalterschaftsverfassung eingeführte und mit eigenem Stammkapital aus-
gestattete staatliche Institution der sozialen Fürsorge, zuständig für Armenwesen, Krankenver-
sorgung, Schulwesen usw. Das K. erhielt jährlich die bei staatlichen Gerichten eingehenden Straf-
gelder (bei Versäumnis der Ablieferung zusätzliche –> Strafprozente) und einen Anteil am Zoll, 
die –> Prozentgelder. Es betrieb ab 1786 das erste Revaler Krankenhaus. In der Praxis wurden 
die herkömmlichen städtischen Stiftungen und Fürsorgeinstitutionen weitergeführt, –> Ar-
mendirektorium; die neuen staatlichen Einrichtungen bestanden daneben. Wurde nach Abschaf-
fung der Statthalterschaftsverfassung beibehalten 
Carl August Jordan: Die Anstalten eines kaiserlichen ehstländischen Collegii allgemeiner Für-
sorge. In: Das Inland 19 (1854) Nr. 26–30.; Elias 89–91. 
 Kolonist 
1766 ordnete Kaiserin Katharina II. an, auf den Kronsdomänen Hirschenhof und Helfreichshof 
in Livland zur Hebung der Landeskultur deutsche Ackerbauern anzusiedeln (–> Kronsgut). 1767 
trafen daraufhin 86 deutsche Bauernfamilien in Livland ein, denen die Ländereien der beiden 
Güter in Erbpacht übergeben wurden, je Familie 30 Dessjatinen. Nach einer Reihe von Freijah-
ren hatten sie einen mäßigen Grundzins zu zahlen, waren aber von allen staatlichen Grundlasten 
befreit, erhielten eine gesonderte Selbstverwaltung und niedere Rechtspflege. Diese Kolonie be-
stand bis zur Umsiedlung der baltischen Deutschen 1939. Ein weiterer Zuzug von Kolonisten 
nach Livland fand statt, nachdem die Ritterschaft 1860 die Ausdehnung der für die Krim gelten-



140 
 

den Einwanderungsbestimmungen auf Livland erwirkt hatte. Da der Tagelohn für landwirt-
schaftliche Arbeiter in Livland damals höher war als in Ostdeutschland, bestand ein Anreiz zur 
Emigration. Nach der Revolution von 1905 machte sich besonders bei den Großgrundbesitzern 
Kurlands das Bestreben bemerkbar, das Deutschtum durch deutsche landbesitzliche Bauernge-
meinden zu stützen. Dazu wurden Güter aufgekauft und an Wolgadeutsche K. vergeben. Für 
Estland wurden meist nur wolgadeutsche Landarbeiter angeworben. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 134 f., II 349, 359–362; Wachtsmuth, Deutsche Arbeit I 330 ff. 
 Komitee für ausländische Zensur –> Zensor, abgeteilter 
 Kommandite 
Kommanditgesellschaft (StGB 1845 § 1633), –> Gesellschaftshandel. 
 Kommerzbürgermeister 
Zweiter Bürgermeister in Dorpat (BPR I § 635 Anm.), dem vorwiegend die Haushaltsangele-
genheiten oblagen. In Narva auch Kommerz- und Polizeibürgermeister genannt, da er dort auch 
die Polizeiabteilung leitete (§§ 1527, 1604, II 1462), dasselbe galt zeitweilig auch für Dorpat. 
Lemm 10 f. 
 Kommerzdepartement 
Ersetzte in der –> Statthalterschaftszeit das städtische –> Wettgericht. 
Böthführ Nr. 784. 
 Kommerzgericht, Kommerzien- oder Straßengericht 
Revaler Untergericht, besetzt mit einem Bürgermeister als Vorsitzendem, zwei Ratsherren, einem 
Sekretär und – von der Großen Gilde gewählt – einem Ältermann und zwei Ältesten (BPR I § 
1133). Es führte die Aufsicht über den Handel und hatte in Sachen betreffend Mißbrauch der 
Handelsverordnungen zu entscheiden (§ 1134). Im 18. Jh. in geringerer Besetzung und münd-
lichem Verfahren tätig. 
Elias 15. 
 Kommerzoffizial 
Beim Revaler –> Kommerzgericht tätiger Beamter mit polizeilichen Funktionen. Ihm unterstan-
den die vier Straßenfiskale. Er konnte Jurist oder Bürger der Großen –> Gilde sein. Seine Aufgabe 
war die Überwachung des Handels, Konfiskation verbotener Waren, Vollziehung der Urteile des 
Kommerzgerichts. Er war befugt, Keller, Buden, Magazine, Speicher und Warenlager zu inspi-
zieren und mußte an den jährlichen Revisionen der Handelsberechtigungen teilnehmen, (–> 
Straßenfiskal). 
BPR I §§ 1136ff. 
 Kommination 
Sanktion. 
Schmidt, Civilpr. 73, 107. 
 Kommissarius Fisci 
Bestand in Estland schon vor Einführung der Prokuratur als Aufsichtsorgan zur Wahrnehmung 
staatlicher Interessen, unterstand in gleicher Weise dem Gouverneur und dem Senat. Später Be-
amter mit den Aufgaben des –> Fiskal beim estländischen –> Oberlandgericht. Er wurde vom –
> Gouvernementsprokureur vorgeschlagen („Vorstellung“) und von der –> Gouvernementsre-
gierung eingesetzt und vom –> Senat nach Anhörung des Justizministers im Amt bestätigt. Er 
entsprach dem –> Oberfiskal in Livland und dem –> Gouvernementsfiskal in Kurland. 
Hupel, Topogr. Nachr. 1 436, 2 (zweiter Nachtrag zu 1) 76.; BPR I §§ 1696ff. 
 Kommission, Dorpater –> Dorpater Kommission 
 Kommission für den Serviceanschlag 
Bestand in Jakobstadt und Friedrichstadt als Sondereinrichtung mit der Aufgabe, „den von dem 
Quartierkollegium gemachten Anschlag für die Bedürfnisse zur Bestreitung der Einquartierungs-
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last“ zu prüfen und der Gouvernementsregierung vorzustellen (BPR I § 1519 Nr. 4). Der Kom-
mission stand jeweils Selburgsche –> Oberhauptmann vor,–ferner bestand sie in Jakobstadt aus 
dem Wortführenden –> Bürgermeister und vier Hausbesitzern (§ 1523), und zwar einem Adli-
gen, einem Exemten, einem christlichen und einem jüdischen Bürger; in Friedrichstadt aus dem 
Bürgermeister und drei Hausbesitzern (einem Exemten und zwei Bürgern, § 1526, –> Exemte). 
 Kommission, perpetuelle 
Bestand in Dorpat aus einem Ratsherrn als Vorsitzer, den beiden nichtworthabenden Ältermän-
nern sowie je einem weiteren Vertreter beider Gilden. Sie hatte den Auftrag, Schankkonzessionen 
zu erteilen und die Eignung der betreffenden Bewerber zu prüfen. 
BPR I § 692 f. 
 Kommissionshandel, Faktoreihandel 
Im 18. Jh. Handel mit fremdem Kredit, im Auftrag eines – meist ausländischen – Geschäftspart-
ners im Gegensatz zum –> Proprehandel. Kommissionsgeschäfte in einigen Warengattungen wa-
ren in Reval zwar den Bürgern vorbehalten, unterlagen aber trotzdem den rechtlichen Beschrän-
kungen des Gasthandels. –> Gast 
Elias 30. 
 Kommunalverwaltung, vereinfachte –> Vereinfachte Kommunalverwaltung 
 Kommunikaten 
Schreiben und Mitteilungen an gleichgeordnete Behörden (Kurl. Kanzl.O 1796 § 2 Nr. 5: „K. 
an die gleichen Gerichte“), während an die Oberbehörden Berichte, Vorstellungen und Unterle-
gungen gesandt wurden (–> Unterlegung), diese wiederum Befehle und Vorschriften erließen. 
BPR I § 207. 
 Kommunikationswege, -straßen 
Außer den Heer- und Poststraßen alle nicht auf das Gebiet eines einzigen Grundeigentümers 
beschränkten Wege: 
1. Landstraßen (Verbindung zwischen Städten oder benachbarten Gouvernements), 
2. Kirchenwege (Verbindung der Güter, Dörfer und Gesinde zur Kirchspielskirche), 
3. K. im eigentlichen Sinn (Verbindung einzelner Güter und Kirchen miteinander sowie An-
schlußwege zu den Post- und Landstraßen). 
Die Einteilung der Wege und Straßen beruht auf der schwedischen LandesPolO von 1671. Der 
Ausdruck „Kommunikationswege“ wurde vermutlich erst zu Anfang des 19. Jhs. gebräuchlich. 
Memorial der Livl. Gouvernementsregierung von 1779; Buddenbrock II 609, 653.; Bunge, Liv.-
estl. PR § 99; Bunge, Kurl. PR § 111; Gernet 396; Gutzeit I 170; NM IX/X 340 ff. 
 Kompatron 
In manchem Kirchspiel gab es neben dem –> Patron noch einen oder mehrere Mit- oder Kom-
patrone. Alle Patrone hatten die Patronatshandlungen gemeinsam vorzunehmen. 
Balt. KiGesch. 112, KiG 1832 §§ 161, NM II 130 ff. 
 Konduitenliste 
Führungsliste der Predigtamts-Kandidaten, geführt vom –> Generalsuperintendent bzw. –> 
Propst. Die Konduitenliste enthielt neben den üblichen Personalangaben Zeit und Ort der ab-
gelegten Examen und der bisherigen Tätigkeit sowie eine Beurteilung der wissenschaftlichen 
Fortschritte und der Führung. 
KiG 1832 § 268, 281, 302. 
 Konferentialschluß 
Die zusammengefaßten Beschlüsse einer allgemeinen –> Konferenz. 
Ziegenhorn §131. 
 Konferenz, allgemeine 
Bei wichtigen Fragen konnte anstelle eines kurländischen Deputiertenlandtages eine Versamm-
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lung aller Stimmberechtigten einberufen werden (–> Deputiertenlandtag, –> Virillandtag). Sie 
waren zum persönlichen Erscheinen verpflichtet oder zur Vertretung durch einen Bevollmäch-
tigten. Jeder Stimmberechtigte hatte soviel Stimmen wie auf den Kirchspielsversammlungen. Am 
Eröffnungstage wurde auf dem Ritterhaus die Legitimation der Erschienenen festgestellt. Be-
schlußfähig war die K., wenn die absolute Mehrheit aller Stimminhaber anwesend war. Am zwei-
ten Tag wurden nach einem Gottesdienst der –> Konferenzdirektor und sein Stellvertreter ge-
wählt. Danach erstattete der –> Landesbevollmächtigte seine Relation über die Gründe zur Ein-
berufung der K. Sodann wurde für jeden einzelnen Verhandlungsgegenstand eine Kommission 
von fünf Konferenzteilnehmern gewählt, die ein Gutachten zu erstatten hatte. Danach beschloß 
die a. K. 
Kurl. KonferenzO 1897 §§ 13 ff., 22, BPR II § 332 ff. 
 Konferenz, Baltische –> Konseil, Baltischer, –> Provinzialrat 
 Konferenz, mündliche 
In Liv- und Estland Anhörung der Parteien (Mündliches Verhör) nach Eingang der abschließen-
den Schriftsätze (Schlußschriften) auf Antrag der Parteien oder von Amts wegen. Diese auf der 
schwedischen Prozeß-Stadga 1694 beruhende Konferenz wurde in russischer Zeit in Livland ob-
solet, erhielt sich aber in Estland bis zur Justizreform von 1889. 
Samson § 280; Schmidt, Civilpr. 87. 
 Konferenz, brüderliche 
In Kurland eine allgemeine Konferenz, an der nur Adlige beteiligt waren. Das war bis 1865/66 
(Recht des Güterbesitzes auch für nicht Indigene) möglich. Die erste brüderliche Konferenz 
wurde 1712 abgehalten, doch war sie keine Versammlung aller Stimminhaber, sondern dem –> 
Deputiertenlandtag gleich, jedoch ohne Beteiligung des damals im Ausland befindlichen Her-
zogs. Derartige brüderliche Konferenzen fanden noch mehrmals statt, erst 1736 tagte die erste 
wirkliche b. K. mit 123 Stimmberechtigten, die ihrerseits 170 Vollmachten vorlegten. In russi-
scher Zeit kam die Bezeichnung b. K. ab und wurde durch allgemeine Konferenz ersetzt. 
Ziegenhorn § 515. 
 Konferenzdirektor 
Leiter einer allgemeinen oder brüderlichen –> Konferenz. Sein Amt entsprach dem –> Landbo-
tenmarschall auf dem Landtag. Er und ein Stellvertreter wurden am zweiten Tag einer allgemei-
nen Konferenz unter Leitung des Landesbevollmächtigten aus der Mitte der Konferenzteil-
nehmer gewählt (–> Landesbevollmächtigter). 
BPR II § 636 ff.; Kurl. KonferenzO 1897 §§ 9–14, 25. 
 Konferenzordnung, kurländische 
Von der kurländischen Ritterschaft aufgestellte Regeln über den Ablauf einer allgemeinen oder 
brüderlichen –> Konferenz. Festgelegt wurde die Konferenzordnung durch Landtagsbeschluß, 
erstmals 1806, sodann 1863, 1881 und zuletzt 1897. 
 Könige und Wedmer –> Freibauern, Kurische Könige 
 Königsader, Aagang 
In Liv- und Kurland der für die Schiffahrt und den Durchzug der Fische in der Mitte eines 
Flusses offen zu lassende, das heißt nicht durch Fischwehren, Netze, Gitter oder dergleichen zu 
versperrende Raum (BPR III Art. 1020–24). Für Estland und Lettgallen bestand nur ein allge-
mein gehaltenes Gebot, Schiffahrt und Fischdurchzug nicht zu behindern. Die Breite de Königs-
ader betrug in Livland – falls beide Ufer einem Eigentümer gehörten – bei größeren Flüssen 12, 
sonst 6 schwedische Ellen (Buddenbrock II 585).Gehörten die Ufer verschiedenen Eigentümern, 
so durfte jeder seine Wehre nur bis zur Hälfte seines Anteils, das heißt also in der Regel nur bis 
zu einem Viertel der Flußbreite, schlagen. Für die Mündungen der in den Peipussee fließenden 
Flüsse und die Eingänge der Buchten des Sees galt die Sonderregelung, mindestens ein Drittel 
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freizulassen. In Kurland betrug die Breite der K. in schiffbaren Flüssen 14, sonst 8 Ellen rigisch. 
1925 wurde in Lettland der Aagang einheitlich in schiffbaren Flüssen auf mindestens 8, im üb-
rigen auf mindestens 5 m festgesetzt. Das LZ hat diese Regelung nicht übernommen und be-
stimmte in § 1123 Abs. 2 lediglich, daß zur Laichzeit die Schleusen von Wasserkraftwerken ge-
öffnet oder Fischleitern angelegt werden müssen. Art. 765 der LandwirtschaftsO schreibt vor, für 
den Durchzug der Fische die Hälfte des Stromes freizulassen. 
Gutzeit I 2; Hahn 153. 
 Konkurrieren 
Beteiligt sein, teilnehmen (Samson § 788 Nr. 10: „wenn zu dem Urteilsspruch nicht die gänzliche 
Anzahl von Gerichtsmitgliedern konkurrierte“; § 789 Nr. 3: „wenn der Beklagte, welcher als 
Partei zur Streitsache konkurriert ...“). 
 Konkurs –> Bankrott, –> Generalkonkurs, –> Kindergeld, –> Klassifikationsurteil, –> Kon-
kurseid, –> Kontradiktor, –> Separatisten,–> Spezialkonkurs, –> Vindikanten 
 Konkurseid 
Eid des Gläubigers dahin, daß seine Forderungen zu Recht bestehen und er keine Zahlung darauf 
erhalten hat. Der Konkurseid wurde erst nach dem Urteil des Gerichts über die Anerkennung 
der Forderung als im Konkurs zu befriedigende geleistet. Nach der Neuregelung des Konkurs-
verfahrens 1889 wurde der K. als überflüssig abgeschafft. –> Klassifikationsurteil. 
Livl. BV § 909; Estl. BV § 1015; G-N I 66 f. 
 Konseil, Baltischer 
Nach der russischen Revolution von 1905 traten auch die baltischen Ritterschaften mit Projekten 
zur Erweiterung der landischen Selbstverwaltung hervor. Die „Baltische Konferenz“ aus Vertre-
tern der vier Ritterschaften schlug vor, auch Vertreter der Städte und der Bauernschaft zur Selbst-
verwaltung des Landes heranzuziehen. Gleichzeitig wurde um die Schaffung eines allgemein-bal-
tischen Generalgouvernements gebeten, dem ein „K.“ aus 18 Vertretern der Landstände – Groß-
grundbesitzer, Städte, Bauern – zur Seite stehen sollte, außerdem je ein Provinzialrat jeder Pro-
vinz. Diese Gremien sollten Reformvorschläge ausarbeiten und dem Generalgouverneur unter-
breiten. Da die bäuerliche Bevölkerung jedoch noch unter der Wirkung radikaler Ideen der Re-
volution stand, erwies sich die Arbeit dieser Repräsentationsorgane als wenig ergiebig. Der K. 
bestand aus je zwei Vertretern der vier Landtage, drei Vertretern der Gouvernementsstädte Riga, 
Reval und Mitau, acht Delegierten der Landgemeinden. Die erste Sitzung fand am 12. Juli 1906 
statt. Die Reformbestrebungen kamen aber mit dem Amtsantritt des Ministerpräsidenten Stoly-
pin (1906–1911) zum Stillstand. 
Transehe, Agrarwesen 194 ff.; Tobien, Ritterschaft 445 ff. 
 Konsistorialgericht –> Oberhofgericht 
 Konsistorium –> Generalkonistorium, –> Oberkonsistorium, –> Provinzialkonsistorium,–> 
Stadtkonsistorium 
 Konsulent 
Rechtsanwalt. –> Juriskonsult 
 Kontingent 
In Liv- und Estland waren die Poststraßen bezüglich Bau und Unterhaltung auf sämtliche Güter 
nach ihrer Hakenzahl anteilsmäßig verteilt. Jedes Gut erhielt seinen Anteil (Kontingent) mög-
lichst in den eigenen Grenzen. Das zu unterhaltende Straßenstück wurde durch besondere Weg-
zeichen mit der Angabe des Gutsnamens – die Kontingentpfosten – markiert. In Kurland muß-
ten die jeweiligen Angrenzer die auf ihrem Gebiet liegenden Wege instandhalten. –> Wegebau-
last. 
Buddenbrock II S. 655; Bunge, Kurl. PR § 112; Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 98; Gutzeit I 171. 
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 Kontradiktor 
Bis 1889 Bezeichnung des Konkursverwalters; so benannt, weil die Prüfung der Forderungen im 
kontradiktorischen Verfahren erfolgte. 
G-N II 195; Samson §§ 1224 ff. 
 Kontraktenblatt 
Formular für landwirtschaftliche Arbeitsverträge – „Dienstverträge für Feldarbeiten“. 
ZPO 1864 §§621, 1551. 
 Kontraktenbücher 
Von den Gerichten geführte Hypotheken- oder Ingrossationsbücher zur Eintragung aller „Con-
tracten, Käufe und Verkäufe, donationes und Übergaben, item Hypothecationes und Verpfän-
dungen, Vormundschaften, Kundschaften, desgl. Testamente, letzen Willen und Erbverträge, so 
vor Gericht geschehen“. Auf dem Lande wurden auch Pachtverträge eingetragen. Die Neuord-
nung des Grundbuchwesens 1889 ließ den Ausdruck verschwinden. Man sprach nur noch von 
Grund- und Hypothekenbüchern (–> Grundbuchregister). K. wurden jedoch noch vom –> Ge-
meindegericht zur Eintragung von Rechtsgeschäften im Rahmen der Beglaubigungsbefugnis ge-
führt. 
Bausker PolO Tit. 5, Friedrichstädter PolO Tit. 4 § 2; GG civ § 283. 
 Kontrollhof 
Seit 1864 eingerichteter Provinzialrechnungshof als Lokalbehörde des bereits seit 1861 bestehen-
den obersten Rechnungshofs (seit 1836 Reichskontrolle genannt). 1870 wurde ein Hof für Est-
land und ein gemeinsamer für Liv- und Kurland eröffnet. Der Kontrollhof kontrollierte nur die 
Abrechnungen der Staatsbehörden, sein Aufgabenbereich wuchs jedoch im Verlauf der Russifi-
zierungsmaßnahmen. 
Amburger 221. 
 Konvent –> Adelskonvent, Kirchenkonvent 
 Konvention –> Vorklage 
 Konventsdeputierter 
Die sechs Konventsdeputierten auf Oesel entsprachen in ihrer Funktion im –> Adelskonvent den 
livländischen Kreisdeputierten, (–> Kreisdeputierter). 
BPR II § 196, 425, 430, 709 f.; Balt. Bürgerkunde 176; Krusenstjern 192. 
 Konvokant 
–> Kirchspielsbevollmächtigter; so genannt, weil die Zusammenrufung der Stimmberechtigten 
des Kirchspiels (–> Konvokation) zu seinen Hauptpflichten gehörte. 
Kurl. LandtagsO 1897 § 53. 
 Konvokation 
1. Einberufung der kurländischen –> Kirchspielsversammlung. 
2. Die Versammlung selbst: a) –> Relationskonvokation, die erste Versammlung anläßlich eines 
Landtags, b) –> Instruktionskonvokation, die zweite Versammlung. 
Konvokationsort war anfangs die Sakristei der Hauptkirche des Kirchspiels, später in der Regel 
der Wohnort des Kirchspielbevollmächtigten. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 42, 47, 68, 156. 
 Konzessionalbescheid 
Von der Unterinstanz erteiltes Zeugnis über die Zulassung des Rechtsmittels. 
Schmidt, Civilpr. 156, 182. 
 Kopfgeld –> Kopfsteuer 
 Kopfsteuer, Kopfgeld 
Am 3. Mai 1783 in Liv- und Estland eingeführt, nach der Angliederung Kurlands auch auf dieses 
ausgedehnt. Ursprünglich 70 Kop. von jeder männlichen „Seele“ bäuerlichen Standes; im Laufe 
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der Zeit bis Rbl. 4,50 erhöht (1857/58). Die bisher vom Bauernland zu zahlenden Abgaben 
wurden von der Kopfsteuer in Abzug gebracht. Veranlagt wurde aufgrund der allgemeinen Volks-
zählung und zwar ohne Rücksicht auf Veränderungen bis zur nächsten Seelenrevision. In Liv- 
und Estland hatten bis 1861 die Gutsherren den Steuerbetrag an die Staatskasse abzuführen und 
hafteten für deren Eingang; ihrerseits mußten sie bei den Bauern kassieren. In der Städten zahlten 
die gewerbstätigen Bürger ursprünglich Rbl. 1,20 (später mehr) und die unselbständigen –> 
Dienstboten den oben erwähnten bäuerlichen Steuersatz. Die in drei Steuergilden eingeteilten 
Kaufleute entrichteten stattdessen eine –> Vermögenssteuer auf ein fiktives Steuerkapital, dessen 
Höhe sie selbst bestimmen durften, –> Gildekaufmann. Diese Steuer wurde 1863 zugunsten der 
Kronsimmobiliensteuer aufgehoben, die K. allgemein 1885, –> Oklad. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 77ff.; Gernet 63; Blumenbach 40f.; Latv. Enc. 661. 
 Korde (estn.: Kord: Reihe, Ordnung) 
Viehmagd im –> Wechselgehorch, der Reihe nach von einer Zahl Bauernhöfe zu stellen. Der 
Ausdruck erscheint zuerst im estnischen Teil Livlands Im Lettischen durch „kartniece“ ausge-
drückt, –> Cartneck. 
Soom 265 f.; Hahn 70; Transehe, Gutsherr 121; Gutzeit II 76. 
 Kordonzeugnis 
Bescheinigung für Einwanderer nach Rußland über die bestandene Quarantäne (StGB 1845 § 
1190). Das Kordonzeugnis mußte spätestens nach drei Monaten am Wohnort zur Anmeldung 
vorgelegt werden, widrigenfalls eine Geldbuße fällig war und bei Zahlungsunfähigkeit Auswei-
sung. 
 Kornherrschaft 
In Riga im 18. Jh. Aufsicht des Rates unter Leitung eines Ratsherrn über das von den Stadtgütern 
kommende Korn und dessen Verwahrung in den Stadtmagazinen (–> Magazin). 
Aktenstücke Riga I 219, 303, Campenhausen 68. 
 Kornkasten –> Stadtkornkasten 
 Kornpacht 
Eine besondere Art der Naturalpacht, bei welcher der Pächter den Pachtzins in Korn zu entrich-
ten hatte, namentlich in Estland gehandhabt. 
Gernet 170, 187, 196 ff. 
 Kornschreiber 
Rigaer Ratsangestellter, der bei der –> Kornherrschaft die Rechnung führte. 
Aktenstücke Riga I 303, 506, Campenhausen 68. 
 Korrektionsabteilungen der Ingenieurobrigkeit 
A. zur Verbüßung einer –> Korrektionsstrafe für militärische Häftlinge (–> Zeitweilige Arrestan-
ten). Ausnahmsweise konnten auch zivile Häftlinge eingereiht werden (–> Arrestantenkompa-
nien), deren Strafzeit sich dann verkürzte. 
StGB 1845 § 82. 
 Korrektionshaus 
Die der Schwere nach an vierter Stelle stehende –> Korrektionsstrafe. Sie konnte drei Monate bis 
drei Jahre betragen (StGB 1845 § 39) und mit dem Verlust von persönlichen oder Standesrech-
ten verbunden werden (§ 34 IV). Das Korrektionshaus war als Besserungsanstalt gedacht: durch 
Arbeit unter strenger Aufsicht. Daher wurde es im Unterschied zum Arbeitshaus für solche Straf-
taten verhängt, die nicht als völlig entehrend galten. Obwohl im Volksmund auch „Zuchthaus“ 
genannt, kann das K. nicht mit der Zuchthausstrafe gleichgesetzt werden, ist vielmehr als eine 
verschärfte Gefängnisstrafe zu betrachten. Das Arbeitsmaß war geringer als in den Arbeitshäusern 
(ErgVO II § 5). Das estländische StGB 1929 wie auch das lettländische 1933 benutzen daher 
auch in der deutschen Übersetzung nur den Ausdruck „Korrektionshaus“. Die Strafdauer betrug 
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nun ein bis vier Jahre. 
 Korrektionsmittel, häusliche 
Zuchtmittel, insbesondere Ermahnungen gemäß –> Gesindevertrag, aber auch die körperliche 
Züchtigung von Kindern,–> Hauszucht. 
StGB 1845 § 1824. 
 Korrektionsstrafen 
1. Das StGB 1845 teilte die Strafen in –> Kriminalstrafen und Korrektionsstrafen. Diese galten 
als bessernde; demgemäß war der Strafvollzug auf Besserung eingestellt, obwohl es auch bei den 
Kriminalstrafen eine „Kategorie der sich Bessernden“ gab (–> Katorshnij). Die K. waren der 
Schwere nach: 
a. –> Verweisung zum Aufenthalt nach Sibirien mit Entziehung des Wahlrechts auf zwölf Jahre 
und dem Verlust aller Standes- und persönlichen Rechte. Der Verurteilte behielt jedoch, da er 
die Möglichkeit haben sollte, seine frühere Stellung in der bürgerlichen Gesellschaft wiederzuer-
langen, seine Familien- und Vermögensrechte. 
b. Verweisung zum Aufenthalt in entfernte nichtsibirische Gouvernements mit Verlust der 
Rechte wie unter a., 
c. Festungsstrafe von zwei bis sechs Jahren mit eventuellem Verlust einiger persönlicher oder 
Standesrechte. 
d. –> Korrektionshaus von drei Monaten bis drei Jahren mit möglichen Rechtsverlust wie un- 
ter c. 
e. Gefängnis von drei Monaten bis zwei Jahren. 
f. Arrest von einem Tag bis drei Monaten. 
g. Verweise in der Gerichtssitzung; Bemerkungen und Erinnerungen. 
h. Geldbußen. 
2. Unter K. wurden ferner disziplinäre Maßnahmen verstanden für Beamte, Soldaten, Geistliche 
(ErgVO § 32) oder Häftlinge. 
3. Mit Korrektion konnte schließlich auch ein bloßes Zuchtmittel gemeint sein (Beil. IV Absch. 
II: Korrektion oder Leibesstrafe). –> Korrektionsmittel 
 Korrelationskommission 
Auf jedem Relationstermin eines kurländischen Landtags wurden Kommissionen zur Vorberei-
tung der im Plenum zu führenden Debatten gebildet. Die Korrelationskommission hatte die 
Aufgabe, die Geschäftsführung des –> Ritterschaftskomitee und damit auch des Landesbevoll-
mächtigten zu überprüfen (–> Landesbevollmächtigter), vor allem festzustellen, ob die Instruk-
tionen des vorhergehenden Landtags befolgt, die Beschlüsse ausgeführt und die Geschäfte ord-
nungsgemäß geführt wurden. Die K. bestand aus fünf Mitgliedern, je einem Landboten der fünf 
Oberhauptmannschaften, den diese aus ihrer Mitte wählten. Diese Form der Wahl wurde auch 
nach Aufhebung der Oberhauptmannschaften 1889 beibehalten. 
BPR II §§ 308 f., Kurl. LandtagsO 1897 §§ 114 ff., 138, 153. 
 Korrespondent, beständiger 
Als die kurländische Ritterschaft 1712 zum ersten Mal einen gewählten Repräsentanten an ihre 
Spitze stellte, führte er noch nicht den Titel Landesbevollmächtigter, sondern hieß „beständiger 
Korrespondent der Ritterschaft“. Seine Aufgabe sollte vor allem darin bestehen, in den Angele-
genheiten der Ritterschaft mit deren Delegierten in Warschau zu korrespondieren. Mit der Er-
weiterung seiner Vertretungsaufgaben wurde der zweite K. bereits „Gevollmächtigter des Landes“ 
genannt, schließlich –> Landesbevollmächtigter. Der Ausdruck K. verschwand um 1775. 
Rummel 364. 
 Korroboration 
Gerichtliche Bestätigung eines Rechtsgeschäfts durch Eintragung in die Gerichts- oder sonstigen 
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öffentlichen Bücher sowie die Erteilung eines Zeugnisses hierüber (Korroborationsattest). Letz-
teres hieß Korroboration im eigentlichen Sinn. Nach älterem Recht wurde in Kurland bloß ein 
Attest erteilt, ohne daß es einer Eintragung bedurfte (Bunge, Kurl. PR § 67 n.f.). Seit der –> 
Justizreform von 1889 gab es für die Eintragung von Grundstücksgeschäften nur noch einheitli-
che Grund- und Hypothekenbücher (–> Grundbuchregister). Demgemäß wurde im Sprachge-
brauch K. = Grundbucheintragung gesetzt. 
BPR III Art. 3002; Bunge, Kurl. PR § 67. 
 Korroborationsattest –> Korroboration 
 Korroborationsbuch 
Beim livländischen –> Hofgericht geführt; bestand aus den chronologisch nach ihrem Eingang 
jahrweise gebundenen Urkunden mit jeweiliger Vorabstellung des Korroborationsprotokolls. Au-
ßerdem wurde ein Generalregister mit Jahr und Nr. sämtlicher Korroborationen geführt. Mitte 
des 19. Jhs. hatte ferner jeder Kreis sein eigenes Buch mit den seit 1784 erfolgten Besitzverände-
rungen nach Jahr, Nr., Veräußerer, Erwerber, Preis, Besitztitel und Zeitpunkt des Besitzbeginns. 
Mit der Neuordnung des Gerichts- und Grundbuchwesens 1889 entfiel das K. –> Grundbuch. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 248 n.f. 
 Korroborationsposchlin –> Poschlin, –> Harnischgelder 
 Krämergesellschaft 
Innerhalb der Korporation der Kaufleute in Mitau bestanden als besondere Organisationen die 
K. und eine –> Bierbrauergesellschaft. Diese hatten jeweils einen eigenen –> Ältermann und sechs 
Beisitzer als Vorsteher. Die Ältermänner wurden auf zwei Jahre in der allgemeinen Versammlung 
gewählt. Die Beisitzer wurden jeweils vom neuen Ältermann gemeinsam mit seinem Vorgänger 
ebenfalls auf zwei Jahre gewählt. Ferner wählte die K. einen, die Bierbrauergesellschaft zwei Die-
ner, die vom Rat vereidigt wurden. 
BPR II § 1138 ff., 1249 ff. 
 Krämerkompagnie 
In Riga Zusammenschluß der Kaufleute, welche Waren en detail in offenen Buden anboten. An 
der Spitze stand ein –> Ältermann. Es gehörten unter anderem dazu: Gewandschneider, Gewürz- 
und Eisenkrämer, Seidenkrämer, Lebensmittelhändler. 
Aktenstücke Riga II 360, Blumenbach 14 f. 
 Kramer-Packhaus 
In Riga wurde 1765 fremden Kaufleuten gestattet, Kramwaren auch außerhalb der Jahrmarktzeit 
zu verkaufen, doch nur in dem dazu besonders eingerichteten K.-P. 
Blumenbach 39. 
 Kränzchen 
Zusammenkunft der Pastoren einer kurländischen Diözese mit privatem Charakter. Die Kränz-
chen fanden in der Regel viermal im Jahr statt: drei abwechselnd in den Pastoraten, eines als 
„amtliches K.“ des Propstes in der betreffenden Kreisstadt. Die auf den Kränzchen behandelten 
Themen entsprachen etwa dem Themenkreis einer –> Synode. Nach dem Ersten Weltkrieg hör-
ten die K. mit wenigen Ausnahmen auf. 
 Kreditkasse –> Kreditverein 
 Kreditsozietät, Livländische 
Die „Livländische Adelige Güter-Kreditsozietät“, im gewöhnlichen Sprachgebrauch „Kreditsy-
stem“ genannt, wurde 1803 gegründet, um Rittergutsbesitzern durch Pfandbriefdarlehen finan-
ziellen Rückhalt zu geben. Die Mitglieder übernahmen die solidarische Haftung für Verbind-
lichkeiten der Vereinigung. Dank eines aus dem Reichsschatz erhaltenen Darlehens konnte die 
K. während der Napoleonischen Kriege in Bedrängnis geratenen Rittergutsbesitzern Hilfe leisten. 
Eine erhöhte Bedeutung erhielt die K. in den 1860er Jahren. Die 1847 gegründete –> Bauern-
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rentenbank, welche den Übergang des Pachtlandes in bäuerliches Eigentum finanzieren sollte, 
konnte durch Eingriffe des –> Ostseekomitee die ihr zugedachten Aufgaben nicht durchführen. 
Diese Aufgaben übernahm 1864 die K. und konnte sie erfolgreich bewältigen, ohne ihre eigent-
liche Bestimmung vernachlässigen zu müssen. Nach Enteignung der Rittergüter 1920 wurde die 
K. vom Staat Lettland eingezogen. 
Tobien, Agrargesetzgebung 1277 ff., II 153, 323. 
 Kreditsystem –> Kreditsozietät,–> Kreditverein 
 Kreditverein, Estländischer, Kreditkasse 
„Estländischer Adeliger Güter-Credit-Verein“, gegründet am 15. Oktober 1802 als Estländische 
Adelige Creditkasse mit dem Zweck, durch Gewährung von Krediten während der damaligen 
Wirtschaftskrise den Konkurs von Gütern zu verhindern. Als aufgrund der Agrarverordnung von 
1856 der Verkauf von Bauernland an die bisherigen Pächter begann, wurde der K. eingeschaltet, 
der zu niedrigem Zinsfuß ¾ bis ⅔ des Bodenwerts vorstreckte. Die Mitglieder des K. hafteten 
solidarisch für die Verbindlichkeiten des Vereins. Mit dem estnischen Agrargesetz von 1919, das 
sämtliche Rittergüter enteignete, wurde der K. in ein staatliches Institut umgewandelt. 
Gernet 110, 308 ff., 314, 363. 
 Kreditverein, Kurländischer 
„Kurländischer Adeliger Kreditverein“, begründet 1830 mit dem Zweck, den durch eine Wirt-
schaftskrise in Schwierigkeiten geratenen Rittergütern einen finanziellen Rückhalt zu gewähren. 
Es bestand solidarische Haftpflicht der Mitglieder. Nachdem 1863 den Bauern das Recht erteilt 
worden war, ihre Pachthöfe als Eigentum zu erwerben, dehnte der K. seine Beleihungstätigkeit 
auch auf diese aus. Infolge der lettischen Agrarreform von 1920, die alle Rittergüter enteignete, 
wurde der K. vom Staat übernommen. 
Foelckersahm., Kurland 49 r.; Transehe, Agrarwesen 297. 
 Kreis –> Doppelkreis 
 Kreisanwalt 
Im Rahmen der –> Statthalterschaftsverfassung anstelle des –> Kreisfiskal bestellter Beamter zur 
Verfolgung von Krons- und Strafsachen. 
Kurl. KanzlO 1796 § 37 Nr. 4. 
 Kreischef 
Mit der Einführung des russischen Polizeiwesens in den baltischen Provinzen am 8. Juni 1888 
an die Stelle der landeseigenen Polizeibehörden in den Kreisen (–> Ordnungsgericht, –> Haken-
richter, –> Hauptmannsgericht) getretene staatliche Polizeibeamte, ernannt von der –> Gouver-
nementsregierung. Ihnen unterstanden nunmehr die –> Gemeindepolizei- und die –> Gutspoli-
zei. Diese Polizeiorganisation wurde in den baltischen Republiken beibehalten. 
Gutzeit, Nachtr. 1889, 46; Latv. Enc. 69; Balt. Bürgerkunde 97. 
 Kreisdeputierter 
1. In Livland wählten die adeligen, immatrikulierten Rittergutsbesitzer für jeden –> Doppelkreis 
je drei Kreisdeputierte, welche zusammen mit dem –> Landmarschall und dem –> Landratskol-
legium den –> Adelskonvent bildeten. Die Kreisdeputierten formierten im Adelskonvent eine 
besondere Kreisdeputiertenkammer unter Vorsitz des Landmarschalls, die gutachtlich gehört 
werden konnte. Die K.en wurden während des Landtags auf der gleichzeitig stattfindenden –> 
Kreisversammlung gewählt. Sie hatten auch gewisse staatliche Funktionen: Vorsitz in der Kreis-
wehrpflichtskommission, im Kreisgefängniskomitee, Kreissanitätskomitee und Mitgliedschaft im 
Statistischen Gouvernementskomitee. 
Seraphim II 101, Krusenstjern 23; Tobien, Ritterschaft I 13 ff..; Tobien, Agrargesetzgebung I 32 
f.; BPR II §§ 77 f.; Balt. Bürgerkunde 176. 
2. Die estländische Ritterschaft wählte aus ihrer Mitte ebenfalls zwölf Kreisdeputierte (von jedem 
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Kreise drei), die mit dem –> Ritterschaftshauptmann und den zwölf Landräten den –> Ritter-
schaftsausschuß bildeten. Die K.en wurden in den vier Kreisen während des Landtags oder auf 
einem besonderen –> Kreistag aus den im Kreis besitzlichen immatrikulierten Edelleuten ge-
wählt. 
BPR II 261 ff, 476, 744 f. 
 Kreisfiskal 
Von der –> Gouvernementsregierung auf Vorschlag („Vorstellung“) des –> Gouvernementspro-
kureur bestellter und vom Justizminister bestätigter Beamter, der in Liv- und Kurland die Auf-
gaben des –> Fiskals eines Kreises wahrnahm. In Livland befand sich bei jedem –> Landgericht 
ein Kreisfiskal, in Kurland in jeder –> Oberhauptmannschaft. Bei der Revision der –> Kreisrentei 
durch das Landgericht hatte er mitzuwirken. Er war bei jedem –> Ordnungsgericht, –> Landge-
richt und städtischem Gericht tätig mit Ausnahme von Riga; in Kurland beim –> Hauptmanns-
gericht und –> Oberhauptmannsgericht und dem –> Stadtmagistrat. Zu seiner Entlastung wur-
den seit 1847 bei den Kreisgerichten Kreisfiskal-Adjunkte bestellt, die auch Krankheits- und An-
wesenheitsvertreter waren. 
BPR I §§ 1715ff. 
 Kreisgericht 
1. Bezeichnung für das –> Landgericht gemäß der Statthalterschaftsverfassung. 
2. Nach der Bauernbefreiung 1816/19 bis zur Justizreform Gericht in Bauernsachen, und zwar 
a) in Kurland nach 1821 (vorher –> Hauptmannsgericht) Gericht Erster Instanz für Prozesse 
zwischen Bauern und Nichtbauern, Zweiter Instanz für das –> Gemeindegericht. 
b) In Livland Gericht Erster Instanz in Klagesachen von Gliedern der Landgemeinde gegen Per-
sonen anderer Stände, Zweiter Instanz in Zivil- und Strafsachen des –> Kirchspielsgericht; Revi-
sionsinstanz in allen Streitsachen der Bauern untereinander wie auch der Gutsherren gegen Bau-
ern. Gleichzeitig war es Obervormundschaftsbehörde und Korroborationsbehörde (beurkun-
dende Behörde) für bäuerliche Grundstücke. Das Kreisgericht hatte die Aufsicht über die Ge-
meindeverwaltungen. Es bestand aus dem Kreisrichter und zwei Assessoren, die von der Ritter-
schaft gewählt, sowie zwei bäuerlichen Beisitzern, die von sämtlichen Kirchspielsgerichtsbeisit-
zern des Landkreises entsandt wurden. 
BPR II §§ 359 III Nr. 4, 387; Tobien, Ritterschaft I 486; Gutzeit II 90; Latv. Enc. 70; Creutz-
burg 10,32. 
 Kreiskommissär 
In Estland von der –> Gouvernementsregierung angestellter Beamter zur Unterstützung der –> 
Hakenrichter und der Polizei bei Truppendurchmärschen, –> Marschkommissär 
BPR I § 965; Gutzeit II 90. 
 Kreislandschulbehörde 
In Livland gab es in jedem –> Doppelkreis eine Kreislandschulbehörde als Schulaufsichtsorgan. 
Zu ihr gehörten als Glieder der –> Oberkirchenvorsteher, von der Ritterschaft und der Geistlich-
keit gewählte weltliche und geistliche Kreisschulrevidenten und Delegierte der bäuerlichen Schul-
ältesten, (–> Kreisschulrevident, –> Schulältester). 
Balt. Bürgerkunde 243; Tobien, Ritterschaft I 241 f., 245, 274. 
 Kreismarschall 
1. In Livland nur in der Geltungszeit der russischen –> Adelsordnung 1786 bis 1796, Repräsen-
tant des gesamten im Kreis ansässigen Adels, zusammen mit dem –> Adelsmarschall. 
Tobien, Ritterschaft II 25. 
2. In Kurland ritterschaftliche Repräsentanten einer –> Hauptmannschaft, zu denen drei von der 
Deputiertenkammer gewählte „residierende“ Kreismarschälle traten. Zusammen mit dem –> 
Landesbevollmächtigten, dem –> Obereinnehmer und dem –> Ritterschaftssekretär bildeten sie 
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„den“ –> Ritterschaftskomitee. Der K. führte in den Kreisversammlungen den Vorsitz, vollzog 
die Anordnungen des Ritterschaftskomitees, war später auch Präses der Kreiswehrpflichtskom-
mission und der Kreis-Einschätzungskommission für Güter und Wälder. Das Amt bestand seit 
1796 (anfangs –> Oberhauptmannschaftsbevollmächtigter) und endete 1920 mit der Aufhebung 
der Ritterschaft. In Unterscheidung zu den in Mitau residierenden K.en wurden die in ihrem 
Kreise tätigen anfangs „örtliche“ K.e genannt; diese Bezeichnung kam seit 1866 außer Gebrauch. 
Auch die „residierenden“ K.e wurden vom Landtag auf Vorschlag der Kirchspiele auf drei Jahre-
gewählt. Sie mußten ständig in Mitau erreichbar sein und an den Sitzungen des Ritterschaftsko-
mitees teilnehmen. Einer der drei. K.e war zugleich stellvertretender –> Landesbevollmächtigter. 
Von 1814, als das Amt der K. geschaffen wurde, bis 1819 gab es, entsprechend den vier Ober-
hauptmannschaften, vier K.e, sodann für die hinzugekommene –> Oberhauptmannschaft Ha-
senpoth einen fünften. Von ihnen mußten stets drei in Mitau anwesend sein. 1865 wurde die 
Zahl der residierenden K.e auf drei verringert. 
Wittram 120 f.; Ungern 39; BPR II §§ 498, 503, 768 ff., 786f; Kurl. LandtagsO 1897 §§ 180 
ff., 190 ff., 205 f. 
 Kreismilitärchef –> Gouvernements-Militärchef 
 Kreispolizei –> Hakengericht, –> Hauptmannsgericht, –> Ordnungsgericht 
 Kreisrentei –> Rentei 
 Kreisrichter –> Kreisgericht 
 Kreisschule 
Bestand von 1802 bis 1886 in jedem Kreis, führte über den Elementarunterricht hinaus und 
hatte die Aufgabe, ihre Zöglinge im zwei- oder dreiklassigen Zug für das Gymnasium – als Pro-
gymnasium – vorzubereiten. Die Kreisschulen wurden vorwiegend von der Krone unterhalten; 
Unterrichtssprache war deutsch. 1886 wurden sie in russische städtische Schulen umgewandelt. 
Wachtsmuth, Schulpolitik 55; Wittram, Balt. Gesch. 199; Latv. Enc. 69; Speer 54; Gutzeit 
Nachtr. 1889, 47. 
 Kreisschulinspektor 
Vorsteher einer –> Kreisschule; zugleich Aufsichtsperson für die Elementarschulen. 
Gutzeit Nachtr. 1889, 47; Balt. Bürgerkunde 264. 
 Kreisschulrevident 
Zu jeder –> Kreislandschulbehörde gehörten in Livland zwei Revidenten, ein weltlicher, von der 
Ritterschaft, und ein geistlicher, vom Konsistorium gewählt. 
Balt. Bürgerkunde 243; Tobien, Ritterschaft 241 ff. 
 Kreistag 
Versammlung aller stimmberechtigten Adligen eines Kreises in Estland, einberufen und geleitet 
durch den –> Ritterschaftshauptmann. – Gelegentlich auch gebraucht für die –> Kreisversamm-
lung in Livland. 
BPR II § 271 ff.; Gernet 13. 
 Kreisversammlung 
1. In Livland für den einzelnen –> Doppelkreis auf Ladung durch den zuständigen –> Oberkir-
chenvorsteher einberufen zur Behandlung besonderer Angelegenheiten des Kreises. Teilnehmer 
waren alle Rittergutsbesitzer des Kreises, immatrikulierte wie nichtimmatrikulierte, auch nicht-
adlige. 
2. In Kurland Zusammentreten aller Stimmberechtigten der Kirchspiele eines Kreises, einberufen 
vom –> Ritterschaftskomitee zur Nachwahl eines Kreismarschalls, Erkundung der Willensmei-
nung des Landes oder Berichterstattung über eine wichtige Landesangelegenheit. Die Kreisver-
sammlung war berechtigt, die Einberufung eines extraordinären Landtags zu verlangen. Der –> 
Kreismarschall leitete die K., Vertreter war der älteste –> Kirchspielsbevollmächtigter. 
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BPR II §§ 163 ff., 351 ff., Kurl. LandtagsO 1897 §§ 180 f. 
 Kreisverwaltung 
In Lettland bis 1935 Selbstverwaltungsorgan eines Landkreises mit vom Innenminister ernann-
tem Vorsitzenden und zwei bis vier gewählten Mitgliedern (je nach Einwohnerzahl). Zuständig-
keit: Wirtschaft, Bildungs- und Gesundheitswesen, Sozialfürsorge; Aufsichtsinstanz der Gemein-
den. Später trat an ihre Stelle ein –> Kreisältester. 
Latv. Enc. 70. 
 Kreiswegekommission 
Gremium in jedem estländischen Kreis zur Verwaltung der –> Kommunikationswege, gebildet 
aus einem Kreisdeputierten als Präsidenten („Oberbrückenbauherr“) und den vom Kreis erwähl-
ten „Distriktsbrückenbauherren“. Der Präsident hatte die Ausführung der Beschlüsse des Land-
tags, des Kreises und der Kommission zu überwachen. 
Gernet 397 f. 
 Krepost (russ.) 
„Grundbuchakt“ = eine zur Eintragung ins Grundbuch bestimmte Urkunde. Der in der Mitte 
des 19. Jhs. noch gebrauchte Ausdruck „Krepost“ verschwand allmählich; im 20. Jh. war nur 
noch „K.-akt“, später mehr „Grundbuchakt“ gebräuchlich. Mitte des 19. Jhs. war der Begriff 
„K.“ noch ausgedehnter und betraf Urkunden über sämtliche in öffentliche Register oder Bücher 
(auch Krepostbücher genannt, nicht mit dem sogenannten –> Grundbuch zu verwechseln) ein-
zutragende Rechtsgeschäfte außer Grundstücksveräußerungen, auch die von Schiffen und deren 
Verpfändung, Erbschaften, Leibeigenen und Rekrutenquittungen. Trotz der Bezeichnung „K.“ 
galt in den baltischen Provinzen vom russischen Krepostwesen bis zur Justizreform nur die Ge-
bührenordnung (–> Poschlin). 
Bunge, Kurl. PR § 70 n.i.; Bunge, Liv.-estl. PR § 126 n.b, c; Kiparsky 162; BPR I § 1078  
Nr. 3. 
 Krepostabteilung –> Grundbuchabteilung 
 Krepostakt –> Krepost 
 Krepostbeamter –> Grundbuchbeamter 
 Krepostbuch –> Nummerbuch 
 Krepostdokument –> Krepost 
 Krepostexpedition 
Eine Krepostexpedition bestand bis 1889 bei Behörden, die in größerem Umfang die –> Korro-
boration vorzunehmen hatten (zum Beispiel am –> Hofgericht, –> Oberlandgericht, Rigaer und 
Revaler –> Magistrat). Sie war eine besondere Abteilung der –> Kanzlei. 
BPR I §§ 503. 
 Krepostierung 
Eintragung ins Grundbuch, –> Korroboration. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 126. 
 Krepostposchlin –> Poschlin 
 Krepoststempelpapier 
Für die Abfassung vom Krepostakten vorgeschriebenes Stempelpapier. Der aus dem Wertstempel 
ersichtliche Preis richtete sich nach dem Gegenstands- oder Geschäftswert des Rechtsgeschäfts 
(daher auch: Wertbogen, Summenbogen). 
Bunge, Liv.-estl. PR § 308; Bunge, Kurl. PR § 70. 
 Krepost- und Nummerbuch –> Nummerbuch 
 Kreposturkunde –> Krepost 
 Kriegerischer Vormund –> Vormund 
 Kriegsgericht –> Stadtkriegsgericht 
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 Kriegsgouverneur, Militärgouverneur 
1796 eingeführte Amtsbezeichnung für die Verwaltungschefs von Städten und Provinzen, meist 
in Gouvernementsstädten neben den Zivilgouverneuren, die dann nur für das Landgebiet zu-
ständig waren. Auch in Reval und Riga eingesetzt, hier ab 1801 mit dem Amt des Generalgou-
verneurs der drei Provinzen verbunden, 1864 abgeschafft. In Reval ab 1803 meist mit den örtli-
chen Marinechefs besetzt, ab 1834 mit dem Posten des Oberkommandeurs des Hafens gekop-
pelt, während des Krimkriegs dem Oberbefehlshaber der Küstenverteidigung unterstellt, ab 1856 
nicht mehr ernannt. 
Amburger 375, 387; Gutzeit II 95. 
 Kriegsreglement 
Von Peter I. am 30. März 1716 (PS zak 3006) erlassenes Militärgesetzbuch. Es enthielt neben 
Organisationsvorschriften Regeln für den Militärprozeß und die sogenannten Kriegsartikel. 
Diese wurden durch Ukas vom 10. April 1716 (PS zak 3010) subsidiär auch in bürgerlichen 
Strafsachen angewandt. Sie entfielen dort praktisch erst mit der Kodifikation des –> Svod Sako-
now, in den übrigens das K. nicht aufgenommen wurde. Es blieb neben ihm bestehen. 
 Kriegsvogtei 
Prozeßpflegschaft (–> Vormund, kriegerischer). 
Schmidt, Civilpr. 35. 
 Kriminaldeputation 
Rigaer Untergericht, besetzt mit je einem Gliede aus dem –> Vogteigericht und dem –> Land-
vogteigericht; Untersuchungsbehörde für die im engeren Stadtgebiet begangenen Straftaten. 
Nach Abschluß der Ermittlungen legte sie die Akten nebst einem Gutachten dem Magistrat zur 
Aburteilung der Sache vor. „In geringen Verbrechen“ konnte sie selbst ein Urteil fällen. 
BPR I § 573 ff. 
 Kriminalsache 
Strafsache (StGB 1933 § 148; in § 192 aber „Strafsache“). 
 Kriminalstrafen 
Nach dem StGB 1845 („Gesetzbuch der Kriminal- und –> Korrektionsstrafen“) die Gruppe der 
schwersten aller von Gerichten zu verhängenden Strafen, gelegentlich auch peinliche Strafen ge-
nannt (§ 19): 
1. Todesstrafe. 
2. –> Katorga. 
3. –> Verweisung nach Sibirien zur Ansiedlung. 
4. Verweisung zur Ansiedlung nach Transkaukasien. 
Sämtliche K. waren von der Entziehung aller Standesrechte begleitet. –> Verlust der Rechte 
 Kriminalverantwortung 
Strafrechtliche Verantwortung. 
StGB 1933 § 157. 
 Kriminalverbrechen 
Verbrechen, die mit –> Kriminalstrafen geahndet werden. 
 Kriminalvergehen 
Strafbare Handlung, nach den Strafgesetzen zu ahndende Straftat, im Gegensatz zur Ordnungs-
widrigkeit. 
 Krongeld 
Jüdische Mitgift. 
Gutzeit, Nachtr. 1889 48. 
 Kronsbauer, publiker Bauer 
Bauer, der sein –> Gesinde auf dem Land einer Staatsdomäne hatte (–> Kronsgut), bzw. dort 
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ansässig war; insbesondere in der Zeit bäuerlicher Erbuntertänigkeit. 
Hahn 96; Gutzeit II 100. 
 Kronsbehörde 
Staatliche Oberbehörde in den baltischen Provinzen, zum Beispiel –> Gouvernementsregierung, 
–> Kameralhof, –> Domänenhof, –> Medizinalverwaltung, –> Prokuratur. 
Tobien, Ritterschaft I 357. 
 Kronsfeiertag 
Außer den Kirchenfesten wurden in Rußland die Geburts- und Namenstage des Kaiserpaares, 
des Thronfolgers und der Kaiserin-Mutter gefeiert sowie andere Staatsfeste, die in einem jährlich 
vom Innenministerium herausgegebenen Verzeichnis aufgeführt waren. An diesen Tagen mußte 
ein öffentlicher Gottesdienst abgehalten werden. 
Gutzeit II 101. 
 Kronsforsten –> Kammerjagd 
 Kronsgehalt 
Das den ev.-luth. Geistlichen für den Dienst in verschiedenen Zweigen der Zivilverwaltung nach 
besonderen Bestimmungen gezahlte Gehalt. 
 Kronsgesinde –> Gesinde 
 Kronsgut, publikes Gut 
Staatsdomäne. In Livland gab es zu Beginn des 20. Jhs. 96 Krongüter, in Estland sieben. In 
Kurland betrug der ehemalige herzogliche Domänenbesitz 22 % der Bodenfläche aller Landgü-
ter. 
Gutzeit II 101; Balt. Bürgerkunde 300, 332; Gernet 18, 311; Mager 153; Tobien, Agrargesetz-
gebung I 18 ff.; BPR III Art. 597. 
 Kronsimmobiliensteuer –> Reichsgrundsteuer 
 Kronskirche 
In Kurland Kirche auf den ehemaligen herzoglichen Gütern, für die zunächst der Herzog, nach 
1795 die russische Krone das alleinige Patronat ausübte. Die Wahl der Geistlichen lag in den 
Händen des Konsistoriums. –> Amtskirche, –> Kronspfarre. 
 Kronsland 
Land im Eigentum des Staates, der Krone. 
 Kronspastorat, publikes Pastorat 
–> Pastorat, bei dem die Krone das Patronat hatte, in Kurland insbesondere das Pastorat einer –
> Kronskirche. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 21 f., II 315 f.; Bunge, Kurl. PR § 101; NM II 63 ff; Gutzeit II 
102. 
 Kronspfarre, Regalpfarre 
In Livland Pfarrstelle, deren Besetzung dem Landesherrn als Patron vorbehalten war. Die Wahl 
des Predigers erfolgte seit 1780 in der Gemeinde durch den –> Kirchenkonvent und mußte durch 
den Minister bestätigt werden. 
Stählin 350, 354 f.; Wahl 80; KiG 1832 §§ 158 ff., Tobien, Ritterschaft I 212, 465. 
 Krügerei 
Unterhaltung von Krügen zum Ausschank alkoholischer Getränke und zur Beherbergung von 
Reisenden. Ursprünglich landesherrliches Regal, später gutsherrliches Realrecht (BPR III Art. 
552). Dieses endete mit der Agrarreform von 1920. Zeitweilig auch Recht der Pastoren –> Kir-
chenkrug. In den Städten Recht eigens dazu gegründeter Korporationenen. –> Bierbrauergesell-
schaft, –> Brauergilde, –> Brauerkompagnie, –> Schenkergesellschaft. 
 Krugsentschädigung 
Mit der Einführung des staatlichen Branntweinmonopols um 1900 entfiel das Privileg des Aus-
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schanks von Branntwein in den Gutskrügen. Zur Abgeltung des entgangenen Gewinns wurde 
den Rittergutsbesitzern eine Entschädigung gezahlt. –> Monopolbude 
Latv.Enc. 41. 
 Kubjas (estn.) 
Estnischer Gutsvogt, der die Aufsicht über die fronenden Gutsknechte ausübte und die Arbeiten 
beaufsichtigte, –> Hirsnik, –> Källakubjas, –> Schildreiter, –> Starast, –> Wagger. 
Transehe,Gutsherr 25, 97, 177, 192, Hahn 55; Gutzeit II 108 f.; Kiparsky 46. 
 Küchenbrüder 
Novizen der Großen Gilde in Riga, die nach Ablauf eines Jahres vollberechtigte Mitglieder wur-
den. Alle K. zusammen hatten eine Stimme. 1845 wurde dieser Status aufgehoben. 
Blumenbach 21, 57; Gutzeit II 109 f. 
 Kuckel (lett.: kukulis) 
Im Lettischen wörtlich Brotlaib. Im übertragenen Sinne dort auch „Bestechungsgeschenk“, viel-
leicht weil in Zeiten der Not bereits ein Brot ausreichte, einen Beamten zur Pflichtwidrigkeit zu 
bewegen (piekukulosana = Bestechung). Im Deutschen (lettisches Sprachgebiet) wurde Kuckel 
zwar volkstümlich für Brotlaib gebraucht, im Sinne von Bestechungsgeld jedoch nur selten. Im-
merhin waren Redensarten wie „man hat ihm gute Kuckeln gegeben“ geläufig. 
Rig. Wörterb. 141; Latv. Enc. 1094. 
 Kugelung –> Ballotement 
 Kuhlengräber 
Totengräber, auch Kirchhofsaufseher. 
Gutzeit II 114. 
 Kulturautonomie –> Kulturselbstverwaltung 
 Kulturkuratorium –> Kulturselbstverwaltung 
 Kulturrat –> Kulturselbstverwaltung 
 Kulturselbstverwaltung, deutsche in Estland 
Die Kulturautonomie der Volksgruppen in Estland beruhte auf einem Gesetz vom 5. Februar 
1925 über die K. der völkischen Minderheiten. Jede Volksgruppe von mindestens 3.000 Perso-
nen war berechtigt, sich als öffentlich-rechtliche Körperschaft zu konstituieren. Die K. war nach 
dem Personalprinzip aufgebaut: Aufgrund freien Bekenntnisses erfolgte die Eintragung ins Na-
tionalregister (Nationalkataster). Die K. hatte das Recht, verbindliche Verordnungen für ihre 
Mitglieder zu erlassen (–> Verordnung, verbindliche) und Steuern zu erheben. Ihre Zuständig-
keit betraf die Einrichtung, Verwaltung und Überwachung von Schulen, darüber hinaus alle üb-
rigen Kulturaufgaben der Volksgruppe und die Verwaltung der hierfür eingerichteten Anstalten. 
Jede Volksgruppe wählte einen Kulturrat (§ 5), dieser eine Kulturverwaltung als ausführendes 
Organ (die deutsche bestand aus sechs Personen und verteilte ihre Arbeit auf fünf Ämter). In 
größeren Städten wurden lokale Kulturkuratorien begründet. Die deutsche K. bestand bis zur 
Umsiedlung der Deutschbalten im Jahre 1939, die der übrigen Volksgruppen bis zur Annexion 
Estlands durch die Sowjetunion. 
Rauch 123. 
 Kulturverwaltung –> Kulturselbstverwaltung 
 Kündigung –> Aufsage 
 Kunkellehen 
Ein ausschließlich in weiblicher Folge vererbliches Fideikommiß. 
G. von Seefeld, in BH 7, 1960/61 S. 60 ff.; Foelckersahm, Kurl. 33. 
 Kunstgärtner –> Gärtner, gelehrter 
 Künstlicher Beweis –> Beweis, künstlicher 
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 Kunstmeister 
Verantwortlicher für die Wasserkunst und die Brunnen in Riga. 
Aktenstücke Riga 264; Carlberg 59. 
 Kupitze (lett.: Kupica, kupaca). 
Ländliches Grenzzeichen, bestehend aus einem Pfahl mit eingebranntem Siegel des Vermessungs-
amtes, umgeben von einer Erdaufschüttung. Statt des Holzpfahles konnte auch ein entsprechend 
gekennzeichneter Stein verwendet werden. Das Wort stammt vom russ. kopit’ = anhäufen. 
Rig. Wörterb. 142; Latv. Enc. 1106. 
 Kurator 
1. der Universität und des Lehrbezirks. Das für die Universitätsgründung in den Ostseeprovinzen 
1800 eingesetzte dreiköpfige Kuratorium wurde am 24. Januar 1803 mit der Einteilung des 
Reichs in Lehrbezirke durch einen Kurator ersetzt (–> Lehrbezirk). Er war zunächst Mittelsper-
son zwischen Minister und Universität bzw. deren Schulkomitee, ohne eigene anordnende Be-
fugnis 1835 (VO vom 25.Juni PS zak II Bd. 10 Nr. 8262). Bildung eines Kuratorialrats, in den 
der Kurator unter anderem Schuldirektoren und Professoren berufen konnte. Der K. verdrängte 
die Universität aus der Schulaufsicht. Seine Obliegenheiten: Überwachung der Universität, Aus-
wahl der Schuldirektoren, Bestätigung von Schulinspektoren und Lehrern. Für die Schulaufsicht 
wurde er unterstützt von Inspektoren der Staats- und Privatschulen. Sitz in Dorpat, ab 27. Fe-
bruar 1893 Riga (PS zak Bd. 45, Nr. 48119; III Bd. 12, Nr. 9364). 
Amburger 194 f. 
2. der Kornmagazine. Aufseher, Verwalter. Das StGB 1845 verwendet beide Ausdrücke („K. oder 
Aufseher“) als gleichwertig (§§ 1116 ff., 1121). 
 Kurier 
Volkstümliche Bezeichnung in Lettland für den Justizwachtmeister oder Gerichtsdiener, vermut-
lich, weil er auch Botengänge besorgte. 
 Kurische Könige 
Lettische –> Freibauern in den Kreisen Goldingen und Hasenpoth in Kurland, die in sogenann-
ten Freidörfern siedelten. Sie hatten im 14. Jh. vom Deutschen Orden Privilegien erhalten, die 
ihnen Freiheit und Unabhängigkeit zusicherten. Dennoch geriet der größte Teil der „Könige“ 
mit der Zeit in Abhängigkeit der umliegenden Güter. Am längsten behauptete seine Freiheit das 
Dorf Kurschkönigen. 
Mager 80, 142; Hahn 62 ff.; Stavenhagen 318 ff.; Svabe, Kursu konini un novadnieki (Straumes 
un avoti I, Riga 1938, 115–348). 
Kurländische Konferenzordnung –> Konferenzordnung, kurländische 
 Kurländischer Kreditverein –> Kreditverein 
 Küllakubjas (estn. etwa „Dorfvogt“) 
Dieses Amt wurde in Estland durch die BVO von 1804 geschaffen, als man ein bäuerliches Ge-
richt begründete und in jeder Gemeinde einen Küllakubjas als Dorfpolizisten einzusetzen befahl 
– als Gegenstück zu dem jeweiligen Guts- –> Kubjas, einem Gutsvogt, welcher auch mit gutspo-
lizeilichen Funktionen betraut werden konnten (–> Gutspolizei). 
Gernet 119 f.; Tobien, Agrargesetzgebung II 290. 
 Küstergesinde –> Küsterland 
 Küstergottesdienst 
Bei Abwesenheit des Pastors und mangels Vertretung durch einen andern Geistlichen Verlesen 
der Predigt durch den Küster. 
Latv. Enc. 1191. 
 Küsterland, Küstergesinde 
Kleine Landwirtschaft beim –> Küsterrat zur Ermöglichung der Selbstversorgung des Küsters, 
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zusätzlich zu seinem Deputat oder geringen Gehalt. 
Gutzeit II 124. 
 Küsterrat 
Amtswohnung des Küsters mit dazugehörenden Ländereien, stets in der Nähe der Kirche und 
des Pastorats. 
Gutzeit II 124; Bunge, Kurl. PR § 101. 
 Küsterschule 
1. Das 1839 von der livländischen Ritterschaft begründete Seminar zur Ausbildung von Parochi-
allehrern in Wolmar, 1849 nach Walk verlegt. Später wurden in allen drei baltischen Provinzen 
ähnliche Seminare gegründet und von der Ritterschaft unterhalten: in Livland Walk und Dorpat, 
in Estland Kuda, in Kurland Irmlau. 
Tobien, Ritterschaft II 242, 251; Wittram, Generationen 194 f.; Wrangell 87 f.; Wachtsmuth, 
Schulpolitik 49; Balt. Bürgerkunde 244; Speer 257 ff. 
2. Elementarschule auf dem Lande, in der der örtliche Küster unterrichtete,–> Bauergemeinde-
schule. 
Gernet 59; Speer 49; Balt. KiGesch. 103. 
 Küttis (estn.) 
Zunächst im estnischen, dann auch im lettischen Sprachgebiet eine Art von Branddüngung: Der 
zweimal gepflügte Boden wurde im Frühjahr mit trockenem Strauchwerk bedeckt, das man an-
zündete, das Strauchwerk wurde manchmal auch noch mit Rasen bedeckt. Die Saat hatte sofort 
nach dem Abbrennen zu erfolgen, solange der Boden noch warm war. Nach drei- bis vierjähriger 
Nutzung mußte eine Pause von 15 bis 20 Jahren eingelegt werden, damit sich der zerstörte Hu-
mus neu bilden konnte, –> Buschacker 
Soom 89 ff., 92; Gutzeit II 126; Kiparsky 49. 
 

*** L *** 
 
 Ladengeld 
In Liv- und Estland eine zu schwedischer Zeit eingeführte Grundsteuer, von den Rittergutsbe-
sitzern erhoben, 1714 bis 1758 auch den Domänen auferlegt. Das Ladengeld wurde ursprünglich 
als freiwillig (–> Willigung) aufgefaßt, erhielt jedoch mit der Zeit den Charakter einer Zwangs-
auflage, es floß in die –> Landlade (in Livland später –> Ritterkasse genannt). 
Tobien, Agrargesetzgebung I 89 ff.; Gernet 69 ff., 390; BPR II § 4, 32. 
 Ladungsfrist –> Werstfrist 
 Land(es)kasten 
–> Landeskasse im Piltenschen Kreis und in Kurland. 
Ziegenhorn § 641. 
 Landbote, Kirchspielsdeputierter 
Der zum kurländischen –> Landtag entsandte Vertreter aus je einem –> Kirchspiel. Jeder voll-
jährige, dispositionsfähige, ein Rittergut besitzende Indigenatsedelmann war wählbar, seit der 
Freigabe des Rittergutsbesitzes auch jeder dieselben Bedingungen erfüllende nichtindigene Ei-
gentümer eines stimmberechtigten Ritterguts. Ein nichtadliger Landbote wurde in ausschließlich 
ritterschaftlichen Angelegenheiten von einem indigenen Landboten aus der –> Oberhauptmann-
schaft, zu der das Kirchspiel gehörte, vertreten. Die Glieder des –> Ritterschaftskomitee und der 
–> Ritterschaftskanzlei konnten nicht zu L. gewählt werden. Gewählt wurde ein L. auf der Kirch-
spielsversammlung, die ihm eine Instruktion für den Landtag mitgab. Wurden zwei L. gewählt, 
hatte der in der Instruktion zuerst genannte den Vorzug, das heißt er stimmte allein ab (–> Mit-
deputierter). Die Vertretung im Krankheitsfall wurde von einem Deputierten aus derselben 
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Oberhauptmannschaft vorgenommen. In besonderen Fällen konnte ein Deputierter vom Land-
tag mit Zweidrittel-Mehrheit zur Niederlegung seines Amtes gezwungen werden. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 69 f., 73, 76, 85 ff., 90 ff,, 96, 101; BPR II §§ 300 f.; Ziegenhorn §§ 
476 ff. 
 Landbotenmarschall 
Leiter eines kurländischen Landtags, gewählt vor Beginn eines Landtags nach dem Eröffnungs-
gottesdienst in der Sakristei der Trinitatiskirche in Mitau. Sein Stellvertreter wurde in erster 
Amtshandlung nach der Eröffnung des Landtags auf dem Ritterhaus gewählt. Der L. hatte die 
Funktionen eines Parlamentspräsidenten. Bei Stimmengleichheit gab seine Stimme den Aus-
schlag. Er konnte Ausschüsse zur Behandlung einzelner Fragen bilden, führte während des Land-
tags den Schriftwechsel in Landesangelegenheiten. Für Pilten –> Direktor des piltenschen Land-
tags. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 75–84, 107, 148 ff., 155, 172, BPR II §§ 303, 308, 313 ff., 524, 816–
826; Ziegenhorn § 482. 
 Landbotenstube 
1. Versammlungsraum des kurländischen Landtags, ursprünglich im herzoglichen Schloß, im 18. 
Jh. in der „großen Stadtschule“ in Mitau, ab 1803 im neu erbauten Ritterhaus; 
2. der kurländische Landtag als Versammlung der Landboten (Plenum der Landesversammlung), 
so auch in den Landtagsakten und der Landtagsordnung. 
Kurl. LandtagsO 1879 § 75, 1879 §§ 132 u.a.; Ziegenhorn §§ 483 f., Rummel 229 § 48, 734 § 
11. 
 Landeinrichtung 
Flurbereinigung, Landesausbau. Die Landeinrichtungs-Komitees führten in Lettland die Agrar-
reform aufgrund des Gesetzes vom 17. September 1920 (4. Teil des AgrarreformG) durch. Ihre 
Tätigkeit beendeten sie am 3. Mai 1937. Dem Zentralkomitee gehörten ursprünglich sechs Re-
gierungs- und sechs Parlamentsvertreter an, ab 1924 auch solche der Selbstverwaltungen, schließ-
lich ab 1928 auch „gesellschaftliche“. 
 Landesausschuß 
Zugleich mit dem –> Regentschaftsrat gewähltes Gremium mit der Aufgabe, eine Verfassung des 
zu begründenden Baltischen Staates auszuarbeiten. 
Rimscha 61. 
 Landesbedienung 
Von der Ritterschaft zu besetzendes Amt, namentlich in Livland. 
Livl. LandtagsO 1802 §§ 2, 55. 
 Landesbeliebung –> Beliebung 
 Landesbevollmächtigter 
Das Amt wurde 1712 in Kurland unter der Bezeichnung –> Korrespondent der Ritterschaft ge-
schaffen, der Konferenzialschluß vom 6.April 1715 setzte einen Gevollmächtigten des Landes 
ein, später Landesbevollmächtigter genannt. Er war der Leiter der inneren Verwaltung der Rit-
terschaft mit Amtssitz in Mitau, hatte nicht nur die Korrespondenz mit den Delegierten in War-
schau und den polnischen Stellen zu führen, sondern auch die Belange der Ritterschaft beim 
Herzog und den Oberräten zu vertreten. Er und sein Stellvertreter wurden auf dem Landtag für 
drei Jahre gewählt und aus der Ritterschaftskasse besoldet. Er war Vorsitzender des –> Ritter-
schaftskomitee und aller ritterschaftlichen Kommissionen, ferner ex officio Mitglied einer Reihe 
von Provinzialbehörden und Direktor des Gouvernements-Gefängniskomitees, beaufsichtigte 
die Verwaltung der Ritterschaftsgüter und -kasse. Dem Landtag hatte er Bericht über seine Ge-
schäftsführung zu erstatten. Beim Kaiser und den Ministern durfte er supplizieren und hatte das 
Immediatsrecht. Das Amt erlosch 1920 mit Auflösung der Ritterschaft. Stellvertreter war einer 
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der drei residierenden Kreismarschälle (erstmals 1802 gewählt), –> Kreismarschall. 
BPR II §§ 498 ff., 759 ff., Kurl. LandtagsO 1897, § 182, 195. 
 Landesfahne, Piltenscher –> Roßdienst, –> Landschaftsoffizier 
 Landesgymnasium 
Bezeichnung für die von der livländischen Ritterschaft begründeten und unterhaltenen Gymna-
sien in Birkenruh und Fellin. 
Gutzeit II 137; Balt. Bürgerkunde 270. 
 Landeshauptmann 
Oberster Verwaltungsbeamter auf Oesel in schwedischer Zeit. Nach Angliederung an Rußland 
war die Insel zunächst 5. Kreis des rigaschen Gouvernements, wurde aber 1731 zu einer beson-
deren Provinz erhoben und erhielt erneut einen Landeshauptmann, der allerdings nur hinsicht-
lich der „Ökonomie“ (Verwaltung der Kronsgüter, Erhebung von Abgaben) selbständig handeln 
konnte, in Fragen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung aber dem Rigaer –> Gouverneur 
unterstand. 1765 wurde Oesel wieder dem Rigaschen Gouvernement zugeschlagen, womit das 
Amt des L. erledigt war. 
R-S II 49 ff. 
 Landeskasse 
Neben der –> Landlade (später: –> Ritterkasse) bestand in Livland die Landeskasse; in diese flos-
sen die nicht rein ritterschaftlichen Gelder. – Auch in Kurland gab es neben der Ritterschaftskasse 
eine Landeskasse, die auch –> Landeskasten genannt wurde, –> Ritterschaftsrentei. 
Gutzeit II 136; Balt. Bürgerkunde 192. 
 Landeskultur –> Liv-Estländisches Bureau für 
 Landesprästanden 
Provinzial-Grundsteuern vom gesamten landwirtschaftlich genutzten Boden (in Livland ab 1912 
auch vom forstwirtschaftlichen), –> Prästanden 
BPR II §32 Nr. 5–37. 
 Landesrat 
1. In der russischen Revolutionszeit ab Februar 1917 geplante und zum Teil auch gewählte Or-
gane der territorialen Autonomie als Ersatz der Gouvernementsverwaltungen und Landtage. Ka-
men wegen Vorrückens der deutschen Front nicht zur Wirkung. 
2. Nach dem Brest-Litowsker Friedensvertrag von den baltischen Ritterschaften als „eigene Lan-
deseinrichtungen“ durch in den einzelnen Provinzen einberufene –> Landesversammlung ge-
wählte Vertretungen, die „über die zukünftige Ausgestaltung des Landes zu beschließen hatten“. 
Rimscha 30; Rauch 34 ff.; Latv. Enc. 2787. 
3. Vereinigter L. von Estland, Livland, Riga und Oesel, trat am 12. April 1918 in Riga zusammen 
(34 Deutsche, 14 Esten, 10 Letten). Er sollte über die staatsrechtliche Zukunft Livlands und 
Estlands entscheiden, faßte den Beschluß, den Deutschen Kaiser zu bitten, dauernden militäri-
schen Schutz zu gewähren und die Baltischen Provinzen als monarchisch-konstitutionellen Staat 
dem Deutschen Reich anzugliedern. 
Rimscha 35 ff., 59. 
 Landesstaat 
Namentlich in Livland gebrauchte inoffizielle Bezeichnung der Gesamtheit der Landesprivilegien 
und der Verfassung, einschließlich der Selbstverwaltung. 
G. Broschen (Michelson): Gedanken zur Konsolidierung des Livländischen Landesstaates, Dor-
pat 1880; R. Wittram: Geschichte der baltischen Deutschen, Stuttgart u. Berlin 1939, 106 ff; 
Rauch 19. 
 Landesversammlung 
1. Allgemeine L. = Allgemeine –> Konferenz im Piltenschen Kreis. 
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Ziegenhorn § 301. 
2. Im Zuge der Angliederungsbestrebungen an Deutschland auf Initiative der Ritterschaften 
(Kurland, Livland, Estland, Oesel) im Frühjahr 1918 auf ständisch getrennten Wahlen beru-
hende Vertretungen, die ihrerseits Delegierte in den Vereinigten –> Landesrat entsandten. 
Rauch 49. 
 Landfonds 
1920 im Zuge der lettischen Agrarreform gebildet aus dem Areal der enteigneten Güter, Pastorate 
und der Staatsgüter. Umfaßte 51,48 % des Staatsgebiets. Hieraus wurde jedem –> Jungwirt Land 
zugeteilt. 
Latv.Enc. 18f. 
 Landfreier –> Freibauer 
 Landgeld 
Von städtischem Grund und Boden erhobene Steuern (Grund- und Landgeld). 
Gutzeit II 138. 
 Landgemeinde –> Gemeinde 
 Landgemeindeordnung 1866 
Neuregung der bäuerlichen Selbstverwaltung durch Schaffung eines Gemeindeausschusses, be-
stehend aus dem Gemeindeältesten als Exekutivorgan und den von der Gemeindeversammlung 
zu wählenden Ausschußmitgliedern. Dem Gemeindeältesten wurden –> Gemeindevorsteher zur 
Unterstützung beigegeben. Die LandgemeindeO bedeutete einen weiteren Schritt zur Emanzi-
pation der Gemeinde von der Vormundschaft des Gutsherrn.–> Gemeindeausschuß, –> Ge-
meindeältester, –> Gemeindeversammlung 
Gernet 290. 
 Landgericht 
1. Livland: In jedem –> Doppelkreis und auf Oesel bestand je ein Landgericht, besetzt mit je 
einem –> Landrichter, zwei Beisitzern und in Riga auch mit einem Notar. Es hielt jährlich im 
Januar, Juni und September mehrmals eine –> Juridik ab. Das L. war zuständig für sämtliche 
Zivilprozesse, soweit nicht das –> Hofgericht Erste Instanz war, was insbesondere Prozesse des 
Adels betraf. In Strafsachen war es allgemein Untersuchungs- und Prozeßgericht, bei adligen Be-
schuldigten jedoch nur bei geringfügigen Injurien. Berufungen gingen an das –> Hofgericht. 
Während der Gültigkeit der –> Statthalterschaftsverfassung wurden die L.e in –> Kreisgericht 
umbenannt und waren auch für Prozesse Adliger Erste Instanz. Der Restitutionsukas von 1796 
stellte den alten Zustand wieder her. Die L.e bestanden von da ab bis zur Justizreform von 1889 
unverändert fort. 
BPR I § 356 ff., R-S II 29 ff.; Tobien, Ritterschaft I 484; Latv. Enc. 2788. 
2. Pilten: Die von der Ritterschaft gewählten und vom König von Polen – seit 1796 vom Kaiser 
– bestätigten sechs Landräte sowie der Landnotar bildeten zugleich das L. Dieses konnte in Sa-
chen mit einem Streitwert bis zu 400 fl. endgültig entscheiden; im übrigen war Appellation an 
den König zulässig. Niedergerichte gab es seit 1617 nicht mehr, so daß das L. zumeist erste und 
letzte Instanz war. Es wurde 1817 bei der Vereinigung des Piltenschen Kreises mit Kurland auf-
gehoben. An seine Stelle trat das Hasenpothsche –> Oberhauptmannsgericht. 
Ziegenhorn 105–106; Gesetz vom 23. August 1817 (PS zak 27 024). 
 Landgut 
Jeder nicht bäuerliche landwirtschaftliche Betrieb mit Wohn- und Wirtschaftsgebäuden. –> 
Kronsgut, –> Pastorat, –> Patrimonialgut, –> Privatgut, –> Rittergut, –> Ritterschaftsgut, –> 
Stadtgut. 
BPR III Art. 597, 613; Wedel 63. 
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 Landhofmeister 
Einer der vier kurländischen –> Oberräte. Zu herzoglicher Zeit Mitglied der Regierung und beim 
–> Hofgericht, nach der Angliederung an Rußland Mitglied beim –> Oberhofgericht. 
FR 1617 § l; BPR I § 1282. 
 Landknecht 
Im 19./20. Jh. ein Landarbeiter, der für seine nach Tagen normierte Arbeit Hofesfelder mit Gar-
ten, Wiese, Weide und einem kleinen Anwesen zur Nutzung erhielt, in der Regel ungefähr 3 ha. 
Da dieses Dienstverhältnis sich der seinerzeitigen –> Fronpacht näherte, setzte die Livl. BVO 
1849 den Maximalumfang für Landknechtshöfe auf fünf Lofstellen = 1,86 ha fest und begrenzte 
die Vertragsdauer auf zwölf Jahre. Nach der BVO 1860 sollten jedoch Wiesen und Weiden nicht 
in die Maximalgröße einbezogen werden, wodurch die Gesamtfläche meist wieder den alten Um-
fang erreicht haben dürfte. Dieses System war zeitweilig bei den Landarbeitern sehr beliebt, da 
es ihnen die Anschaffung von Inventar und in der Folge die Pacht von einem ganzen –> Gesinde 
ermöglichte. Auch war ihr soziales Ansehen höher: Sie rangierten in der Stufe der Pächter. 
Tobien, Agrargesetzgebung II 352 f.; Foelkersahm, Agrarreform 45; Balt. Bürgerkunde 320. 
 Landkommissär 
Mitglied der Polizeiabteilung beim rigischen –> Landvogteigericht mit zwei vom Rat gewählten 
Gehilfen. 
BPR I § 550; Gutzeit § 135. 
 Landlade 
Ritterschafts- oder Ritterkasse in Liv- und Estland. Hierhin wurde das –> Ladengeld gezahlt. In 
Livland bestand daneben die –> Landeskasse. In Estland wurde die Landlade 1904 in drei Kassen 
geteilt: eine Korpskasse der Ritterschaft, eine Kasse der Großgrundbesitzer und eine allgemeine 
Landeskasse. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 91 f.; Gernet 10, 70 ff.; Dellingshausen, Im Dienste der Heimat, 
Stuttgart 1930, 69, 97. 
 Landmarschall 
1. Livland: Vertreter der Ritterschaft, auf dem Landtag gewählt. Er mußte immatrikulierter ad-
liger Rittergutsbesitzer sein. Als Zeichen seiner Amtswürde führte er bei feierlichen Anlässen wie 
auf dem –> Landtag einen silbernen Stab. Er präsidierte auf dem Landtag. Zwischen den Land-
tagen mußte er mit dem residierenden –> Landrat Verbindung halten, notfalls einen –> Adels-
konvent einberufen. Seine Stellung entsprach dem estländischen –> Ritterschaftshauptmann und 
dem kurländischen Landesbevollmächtigten (–> Landesbevollmächtigter). Er revidierte die Pfer-
depoststationen und die Ritterschaftskasse. Seine wichtigste Funktion war die Vertretung der 
Landesinteressen bei den Regierungsstellen. Er besaß das Recht der „direkten Supplik“ beim Kai-
ser. 
BPR §§ 89 f., 596 ff; Svod zak. IX § 104; Tobien, Ritterschaft I 34 ff.; Tobien, Agrargesetzge-
bung I 34; Krusenstjern 25 ff.; Ungern 14. 
2. Oesel: Vertreter der Ritterschaft, mit den gleichen Funktionen wie der Landmarschall in Liv-
land. 
BPR II § 703. 
 Landnotar –> Landgericht 2 
 Landnotarius 
Mitglied (Schriftführer) beim –> Landgericht im Piltenschen Kreis, auch Mitglied im –> Land-
ratskollegium, im –> Konsistorium; fungierte ferner als –> Ritterschaftssekretär. Er mußte An-
gehöriger der Ritterschaft sein. Das Amt erlosch mit dem Ende der Selbständigkeit Piltens. 
Ukas vom 10. Dezember 1817; Pilt. FR § 8; Ziegenhorn § 301. 
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 Landpflichtigkeit 
Schollenpflichtigkeit. Nach der Bauernbefreiung 1816 in Estland noch bis 1853 als Gouver-
nementspflichtigkeit bestehend, –> Läufling 
Gernet 260. 
 Landpolizei-Departement 
Bestand als Polizeibehörde für das Patrimonialgebiet zu Beginn des 19. Jhs. in Riga, –> Land-
vogteigericht. 
Böthführ Nr. 780. 
 Landpolizei-Inspektor 
Ratsherr als Leiter des Landpolizei-Departements. 
Böthführ Nr. 802. 
 Landrat 
1. Livland und Oesel: Ritterschaftlicher Wahlbeamter auf Lebenszeit, Mitglied im –> Landrats-
kollegium. BPR II § 339, 557 ff., 425, 689 ff. 
2. Estland: Ritterschaftlicher Wahlbeamter auf Lebenszeit, Mitglied im –> Landratskollegium. 
Als solches bis 1889 auch Mitglied beim –> Oberlandesgericht. 
BPR II § 447, 727 ff. 
3. Pilten: Mitglied der Regierung (–> Landratskollegium), gewählt von der Ritterschaft aus deren 
Mitte. Das Amt wurde 1817 aufgehoben. 
Ziegenhorn § 301; Pilt. FR § 7. 
 Landrat, präsidierender 
In Estland dienstältester Landrat, vertrat den –> Gouverneur als Vorsitzenden beim –> Ober-
landgericht. 
 Landrat, residierender 
Schon in schwedischer Zeit bestimmte das livländische –> Landratskollegium monatlich einen 
Landrat zur Residierung in der Gouvernementshauptstadt Riga, um zur Beratung der Regie-
rungsstellen und zur Erledigung der laufenden Angelegenheiten der Ritterschaft zur Verfügung 
zu stehen. 1875 schuf der Landtag eine ständige Residierung auf drei Jahre. Der residierende 
Landrat wurde vom Landratskollegium bestimmt. Er war damit dessen Vorsitzender, mußte die 
laufenden Angelegenheiten der Ritterschaft wahrnehmen, nahm an den Sitzungen der –> Gou-
vernementsregierung teil sowie beim –> Kollegium der allgemeinen Fürsorge und war Vorgesetz-
ter der Poststationen. In wichtigen Angelegenheiten hatte er sich mit dem –> Landmarschall zu 
beraten; notfalls mußte ein außerordentlicher –> Adelskonvent einberufen werden. Das Amt des 
r. L. bestand 273 Jahre bis zur Auflösung der Ritterschaft in der Republik Lettland 1920. 
Tobien, Ritterschaft I 15 ff..; Ungern 37; BPR II §§ 566 ff., 692. 
 Landratsgut 
Gut der Ritterschaft, das in erster Linie zum Unterhalt der Landräte (Livland), sodann auch der 
Kanzlei beim –> Oberlandgericht und –> Manngericht (Estland) diente, während die Landräte 
dort aus den Gütern Tafelgelder bezogen. Im 19. Jh. gab es in Livland fünf, in Estland drei 
Landratsgüter. Gelegentlich in Liv- und Estland, regelmäßig in Kurland galt die Bezeichnung –
> Ritterschaftsgut. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 10f.; BPR II §§ 45, 359, 556, 729; I 852; Gernet 17. 
 Landratskammer 
Versammlungsraum der Landräte im livländischen –> Ritterhaus. 
Livl. Landtags-Recesse 388. 
 Landratskollegium 
1. Livland: Das Kollegium der Landräte bestand in russischer Zeit aus zwölf Mitgliedern – sechs 
aus dem lettischen und sechs aus dem estnischen Teil des Gouvernements, die auf Lebenszeit auf 
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dem Landtag von den immatrikulierten Edelleuten gewählt wurden. Ihre erste Pflicht war (BPR 
II § 563) die „wachsame, väterliche Sorgfalt für die Aufrechterhaltung der Rechte, Gerechtsame, 
Einrichtungen und festen Gewohnheitsnormen der Ritterschaft“. Das Landratskollegium war ein 
Beratungsorgan für die Gouverneure und die staatliche Verwaltung der Provinz. Die Landräte 
hatten den Vorsitz in verschiedenen ritterschaftlichen Institutionen. Im –> Adelskonvent berie-
ten sie gesondert von den Kreisdeputierten. Zu dem –> Sentiment der Kreisdeputiertenkammer 
erteilten sie ihr Consilium, worauf diese nochmals zu beraten und zu beschließen hatte. Das L. 
führte ferner die –> Matrikel sowie die Adelsgeschlechtsbücher für den nichtimmatrikulierten 
Gouvernementsadel. Nach den russischen Reichsgesetzen hatten die Landräte den Charakter von 
ehrenamtlichen Regierungbeamten der vierten Rangklasse. – Entsprechendes gilt für die Oesel-
sche Ritterschaft; hier bestand das Landratskollegium aus vier Landräten. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 30 ff; Tobien, Ritterschaft I 13; BPR II §§ 557 ff, 689 ff. 
2. Estland: Die bereits in der Ordenszeit nachweisbaren zwölf Landräte bildeten sowohl das höch-
ste Selbstverwaltungsorgan des Landes als auch unter dem Vorsitz des Generalgouverneurs oder 
stellvertretend des präsidierenden (dienstältesten) Landrats das –> Oberlandgericht. Sie waren 
vom Landtag auf Lebenszeit gewählt. An der feierlichen Eröffnung des Landtags hatten sie mit-
zuwirken. Bei Stimmengleichheit im Landtag gab die Mehrheit des L. den Ausschlag. Ferner 
gehörte das L. zum –> Ritterschaftsausschuß. Außerdem bekleidete je ein Landrat das Amt eines 
Präses des Konsistoriums, des Kuratoriums der Ritter- und Domschule in Reval und war –> 
Oberkirchenvorsteher in einem der vier Kreise. BPR II §261 ff., 727 ff. 
3. Pilten: Oberste Regierungsbehörde bis zur Vereinigung des Kreises mit Kurland (1819). Die 
von der Ritterschaft gewählten sechs Landräte bildeten zugleich das –> Landgericht. Sie waren 
Mitglieder des Piltenschen Adels. 
Ziegenhorn § 301; Pilt. FR §§ 7 f.., 12 ff., 22. 
 Landrichter 
Vorsitzender beim livländischen –> Landgericht, von der Ritterschaft auf sechs Jahre gewählt. Er 
musste immatrikulierter Adliger sein. Eine juristische Ausbildung war nicht erforderlich, aber oft 
– wenn auch nicht immer abgeschlossen – vorhanden. 
BPR I § 359, 386; II §386. 
 Landrolle, Hakenliste 
Verzeichnis landwirtschaftlicher Grundstücke eines Bezirks nach Hakengröße und Eigentümern. 
Diese Listen dienten vor allem Besteuerungszwecken, in Kurland auch als Unterlage zur –> 
Stimmtafel für die Landtage. Sie wurden bei jeder –> Hakenrevion oder –> Güterrevision neu 
aufgestellt. 
Gutzeit II 142; Gernet 319, 390; BPR II § 276 Forts. 1880. 
 Landsassen –> Landschaft 
 Landschaft 
Die Gesamtheit der nicht zum immatrikulierten Adel gehörigen Rittergutsbesitzer einer Provinz 
(Landsassen). Ab Mitte des 19. Jhs. durften sie am –> Landtag teilnehmen und hatten auf der –
> Kreisversammlung- und der –> Kirchspielsversammlung Sitz und Stimme. Der Ausdruck „L.“ 
wurde ursprünglich, namentlich in Kurland, auch für die Ritterschaft gebraucht oder man sprach 
von „Ritter- und L.“ Erst als in der zweiten Hälfte des 19. Jhs. auch Nichtimmatrikulierte, selbst 
Bürgerliche, Rittergüter erwerben konnten, erhielt L. die oben angegebene Bedeutung. 
Hupel, Topogr. Nachr. I 442, III 598; Gutzeit II 142; Tobien, Agrargesetzgebung I 25 ff.; Balt 
Bürgerkunde 191 f. 
 Landschaftsfähnrich –> Landschaftskornett 
 Landschaftsgelder 
Beträge, die aufgrund eines kurländischen Landtagsbeschlusses in den –> Landeskasten von den 



163 
 

Rittergutsbesitzern wie von jedem –> Rentenirer einzuzahlen waren. Zahlungspflichtig waren alle 
zur –> Adelsfahne gehörenden Güter wie auch die Pfandhalter. Die Rentenirer zahlten entspre-
chend ihre –> Rentenirsumme. Der Herzog zahlte von seinen Allodialgütern. Die Landschafts-
gelder setzten sich aus feststehenden, nach Hakentarif berechneten wie auch besonderen –> Wil-
ligungen zusammen. Sie wurden gleich nach einem Landtag eingesammelt. Wer nicht zahlte, 
durfte keine adligen Rechte ausüben und adlige Freiheiten genießen. 
 Landschaftskornett 
Der unterste Offiziersrang der –> Landschaftsoffiziere, auch Landschaftsfähnrich genannt. 
 Landschaftslieutenant 
Mittlerer Offiziersrang. –> Landschaftsoffiziere 
 Landschaftsoffiziere 
Offiziere des kurländischen und piltenschen Roßdienstes (–> Roßdienst, –> Landesfahne, –> 
Adelsfahne), von der Ritterschaft, in Pilten auch vom –> Landratskollegium gewählt. Jede der 
vier kurländischen Kompanien hatte drei Landschaftsoffiziere: Rittmeister, Lieutenant und Kor-
nett. Zu Beginn des 18. Jhs. trat an die Stelle des Truppenaufgebots eine Geldzahlung, die Offi-
ziere wurden aber weiter bestellt, in Kurland bis 1772, in Pilten bis 1795. Danach, wie auch 
schon bisher in Friedenszeiten, hatten die L.e andere Pflichten: Hofdienst beim Herzog, vor allem 
aber Vollstreckung von Landtagsbeschlüssen, insbesondere Beitreibung der –> Willigung, sofern 
der –> Mannrichter keinen Erfolg hatte. Hierzu erhielten sie sechs Wochen nach dem Willi-
gungsbeschluß Restantenzettel, die angaben, von wem ausstehende Gelder einzutreiben waren. 
Sie durften säumige Zahler mit Bußen belegen. Ferner konnten sie vom –> Oberhauptmannsge-
richt zur Unterstützung in Kriminaluntersuchungen herangezogen werden. Während des Dien-
stes waren die L.e von den Willigungen befreit. Außerdem erhielten sie ein Gehalt und eine 
Unkostenpauschale. 
FR 1677 § 36; Ziegenhorn §§ 355. 
 Landschaftsordnung 1864 –> Semstwo 
 Landschaftsrittmeister 
Höchster Rang der –> Landschaftsoffiziere. 
 Landschule –> Bauergemeindeschule 
 Landsecretarius 
Ritterschaftssekretär. 
Livl. Landtags-Recesse 364. 
 Landstandschaft 
Berechtigung zur Teilnahme, Mitsprache und Abstimmung auf den Landtagen, ursprünglich auf 
die immatrikulierten adligen Rittergutsbesitzer beschränkt, ab 1870/71 sämtlichen Rittergutsbe-
sitzern zugestanden, wobei jedoch in Liv- und Estland die Teilnahme an Wahlen für die innere 
Verwaltung der Adelskorporationen ausgenommen war, für Kurland jedoch nur Angelegenhei-
ten, welche allein die Interessen der Adelskorporation oder deren Vermögen betrafen. 
BPR II 32 Nr. 34 Forts. 1880. 
 Landstelle 
1. Gutsabteilung, landwirtschaft. Betrieb, der kein vollständiges Landgut bildete (BPR III Art. 
597) in Liv- und Estland. Wenn eine abgeteilte Landstelle oder mehrere zusammen die erforder-
liche Größe erreichten (in Livland 900 Lofstellen = 327,6 ha, in Estland 150 Dessjatinen = 163,9 
ha), konnte ein neues –> Rittergut gebildet werden. Die L. besaß nicht die Realrechte eines Rit-
terguts und gewährte dem Besitzer nicht die Landtagsfähigkeit. Die lettische Agrarreform bevor-
zugte die Landstellen, indem 100 ha von der Enteignung befreit wurden (bei Rittergütern 50 
ha); das estnische Gesetz verzichtete auf die Enteignung von Landstellen, falls sie nicht Personen 
gehörten, die gleichzeitig Rittergüter besaßen. 
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Balt. Bürgerkunde 165; BPR III Art. 612; Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 77; Tobien, Agrarge-
setzgebung II 316; Foelkersahm, Agrarreform 71; O. Bernmann, Die Agrarfrage in Estland, Ber-
lin 1920, 23. 
2. Bauernhof, –> Gesinde 
Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 80; Gutzeit II 144. 
 Landtag, Ordentlicher 
Wichtigste Selbstverwaltungsinstitution der jeweiligen –> Ritterschaft. Ordentliche Landtage 
wurden alle drei Jahre ausgeschrieben und bedurften der Zustimmung vom –> Generalgouver-
neur. Teilnahmeberechtigt waren ursprünglich nur grundbesitzliche immatrikulierte Adlige(–> 
Matrikel), später in allen drei Provinzen jeder Besitzer eines Rittergutes, lediglich die Beschluß-
fassung in einzelnen Angelegenheiten, die Verwaltung und teilweise die Besetzung einiger Ämter 
sowie das Recht, an den Wahlen zu diesen Ämtern teilzunehmen, blieben dem immatrikulierten 
Adel vorbehalten. Ohne Stimmrecht nahmen an den Landtagen teil: In Livland und Oesel alle 
zur örtlichen Adelsmatrikel gehörigen volljährigen männlichen Personen, in Kurland alle Ange-
hörigen der vier Adelsmatrikeln der Ostseeprovinzen. In Kurland durften nichtgrundbesitzliche 
Angehörige der Adelsmatrikel als –> Rentenirer mitstimmen Von den Städten konnte nur Riga 
mit zwei Deputierten am livländischen Landtag teilnehmen, denen aber zusammen nur eine 
Stimme zustand. Die Landtage entschieden über finanzielle Fragen (–> Willigung, Prästanden, 
Ladengelder), Ämterbesetzungen, Neuaufnahmen in die Matrikeln bzw. Ausschlüsse aus diesen 
und grundsätzlich über alle wesentlichen Landesangelegenheiten, vor allem Kirchen- und Schul-
wesen sowie Stiftungen. Den Vorsitz führte der –> Landmarschall (in Livland und Oesel), der –
> Ritterschaftshauptmann (in Estland); in Kurland hatte der –> Landesbevollmächtigte eine ver-
gleichbare Position inne. Zu den Modalitäten der Einberufung –> Relationstermin, –> Instruk-
tionstermin. 
BPR II §§ 51 ff.; Baltische Bürgerkunde 1, 164–178. 
 Landtag, Außerordentlicher 
Außerordentliche Landtage fanden je nach Erfordernis zur Erledigung bestimmter Gegenstände 
statt. 
BPR II §§ 51 ff.; Balt. Bürgerkunde 1, 175. 
 Landtagsbeliebung –> Beliebung 
 Landtagsdiarium 
Protokoll eines kurländischen Landtags, geführt vom –> Ritterschaftssekretär, in der nächsten 
Versammlung genehmigt und von ihm und dem –> Landbotenmarschall unterschrieben. Nicht 
protokolliert wurde ein zurückgewiesenes –> Deliberatorium, da es nicht zur Verhandlung ge-
kommen war. 
BPR II § 796 f.; Kurl. LandtagsO 1837 §§ 102, 154. 
 Landtagsinstruktion an den Ritterschaftskomitee 
Nach Beendigung des zweiten Termins eines kurländischen Landtags abgefaßte Instruktion als 
Richtschnur für die Tätigkeit des –> Ritterschaftskomitee im nächsten Triennium bis zum kom-
menden –> Landtag. Abweichung von der L. war nur möglich, wenn durch veränderte Umstände 
der betreffende Gegenstand erledigt war oder bei Verfolgung des vom Landtag erteilten Auftrages 
nachteilige Folgen entstehen konnten. Die Abweichung mußte auf dem nächsten Landtag be-
gründet werden. 
BPR II §323, Kurl. LandtagsO 1897 §§ 171, 197, 198. 
 Landtagskirchenspiel –> Kirchspiel 
 Landvogt –> Landvogteigericht 
 Landvogteigericht, Landvogtei 
Die sehr große Rigaer Stadtmark war schon im 16. Jh. verwaltungsmäßig zwischen der eigentli-
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chen Stadt und dem Landbezirk (Patrimonialgebiet) geteilt, ebenso hinsichtlich der Justiz, indem 
für die Stadtmark ein eigenes Gericht, zur Zeit der russischen Herrschaft Landvogteigericht ge-
nannt, eingerichtet war, welches dort das –> Vogteigericht ersetzte. Sein Bezirk erstreckte sich 
auch auf die Vorstädte und die Düna „bis zur letzten Seetonne“. Demgemäß hatte es die Aufsicht 
über das Lotsen- und Fischeramt wie allgemein über die Dünafischerei, die Bauaufsicht in den 
Vorstädten und war für die Anstellung von Schiffstaxatoren zuständig. Das L. war besetzt mit 
einem Bürgermeister (Oberlandvogt) und drei Ratsmitgliedern, davon zwei als Beisitzer, während 
der dritte zur –> Kriminaldeputation abgeordnet wurde. – Im 16. Jh. wurde der eine Ratsherr 
Landvogt genannt. Angegliedert waren ein besonderer Polizeiinspektor und ein Inspektorsge-
hilfe), zwei Notare der Oberkanzlei des Rats, ein –> Landkommissar mit zwei Gehilfen und ein 
Polizeidiener. 
Aktenstücke Riga I 300, 307, BPR I §§ 548–557; Campenhausen 79. 
 Landwaisengericht 
1. Livland: das –> Landgericht als Vormundschaftsgericht. 
Gutzeit II 145; Bunge, Geschichte 233; Hupel, Topogr. Nachr. I 438. 
2. 1724 wurde in Estland durch Landtagsbeschluß aus den das –> Niederlandgericht bildenden 
Personen ein L. errichtet, im Ergebnis mithin dem Niederlandgericht die Aufgaben zugewiesen, 
die das –> Waisengericht wahrgenommen hatte, woraufhin das Niederlandgericht die Doppel-
bezeichnung Niederland- und Landwaisengericht führte. Es war das einzige adelige Waisenge-
richt für den Landbezirk des Gouvernements. 
R-S II 59 Anm.; Hupel, Topogr. Nachr. I 463; Wedel 168. Bunge, Geschichte 305. 
 Läufling 
Schollenpflichtige Personen bäuerlichen Standes, die ihren Wohnsitz unrechtmäßig verließen, 
um anderwärts günstigere Lebensbedingungen zu suchen. In Livland war das besonders im 18. 
Jh. der Fall trotz der Rutenstrafe und Verurteilung zu öffentlichen Arbeiten. Eine Verordnung 
des Generalgouverneurs vom 29. Februar 1719, die sogar Brandmarkung androhte, kam anschei-
nend nicht zur Durchführung. Dem Bevölkerungsverlust durch „Verstreichen“ stand jedoch ein 
Zuzug von Knechten ( –> Lostreiber und –> Einfüßling) entgegen, zumeist aus dem 1772 von 
Polen an Rußland abgetretenen Lettgallen. Das Einfangen und Bestrafen der Läuflinge besorgte 
das –> Ordnungsgericht. Erst die BVO 1819 gab den Bauern Bewegungsfreiheit zunächst im 
Kirchspiel, dann im Bezirk des Ordnungsgerichts, schließlich im Gouvernement, am 23. April 
1832 unbeschränkt. In Estland verlief die Entwicklung ähnlich. Auch dort wurde mit der Bau-
ernbefreiung 1816 die Schollenpflichtigkeit sukzessive aufgehoben. Die –> Landpflichtigkeit be-
ziehungsweise Gouvernementspflichtigkeit blieb aber bis 1856 bestehen. Das Problem des Ent-
streichens, Verstreichens oder Austretens bestand auch im Herzogtum Kurland. Der –> Erbherr 
war berechtigt, seinen Untertanen binnen 24 Stunden auf fremdem Boden zu greifen und zu-
rückzuholen. Danach mußte er gerichtlich vorgehen. Der Auslieferungsanspruch verjährte in 100 
Jahren. Auslieferungsverträge mit Nachbarländern sahen jedoch kürzere Fristen vor. Der Auslie-
ferungsanspruch verfiel, wenn in Notzeiten der Erbherr seinen Leibeigenen nicht mit dem Not-
wendigsten versorgte und dieser deshalb entlief. 
Transehe, Gutsherr 138, 140 Anm. l; Soom 222 ff.; Tobien, Agrargesetzgebung I 237, 373; 
Gutzeit II 154 f.; Gernet 39 ff., 155, 260; Hahn 29 ff. 
 Lausemarkt 
In Reval und in Riga Trödelmarkt, Flohmarkt. 
Rig. Wörterb. 143. 
 Laut 
Nach einem L. = gleichlautend, nach Formular (IKP 1 II § 33: „citirt man hierauf sämtliche 
reos... nach einem Laut“; § 47: Ladungen müssen Eines Lauts seyn“). 
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 Laute Abstimmung –> Abstimmung, laute 
 Lebtagsgut 
Auf Lebenszeit verliehenes Gut. –> Gratialgut 
Transehe, Gutsherr 8; Tobien, Agrargesetzgebung I 11. 
 Leeziba –> Leezineeks 
 Leezineeks (lett.) 
In Kurland derjenige, der den außerordentlichen –> Gehorch (Leeziba) ableistete. 
Kiparsky 94. 
 Lehen, bürgerliches 
In Kurland Privat-Landgüter, die ursprünglich an Nichtadlige verliehen worden waren. Sie konn-
ten auch vor der Freigabe des Rittergutsbesitzes von Personen jedes Standes erworben werden. 
Das bürgerliche Lehen verlor auch durch den Erwerb eines Edelmannes seine Rechtsqualität 
nicht, dieser erwarb jedoch damit für sich persönlich die Landtagsqualität. 
BPR III Art. 613, 620 f. 
 Lehnsfahne, Hofesfahne 
Dem König von Polen als Lehnsherrn zu leistender –> Roßdienst des Herzogs von Kurland (nor-
mal ein Reiter auf je 20 Haken). 
Hahn 4; Bunge, Kurl. PR § 103. 
 Lehrbezirk 
1803 wurde das Russische Reich in Universitäts- oder Lehrbezirke eingeteilt. Jede Universität 
mit ihrem Kurator war Mittelpunkt eines L. mit dem Universitätsrat als Provinzialschulbehörde. 
Seit 1835 war der Kurator mit seinem Rat alleinbestimmender Chef des L. Der Dorpater Lehr-
bezirk umfaßte bis 1812 auch das Gouvernement Wiborg („Alt-Finnland“), danach nur die drei 
baltischen Provinzen. Sitz des Kurators war nach Umbenennung in Rigaer L. (7.3.1886) noch 
bis 1893 Dorpat. 
PS zak III Bd. 6 Nr. 3563, Bd. 13 Nr. 9364; Amburger 192 f.; Balt. Bürgerkunde 264 f. 
 Leichengarten –> Kapelle 
 Leichenkammer 
Auf dem Friedhof errichtetes oder an die Kirche angebautes Gebäude zur Abstellung der Leichen 
bis zur Beerdigung. 
Instruktion 1832 § 67, 107. 
 Leide (lett.) 
Das an –> Freibauern verpachtete Land, auch –> Dreeschland. 
Transehe, Gutsherr 65, 83, 90, Gutzeit U 163, Kiparsky 95, Latv. Enc. 1441. 
 Leihbrief 
Schuldschein. Im russischen Recht bestand eine besondere Regelung für wechselähnliche Leih-
briefe (Svod zak X 1 §§ 1726 ff.). Sie war im Geltungsbereich des BPR nicht anwendbar und 
wurde auch in Rußland 1892 abgeschafft. 
BPR III Stichwortregister. 
 Leihkasse 
Darlehnskasse. 
StGB 1933 § 337. 
 Leitung, Vorstand 
Kirchenvorstand nach der estländischen vorläufigen VO über die Selbständigkeit der ev.-luth. 
Gemeinden vom April 1919 (RT 28/29). Exekutivorgan des –> Rat (Ausschuß). 
Balt. Ki.Gesch. 246 ff. 
 Lette, die 
Verkaufstisch, Ausschanktisch. 
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Rig. Wörterb. 144. 
 Lettland (lett: Latvija) 
Schon lange vor der Begründung der Republik Lettland wurde im estnischen Teil der Provinz 
Livland das lettische Sprachgebiet derselben „Lettland“ genannt. 
NM IX/X (1785) 338, August Wilhelm Hupel: „Der Herr Propst Pritzbuer in Lettland meldet 
mir ...“). 
 Leuteration 
Revision eines Urteils in Kriminalsachen. 
Bunge, Gerichtswesen 323. 
 Lichatsch (russ.) 
Schnellfahrender Mietkutscher. 
Rig. Wörterb. 144. 
 Ligger 
Handlanger bei der öffentlichen Waage und Wrake in Riga; meist –> Undeutsche. Mit den 
Hanfschwingern, Salzträgern und Fuhrleuten in einem Amt zusammengeschlossen, beschäftigt 
beim Warentransport. 1766 wurde das Amt aufgehoben und statt seiner das Transportarbeiter –
> Artell gegründet. 
Jensch 113; Carlberg 84; Latv.Enc. 1509. 
 Linienrecht 
Eine Dienstbarkeit zugunsten der lettländischen Elektrizitätswerke. Sie konnte für einen oder 
mehrere Betriebe zugleich durch das Finanzministerium bestellt werden und berechtigte das 
Werk zur Einrichtung von Leitungen und Transformatoren auf ländlichen Grundstücken, zum 
Schlagen von Schneisen in Wäldern, Fällen und Beseitigen von Bäumen und Sträuchern, wenn 
sie die Leitung behinderten. Der Grundeigentümer erhielt eine einmalige Entschädigung. Sie 
entfiel, wenn nur landwirtschaftlich unbrauchbares oder von Wasser bedecktes Land in Anspruch 
genommen wurde. Streitigkeiten über die Höhe der Entschädigung entschied die Hauptverwal-
tungskommission für ländliche Grundstücke. Die Entscheidungen konnten beim Verwaltungs-
departement am –> Senat angefochten werden. 
VO über dieVersorgung mit elektrischer Energie. Gbl. 1934/29 §§ 34 ff.; Lettl. Zivilgesetzbuch 
in Einzeldarstellungen II 2, Riga 1940, 174 f. 
 Liquidationskommissär 
Beamter beim –> Hofgericht zur Erledigung von Rechnungssachen. Statt seiner konnte von Fall 
zu Fall auch ein Sachverständiger bestellt werden. 
BPR I §300. 
 Liquidationsverfahren 
Im livländischen Prozeß konnte ein Urteil auf Schadensersatzleistung unter Vorbehalt späterer 
Liquidation ergehen, mithin ein Grundurteil. Die Feststellung des Schadensbetrages wurde da-
nach in einem besonderen Liquidationsverfahren vorgenommen. 
Schmidt, Civilpr. 73, 90, 198. 
 Literatensteuer 
Durch Zahlung von jährlich sechs Rbl. waren die Literaten 1879 bis 1889 wahlberechtigt. 
Carlberg 361; Blumenbach 66. 
 Literaten, Literatenstand, Gelehrtenstand 
Die akademisch Gebildeten als besondere Bevölkerungsgruppe. Ihnen, namentlich den Juristen, 
waren verschiedene Ämter vorbehalten, insbesondere die Sekretärsposten bei den Gerichten, da 
die gewählten Richter oft nicht rechtskundig waren. In Riga mußte die Hälfte der 16 Ratsherrn 
L. sein, in Reval waren sie ebenfalls ratsfähig, in den übrigen livländischen Städten waren die 
Bürgermeister aus der Kaufmannschaft oder dem Literatenstand zu wählen, der –> Syndicus 
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mußte Jurist sein. Alle L. und im Lehrfach Dienenden waren von der –> Kopfsteuer befreit, –> 
Exemte. Durch die –> Stadtordnung 1785 wurden sie ausgezeichnet (–> Bürger, Namhafter), 
aber nicht an den exklusiven Wahlrechten der Großkaufleute beteiligt (–> Gildekaufmann). Mit 
Einführung der russischen –> Städteordnung (1877) wurde den L. gegen Zahlung einer Litera-
tensteuer das Wahlrecht zugestanden, 1889 aber wieder aufgehoben. 
BPR I §§ 301, 667, 922; II §§ 1283, 1358, 1373, 1486; Holländer 70; Carlberg 361; Wilhelm 
Lenz: Der baltische Literatenstand (Wissenschaftliche Beiträge zur Geschichte und Landeskunde 
Ost-Mitteleuropas 7) Marburg 1953. 
 Liv-Estländisches Bureau für Landeskultur 
1897 durch die –> Ökonomische Sozietät geschaffen. Ihm wurde eine 1894 gegründete land-
wirtschaftliche Versuchsstation unterstellt, eine Forstabteilung und eine solche für Forstverwer-
tung angegliedert, ferner eine Vermessungsabteilung sowie eine für Wege- und Brückenbau. 
Tobien, Ritterschaft II 69 f. 
 Livländische Kreditsozietät –> Kreditsozietät 
 Lizent, Lizentzoll 
1629 in Riga und Reval eingeführter Ein- und Ausfuhrzoll, zugunsten der Krone. Lizent war 
auch Bezeichnung für das –> Lizenthaus. Mit der Zollreform 1782 aufgehoben. 
Jensch 119 ff.; Blumenbach 40; Elias 45, 206; Gutzeit II 168. 
 Lizentcomptoir 
In Reval Kronsbehörde zur Erhebung des –> Lizent. 
Elias 45. 
 Lizentgericht 
Untergericht des Rigaer Rats, entschied über die den –> Lizent betreffenden Streitigkeiten, be-
setzt mit einem Ratsherrn als Praefectus portorii und einem Kronsbeamten als Vorsitzendem. 
Aktenstücke Riga I 317 f., 441; Campenhausen 71. 
 Lizenthaus 
Rigaer Gebäude, wo der Lizent entrichtet wurde. 
Jensch 127; Aktenstücke Riga I 270, Gutzeit II 168. 
 Löschung –> Deletion, –> Exgrossation 
 Loskündigung –> Aufsage 
 Lossagen 
1. Sich als Sachverständiger von einer Untersuchung, = Ablehnen der Sachverständigentätigkeit. 
Dieses Lossagen war möglich aus denselben Gründen, die einen Zeugen zur Zeugnisverweige-
rung berechtigten (nahe Verwandtschaft, Schwägerschaft, zu erwartende Vorteile vom Ausgang 
des Prozesses). 
ZPO 1864 §§ 520, 527. 
2 L. einer Partei von einer Urkunde, = Verzicht auf die Urkunde als Beweismittel, wenn Zweifel 
an ihrer Echtheit erhoben wurden. 
ZPO 1864 § 546. 
3. L. des Beisitzers von aufbewahrten Vermögensobjekten, = Weigerung, diese weiter aufzube-
wahren. Sie mußten dann einem besonderen Verwahrer übergeben werden gleich beschlagnahm-
ten Sachen. 
ZPO 1864 §630. 
 Lossprechen 
Freisprechen. 
StGB 1845 § 396. 
 Lostreiber, Einhäusler 
Ein Mann bäuerlichen Standes, der weder auf einem Gutshof noch bei Bauernwirten zu Dienst-
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leistungen verpflichtet war, sondern auf eigene Hand lebte, ein Handwerk ausübte oder sich als 
Tagelöhner verdingte. Die Lostreiber waren zumeist bei Bauern einquartiert (etwa als –> Bad-
stüber) und arbeiteten ihr Quartiergeld mit einer bestimmten Zahl von Stunden ab. Zum ge-
wöhnlichen –> Gehorch waren sie nicht verpflichtet. Sie stiegen mitunter zu einem –> Achtler 
oder –> Viertelhäkner auf, mußten dann aber die Heranziehung zu Frondiensten in Kauf neh-
men. Trotz der Bezeichnung L. handelte es sich zumeist nicht um im Lande herumziehende 
Leute. Die offizielle Gesetzgebung sah in ihnen ein Element, welches nicht in das damalige feste 
soziale Gefüge hineinpaßte, und versuchte, sie einem geregelten Arbeitsleben zuzuführen. Die 
Livl. BVO 1804 bestimmte, daß Rekruten vornehmlich dieser Klasse zu entnehmen seien, auch 
durften sie nun zu Arbeiten auf dem Gut herangezogen oder zum Erwerb in die Städte gesandt 
werden. In Estland wurde ihnen eine Fronarbeitspflicht von 52 Tagen im Jahr auferlegt. Diese 
wurde allerdings mit der Bauernbefreiung 1816/19 wieder abgeschafft. 
Gutzeit I 243, II 189 f.; Cimermanis 12 f., 49 ff.; Transehe, Gutsherr 18; Soom 203 f., 222; 
Hahn 61 f.; Gernet 116; Latv. Enc. 2591; Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 66. 
 Lostreibertag 
Arbeitstag eines Lostreibers aufgrund freier Vereinbarung; jedoch konnten Lostreiber, die vom 
Gutsherrn Bauerlandstücke zum Bearbeiten erhalten hatten, zum –> Gehorchstag herangezogen 
werden. 
Gutzeit II 191. 
 Losung 
Rekrutierungsverfahren ab 1. Januar 1874 mit Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in Ruß-
land. Da nur etwa ein Viertel der Einberufenen benötigt wurden, wurde die Zahl der Einrücken-
den durch das Los bestimmt. Losungszeit war vom 1.Oktober bis 11.November. Zunächst wurde 
die Reihenfolge der Gemeinden ausgelost, sodann zogen die Wehrpflichtigen das Los. Hierbei 
mußten sie die Ärmel bis zum Ellenbogen aufkrempeln und die offene Handfläche vorzeigen, –
> Rekrutierung. 
Latv.Enc. 1558. 
 Lotte (lett.) 
Livländische Bezeichnung für ein zu gleicher Zeit mit der gleichen Feldfrucht bestelltes Feld, 
insbesondere die einzelnen Felder der Dreifelderfrucht, in den anderen Provinzen „Feldschlag“ 
genannt. 
Gutzeit I 275, II 192 f., Nachtr. 1886, 263; Transehe, Gutsherr 123 Anm. 3; Bunge, Liv.-estl. 
PR (1838) § 80. 
 Luxusordnung 
In Riga war das –> Gesetzgericht dafür zuständig, den Aufwand bei Gastereien und hinsichtlich 
der Kleidung zu begrenzen., allgemein das –> Ordnungsgericht. In Reval gab es keinen dafür 
zuständigen Magistratsausschuß. Auf Veranlassung des Generalgouverneurs und des Gouver-
neurs erließ der estländische Landtag 1780 eine Luxusordnung, die den Adel verpflichtete, in 
bezug auf Kleidung, Möbel, Tischgeschirr, Essen und Trinken sowie Kutschen und Pferde keine 
ausländischen Erzeugnisse zu konsumieren, sondern sich auf einen einfachen Lebensstil zu be-
schränken. Es handelte sich um den vermutlich letzten Versuch, die Lebenshaltung auf ständi-
scher Ebene zu reglementieren. 
Aktenstücke Riga I 299; A. von Gernet: Die estländische Luxusordnung von 1780. In: Baltische 
Monatsschrift 58 (1904) 158–169. 
 

*** M *** 
 
 Machtgeber –> Gewaltgeber 



170 
 

 Magaritsch, Magritsch (russ.) 
1. Trunk zur Bekräftigung eines Kaufabschlusses, auch in der Form eines Festmahles mit Betei-
ligung weiterer Personen. 
2. Draufgabe. 
3. In Riga auch Festessen, das ein Verlobter seinen Freunden kurz vor der Hochzeit gab. 
4. Trunk am Verdingungstage. 
Rechenberg-Linten, Zustände Kurlands, Mitau 1858, 37; Rig. Wörterb. 146; Latv. Enc. 1510. 
 Magazin 
1. Größeres Ladengeschäft (StGB 1845 § 1314, im Unterschied zur –> Bude). 
2. Speicher, insbesondere Gemeindemagazin zur Lagerung von Getreidevorräten der Gemeinde 
zur Vorsorge für Mißernten. In Livland hatten seit 1763 die Gutsbesitzer eine gewisse Menge 
Getreide (Reservatkorn) zum Besten der Bauern bereitzuhalten, auch die Bauern mußten be-
stimmte Mengen Brot- und Saatgetreide speichern. In Estland wurden Dorfmagazine aufgrund 
kaiserlichen Befehls vom 27. Juni 1785 eingerichtet. Aufgrund des allgemeinen russischen Ge-
setzes über Getreidemagazine von 1799 wurden solche auch in Kurland sowie Lettgallen einge-
führt. Bauern wie Gutsherren mußten jährlich bestimmte Kornmengen abliefern. Die Magazine 
konnten Saatdarlehen ausgeben, die nach der Ernte zurückzugeben waren (–> Baat). 1904 wur-
den die Getreidevorräte aufgelöst, da zu viel Verderb eingetreten war, und durch Geldzahlungen 
ersetzt 
Gernet 120, 152; Tobien, Agrargesetzgebung I 359, Creutzburg 33 ff., 84; Latv. Enc. 1828. 
 Magistrat, Rat 
In Riga und Reval die aus Rechtsgelehrten und Kaufleuten bestehende Stadtobrigkeit und zu-
gleich der erste Stand der –> Bürgergemeinde. Vereinte als rechtsprechende, gesetzgebende und 
verwaltende Körperschaft alle drei Gewalten. In Reval bestand er aus vier Bürgermeistern (dar-
unter mindestens ein Jurist) dem ebenfalls rechtsgelehrten –> Syndikus und vierzehn –> Rats-
herren (Ratmännern), darunter zwei weitere Juristen. Die Zuwahl erfolgte durch Kooptation 
nach bestimmten Regeln. In Riga war die Zusammensetzung ähnlich, mit zeitweilig leichten Ab-
weichungen. In Dorpat bestand der Magistrat aus zwei Bürgermeistern und sieben Ratsherren, 
von denen der eine zugleich Syndikus war. In der –> Statthalterschaftszeit vorübergehend aufge-
hoben, durch die russische –> Städteordnung 1878 auf die juristische Funktion beschränkt und 
1889 endgültig abgeschafft. –> Justizbürgermeister, –> Kommerzbürgermeister. 
Aktenstücke Riga I 296, Hartmann 53; BPR I § 635. 
 Magistratur 
Seit Justizreform von 1889 Bezeichnung der Richterschaft in Gegenüberstellung zur Anwalt-
schaft und Staatsanwaltschaft: Magistratur – Advokatur – Prokuratur. 
Latv.Enc. 1592. 
 Magritsch –> Magaritsch 
 Mahlgast 
Die baltischen Mühlen waren ursprünglich sämtlich, im 20. Jh. noch auf dem Lande, sogenannte 
Kunden- oder Lohnmühlen, die nicht mit Getreide oder Mehl handelten, sondern das von den 
Kunden angefahrene Getreide gegen Entgelt verarbeiteten. Jeder Kunde erhielt das aus seinem 
eigenen Korn hergestellte Mehl. Bei starkem Arbeitsanfall mußten die Kunden oft tagelang auf 
Abfertigung warten. Es waren daher vielfach für sie Aufenthalts- und Übernachtungsräume ein-
gerichtet. Aus dieser Beherbergung in oder bei der Mühle mag die Bezeichnung M. geprägt wor-
den sein, da die Lage des Kunden eine gastähnliche war. 
 Major 
Anrede des rigischen Stadtteils-Polizeioffiziers. 
Rig. Wörterb. 146. 
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 Majorat –> Fideikommiß 
 Makler, Mäkler 
Vermittelte nicht nur Geschäfte, sondern beaufsichtigte auch den Handel in Riga. Ursprünglich 
wurden sie allein vom Rat bestellt, später erhielt die Große –> Gilde das Präsentationsrecht, das 
dann auf das –> Börsenkomitee überging. Für Reval gilt das Entsprechende. 
Aktenstücke Riga I 506; Carlberg, Verwaltung Rigas 83 f. 
 Malzkerl –> Fußarbeiter 
 Manngericht 
Im Mittelalter gab es von den Landesherren ernannte –> Mannrichter, die mit Urteilsfinder und 
Schöffen Gericht hielten. Sie wurden in Estland bis zur Justizreform von 1889 beibehalten, wie-
wohl Zuständigkeit, Verfahren und Zusammensetzung des Gerichts sich im Laufe der Zeit ge-
wandelt hatten. In russischer Zeit bestanden die Manngerichte aus einem Mannrichter und zwei 
Assessoren (–> Assessor). Sie tagten nicht in ihrem Bezirk, sondern sämtlich auf dem Revaler 
Dom im Ritterhaus und zwar zu gleicher Zeit mit dem –> Oberlandgericht, das dann sofort als 
Berufungsinstanz angerufen werden konnte. Die Mannrichter waren ehrenamtlich tätig; sie muß-
ten immatrikulierte Adlige sein und wurden von der Ritterschaft auf drei Jahre gewählt. Eine 
juristische Ausbildung war nicht erforderlich. Der Mangel wurde dadurch ausgeglichen, daß der 
lebenslänglich angestellte –> Sekretär rechtskundig sein mußte. In Strafsachen war das M. Pro-
zeß- und Vollstreckungsgericht seines Kreises, in Zivilsachen zuständig für alle Einwohner welt-
lichen Standes, ausgenommen die vor die Bauernbehörden kompetierenden Sachen. 
BPR I § 917 ff.; R-S II 16 f., 23 f; Oswald Schmidt, Das Verfahren vor dem M. in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten zur Zeit der bischöflichen und Ordensherrschaft, Dorpat 1865. 
 Mannrichter 
1.Estland: Vorsitzender eines –> Manngerichts. Die drei Mannrichter mit ihren sechs Assessoren 
waren zugleich Mitglieder beim –> Niederland- und Landwaisengericht, der Harrische M. vertrat 
auch den –> Ritterschaftshauptmann als Vorsitzender dieses Gerichts. 
BPR I § 892, 904. 
2. Kurland und Pilten: Noch in herzoglicher Zeit gab es in jeder Hauptmannschaft einen Mann-
richter, der vom Adel gewählt und vom Herzog oder (in Pilten) vom König bestätigt wurde. Ihm 
oblag die Urteilsvollstreckung und die Aufsicht über Wege und Brücken. 1812 wurde das Amt 
in Kurland aufgehoben und die Obliegenheiten dem –> Hauptmannsgericht übertragen. In Pil-
ten, wo der Mannrichter mit zwei Beisitzern amtierte, erfolgte die Aufhebung 1817 bei der Ver-
einigung mit Kurland. 
R-S II 69 ff., 74; Ziegenhorn §§ 551 f.; Bunge, Geschichte 282 f., 311. 
 Manualakten 
Handakten. 
Samson § 82 Anm. 
 Manufaktur, Werkstühle 
Wird als kleinere nichtzünftige Produktionsstätte in der StadtO 1785 genannt, darf von jedem 
Bürger (§ 90), steuerrechtlich von Kaufleuten der III. Steuergilde betrieben werden (–> Gilde-
kaufmann, –> Vermögenssteuer). Der Begriff taucht im BPR nicht mehr auf. 
StadtO 1785 §§ 90, 117. 
 Marinereglement 
Dem –> Kriegsreglement für das Landheer entsprechende Zusammenstellung der Vorschriften 
für die Flotte vom 13. Januar 1720 (PS zak 3458). Es enthielt unter anderem Strafbestimmungen 
für Seeleute und wurde ebenso wenig wie das Kriegsreglement in den –> Swod Sakonow aufge-
nommen, sondern bestand neben diesem. 
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 Marktvogt 
Einer der beiden Ratsdiener beim Kommerz- und Polizeibürgermeister (–> Kommerzbürgermei-
ster) in Narva. Seine Aufgabe war die Überwachung des Markthandels, insbesondere die Verhin-
derung der Vorkäuferei. –> Vorkauf. 
BPR I § 1631. 
 Marschkommissär 
Beamter zur Organisation des Durchmarsches von Truppen und ihrer Versorgung mit Futter 
und Fuhren (Vorspann, –> Schüsse). In Livland vom –> Landratskollegium beim –> Ordnungs-
gericht bestellt, in Estland von der –> Gouvernementsregierung beim –> Hakenrichter angestellt 
und als –> Kreiskommissär bezeichnet, in Kurland beim –> Hauptmannsgericht Doblen durch 
die Ritterschaft gewählt. 
BPR I §§ 400, 405, 965, 1362, 1364; Tobien, Ritterschaft 1484. 
 Nach Maßgabe zu befriedigende Forderung 
Anteilsmäßig, „wenn die Masse nicht zur vollen Befriedigung ausreicht“. 
Konk. Regeln §§ 35 f. 
 Materialisten 
Verkäufer von Arzneisubstanzen en gros, pharmazeutische Großhändler. 
StGB 1845 § 1096. 
 Matrikel, Adelsmatrikel 
Verzeichnis der zu einer Ritterschaft gehörenden Adelsgeschlechter. Die älteste Matrikel entstand 
in Kurland im 17. Jh., zunächst –> Ritterbuch genannt, aufgrund von Entscheidungen der „Rit-
terbanken“ (Gremium aus Mitgliedern des Stammadels), ebenso im Kreis Pilten. Nach der „Ver-
brüderung“ beider Ritterschaften 1819 wurden die Matrikeln vereinigt. In Liv- und Estland 
wurde zwar zu schwedischer Zeit die Errichtung einer M. angeordnet, jedoch erst nach dem 
Nordischen Kriege durchgeführt und 1742 bzw. 1756 durch die hierzu eingesetzten Kommis-
sionen beendet. Die adligen Familien wurden nach Klassen, entsprechend der Zeit ihrer Auf-
nahme in den Adel bzw. dem Nachweis des Stammadels eingeteilt: Bischöfliche und Ordenszeit, 
polnische, schwedische, russische Zeit. In der Zeit der –> Statthalterschaftsverfassung (1785–
1796) wurden anstelle der Matrikel die russischen –> Gouvernements-Adelsgeschlechtsbücher 
geführt. Die –> Immatrikulation, das heißt die Aufnahme neuer Mitglieder in die Adelskorpo-
rationen, fand auf den Landtagen statt, ebenso ein Ausschluß, der jedoch nur eine Einzelperson 
betraf, nicht das ganze Geschlecht, während die Aufnahme auch für die Nachkommenschaft galt. 
Personen, die durch kaiserlichen Gnadenakt ein –> Rittergut in den baltischen Provinzen erhiel-
ten, mußten mit ihrem Geschlecht unverzüglich ohne Aufnahmeverfahren in die M. eingetragen 
werden. Die Matrikeln wurden von den Ritterschaften geführt. 
BPR II §§ 7–25, 893. 
 Maximum –> Bauernhöfe, Minimum-Maximum der 
 Medizinalinspektor 
1797 eingesetzter Leiter der –> Medizinalverwaltung eines Gouvernements, seit 1869 Leiter der 
Medizinalabteilung der Gouvernementsregierung mit der Amtsbezeichnung „Oberster Sanitäts-
beamter des Gouvernements“. 
 Medizinalverwaltung 
1797 im Rahmen der einheitlichen Medizinalorganisation in der Provinz für jedes Gouverne-
ment eingerichtet, bestehend aus –> Medizinalinspektor, Accoucheur und Operateur (PS zak I 
Bd. 24 Nr. 17 743). Aufgaben: die gesamte Sanitätsaufsicht (einschließlich Viehseuchen) und 
gerichtsmedizinische Untersuchungen. Die Kompetenz erstreckte sich bis 1805 auch auf medi-
zinische Einrichtungen von Armee und Marine, danach nur auf Ärzte, Krankenanstalten und 
Apotheken. 1865 der Gouvernementsregierung eingegliedert, 1869 in eine Medizinalabteilung 
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derselben umgebildet. Accoucheur und Operateur wurden 1869 abgeschafft; später kamen Phar-
mazeuten und Veterinäre (ab 1897 Gouvernements-Veterinärinspektor) hinzu. –> Apotheken-
gericht, –> Rettungsanstalt. 
 Meilengelder 
Reisekostenentschädigung, berechnet nach der zurückgelegten Strecke in Meilen anhand einer 
besonderen Taxe. Seit der Justizreform von 1889 wurde in Werst, in den baltischen Republiken 
in Kilometern gerechnet. 
 Meistbot 
Versteigerung an den Meistbietenden. Hierfür war auch der russische Ausdruck –> Torg geläufig. 
BPR III Art. 3962 ff.; Gutzeit II 231. 
 Meister 
Zünftiger Handwerker, der die vorgeschriebene Laufbahn (Lehre, Gesellenzeit, Gesellenwande-
rung) absolviert und durch ein Meisterstück nachgewiesen hatte, daß er seine Profession be-
herrschte. Nur M. waren selbst ausbildungsberechtigt und durften Lehrlinge und Gesellen be-
schäftigen. –> Amt, –> Gewerk, –> Muthen. 
Blumenbach 16 ff. 
 Meister, gelehrter 
In Rußland verliehener Rang an Absolventen einer Handwerkslehranstalt. Gelehrte Meister wa-
ren von den Leibesstrafen ausgenommen. 
StGB 1845 Beil. I § 4 Nrn. 1 u. 8. 
 Meldungsurkunden 
Nach russischem Recht öffentliche Urkunden, die in der Weise zustande kamen, daß der Aus-
steller sie dem Notar vorwies, seine Urheberschaft erklärte und die Vorweisung und Erklärung 
beglaubigen ließ. Mit der –> Justizreform von 1889 wurde das Verfahren auch in den baltischen 
Provinzen zulässig. 
ReorgVO § 165; G-N I 120. 
 Meliorationen 
Verwendungen. Der Ausdruck wird noch in Bunges zivilrechtlichen Schriften gebraucht, vom 
BPR III nur noch im Stichwortregister. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 158; Ders., KurlPR § 154. 
 Meliorieren 
Sein Recht in der Berufungsinstanz verbessern. 
IKP 1 I § 44. 
 Mengekauf 
Kauf mehrerer Grundstücke zu einem Gesamtpreis (BPR III Art. 1626). Das LZ erwähnt ihn 
nicht mehr, ebensowenig den „Kauf in Bausch und Bogen“ oder „Aversionskauf“ (Art. 3857), 
das ist der Kauf einer Sachgesamtheit zu einem Preis. 
 Menschenalter –> Besitz, unvordenklicher 
 Mensual –> Tischregister 
 Meschtschanin, Kleinbürger, Beisasse 
Die Stadtordnung von 1785 nennt diese Kategorie der städtischen Bevölkerung, die sich in nie-
deren Berufen (nicht –> Gildekaufmann oder zünftiger Handwerker) betätigte, Poßadskie (Bei-
sassen). Auch diese gehörten nunmehr (bis 1796) zu dem erblichen Stand der –> Bürger mit 
Anteil an der Stadtverwaltung. In zeitgenössischen Quellen der Ostseeprovinzen (Kirchenbücher, 
Album academicum der Universität Dorpat) meist als „Kleinbürger“ bezeichnet, obwohl sie for-
mal das örtliche Bürgerrecht von 1796 bis 1878 nicht besaßen; seit 1866 von der –> Kopfsteuer 
befreit, als Kategorie bis 1917 erhalten, jedoch mit Aufstiegsmöglichkeiten in Wirtschaft, akade-
mischen Berufen und als Beamte. –> Beisasse. 
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StadtO 1785 § 138, BPR II § 941; Balt. Bürgerkunde 116; Blumenbach 47. 
 Messeramt 
Rigisches Amt für Arbeiter, die das Messen der Waren besorgten. Es gab Saat-, Salz-, Steinkoh-
len-, Kalk- und andere Messer. In Reval gehörten die Messer zu den Arbeitskerls. –> Undeutsche 
Ämter. 
Gutzeit II 235; Elias 38. 
 Meßkanzlei, Meßkomptoir 
Geschäftsstelle des Vermessungsamts (StGB 1845 § 465). 
 Meßrevisionskommission 
Die mit der Livl. BVO 1804 ins Leben gerufene –> Revisionskommission wurde 1809 durch 
eine M. abgelöst, bestehend aus vom Kaiser ernannten Präsidenten und Vizepräsidenten und vier 
von der Ritterschaft gewählten Mitgliedern. Sie sollte für die Katastrierung der noch nicht ver-
messenen und bonitierten Bauernhöfe sorgen, die Wackenbücher auf ihre Richtigkeit prüfen und 
nötigenfalls abändern, um das Soll des Bauern mit Größe und Qualität des Hofes in Einklang zu 
bringen (–> Wackenbuch). Die der M. gesetzte Frist von sechs Jahren konnte wegen der Napo-
leonischen Kriege nicht eingehalten werden. Die Kommission beendete das Werk erst nach Erlaß 
der BVO 1819, als die Verbindlichkeit der Wackenbücher bereits aufgehoben war. 
Tobien, Agrargesetzgebung 206, 252 ff., 267. 
 Meßsachen 
Vermessungssachen, Grenzstreitigkeiten. 
ReorgVO § 162. 
 Messungssoldaten 
Den Vermessungsbeamten als Hilfskräfte zugeteilte Soldaten, vornehmlich Pioniere. 
StGB 1845 § 467. 
 Metrik 
Verzeichnis der Glieder der orthodoxen Staatskirche in Rußland. 1886 wurden die Eingetrage-
nen von den Abgaben (Reallasten) für die Landeskirche befreit. 
Balt.Ki.Gesch.201. 
 Mietgelder 
Zahlungen an den Herrn eines als Rekruten gestellten Leibeigenen. 
StGB 1845 § 534. 
 Milde Gift 
1559 in Riga von der Brüderschaft Großer Gilde begründete Stiftung zur Unterstützung der 
Prediger, Lehrer und armer Theologiestudenten. Die freiwilligen Beiträge sollten jährlich zu 
Weihnachten ausbezahlt werden. Seit 1592 lag die Oberaufsicht beim –> Magistrat: Ein Bürger-
meister hatte die Oberinspektion, ein Ratsherr als Vertreter die Inspektion. Im übrigen bestand 
der Vorstand aus dem Ältermann und vier Bürgern der Großen –> Gilde. 
Aktenstücke Riga I 300; Campenhausen 60; Keußler 80. 
 Militärbezirk 
Im Rahmen der Militärverwaltungsreform 1862 eingerichtet: Liv- und Kurland zunächst beim 
Bezirk Wilna; 1864 bis 1870 Rigaer Bezirk für alle drei Ostseeprovinzen; danach Estland beim 
Petersburger, Liv- und Kurland wieder beim Wilnaer Bezirk; 1890 Livland ohne den Kreis Riga 
beim Petersburger Bezirk. Der Oberkommandierende der Truppen im Militärbezirk befehligte 
die im Bezirk stehenden Formationen der Armee. Weitere militärische Bezirke vor 1864: Livlän-
discher –> Artilleriebezirk, 1861 bis 1864 Festungsartilleriebezirk genannt (die Aufgaben über-
nahm der Artilleriechef im M.); Livländischer –> Ingenieurbezirk (die Aufgaben übernahm 1864 
der Ingenieurchef im M.). 
Amburger 327ff. 
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 Militärdienst –> Rekrutierung 
 Militärgouverneur –> Kriegsgouverneur 
 Militärkantonist 
Von einem Soldaten abstammender Waisenknabe in öffentlicher Fürsorge. Die Militärkantoni-
sten wurden in Livland vom –> Ordnungsgericht, in Estland vom –> Hakenrichter, in Kurland 
vom –> Hauptmannsgericht betreut; sie wurden als Halbwaisen dem lebenden Elternteil, sonst 
Verwandten zur Erziehung anvertraut. Die Gerichte hatten besondere Verzeichnisse über sie zu 
führen. 
Gutzeit II 239 (Militärwaisenknabe); BPR I §§ 411 Nr. 44, 973 Nr. 52, 1371 Nr. 45. 
 Militärwaisenknabe –> Militärkantonist 
 Minimum-Maximum-Regelung –> Bauernhöfe, Minimum-Maximum der 
 Ministeriale 
Diese alte mittelalterliche Bezeichnung wurde in Reval für die vier Gerichtsdiener des Rats (auch 
Wachtmeister oder Bürgermeisterdiener genannt) verwendet (BPR I § 1009), welche Ladungen 
zustellten und als Aktenträger wirkten, während der Sitzungsdienst – der Funktion eines deut-
schen Justizwachtmeisters entsprechend – von einem Hausschließer wahrgenommen wurde. Das 
–> Stadtgericht, –> See- und Frachtgericht und das –> Mündliche Gericht hatten eigene Mini-
steriale. 
BPR I § 1094. 
 Ministerium 
In Riga und Reval Bezeichnung für die Geistlichen der Stadt: In Riga standen bei der St. Peters-
kirche ein Oberpastor und ein Diakon, am Dom und an der Johanniskirche je ein Pastor, ein 
Diakon und ein Wochenprediger. In Reval waren es ebenfalls acht: Bei jeder Kirche standen ein 
Pfarrer und ein Prediger (Diakonus), bei der Hauptkirche St. Olai aber ein Oberpastor und ein 
Pastor. Ersterer war mit dem Titel Superintendent geistlicher Vizepräsident beim –> Stadtkon-
sistorium. 
Aktenstücke Riga I 428; II 353;Elias 55. 
 Ministerschule 
Gemeinde- oder –> Parochialschule, die ab 1884 im Zuge der Russifizierung in der dritten Klasse 
die russische Unterrichtssprache einführte und dafür nicht von der Gemeinde oder vom Kirch-
spiel unterhalten werden mußte, sondern gouvernemental subventioniert wurde. 
Tobien, Ritterschaft I 250, 270; Latv.Enc. 1707. 
 Mischehe –> Ehe, Gemischte 
 Missiv(-buch) 
Verzeichnis der ausgehenden Schreiben, Berichte, Zeugnisse und sonstigen Schriftstücke. In Re-
val wurde es seit jeher als Konzeptbuch geführt. Für die übrigen Behörden wurde erst 1852 an-
geordnet, daß die ausgehenden Schreiben ihrem Hauptinhalt nach einzutragen seien, jedoch mit 
Verweisung auf das –> Protokoll oder –> Journal. 
BPR I §§ 188 und Anm. (F) 489 Nr. 1, 653, 873 Nr. 3, 1051. 
 Mistreesche –> Reesche 
 Mitbruder 
Indigener Adliger. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 27. 
 Mitdeputierter 
Zweiter Deputierter eines Kirchspiels auf dem kurländischen Landtag (–> Kirchspielsdeputier-
ter). Beide hatten zusammen jedoch nur eine Stimme. Auf Abstimmungen gab nur der als erster 
gewählte Deputierte die Stimme ab, der Mitdeputierte nur in Abwesenheit des ersten. 
BPR II § 301; Kurl. LandtagsO 1897 §§ 86, 92. 
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 Mitgabe –> Ehegeld 
 Mithut 
Bei einer Weide- oder Hutgerechtigkeit die Befugnis des dienenden Grundstücks, auch das zum 
Bestand seines Eigentümers gehörende Vieh auf derselben Weide zu hüten. Reichte der Ertrag 
nicht für beide Herden, so mußten die Bestände anteilsmäßig verkleinert werden. Das dienende 
Grundstück hatte aber diese Verpflichtung allein, wenn die Zahl des fremden Viehs vertraglich 
festgelegt war (BPR III Art. 1137). Das LZ hat die Servitut der Weidegerechtigkeit abgeschafft. 
 Mittelschule 
1. In der Republik Lettland: Bezeichnung der Gymnasien. Sie führten jedoch zum Teil „Gym-
nasium“ in ihrer Benennung, zum Beispiel Klassisches Gymnasium in Riga. 
Rauch 113; Wachtsmuth, Deutsche Arbeit II 121. 
2. In der Republik Estland: auf der Grundschule aufbauende fünfklassige Schule, die zur Auf-
nahmeprüfung in das dreiklassige Gymnasium führte. Teilweise wurden die Gymnasien auch als 
M. bezeichnet. 
Handwörterbuch 214. 
 Monitorium 
Mahnung auf dem Amtswege mit Androhung sofortiger Zwangsvollstreckung. Eine Vorausset-
zung des zu den summarischen Verfahren in Kurland gehörenden Exekutionsprozesses. Dieser 
war nur bei „klaren und liquiden Obligationen“ zulässig (IKP 2 I § 2). War die gerichtliche –> 
Aufsage wirkungslos geblieben und zum –> Johannistermin nicht bezahlt, konnte „der Executi-
onsprozeß mit Nachsuchung eines landesüblichen Monitorii“ eingeleitet werden (§ 10). Dieser 
Antrag wurde an den Herzog gerichtet. Seine Kanzlei erließ das Monitorium des Inhalts, der 
Schuldner solle das Kapital nebst Zinsen und Kosten erlegen und den Antragsteller „in allen 
Stücken nach Inhalt der Obligation binnen rechtlicher Frist vergnügen oder widrigenfalls der 
Hülfe des Rechtes gewärtig sein“. Nach Prüfung etwaiger Einwendungen entschied die „Hoch-
fürstliche Kammer“ über die Zulässigkeit der Exekution und erteilte bejahendenfalls dem –> 
Mannrichter einen Vollstreckungsbefehl (Executoriale). In den Städten wurde das Monitorium 
(stadtübliches M.) vom Rat bewilligt (IKP 2 IV §§ 13 ff.), das Executoriale vom Stadtsekretär 
erteilt, worauf die –> Immission stattfinden konnte. 
 Monopolbude 
Im Jahre 1900 wurde in Rußland ein staatliches Branntweinmonopol eingeführt und auch auf 
die baltischen Provinzen ausgedehnt. Der Verkauf des Branntweins erfolgte in besonderen Läden, 
den Monopolbuden. 
 Moratorium –> Anstandsbrief 
 Mortifikationsprozeß 
Aufgebotsverfahren zwecks Kraftloserklärung einer Urkunde. 
BPR I § 1332 Nr. 3. 
 Mukeisen, Munkeisen (lett.: mukizeris) 
Dietrich. 
 Mündelvermögen –> Tutorium 
 Mundieren 
Verfassen von Reinschriften anhand des Konzepts. 
Kurl. KanzlO 1796 § 25 Nr. 5 u. 6. 
 Mündliche Klage 
Beim Friedensrichter zu Protokoll erklärte Klage. Ursprünglich mußte diese in ein besonderes 
Buch eingetragen werden (ZPO 1864 § 52). In den baltischen Republiken wurde es jedoch nicht 
mehr geführt, sondern das Protokoll gleich einer Klageschrift zu den Akten genommen. 
 Mündliche Konferenz –> Konferenz 
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 Mündliches Gericht 
Schon im 18. Jh. war es in Reval üblich, daß der –> Gerichtsvogt Bagatellsachen mündlich auf 
seiner Diele abmachte. Im 19. Jh. wurde dieser Brauch institutionalisiert. Das M. G. amtierte als 
Revaler Untergericht in den einzelnen Stadtteilen für kleine Zivilstreitigkeiten und für Schuld-
sachen, „deren Bestand sich aus mündlichen Angaben der Beteiligten ergibt“ (BPR I § 1160), wo 
mithin keine Schuldurkunden vorlagen. Den Vorsitz führte ein Ratsherr, Beisitzer war ein aus 
der Bürgerschaft oder den Stadtbeamten gewählter Polizeiinspektor. Verhandelten schon die üb-
rigen Untergerichte mündlich und summarisch (§ 1119) und grundsätzlich ohne Zulassung von 
Anwälten, so war deren Beteiligung beim Mündlichen Gericht „unbedingt ausgeschlossen“. Das 
Verfahren war auf einen gütlichen Ausgleich gerichtet; gelang dieser nicht, wurde eine Entschei-
dung nach billigem Ermessen getroffen. Hiergegen konnte Berufung an das –> Niedergericht 
eingelegt werden. Die Vollstreckung erfolgte durch die Polizei aufgrund einer Protokollabschrift. 
Eigentlich eine Einrichtung der –> Statthalterschaftsverfassung (Elias 82), wurde nach deren Auf-
hebung (1796) beibehalten. 
 Mündliches Verhör –> Konferenz, mündliche 
 Munsterdiener , Musterdiener 
Angestellter beim Rigaer –> Munstereigericht. 
Aktenstücke Riga II 356; Gutzeit II 262. 
 Munstereigericht, Mustereigericht 
Bestand in Riga aus dem ältesten Bürgermeister als –> Obermunsterherrn und einem Ratsherrn 
als –> Munsterherrn. Zuständig für alle die Stadtsoldaten (–> Stadtinfanteriekompagnie) betref-
fenden Sachen (Musterung, Disziplinarrecht), es führte die Aufsicht über die Zeughäuser, Pul-
vertürme und andere militärische Gebäude sowie über die Wall- und Befestigungsarbeiten. Be-
stand bis zur Aufhebung der Militärverfassung. In Reval –> Stadtkriegsgericht. 
Aktenstücke Riga I 301, 307, 317; Campenhausen 84. 
 Munsterherr, Münsterherr, Musterherr 
In Riga Ratsherr als Mitglied des –> Munstereigerichts. In Reval sprach man von Munster- oder 
Artillerieherren (zwei Ratsherren), die zusammen mit dem Munsterschreiber dieselben Aufgaben 
wahrnahmen. 
Aktenstücke Riga I 307; Elias 17. 
 Münsterherr –> Munsterherr 
 Munsterherrschaft, Munstereiherrschaft –> Obermunsterherrschaft 
 Musterdiener –> Munsterdiener 
 Mustereigericht –> Munstereigericht 
 Musterherr –> Munsterherr 
 Muthen 
„Die den Gesellen, welche um das Meisterrecht ansuchen, obliegende Verpflichtung, vor Einrei-
chung ihres Meisterstücks (ihrer Probearbeit), sich der Prüfung wegen einige Zeit bei einem zu-
ständigen zünftigen –> Meister aufzuhalten“. In Riga Pflicht für Ofensetzer, Zimmerleute, Mau-
rer, Schlosser und Wagenbauer, „der besonderen Wichtigkeit dieser Handwerke wegen“ (BPR II 
§ 954 Anm.). 
 

*** N *** 
 
 Nachbarhilfe 
Ende 1918 in Riga aus älteren Jahrgängen gebildete Organisation zur Entlastung der Polizei bei 
der Ausübung des inneren Schutzes. Sie endete mit der Besetzung Rigas durch die Bolschewisten 
am 3. Januar 1919. 
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Rimscha 108. 
 Nachbarleute 
Nach russischem Prozeßrecht (ab 1889 auch in den baltischen Provinzen) eine Beweiserhebung 
durch Befragung der Ortseinwohner, namentlich in Grundstücksprozessen (ZPO 1864 §§ 412 
ff.), und zwar verbunden mit einem Augenschein durch ein Gerichtsmitglied an Ort und Stelle. 
Dort stellte der Richter an Hand von Unterlagen der Stadt- oder Gemeindeverwaltung ein Ver-
zeichnis der möglicherweise als Auskunftspersonen Geeigneten zusammen. Dieses konnten die 
Parteien als Ganzes akzeptieren oder Abänderungsvorschläge machen. Danach wurden aus der 
Liste zwölf Personen ausgelost, enthielt sie aber nicht mehr als ein Dutzend Namen, waren es 
sechs. Die Parteien konnten einzelne Ausgeloste ablehnen, wenn die Voraussetzungen der Zeug-
nisunfähigkeit oder der Zeugenablehnung gegeben waren. Außerdem konnte jede Partei ohne 
Angabe von Gründen zwei Nachbarleute ablehnen. Für die durch Ablehnung Ausgeschiedenen 
wurden andere N. ausgelost. Zum Schluß mußten mindestens sechs Personen vorhanden sein. 
Diese wurden gleich Zeugen eidlich über das Beweisthema vernommen. Hatten in einem Besitz-
prozeß die Parteien erklärt, daß dieser allein durch das Zeugnis der N. entschieden werden solle, 
so war das Gericht hieran gebunden und konnte keine freie Beweiswürdigung vornehmen. 
 Nachbarrecht –> Baugericht 
 Nachgeben 
1. zulassen, gestatten (DCP 11 § 38: „Communikation (das heißt Austausch) der Artikel beyder 
Theile nachgeben“; § 41: „dieser nur nachzugeben wäre, wenn ...“). 
2. zugestehen („den Punkt dem anderen Theil selbst nachgegeben“) 
 Nachgebung der Appellation 
Zulassung der Appellation. 
(Kurl. KanzlO 1796 § 31; Samson § 631 
 Nachjahr, Witwenjahr, Trauerjahr 
Die unbeerbte Witwe blieb in Liv- und Estland über Jahr und Tag im Besitz des Nachlasses ihres 
verstorbenen Mannes (BPR III Art. 1742). Es stand ihr auch der volle Genuß der Einkünfte zu 
(Art. 1750). Für den unbeerbten Witwer war die Zubilligung des Nachjahres umstritten. Die 
estländische Praxis und später BPR III Art. 1765 gewährten es ihm. In Kurland und im BPR III 
kommt der Ausdruck Nachjahr nicht vor, sondern nur Witwenjahr und Trauerjahr. Bei Predi-
gerwitwen heißt es –> Gnadenjahr. 
 Nachlässigkeit 
Nach StGB 1933 „Fahrlässigkeit“ – wenn der Täter „nicht vorausgesehen hat, ... obwohl er ... 
hätte voraussehen können“. 
 Nachsicht 
Geflissentliches Übersehen von Mängeln durch den –> Braker. 
StGB 1845 § 1724. 
 Nachsteuer –> Zehnter Pfennig 
 Nacht und Jahr 
Die Frist der erlöschenden Verjährung nach schwedischem Recht (ein Jahr und sechs Wochen). 
Sie wurde mit Jahr und Tag gleichgesetzt. Der Ausdruck war auch in Estland in der Bedeutung 
von Jahr und Tag geläufig. 
Buddenbrock II 485 Anm. 40; Bunge, Liv.-estl. PR §§ 196, 199 n.n., 396 n.d. 
 Nachweide 
In Kurland wurde bei der Weidegerechtigkeit auf dem –> Heuschlag zwischen Vor- und Nach-
weide unterschieden. Erstere begann mit dem Viehauftrieb nach der Schneeschmelze und dauerte 
bis zum Himmelfahrtstage. Dann wurden die Heuschläge geschlossen. Nach der Heuernte be-
gann die N. und dauerte bis zum Spätherbst (BPR III Art. 1135). Diese Regelung wurde 1925 
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abgeschafft (Gbl. 187). 
 Näherrecht –> Auslösung, –> Erbgut, –> Freundschaftskauf 
 Nahrung, bürgerliche 
In Riga und Reval Gewerbe, deren Ausübung an das –> Bürgerrecht gebunden war. Diese Ex-
klusivität wurde in russischer Zeit nach und nach eingeschränkt oder durch Ausnahmen gelockert 
und durch die Handels- und Gewerbeordnung von 1824 praktisch aufgehoben, –> Enrollierte 
Reußen, –> Bürgersöhne, –> Gewerbefreiheit. 
Blumenbach 25 f., 52 f.; Aktenstücke Riga I 451. 
 Namhafter Bürger –> Bürger, namhafter 
 Nationalausschuß, Baltischer deutscher 
Anfang November 1918 gebildete volkstumspolitische Vertretung des baltischen Deutschtums. 
Wurde in Lettland zum Träger der deutschbaltischen Politik. Entstand aus dem Zusammen-
schluß führender Persönlichkeiten, Vertretern der alten historischen Körperschaften und be-
rufständischer Organisationen. 1920 abgelöst durch den Ausschuß deutschbaltischer Parteien. 
Rimscha 69 ff., 81, 162. 
 Nationalkataster –> Nationalregister 
 Nationalregister 
Nach dem estländischen Gesetz vom 5. Februar 1925 waren völkische Minderheiten, deren Zahl 
mindestens 3000 betrug, insbesondere die Deutschen, Juden, Russen und Schweden, zur völki-
schen Selbstverwaltung berechtigt. Die Zugehörigkeit zur völkischen Selbstverwaltungskörper-
schaft (–> Kulturselbstverwaltung) wurde durch das Nationalregister (auch Nationalkataster ge-
nannt) festgestellt, in welches sich über 18 Jahre alte estländische Staatsangehörige eintragen las-
sen konnten (§§ 8 f. des Gesetzes). 
 Naturalpacht 
Landpachtung, bei der die Vergütung für die Landnutzung nicht in Geld, sondern in Natural-
form erfolgte: Dienstleistungen oder Bodenerzeugnissen. Es konnte –> Fronpacht, –> Kornpacht 
oder Arbeitspacht sein. Diese Formen fanden namentlich nach der Bauernbefreiung von 1817/19 
Anwendung, bis sie ab Mitte des 19. Jhs. in –> Geldpacht umgewandelt und in Kurland 1867 
förmlich verboten wurden. 
Creutzburg 53 f., 63, 65. 
 Naturalprästanden –> Prästanden 
 Nebenperselen –> Perselen 
 Neujohanni 
Johanni nach neuem Stil (24. Juni). In Mitau fand an diesem Tag ein Jahrmarkt statt. 
Gutzeit II 287. 
 Neuwirt –> Jungwirt 
 Niedere Ämter –> Undeutsche Ämter 
 Niedergericht 
1. Allgemeine Bezeichnung der Untergerichte (BPR I §§ 1404, 1448 ff.; II 1297 ff., 1384 ff.); 
2. Insbesondere Bezeichnung eines Revaler Untergerichts (Stadt- oder Niedergericht).Es war Un-
tersuchungsgericht für die vom Magistrat in Erster Instanz zu entscheidenden Strafsachen; in 
Zivilsachen zuständig für Grenzstreitigkeiten, Bausachen in den Vorstädten, Pfandsachen , un-
streitige Schuldforderungen, Wechselsachen und Streitigkeiten aus Vertrag und Schuldverschrei-
bung. Ihm oblag die Vereidigung der Stadtbeamten, der –> Ministeriale.– Besetzt mit zwei Rats-
herren, dem –> Gerichtsvogt als Vorsitzenden und dem –> Untervogt als Beisitzer. In den Sit-
zungen hatte der –> Stadtoffizial mitzuwirken. Der Niedergerichtssekretär war auch beim –> See- 
und Frachtgericht, –> Stadtkriegsgericht und bei der städtischen –> Quartierkammer tätig. 
BPR I §§ 1017, 1125 ff; Elias 15. 
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 Niedergerichtssekretär –> Niedergericht 
 Niederlage-Zollamt 
Binnenzollamt, in dessen Bezirk die mit Zollbegleitschein über das Grenz- und Einfuhrzollamt 
eingeführte Ware eingelagert wurde. 
StGB 1845 §§ 873 f. 
 Niederlandgericht, Niederland- und Landwaisengericht 
1. Zu schwedischer Zeit in Estland eingerichtetes Gericht für Forderungssachen gegen Edelleute. 
Vorsitzer war der –> Ritterschaftshauptmann, Beisitzer die –> Mannrichter und –> Hakenrich-
ter. Berufung ging an das –> Oberlandgericht. In russischer Zeit kamen als Beisitzer die Mann-
gerichtsassessoren hinzu, während die Hakenrichter nur als Ersatzleute tätig wurden, wenn der 
Spruchkörper von sieben Richtern nicht anders besetzt werden konnte. Die Kompetenz betraf 
Forderungssachen gegen Adlige, Geistliche, Beamte und Advokaten bis zu einem Streitwert von 
60 Rbl. S.M. 1724 wurde das Niederlandgericht auch Vormundschaftsgericht und hieß nun 
Niederland- und Landwaisengericht. 
BPR I §§ 892 ff.; R-S II 58. 
2. In der Statthalterschaftszeit in jedem Kreis Livlands und Estlands als Landpolizeibehörde (ähn-
lich dem –> Ordnungsgericht) eingerichtet gemäß GouvernementsVO von 1775; 1795 nach 
dem Anschluß an Rußland auch in Kurland eingeführt. Diese N. entfielen mit der Aufhebung 
der –> Statthalterschaftsverfassung 1796/97 in allen baltischen Provinzen. 
 Niederlegung 
Hinterlegung zum Beispiel von Testamenten (BPR III Art. 2025 a.F., 2034 n.F.) oder des ge-
schuldeten Betrags (Art. 3522; ZPO 1864 §§ 1460 ff). 
 Niederrechtspflege 
Erstinstanzliche Rechtspflege im Unterschied zur Oberrechtspflege (Berufungsinstanzen). 
Kurl. KanzlO 1796 § 37 Nr. 1. 
 Nigrum 
Im livländischen Prozeß nicht – wie im Urkundenwesen – die noch nicht ins Reine übertragene 
Urschrift, sondern der sachliche Inhalt eines Schriftsatzes, der mit einer Bitte abschloß. Auch der 
Inhalt eines Dezisivdekrets. 
Schmidt, Civilpr. 54 f., 74. 
 Not, echte –> Ehehaften 
 Notar, älterer 
Obernotar in Unterscheidung vom „normalen“, „jüngeren“ Notar in den baltischen Ostgebieten 
(Lettgallen, Transnarova, Petschur). Er verwaltete das Notariatsarchiv. In den baltischen Provin-
zen wurde dieses bei der –> Grundbuchabteilung verwahrt. Daher gab es dort keine älteren No-
tare. 
ReorgVO § 34 = Not.O §§ 154, 352. 
 Notariatsarchiv 
Außer dem üblichen Archiv eines Notariats in Kurland auch ein Teil der im Konsistorialarchiv 
aufbewahrten Akten und Unterlagen, nämlich die von einem –> Kirchennotar am –> Konsisto-
rium stammenden Papiere. Kirchennotare gab es bis 1832. 
 Noteid 
Richterlich auferlegter Parteieid. 
Schmidt, Civilpr. 119. 
 Notverordnung –> Verordnung 
 Notwendige Ehe –> Ehe 
 Noveneid 
Eid in der Berufungsinstanz dahin, daß die neu benannten Beweismittel in der Unterinstanz 
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noch nicht zur Verfügung standen. 
Schmidt, Civilpr. 148. 
 Nummerbuch 
Beim –> Hofgericht, dem –> Landgericht und dem Revaler –> Magistrat (hier Krepost- und 
Nummerbuch genannt) geführtes Verzeichnis, „worin der Inhalt aller unter der Nummer ausge-
henden Schriften nach der Reihenfolge kurz angedeutet“ wurde. 
BPR I §§ 333 Nr. 9, 345 Nr. 10, 383 Nr. 6, 1078 Nr. 3. 
 Nüremberger Krämer und Bauerhändler-Kompagnie 
In Reval Zusammenschluß der Einzelhändler, die exklusiv Nüremberger Kram und Salz anboten, 
außerdem handelten sie – nicht exklusiv – mit Heringen und Tabak. Sie kauften die Erzeugnisse 
ihrer vorwiegend bäuerlichen Kundschaft auf oder nahmen sie in Zahlung, um sie in der Regel 
an den Großhandel weiterzugeben, –> Bauerhandel. Sie durften jährlich nur 25 Last Salz aus 
erster Hand von Fremden kaufen und mußten eventuellen Mehrbedarf bei ihren Mitbürgern 
decken. Diese Einschränkungen entfielen 1785 mit der Einführung der –> Stadtordnung. 
Elias 27. 
 Nutzungsrecht, Erbliches –> Bauerland 
 

*** O *** 
 
 Oberacht –> Unteracht 
 Oberamtsherr –> Amtsgericht 
 Oberapothekenherr –> Apothekengericht 
 Oberappellationsräte, Ober- und Appellationsräte 
Anrede der Mitglieder am –> Oberhofgericht zu Beginn eines Plädoyers. –> Oberrat 
IKP 1 II § 3. 
 Oberarmenprovisor 
In Dorpat der –> Justizbürgermeister als Aufsichtführender beim –> Stadtarmenkollegium. 
BPR I §§ 700. 
 Oberbauergericht 
Seit der Justizreform von 1889 Berufungsinstanz für das –> Gemeindegericht mit Sitz im Mit-
telpunkt seines Bezirks, wo es alle zwei Wochen zusammentrat, besetzt mit einem vom Justizmi-
nister ernannten Präsidenten, der des Russischen und der örtlichen Umgangssprache mächtig 
sein mußte, und zwei turnusmäßig hinzugezogenen Beisitzern aus den Vorsitzenden der Gemein-
degerichte (–> Gemeindegericht). Da diese nicht Russisch zu können brauchten, wurden die 
Verhandlungen in der Landessprache geführt. Bei Verhinderung des Präsidenten übertrug die –
> Friedensrichterversammlung den Vorsitz einem –> Ehren- oder Ersatzfriedensrichter, der „die 
örtliche Mundart kennen“ mußte, oder dem Präsidenten eines benachbarten Oberbauergerichts. 
Wegen der Schwierigkeit, genügend Amtspersonen zu finden, welche die Reichssprache be-
herrschten, war für den Schriftverkehr der Gemeindegerichte untereinander und mit dem O. 
auch die örtliche Sprache (Lettisch, Estnisch, Schwedisch, Deutsch) zugelassen, die Urteile der 
O.e aber mußten stets russisch abgefaßt sein, auch mußten die Präsidenten untereinander rus-
sisch korrespondieren. 
GGO §§ 27–42; G-N U 19; Gernet 302; Tobien, Ritterschaft II 501; Balt. Bürgerkunde 106 f. 
 Oberbauherr 
1. In Pernau der dem –> Vogteigericht vorsitzende Ratsherr, der zugleich das städtische Bauamt 
leitete. Er war ferner –> Oberwettherr und –> Amtspatron. 
BPR I § 721. 
2. In Riga im 18. Jh. ein Ratsherr als Vertreter der –> Bauherrschaft. 
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Aktenstücke Riga 221, 303. 
 Oberbrandherr –> Brandherr 
 Oberbrückenbauherr –> Kreiswegekommission 
 Oberburggraf 
Ursprünglich „Burggraf“ (FR 1617 § l), einer der vier –> Oberräte im Herzogtum Kurland, Mit-
glied der Regierung und beim –> Hofgericht. Bereits 1631 Oberburggraf genannt (Ritterbank-
Abschied vom 2. August), vielleicht zur Unterscheidung vom eigentlichen –> Burggraf. In russi-
scher Zeit lediglich Mitglied des –> Oberhofgerichts. 
Ziegenhorn § 407; BPR I § 1282; NM IX/X 43. 
 Obereinnehmer 
Ein Mitglied des kurländischen. –> Ritterschaftskomitee, aufsichtführend für alle Geldsachen der 
Ritterschaft. Er legte dem Komitee die Repartition der –> Willigung vor, achtete auf fristgerech-
ten Eingang der Zahlungen und veranlaßte die Zahlungen aus der –> Ritterschaftskasse; ferner 
beaufsichtigte er das Rechnungswesen der Ritterschaft. Unterstützt wurde er vom „kassaführen-
den“ –> Kreismarschall. Ferner unterstand ihm auch die –> Landeskasse. Dem Landtag mußte 
er Rechenschaft ablegen. Der Obereinnehmer wurde aus den immatrikulierten Edelleuten ur-
sprünglich auf Lebenszeit gewählt, später jedoch auf drei Jahre, in der Regel aber immer wieder-
gewählt. In der ersten Hälfte des 19. Jhs. und im BPR wurde er –> Ritterschaftsrentmeister ge-
nannt, doch bürgerte sich diese Bezeichnung nicht ein. Die Ritterschaft konnte ihm einen Ge-
hilfen beiordnen. Der Posten wurde aber nur selten besetzt. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 69, 108, 126, 182 f., 190 ff., 207 ff., 214. 
 Oberfiskal 
Beamter mit den Aufgaben des –> Fiskal beim livländischen –> Hofgericht. Er wurde auf Vor-
schlag des Justizministers vom Dirigierenden –> Senat bestellt. Neben der staatsanwaltlichen und 
die Kronsinteressen wahrnehmenden Tätigkeit hatte er eine gewisse Aufsicht über die Gerichts-
mitglieder, indem er ihr Erscheinen zu den Sitzungen überwachte und darauf achtete, daß Ver-
säumnisse mit Ordnungsstrafen geahndet wurden. Er entsprach dem –> Gouvernementsfiskal in 
Kurland und dem –> Kommissarius Fisci in Estland. 
BPR I §§ 1687ff. 
 Oberforstmeister 
In Kurland 1786 von den Oberräten aus innenpolitischen Gründen eingeführte Stelle, die nur 
einmal besetzt wurde. 
Richter II 3, 205 ff. 
 Obergericht 
In Kurland ältere Bezeichnung für das –> Oberhofgericht. 
NM IX/X 96 ff.; Bunge, Geschichte 281. 
 Obergesetzherr –> Gesetzgericht 
 Oberhauptmann 
Leiter der –> Oberhauptmannschaft, vom Herzog aus dem Adel ernannt. Der Oberhauptmann 
war Vorsitzender beim –> Oberhauptmannsgericht. Er und seine beiden Assessoren wurden seit 
1795 von der Ritterschaft vornehmlich aus den Hauptleuten (–> Ritterschaftshauptmann), deren 
Assessoren oder denen am –> Kreisgericht gewählt. Zur Besetzung der Stellen wurden dem Ge-
neralgouverneur drei der die meisten Stimmen erzielenden Kandidaten vorgeschlagen, von denen 
er wiederum zwei zur Auswahl dem Kaiser vorstellte. 
FR 1617 §§ 5, 7; Ziegenhorn § 544; BPR I § 1323, II § 498, 518. 
 Oberhauptmannschaft 
Das herzogliche Kurland zerfiel in vier Oberhauptmannschaften: Goldingen, Tuckum, Mitau 
und Selburg; sie deckten sich mit den vormaligen Ordenskomtureien. Mit der Angliederung 
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Kurlands und des bis dahin selbständig verwalteten Piltenschen Kreises an Rußland wurde letz-
terer als Hasenpothsche O. mit dem Gouvernement Kurland vereinigt. Jede O. faßte zwei Kreise 
oder Hauptmannschaften zusammen, (–> Hauptmannschaft). 
Ziegenhorn § 544; Foelckersam, Kurland 34. 
 Oberhauptmannschaftsbevollmächtigter 
Während der Geltung der –> Statthalterschaftsverfassung in Kurland (Februar 1796 bis Januar 
1797) geschaffenes Amt, entsprechend dem –> Kreismarschall. 
 Oberhauptmannschaftsversammlung 
Versammlung der stimmberechtigten Edelleute einer –> Oberhauptmannschaft, einberufen 
durch den [!] –> Ritterschaftskomitee oder den –> Landtag, geleitet vom nichtresidierenden –> 
Kreismarschall. 
BPR II §§ 351 ff. 
 Oberhauptmannsgericht 
Das unter Vorsitz des –> Oberhauptmann mit zwei Assessoren tagende Gericht. Der leitende 
Geschäftsstellenbeamte führte den Titel –> Instanzsekretär. Er mußte Adliger oder –> Literat 
sein. Da die Hauptmannsgerichte nur Vollstreckungs- und Polizeigerichte, im übrigen aber Ver-
waltungsbehörden waren, war das O. die Erste Instanz der allgemeinen Gerichtsbarkeit – soweit 
nicht aus standesrechtlichen Gründen das –> Oberhofgericht, ein –> Magistrat oder ein –> Bau-
ergerichte zuständig war. 
BPRI §§ 1319–1359; Bunge, Geschichte 280, 311; Ziegenhorn § 544. 
 Oberhofgericht 
Im Herzogtum Kurland bildeten die vier –> Oberräte mit den beiden Assessoren nicht nur die 
Regierung des Landes, sondern auch das –> Hofgericht als oberstes Gericht in Zivil- und Straf-
sachen, ferner unter Hinzuziehung des Superintendenten und der Pröpste oder anderer Geistli-
chen das –> Konsistorialgericht. Seit 1795 wurde ersteres Oberhofgericht genannt. Die Oberräte 
wurden vom Herzog aus dem besitzlichen Adel, in der Folge aus den Oberhauptleuten (–> Ober-
hauptmann) ernannt. Die Assessoren konnten bürgerlich, mußten aber Doctores juris sein. Die 
Angliederung an Rußland änderte zwar die Verwaltung, jedoch hinsichtlich des O. nichts. 1835 
wurde der Ernennungsmodus geändert: Bei Ausscheiden eines Rates rückten die Dienstjüngeren 
auf. Die so freiwerdende Stelle des jüngsten Rates wurde aus den Oberhauptleuten besetzt. 1840 
erhielt das O. einen Präsidenten, der ebenfalls aus den Oberhauptleuten vom Kaiser ernannt 
wurde. Die Geschäftsstelle wurde von zwei Obersekretären geleitet. Ferner waren fünf Kanzlei-
sekretäre vorhanden. Das O. war Berufungsinstanz des –> Oberhauptmannsgericht, Erste Instanz 
für Strafsachen Adliger und Amtsvergehen, Prozesse gegen die Ritterschaft, Urheberrechtssachen 
und adlige Konkurse. 
FR 1617 § l; Bunge, Geschichte 281; BPR I § 1282 ff. 
 Oberinspektor 
1713 für die Wahrnehmung der Polizeisachen in Riga von der Regierung ernannter Beamter, 
zugleich Präsident des Magistrats. Er verwaltete die Stadt unter Aufsicht der –> Gouvernements-
regierung. Das Amt wurde 1739 aufgehoben, die Befugnisse des O zwischen Gouvernementsre-
gierung und –> Magistrat geteilt. 
R-S II 46. 
 Oberjäger 
Volkstüml. namentlich in Kurland: Wilderer, Wilddieb. 
 Oberjägermeister 
Hofcharge im Herzogtum Kurland mit rein repräsentativer Bedeutung. 
Richter II 3, 205. 
 Oberkämmerer –> Oberkämmerherr 
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 Oberkämmerherr, auch Oberkämmerer 
Ratsherr als Vorsitzender des rigischen –> Kämmereigerichts. 
Aktenstücke Riga I 307, Campenhausen 82, BPR I § 568. 
 Oberkanalherr –> Kanalherrschaft 
 Oberkanzlei 
–> Kanzlei des Rigaer Magistrats, wohl zur Unterscheidung von den Kanzleien der Unterbehör-
den durch diese Bezeichnung hervorgehoben. Dementsprechend hatten auch die Beamten den 
Titel „Ober-“ (–> Obersekretär, –> Obernotar). 
BPR I § 447. 
 Oberkassaherr 
Bürgermeister in Arensburg, Fellin, Walk und Werro als Vorsitzender beim –> Kassakollegium. 
BPR I §§ 806,820,842,830,842. 
 Oberkasten 
–> Stadtakzisekasten in Riga. 
Gutzeit II 301, Nachtr. 1866, 22. 
 Oberkastenherr 
Bürgermeister in Pernau, Lemsal und Riga als Vorsitzender beim –> Stadtkassakollegium. 
BPR I §§ 741, 812, Aktenstücke Riga I 299; Gutzeit U 20. 
 Oberkirchenvorsteher 
Präsident beim –> Oberkirchenvorsteheramt, aus dem Adel gewählt; in Livland, Estland und 
Oesel aus den Landräten. Er mußte ev.-luth. Bekenntnisses sein. In Estland bis 1832 Bezeich-
nung für die –> Kirchenvorsteher. 
Balt. Ki.Gesch. 113; BPR II § 381, 425, 447, 498; Stählin 366 ff. 
 Oberkirchenvorsteheramt 
Führte die Aufsicht über die kirchliche Vermögensverwaltung und die –> Kirchenvorsteher. In 
Livland gab es die Oberkirchenvorsteherämter schon zu schwedischer Zeit, in den übrigen Lan-
desteilen wurden sie durch das Kirchengesetz von 1832 eingerichtet. Es gab in Livland und Est-
land je vier, in Kurland fünf, in Oesel ein O. Sie bestanden aus einem Präsidenten, dem –> 
Oberkirchenvorsteher und je einem weltlichen und geistlichen Mitglied (Assessor nobilis und 
Assessor ecclesiasticus). Vorsteher und weltliche Beisitzer wurden aus dem Adel gewählt. Geistli-
cher Assessor war der dienstälteste –> Propst des Amtsbezirks. Ein Notar mußte alle Amtshand-
lungen protokollieren. Wichtigste Funktion war die Aufsicht über die Kirchenvorsteher in der 
Vermögensverwaltung, über Kirchengebäude und Schulen. Jährlich war an das –> Generalkon-
sistorium Bericht zu erstatten. 
BPR II §§ 359, 381, 383, 425, 447, 498, 517; Ki.G. 1832 §§ 492 ff.; Stählin 366–369; Wahl 
82, 104, Balt. Ki.Gesch. 113–119, Tobien, Ritterschaft I 461–467. 
 Oberkonsistorium 
Vor 1832 Bezeichnung für das livländische –> Provinzialkonsistorium, zuerst in Dorpat, seit 
1711 in Riga, bestehend aus dem weltlichen Präsidenten, dem –> Superintendent und je drei 
geistlichen und weltlichen Beisitzern. 
Balt. Ki.Gesch. 110; Stählin 317 ff.; Wahl 77 f., 86 f. 
 Oberlandgericht 
1. Schon zu schwedischer Zeit bestehendes höchstes Gericht in Estland, bestehend aus den zwölf 
Landräten. In russischer Zeit wurde es 1739 in Zivilsachen dem –> Justizkollegium der Liv- und 
Estländischen Sachen untergeordnet, seit 1796 war der –> Senat Revisionsinstanz. Das Ober-
landgericht tagte unter dem Vorsitz des –> Generalgouverneur, der zumeist den präsidierenden 
Landrat als Vertreter bestellte. Der Gerichtsbarkeit des O. unterstand das gesamte Gouvernement 
Estland, mit Ausnahme der Stadt Reval, ferner Narva. In Strafsachen war das O. zuständig für 
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Adlige, Geistliche und Literaten und allgemein für Amtsdelikte, als Zweite Instanz für Berufun-
gen aus dem –> Magistrat von Hapsal und Narva und dem –> Manngericht. In Zivilsachen war 
es Erste Instanz bei Streitigkeiten über Kirchen- und Kronsvermögen, gegen die Ritterschaft so-
wie einzelne Adlige und Geistliche, ferner in Urheberrechtssachen. Zweite Instanz in Zivilsachen 
war es ferner für das –> Niederland- und Landwaisengericht, die Manngerichte und die Magi-
strate von Hapsal und Narva, letzte Instanz in Bauernsachen bei einem Streitwert über 50 Rbl. 
S.M. 
BPR I §§ 848 ff.; R-S II 55 ff. 
2. In Livland während der Statthalterschaftszeit als Ersatz für das –> Hofgericht eingerichtete 
oberste Landesgericht. 
 Oberlandschulbehörde 
Zentralorgan der Volksschulverwaltung in Livland. Zu ihr gehörten die –> Oberkirchenvorsteher 
des Gouvernements, der –> Generalsuperintendent und ein von der Ritterschaft aus der Geist-
lichkeit erwählter Schulrat mit Sitz in der Gouvernementshauptstadt, schließlich ein rechtsge-
lehrter Sekretär. 
Tobien, Ritterschaft 242 ff., 249; Wittram, Generationen 195; Wachtsmuth, Schulpolitik 50; 
Balt. Bürgerkunde 243. 
 Oberlandschulkommission 
Die –> Oberlandschulbehörde in Estland und Kurland. 
Balt. Bürgerkunde 243; Wrangell 81 ff. 
 Oberlandvogt –> Landvogteigericht 
 Oberlandwaisengericht 
Das –> Hofgericht in seiner Eigenschaft als Aufsichtsbehörde für das –> Waisengericht. 
BPR I § 311 Nr. 4. 
 Obermänner 
In Bauske Bezeichnung für zwei der mit den Ältermännern die –> Ältestenbank bildenden zehn 
Stadtältesten (–> Stadtälteste). Ihre Hervorhebung dürfte darauf beruhen, daß es sich um die 
„ältesten Ältesten“ handelte. 
BPR II § 1448. 
 Obermunsterherr 
In Riga der älteste Bürgermeister, als Vorsitzender beim –> Munstereigericht. 
Aktenstücke Riga I 301, 307; Campenhausen 84. 
 Obermunsterherrschaft, Obermunstereiherrschaft 
In Riga Aufsicht des Rates über das Militärwesen der Stadt. –> Munstereigericht. 
Aktenstücke Riga I 301. 
 Obernotar 
Vor 1889 der leitende Notar der –> Oberkanzlei des rigischen Magistrats. Ihm oblag unter an-
derem die Protokollführung, die Besorgung der Kopien von Satzschriften, die Abfassung von 
Verschlägen, die Vorlage der Akten an den –> Syndikus, die Führung der Repertorien und Re-
gister sowie des Journals in Gerichts- und Krepostsachen, schließlich auch die Führung der 
Grundbücher. (–> Protokoll, –> Satzschrift, –> Verschlag, –> Journal, –> Krepost. –> Grund-
buch). 
BPR I § 447, 501. 
 Oberpastor 
Inoffizielle Bezeichnung des Pastors primarius einer größeren Gemeinde, die mindestens zwei 
Geistliche hatte, zur Unterscheidung vom –> Diakon, –> Ministerium. 
Ki.G. 1832 § 203; Ottow/Lenz 11, 14. 
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 Oberpolizeiherr 
In Riga zu Beginn des 19. Jhs. Vorsitzender des Polizeigerichts. 
 Oberpräsident 
Von Gaßmann und Nolcken (III 96) benutzte, aber nicht eingebürgerte Bezeichnung für den 
dienstältesten Vorsitzenden am –> Appellhof. Unter seinem Vorsitz wurde über Kompetenzkon-
flikte zwischen Justiz und Verwaltung entschieden (ZPO 1864 § 242). 
 Oberprokureur –> Prokuratur 
 Oberquartierherr –> Quartierkollegium 
 Oberräte 
Die vier älteren Räte des Herzogs von Kurland (FR 1617 § l) mit den Titeln –> Kanzler, –> 
Landhofmeister, –> Burggraf (später –> Oberburggraf) und –> Landmarschall. Mit zwei Asses-
soren bildete der Rat die Regierung und oberste Verwaltungsbehörde des Landes sowie das ober-
ste Gericht (Hofgericht, später –> Oberhofgericht). Mit der Einverleibung Kurlands in das Kai-
serreich Rußland entfiel der Oberrat, das Oberhofgericht blieb jedoch bestehen und die Oberräte 
führten ihre Titel weiter, obwohl sie deren entsprechende Verwaltungsaufgaben nicht mehr hat-
ten. 
BPR I § 1282; Hahn 9; Ziegenhorn §§ 407, 466. 
 Oberrechtspflege –> Niederrechtspflege 
 Obersekretär 
Leitender Sekretär einer Kanzlei oder –> Oberkanzlei. In Dorpat mußte er Jurist sein, war es aber 
wohl auch in den übrigen Behörden, da er in der Regel befugt war, Urteilsentwürfe anzufertigen 
und in Riga auf Verlangen des Magistrats an der Urteilsberatung teilnehmen konnte. Beim –> 
Oberhofgericht wurden zwei Obersekretäre von fünf Kanzleisekretären unterschieden. 
BPR I §§ 447, 498f., 637, 1287; Ziegenhorn §§ 543, 678. 
 Oberstipendiatenherrschaft, Stipendiatenherrschaft 
In Riga im 18. Jh. Aufsicht des Rates über Einziehung und Vergabe von Stipendiengeldern für 
bedürftige Schüler und Studenten der Stadt; die Leitung hatte der –> Oberstipendiatenherr. 
Aktenstücke Riga I 219, 300; Campenhausen 61. 
 Oberstipendiatenherr –> Oberstipendiatenherrschaft 
 Oberverwaltung der geistlichen Angelegenheiten –> Hauptverwaltung 
 Obervogt 
Vorsitzender beim rigischen, dörptschen und pernauschen –> Vogteigericht. Er mußte Ratsherr, 
in Riga und Dorpat aus dem Gelehrtenstande sein, war also praktisch stets Jurist. In Pernau war 
er auch Vorsitzender beim –> Polizeigerichts und beim –> Baugericht, vergleichbar ist der –> 
Gerichtsvogt (in Reval) 
BPR I § 733, Campenhausen 75. 
 Oberwaisenherr 
1. Der dem rigischen und pernauschen –> Waisengericht vorsitzende Bürgermeister. 
BPR I §§ 558, 730 
2. Vorsitzender beim adeligen –> Waisengericht (1710). 
Livl. Landtags-Recesse 389. 
 Oberweinherrschaft 
In Riga im 18. Jh. Aufsicht des Rates unter Leitung eines Bürgermeisters über den Weinverkauf 
hinsichtlich des Preises und der Echtheit. 
Aktenstücke Riga I 219, 301. 
 Oberwettherr 
Vorsitzender beim rigischen –> Wettgericht. In Pernau Vorsitzender beim –> Vogteigericht, 
wenn dieses als Wettgericht tätig wurde. 
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BPR I §§ 564, 721, 725; Aktenstücke Riga I 302; Campenhausen 80. 
 Obligation 
1. Schuldverhältnis (in gleicher Bedeutung wie etwa beim Obligationenrecht = Schuldrecht). 
2. Schuldverschreibung, Schuldschein, Urkunde über einen Darlehensvertrag. 
3. Hypothekenbrief. In Kurland zunächst „Obligation und Pfandverschreibung“ genannt. Diese 
Bedeutung verdrängte mit der Zeit die anderen, so daß im 20. Jh. unter O. nur noch die „hypo-
thekarische Obligation“ , der Hypothekenbrief, allgemein verstanden wurde, ferner die Hypo-
thek selbst, indem man von Erster, Zweiter usw. Obligation sprach und die entsprechende Hy-
pothek meinte. G-N I 185 übersetzen die ReorgVO § 346 betr. zu löschende „Hypothekenobli-
gation“, womit Hypothek gemeint ist. 
Bunge, Kurl. PR §§ 79, 156; BPR III Sachregister. 
 Obligation, blankozedierte 
Mit einer –> Blankozession versehener Hypothekenbrief, der dadurch in Bezug auf die Übertra-
gung und den Übergang der Forderungsrechte einem Inhaberpapier gleichgestellt wurde, jedoch 
keine abstrakte Schuldforderung beinhaltete, das heißt, Einreden waren nicht ausgeschlossen. 
Für das Kreditwesen war die Blankozession unentbehrlich, da das baltische Recht keine Grund-
schuld kannte. Die O. hatte somit die Funktion eines Grundschuldbriefes. Sie konnte ohne wei-
tere schriftliche Abtretungen weitergegeben werden, der neue Gläubiger die Forderung und Hy-
pothek erwerben. Da aber aus dem Papier nicht mehr ersichtlich war, welche dinglichen Rechte 
es tatsächlich verkörperte, insbesondere ob der jeweilige Verpfänder der Eigentümer des Papiers 
oder auch nur Pfandbesitzer war, womöglich wegen einer weit geringeren Forderung als die, de-
rentwegen er eine Weiterpfändung vornehmen wollte, bestanden Mißbrauchsgefahren. Dem 
wollte LZ § 1355 dadurch steuern, daß es bestimmte, ein Faustpfand dürfe nur mit der besicher-
ten Forderung zusammen weitergepfändet werden. Der zweite Pfandgläubiger durfte also die O. 
nicht zum vollen Wert realisieren, sondern nur, wieweit sie valutiert war. Ob diese Regelung sich 
als wirksam erwiesen hat, ließ sich wegen der kurzen Geltungsdauer des LZ (1937–1940) nicht 
feststellen. 
BPR III Art. 3123; LZ § 1527; II 2 Riga 1940, 242 ff. 
 Obligation, landschaftliche 
Die 1802 in Liv- und Estland gegründeten Kreditvereine nahmen Kapitalien auf unter gemein-
schaftlicher Verpfändung der Güter ihrer Mitglieder und gewährten Darlehen an einzelne Guts-
besitzer durch Übereignung von Hypothekenbriefen, die in Livland Pfandbriefe, in Estland land-
wirtschaftliche Obligationen hießen, ausgestellt an „diejenigen, von welchen zur Gründung eines 
baren Fonds Darlehen contrahirt werden“. 
Reglement der Estl. Kreditkasse von 1802, Cap. II; Bunge, Liv.-estl. PR § 173. 
 Obligationsblankate –> Blankate 
 Obrok (russ.) 
Aus dem Russischen entlehnte Bezeichnung für Grund- oder Erbzins, auch Pachtzins. In der Zeit 
der Leibeigenschaft zahlte der russische Bauer seinem Grundherrn den Obrok, nicht nur für die 
Nutzung von Grund und Boden, sondern unter Umständen auch für die Erlaubnis, an anderem 
Ort einem Erwerb nachzugehen. In Anlehnung an diese Ordnung gestattete die Liv. BVO 1804 
dem Gutsherrn mit Zustimmung durch das –> Kirchspielsgericht, –> Lostreiber zum Erwerb in 
Städte und Dörfer zu senden, wobei der Gutsherr mit dem Lostreiber die Zahlung einer Geld-
abgabe, den „O.“, vereinbaren konnte. Der Zweck war, „überflüssigen“ Landarbeitern anderwei-
tig Arbeit und Existenz zu verschaffen. 
Gutzeit II 303; Tobien, Agrargesetzgebung 1240; II 13; Rig. Wörterb. 151. 
 Obrokstück 
An einen Bauern verpachtetes Landstück. Im Baltikum war der Ausdruck kaum gebräuchlich. 
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Gutzeit II 303. 
 Obtinieren 
In der Sache obsiegen. 
Samson § 169 Anm. 
 Odnodworzen 
Einhöfer. Bauern auf Einzelhöfen. 
Übersicht 125. 
 Offenbare Gerichtstage 
In Riga zur Vornahme des –> Aufbot jeweils an den drei Mittwochen, denen –> Offenbare 
Rechtstage folgten, an einem unter dem Rathausbalkon aufgestellten Gerichtstisch abgehaltene 
öffentliche Sitzungen des –> Vogteigericht. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 165. 
 Offenbare Rechtstage 
Eine Auflassung (–> Zuzeichnung) mußte in Riga alsbald nach der –> Korroboration erfolgen. 
Hierzu waren besondere Sitzungen des Rates, die offenbaren Rechtstage bestimmt, die viermal 
jährlich (an den drei aufeinander folgenden Freitagen vor Weihnachten, Ostern, Johannis und 
Michaelis) „bei offenen Gerichtstüren“ stattfanden, ein Überbleibsel des uralten „gebotenen 
Dings“. An den o. R. wurden weitere Rechtshandlungen (–> Ausschreibung ,–> Immission) vor-
genommen sowie Testamente eröffnet. 
Rig. Stadtrecht 1673 II Cap. 13 § l; III Tit. 11 § 6; Bunge, Liv.-estl. PR §§ 164, 168, 430; BPR 
I § 469. 
 Offenes Amt –> Ämter 
 Öffentliche Gewässer –> Freiseen 
 Offizial 
Gelegentlich verwendete Bezeichnung für den –> Fiskal. Vgl. –> Justizoffizial, –> Kommerzoffi-
zial, –> Stadtoffizial. 
 Offiziant 
Beamter. 
Ziegenhorn § 685; Samson § 133; BPR I § 775 Nr. 1. 
 Offiziöse Sache 
Von Amts wegen betriebene Sache, fiskalische Anklage (das heißt durch den –> Fiskal). 
Samson § 240. 
 Okkludiert 
Versiegelt, verschlossen. 
Samson §§ 356, 359 Anm. 
 Oklad (russ.) 
Die von jeder steuerpflichtigen Seele (–> Seelenrevision) zu entrichtende –> Kopfsteuer. Sie hing 
vom Stand des Steuerpflichtigen ab: städtische Gewerbetreibende, Dienstboten und Bauern. – 
Oklad wurde oft auch verwendet im Sinne von Steuerliste (–> Abgabenoklad, –> Gemeinde-
rolle). 
Blumenbach 45, 55; Carlberg 263; Gutzeit II 309. 
 Okladist (russ.) 
Kopfsteuerpflichtiger. Man unterschied im Sprachgebrauch zwischen Bürger-, Zunft-, Arbeiter- 
und Dienstokladisten. Im Gesetzestext sind diese Begriffe nicht enthalten. Sie stimmen auch mit 
der Terminologie der –> Stadtordnung 1785 nicht überein. 
Gutzeit II 309; Blumenbach 55. 
 Ökonomie, Ökonomiedirektion, Ökonomieverwaltung 
In Livland bereits zu schwedischer Zeit eingerichtete und unter russischer Herrschaft beibehal-
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tene staatliche Behörde zur Verwaltung der Domänen. Im 18. Jh. existierten mehrere Ökono-
mien, am Ende des 18. Jh. gab es vier sogenannte Ökonomiedirektionen in Riga, Wenden, Dor-
pat und Pernau. Die Aufgaben der Generalökonomie in Riga gingen 1783 auf den –> Kame-
ralhof der Provinz über. 
Campenhausen 1; Hupel, Topogr. Nachr. I 448 f.; Gutzeit II 309; Tobien, Agrargesetzgebung I 
20. 
 Ökonomieamt 
Nach Einführung der Städteordnung (1878) in Riga begründete Behörde zur Verwaltung des 
Kommunalvermögens und Einziehung der städtischen Steuern. Sie bestand aus einem Glied 
beim –> Stadtamt als Vorsitzenden und sechs Beisitzern. 
Carlberg 19. 
 Ökonomiedirektion –> Ökonomie 
 Ökonomiedirektor 
1. In Livland Leiter einer –> Ökonomie zu Beginn des 18. Jhs. 
Tobien, Ritterschaft II 17. 
2. Oberster Verwalter der kurländischen –> Ritterschaftsgüter. 
 Ökonomiekommissar 
In Livland nach 1783 Leiter einer –> Ökonomie,–> Ökonomiestatthalter, –> Generalökonomie-
direktor 
Gutzeit II 309 (Ökonomie). 
 Ökonomiesekretär 
Zweiter Sekretär der Estländischen Ritterschaft. Er beaufsichtigte das Rechnungswesen der Rit-
terschaft, fertigte Listen über die Verteilung der Beiträge von den einzelnen Gütern, stellte jähr-
lich für den –> Ritterschaftshauptmann eine Generalrechnung der ritterschaftlichen Gelder auf 
und prüfte die Vormundschaftsrechnungen beim –> Landwaisengericht. 
BPR II § 751. 
 Ökonomiestatthalter 
In Livland schon zu schwedischer Zeit und zu russischer bis 1730 Leiter der Verwaltung der 
kaiserlichen (früher königlichen) Domänen. Danach als Leiter einer –> Ökonomie dem –> Ge-
neralökonomiedirektor unterstellt, bzw. in –> Ökonomiekommissar umbenannt. 
Gutzeit II 309 (Ökonomie). 
 Ökonomieverwaltung –> Ökonomie 
 Ökonomische Gesellschaft 
Zur Hebung der kurländischen Landwirtschaft 1878 begründet. Organisierte Kreisvereine und 
schuf eine landwirtschaftliche und chemische Versuchsstation. Stand in enger Verbindung mit 
der „Kaiserlichen Livländischen Gemeinnützigen und Ökonomischen Sozietät“ in Dorpat (–> 
Ökonomische Sozietät). 
Balt. Bürgerkunde 348 f. 
 Ökonomische Sozietät 
1792 in Livland gestiftet zur Beratung der Landwirte bei der Rationalisierung ihrer Wirtschaften. 
Wurde auch auf dem Gebiet der Volksbildung tätig und bei der Verbesserung der bäuerlichen 
Wohnverhältnisse. Gab 1839 eine „Spezialkarte von Livland“ heraus sowie das landwirtschaftli-
che Fachblatt „Baltische Wochenschrift“. Betrieb bis zur Einstellung ihrer Tätigkeit 1918/19 eine 
landwirtschaftliche Buchstelle für Großbetriebe („Betriebszentrale“) zur buch- und bilanzmäßi-
gen Durchleuchtung der Betriebe. Schuf ferner ein „–> Liv-Estländisches Bureau für Landeskul-
tur“ mit Abteilungen für Forstwirtschaft und Forstverwertung, einer landwirtschaftlichen Ver-
suchsstation und einer solchen für Wege- und Brückenbau. 
Tobien, Agrargesetzgebung 413 ff.; Ders., Ritterschaft II 66 ff.; Hans Dieter von Engelhardt/Hu-
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bertus Neuschäffer, Die Livl. gemeinnützige und ökonomische Sozietät (1792–1838).(Quellen 
und Studien zur baltischen Geschichte 5) Köln 1983. 
 Oldermann 
1. –> Ältermann in den Zünften und Ämtern. 
2. Fuchsmajor studentischer Korporationen. 
Rig.Wörterb. 152. 
 Oralrezeß 
Mündlicher Rezeß. Beim livländischen –> Landgericht ausnahmsweise bei der Übergabe von 
Schriftsätzen, sonst in Bagatellsachen mündlich verkündete und zu Protokoll genommene Be-
schlüsse. 
Schmidt, Civilpr. 50, 53. 
 Ordnungsgericht 
In schwedischer. Zeit in Livland begründetes Kreispolizeigericht. Der Ordnungsrichter und seine 
zwei Beisitzer (–> Adjunkt, –> Assessor) wurden auf drei Jahre vom Generalgouverneur ernannt; 
ferner hatte das Ordnungsgericht einen Notar. Sämtliche Mitglieder mußten Adlige sein. Das O. 
hatte mehr polizeiliche als richterliche Funktionen: Es überwachte die –> Krügerei, die Einhal-
tung der Fest- und Kleiderordnungen (–> Luxusordnung), insbesondere aber das Straßen- und 
Brückenwesen (daher die lettische Bezeichnung brugu tiesa). Ferner war es Vollstreckungsgericht. 
1694 aufgehoben, wurde es 1710 wieder eingerichtet und ihm auch die Läuflingssachen übertra-
gen. In der Statthalterschaftszeit wieder aufgelöst, 1797 wieder eingerichtet, bestand es bis 1889. 
Seit 1845 gab es in jedem Kreis zwei O.e., auf Oesel nur ein O. Aufgabe war die Aufsicht über 
die Gefängnisse, Einziehung von Steuern, Voruntersuchung und Vollstreckungswesen. In Baga-
tellsachen konnten die O.e Urteile fallen. Berufung ging an die –> Gouvernementsregierung. 
BPR I § 397 ff.; Tobien, Ritterschaft I 484; Bunge, Geschichte 234; Latv. Enc. 988. 
 Ordnungsrichter –> Ordnungsgericht 
 Organisationsreglements 
„Verfassungen“ der einzelnen Ministerien und obersten Staatsbehörden. 
 Ostseekomitee 
1846 hervorgegangen aus dem –> Petersburger Komitee für Livland (1842) in der Vorbereitung 
der Agrargesetzgebung für die baltischen Provinzen. Mit Unterstützung eines vorbereitenden Ko-
mitees erarbeitete das O. den Entwurf des estländischen Gesetzes von 1856 und der Livländi-
schen Bauerverordnungen von 1849 und 1860. Das O. prüfte und befürwortete die –> Landge-
meindeordnung 1866. Komiteemitglieder waren eine Reihe von ritterschaftlichen Delegierten. 
Die Kaiser Nikolai I. und Alexander II. nahmen gelegentlich Einfluß auf die Beratungen, ohne 
jedoch autokratische Entscheidungen zu fällen. 
Tobien, Agrargesetzgebung 91, 133 ff., 139 ff; Gernet 204 ff., 290. 
 Oterneck (lett.: otrinieks) 
In der Zeit der Erbuntertänigkeit und Fronpflicht der Bauern der –> Fußarbeiter als zweiter 
Arbeiter neben dem –> Pferdearbeiter, der das Jahr hindurch zum Dienst in der Landwirtschaft 
des Gutes vom Gesinde zu stellen war. –> Trechneck, –> Waim. 
Hahn 70 Anm.; Soom 252; Gutzeit II 317; Transehe, Gutsherr 39, 120; Latv. Enc. 1813; Ki-
parsky 101. 
 

*** P *** 
 
 Pachtvertrag –> Arrendekontrakt 
 Pachtzins –> Geldpacht, –> Obrok 
 Pagasta –> Gemeinde, –> Wacke 
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 Palate –> Appellhof 
 Parochie –> Kirchspiel 
 Parochialschein 
Zeugnis zum Übergang von einer Kirchengemeinde in eine andere, ausgestellt sub fide pastorali 
mit Angaben zu Person, Familienstand und Teilnahme am Abendmahl. 
Ki.G. 1832 §§ 42 f., 216 f. 
 Parochialschule, Kirchspielschule 
Elementarschule auf dem Lande, von den Landgemeinden und Gutsbesitzern unterhalten. Der 
Abschluß berechtigte zum weiteren Besuch einer städtischen –> Kreisschule oder des Lehrerse-
minars, –> Küsterschule, –> Ministerschule. 
Tobien, Ritterschaft I 245 f., 464; II 156; Wittram, Generationen 195 f.; Wittram, Balt. Gesch. 
198 f.; Wachtsmuth, Schulpolitik 49 f.; Gernet 59; Speer 54 u. ö.; Schaudinn 41 ff.; Balt. Bür-
gerkunde 243 ff. 
 Partenbuch 
Geführt vom Revaler Magistrat zur Aufnahme von Parteianträgen. 
BPR I § 1078 Nr. 3. 
 Paschpuiken 
let.: paspuikas 
In Riga Bezeichnung streunender Jugendlicher, zum Teil in Gruppen organisiert. 
Latv.Enc. 1876. 
 Passexpedition 
Paßamt in Riga zu Beginn des 19. Jhs. 
 Paßzettel –> Jerlik 
 Pastor 
An Kirchen, die mehrere Pastoren hatten, wurde zwischen –> Oberpastor (Pastor primarius) und 
–> Diakon (Pastor secundarius), gelegentlich auch zwischen Frühprediger und Nachmittagspre-
diger (zum Beispiel bei St. Trinitatis und St. Annen in Mitau) unterschieden; in Riga gab es 
außerdem noch Wochenprediger und Oberwochenprediger. –> Ministerium 
Ottow/Lenz 11 ff.; Kallmeyer 48 ff. 
 Pastorat 
Wohnung des Pastors und seiner Familie während der Amtszeit. Auf dem Land: ein Landgut. 
Die Pastorate hatten die privatrechtlichen Vorrechte von Rittergütern, zeitweilig einschließlich 
der Krügerei und der Branntweinbrennerei für den eigenen Ausschank im –> Kirchenkrug. Sie 
gehörten der jeweiligen Kirche. Sie besaßen außer ihrem –> Hofesland –> Gesinde und in Liv-
land Quotenland (–> Quote). In Kurland unterschied man in herzoglicher Zeit je nach dem 
Patron fürstliche und adlige Pastorate, später das –> Kronspastorat, –> Kirchspielspastorat und 
–> Privatpastorat. Stadtpastorate bestanden allein aus der Wohnung des Pastors. 
Gutzeit II 329; Tobien, Agrargesetzgebung I 21, II 315 f.; Bunge, Kurl. PR § 101; Gernet 18 f. 
 Pastorat, publikes –> Kronspastorat 
 Pastoratgemeinde 
Im administrativen Sinne bestand sie aus dem –> Pastorat und den –> Pastoratsgesinden. 
Latv. Enc. 1581. 
 Pastoratsbauer 
Bauer, der auf –> Pastoratsland seinen Hof hatte. 
Hupel, Topogr. Nachr. II 108; Gutzeit II 329. 
 Pastoratsgesinde 
Dem –> Pastorat zugeteiltes –> Gesinde, um in der Zeit des –> Gehorch dem Pastor die nötigen 
Arbeitskräfte für die Bewirtschaftung seines Landes zu beschaffen. Die Bauern der Pastoratsge-
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sinde hatten die gleichen Leistungen zu erbringen wie die der Gutsgesinde dem Gutsherrn ge-
genüber. Seit der zweiten Hälfte des 19. Jhs. zahlten sie Pacht, trotzdem konnten sie noch zu 
verschiedenen Arbeiten verpflichtet werden wie Holzanfuhr und Läuten der Kirchenglocken, 
wenn kein Küster vorhanden war. 
 Pastoratsland 
Die einem –> Pastorat zugeteilten Ländereien. 
Gutzeit II 329; Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 77; Bunge, Kurl. PR § 101. 
 Pastoratswidme 
Das –> Pastoratsland und die –> Pastoratsgesinde. –> Widme 
Bunge, Kurl. PR § 101; Hahn 2. 
 Pastorenkorn –> Priestergerechtigkeit 
 Pating (lett.) 
Genossenschaft innerhalb der –> Undeutschen Ämter der –> Ligger, Holzwraker und Hanf-
schwinger um 1660 bis 1766 in Riga. Zur Begründung einer Pating, zum Eintritt und Ausschluß 
von Mitgliedern war der Beschluß durch das –> Amtsgericht erforderlich. Die Zahl der Mitglie-
der war beschränkt. Dem, der die Witwe eines verstorbenen Mitglieds ehelichte, wurde bei der 
Aufnahme der Vorzug gegeben. Der Arbeitserlös wurde gleichmäßig unter die Mitglieder verteilt. 
Jede P. arbeitete für bestimmte Kaufleute. –> Artel. 
Latv.Enc. 1880; Gutzeit Nachtr. 1892, 35 f.; Kiparsky 103. 
 Patrimonialgebiet –> Landvogteigericht 
 Patrimonialgericht –> Bauerngericht 
 Patrimonialgut 
Einzelnen Städten waren Güter zur Nutzung für Gemeindezwecke verliehen worden. Sie blieben, 
auch wenn die Stadt sie in private Hand weitergab, immer Stadtmark und waren von allen kom-
munalen Lasten des flachen Landes ausgenommen. Dies galt auch für später hinzuerworbene 
Güter. Die Patrimonialgüter genossen alle Privilegien der Rittergüter, waren aber von deren La-
sten (zum Beispiel –> Roßdienst, Reuterverpflegung, –> Station) befreit. Das galt auch für ein 
nicht zum Weichbild gehörendes –> Stadtgut. Soweit die P. Bauerland hatten, unterlag dieses 
dem Agrarrecht der Rittergüter, sonst galt auf den P. nicht Landrecht, sondern das jeweilige 
Stadtrecht, wie auch die Stadt die polizeilichen, steuerrechtlichen und verwaltungsrechtlichen 
Funktionen ausübte. In der Zeit der –> Statthalterschaftsverfassung blieben die P. erhalten. Mit 
der –> Städteordnung (1877) und der –> Justizreform (1889) wurden die Sonderrechte der 
Städte beseitigt. 
Gutzeit II 331; Tobien, Agrargesetzgebung I 14ff.; II 314 ff.; Gernet 18; Bunge, Liv.-estl. PR 
(1838) § 77; Bunge, Kurl. PR § 101. 
 Patrimonialpastorat 
Pastorat eines –> Patrimonialgutes, bei dem der Magistrat der Stadt das Patronatsrecht hatte. 
NM II 27 ff.. 62, Stählin 358, Carlberg 314 ff. 
 Patron 
1.–> Rechtsanwalt. 
2. Inhaber eines –> Patronats. 
 Patronat 
Recht zur Besetzung einer Predigerstelle, das ius praesentandi, eligendi et vocandi pastorem. Es 
konnte a) der Krone (ursprünglich als Besitzer von Domänengütern), b) einem einzigen oder 
mehreren Rittergutsbesitzern, c) der Krone und Rittergutsbesitzern gemeinsam, d) einer Ge-
meinde, e) dem Magistrat einer Stadt zustehen. Für die Besetzung der Predigerstellen gab es sehr 
unterschiedliche Bestimmungen für die Präsentation, Wahl und Bestätigung. In Kurland war mit 
dem Patronat auch die Verpflichtung zur Unterhaltung der kirchlichen Gebäude verbunden, in 
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Liv- und Estland nicht. 
Stählin 349 ff.; Balt. Ki.Gesch. 112 f.; Tobien, Ritterschaft I 212 ff.; Wahl 80 f.., 90 f., 99 ff., 
109 ff. 
 Patronatspfarre 
In Liv- und Estland eine Pfarrstelle, deren Besetzung durch einen oder mehrere Rittergutsbesitzer 
als Patrone erfolgte; bei der Wahl des Predigers, der vom Patron präsentiert wurde, war die Ge-
meinde in unterschiedlichem Maße beteiligt; die Bestätigung erfolgte durch das –> Konsisto-
rium. 
Stählin 350 ff.; Wahl 80, 100; Tobien, Ritterschaft I 212, 465. 
 Patrozinieren, Patrozinium 
Vertretung von Parteien und Rechtsuchenden als Sachwalter (quasi Patron) vor Gericht. Das 
Patrozinium stand in der Regel nur den Rechtsanwälten zu. Die Kurl. Kanzl.O 1796 § 60 verbot 
in der Geltungszeit der –> Statthalterschaftsverfassung das P. für jeden –> Sekretär unter Beru-
fung auf einen Senatsukas vom 4. April 1785. 
NM IX/X 285, 287. 
 Peretorg (russ.) 
Abermalige Versteigerung, auch: höheres Gebot bei einer Versteigerung. –> Torg 
Gutzeit II 335; Kiparsky 171. 
 Peremtorische Beweisfrist 
”Vernichtende”, entscheidende Frist, Beweise vorzulegen; über das Vorgetragene hinaus kann 
nichts mehr nachgereicht werden; sie schließt den –> Additionalbeweis aus. 
 Perselen, Nebenperselen, kleine Perselen 
(abgeleitet von mittellateinisch particella, 1410 bereits in der Form „parcele“ bekannt). Kleinere 
Abgaben und Arbeitsleistungen (–> Hilfsgehorch, Arbeitsperselen) des erbuntertänigen Bauern 
an seinen Gutsherrn, zum Beispiel Schweine, Schafe, Rüben, Wachs, Honig, Geflügel, Fische, 
Flachs, Garn, Heu, Holz. Die Ablieferung war häufig an die Wackentermine gebunden. Sie wa-
ren nicht im einzelnen normiert und galten als Gegenwert der in den Wackenbüchern nicht 
taxierten Wiesen und Gärten. Erst die BVO 1804 verfügte in Livland die Einbeziehung von 
Wiesen und Gärten in die Ertragsschätzung bei jedem –> Gesinde und die Normierung der „klei-
nen Perselen und Dienste“ in Entsprechung hierzu. Allerdings waren schon seit dem 17. Jh. die 
Naturalperselen nach und nach in Geld verrechnet und erhoben worden. In den herzoglichen 
Domänen in Kurland im 18. Jh. durch das –> Wackengeld abgelöst. Durch die Bauernbefreiung 
1816/19 wurden die Perselen hinfällig, da die Gesinde nunmehr verpachtet wurden. Vgl. –> 
Balkengeld, –> Gerechtigkeitsabgaben,–> Wackenbuch, –> Wackengeld. 
Gutzeit II 338; Hahn 82 ff.; Transehe, Gutsherr 36; Soom 201; Tobien, Agrargesetzgebung I 
62, 244 f, 247 f. 
 Personalbuch 
Allgemeines Verzeichnis aller Gemeindeglieder, das der Pastor zu führen hatte. 
Ki.G.1832 §§ 213 f. 
 Personalgerichtsbücher, persönliche Gerichtsbücher, Personalhypothekenbücher 
Dienten zur Eintragung von Mobiliar- und Generalhypotheken. Unter den ersteren wurden vor-
nehmlich Hypotheken auf Mobiliarsachgesamtheiten verstanden. Personalgerichtsbücher wur-
den in Kurland und Livland (mit Ausnahme von Riga) geführt. Dort wie in Estland war eine –> 
Ingrossation auf bewegliches Vermögen unstatthaft, wohl aber konnte eine Generalhypothek auf 
ein Grundstück eingetragen werden und wurde damit zur Spezialhypothek. Die P. entfielen mit 
der Neuordnung des Grundbuchwesens 1889. 
BPR III Art. 1603 ff., 1607 ff. 
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 Petersburger Komitee 
1. 1803 auf Anordnung Kaiser Alexanders I. begründete Kommission „zur Untersuchung der 
livländischen Angelegenheiten“, bestehend aus vier Staatsbeamten und zwei Landräten, mit dem 
Auftrag, eine allgemeine bäuerliche Verfassung zu entwerfen und Revisionskommissionen zur 
Normierung der Frondienste zu organisieren (–> Revisionskommission). Aufgrund ihrer Arbei-
ten erging die livl. BVO von 1804. Des weiteren beaufsichtigte das P. K. die Revisionskommis-
sionen und überprüfte die abgeänderten Wackenbücher (–> Wackenbuch) 
2. 1842 erneut begründetes Komitee zur Mitwirkung an den Verhandlungen über die Fortent-
wicklung der livländischen Agrarverhältnisse. Dieses P. K. ging im –> Ostseekomitee auf. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 204 ff., 217, 227, 262; II 90 ff.; Gernet 113. 
 Petitum 
Der formulierte Klageantrag, – „das, worüber eine Entscheidung zu fällen er (das ist der Kläger) 
beantragt“. 
ZPO 1864 §257. 
 Pfahlwerk 
Mit einem Palisadenzaun umgebenes Lager, worin die –> Katorshnije unter gefängnismäßigen 
Bedingungen in Haft gehalten wurden. 
StGB 1845 § 1920; ErgVO § 9. 
 Pfandbesitz des neueren Rechts 
Trat aufgrund der VO vom 24. Dezember 1841 (BPR III Art. 1501ff.) an die Stelle von –> 
Erbpfandbesitz. Er wurde durch Vertrag erworben und diente zur Sicherung eines Darlehens. 
Der Gläubiger konnte statt der Zinsen die Einkünfte des Pfandgrundstücks (Pfandguts) „bis zu 
dessen Einlösung in der im Vertrag bestimmten Frist genießen“. Damit war der Pfandbesitz im 
wesentlichen der römisch-rechtlichen Antichrese (Nutzungspfandrecht) gleichgestellt. Da fast 
nur Rittergüter auf diese Weise verpfändet wurden, entfiel der Pf. mit der Agrarreform von 1920, 
wurde aber in Lettland noch durch Gesetz vom 21.Oktober 1925 (Gbl. 187) förmlich abge-
schafft. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 8 ff. 
 Pfandbrief –> Obligation 
 Pfandgeld 
Lösegeld bei privater Vieh- oder Sachpfändung. 
BPR III Art. 3404 / LZ § 1752. 
 Pfandgut –> Pfandbesitz 
 Pfandschilling 
1. Beim –> Erbpfandbesitz das Geld, welches der Grundeigentümer vom Pfandbesitzer erhielt, 
wogegen dieser das Pfand unbeschränkt nutzen konnte (BPR III Art. 1541). 
2. Beim –> Pfandbesitz des neueren Rechts konnte der Pfandschilling dem Pfandgeber entweder 
auf einmal oder in Raten ausgezahlt werden, konnte aber „auch bei dem Pfandbesitzer auf unbe-
stimmte Zeit bleiben gegen Zahlung von Zinsen“ (Art. 1514). 
 Pfändung –> Auspfändung 
 Pferdearbeiter 
Fronarbeiter, der mit einem Pferd –> Gehorch leistet, –> Arbeiter, –> Trechneck 
Gutzeit II 347; Hahn 69. 
 Pferdetag –> Spanntag 
 Pfingstschale –> Schalenträger 
 Pflegekind –> Aufzögling 
 Pfleger –> Waisengericht 
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 Pfortenherr 
Revaler Ratsherr als Beisitzer beim –> Stadtkriegsgericht und der –> Quartierkammer. 
BPR I § 1156. 
 Piltenscher Kreis, Piltenscher Distrikt, Stiftischer Kreis 
Das Gebiet des ehemaligen Bistums Kurland mit den Städten Pilten und Hasenpoth und unter 
anderem den Dondangenschen Gütern (–> Dondangen, BPR III Art. VI). 1660 von Herzog 
Jakob von Kurland erworben, 1685 mit Autonomie ausgestattet, 1717 der unmittelbaren Herr-
schaft Polens unterstellt, mit eigenem Landtag und eigener Landesverwaltung (–> Landratskol-
legium). 1795 unterwarf sich die Ritterschaft Rußland. 1819 wurde Pilten mit Kurland vereinigt 
und bildete die fünfte (Hasenpothsche) –> Oberhauptmannschaft des Gouvernements. Die Rit-
terschaft ging in der Kurländischen auf. 
NM IX/X 86 ff. 
 Piltensches Ritterschaftskomitee –> Ritterschaftskomitee, piltensches 
 Pirtneek, Pirtneck (lett.: pirtnieks) 
–> Badstüber. 
Gutzeit II 361; Transehe, Gutsherr 95; Hahn 61; Cimermanis 200 ff.; Kiparsky 105. 
 Plakatpaß (russ.) 
Paß für Inlandsreisen 
BPR I § 1216; Gutzeit II 363. 
 Plettstrafe 
Körperstrafe mittels geflochtener Peitsche als Nebenstrafe für zu –> Katorga oder zur Verweisung 
nach Sibirien Verurteilte. Sie wurde vor dem Abtransport am Gerichts- oder Tatort vollstreckt. 
Bei Verurteilung durch ein Kriegsgericht wurde sie in Spießruten umgewandelt. Nach einer 
Empfehlung durch den –> Reichsrat von 1824 mußte der Deliquent als ein zum bürgerlichen 
und politischen Tode Verurteilter durch einen Geistlichen zum Richtplatz begleitet werden. Er 
wurde auf einem schwarzen Wagen dorthin gefahren, in einen schwarzen Kittel gekleidet, mit 
einer seine Tat anzeigenden Beschriftung versehen. Vorgesehen war eine militärische Wache mit 
gezogenem Seitengewehr,–> Kriminalstrafen, –> Tod, politischer 
StGB 1845 Art. II, III, 27, 77. 
 Podoroschna (russ.) 
Aus dem Russischen entlehnte Bezeichnung für einen Reisepaß mit Postpferden, volkstümlich 
auch „Fahrschein“. 
Gutzeit II 374; Kiparsky 173; BPR II § 39; Gernet 68. 
 Podrett (russ.) 
Russischer Ausdruck für den Werk- oder Verdingungsvertrag. Er hatte sich eingebürgert, weil 
Svod zak in Bd. X 2 Sonderregelungen für die Vergabe öffentlicher Aufträge enthielt (Bauten, 
Reparaturen, Lieferungen), die häufig zur Anwendung kamen. Volkstümlich hieß jede Unter-
nehmung (zum Beispiel eine Ausfahrt) Podrett. 
Kiparsky 173; Gutzeit II 374 f. 
 Podrettschik (russ.) 
Unternehmer, insbesondere für staatliche Lieferungen und Ausführung öffentlicher Aufträge. –
> Podrett 
 Podwodde (russ.) 
Bespannte Fuhre, wie sie von Bauern insbesondere bei der –> Schüsse, aber auch sonst in Spann-
dienst zu stellen war. 
Gutzeit II 375; Creutzburg 27. 
 Politischer Tod –> Tod 
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 Polizeiamt 
1. Als selbständige Behörde mit der –> Statthalterschaftsverfassung in Riga und Reval eingeführt, 
bestehend aus einem Polizeimeister, zwei Ratsherren und zwei Pristawen (–> Pristaw). Unter 
diesen standen die Vorsteher der Stadtteile, ihnen wiederum unterstanden die –> Quartalaufseher 
(Quartaloffiziere), auch –> Quartieraufseher (Quartieroffiziere) genannt. Nach Wiedereinfüh-
rung der alten Verfassung (1797) wurde das Polizeiamt mit gewissen Veränderungen beibehalten. 
Es entfielen zunächst die beiden Pristawe und die Stadtteilaufseher; erstere wurden aber 1850 
wieder bestellt, ferner ein zweiter Polizeimeister, auch mußte einer der Ratsherrn jetzt aus dem 
Literatenstand sein, also praktisch Jurist. Die Stadt hatte keine volle Polizeihoheit mehr. 1888 
wurde das Polizeiamt durch die Stadtpolizeiverwaltung ersetzt. –> Gesetzgericht. 
BPR I §§ 621 ff.; Hupel, Statthalterschaft 120; Carlberg 92 f.; Elias 123. 
2. In Dorpat ein Untergericht mit einem Polizeimeister als Vorsitzendem, einem Polizeiaufseher 
(Reviervorsteher) als Beisitzer und einem Ratsherrn als zweitem Beisitzer. Wegen der Kompetenz 
wird auf die Rigaer Regelung verwiesen (BPR I § 714), allerdings unzutreffend, da das Polizeiamt 
in Dorpat auch –> Polizeigericht war. 
 Polizeiaufseher –> Polizeiamt 
 Polizeibürgermeister 
Einer der beiden Bürgermeister von Pernau, dessen Aufgabe vornehmlich in der Leitung der 
städtischen Polizeiverwaltung bestand (BPR I § 715 Anm.). In Narva hieß der betreffende Bür-
germeister Kommerz- und Polizeibürgermeister, da er auch die wirtschaftlichen Angelegenheiten 
zu versehen hatte (–> Kommerzbürgermeister). Er wurde ausdrücklich als zweiter Bürgermeister 
bezeichnet, während der –> Justizbürgermeister erster Bürgermeister war. 
BPR I § 1527, II § 1462). Zeitweilig galt dies auch für Dorpat (Lemm 10 f.). 
 Polizeigericht 
Besonderes Untergericht in Pernau und Arensburg. In Pernau bestand es aus dem –> Obervogt 
als Vorsitzendem und dem jüngsten Ratsherrn (Polizeiherr) als Beisitzer (BPR I § 733); der 
rechtskundige –> Sekretär hatte „bei Verhandlungen des Gerichts Stimme“. Oberinstanz war der 
–> Magistrat. Die Rechtsmittelfrist betrug 24 Stunden. In Arensburg bestand das P. aus dem –> 
Gerichtsvogt und einem Ratsherrn (§ 840). Kompetenz und Verfahren entsprachen der pernau-
schen Regelung. In Riga bestand ein Polizeigericht Mitte des 18. Jhs. Später wurden Bagatellsa-
chen von der –> Kriminaldeputation abgeurteilt. Bezüglich Dorpat –> Polizeiamt. 
 Polizeiherr 
In Pernau Ratsherr als Beisitzer des –> Polizeigerichts. In Riga während der Statthalterschaftszeit 
und bis zum Beginn des 19. Jhs. Gesetz- und Polizeiherr, –> Gesetzgericht. 
 Polizeiinspektor 
In Riga Ratsherr als Leiter der Polizeiabteilung beim –> Landvogteigericht. Seine Zuständigkeit 
erstreckte sich auf die polizeiliche Aufsicht im Patrimonialgebiet, vergleichbar mit dem –> Ord-
nungsrichter im Kreis. 
BPR I § 550. 
 Polizeikassakollegium, -kommission 
Bestand in Dorpat zur Erhebung von Umlagen für polizeiliche Zwecke (Besoldung der Polizei-
beamten, Beleuchtung, Pflasterung und Reinigung der Straßen, Unterhaltung von Löschanstal-
ten). Vorsitzender war ein Ratsherr, Beisitzer waren die beiden Wortführenden Ältermänner der 
Gilden, Protokoll- und Rechnungsführer der Stadtbuchhalter. 
BPR I § 687 f. 
 Polizeimeister –> Polizeiamt, –> Fleckenvorsteher 
 Polizeiverbrecher 
Straftäter, der gegen Polizeivorschriften verstößt, im Unterschied zum Kriminalverbrecher. 
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Samson § 46. 
 Polnisch Livland 
Der nach der Eroberung Livlands durch die Schweden (1621 kapitulierte Riga) bei Polen ver-
bliebene Ostteil. Er blieb katholisch oder wurde durch die Gegenreformation rekatholisiert. 
Nach der Dritten Teilung Polens bildete P.L. einen Teil des russischen Gouvernements Witebsk. 
Erst im 20. Jh. bürgerte sich die Bezeichnung „Lettgallen“ ein. Das Gebiet kam 1920 zu Lettland. 
Durch die 300jährige Trennung von den übrigen baltischen Gebieten behielt es sowohl sprach-
lich (Dialekt) als auch kulturell (Vorherrschen des katholischen und orthodoxen Bekenntnisses, 
großer russischer und jüdischer Bevölkerungsanteil) eine ausgeprägte Eigenart. 
 Popolle (estn.: pobbul, pobollik, poboll) 
Ursprünglich ein auf Land gesetzter Roßdienstmann, der für die Nutzung nur geringfügige Dien-
ste an den Grundherrn zu leisten hatte, später mit einem –> Lostreiber gleichgesetzt. In der rus-
sischen Agrar- und Sozialgeschichte erscheint er als ackerloser Mann, Bauer ohne Land, der sich 
mit verschiedener Arbeit beschäftigt, zum Beispiel als wandernder Schneider. –> Einfüßling 
Gutzeit II 374, 379; Transehe, Gutsherr 19 f.; Kiparsky 62; Soom 203. 
 Pops (estn.: pops, vermutl. Abkürzung von pobbul), –> Popolle 
Im estnischen Sprachgebiet Hintersassen von Gesindewirten in eigenen Häuschen auf gepachte-
tem Land, Kleinlandwirtschaft betreibend, ferner landwirtschaftliche Arbeit im Tagelohn lei-
stend oder handwerklich tätig. Es handelte sich also um –> Lostreiber. 
Gutzeit II 190; Kiparsky 62. 
 Portoriengericht 
Untergericht des Rigaer Rats, ebenso wie das –> Lizentgericht besetzt mit einem Ratsherrn als 
Praefectus portorii und einem Kronsbeamten als Vorsitzendem. In Reval als Untergericht unter-
schieden von der –> Portorienkammer als Behörde. 
Aktenstücke Riga I 317 f., 441; Elias 15. 
 Portorienherr 
In Reval: Ratsherr in der –> Portorienkammer. 
Elias, 17, 45. 
 Portorienkammer 
In Reval Behörde zur Verwaltung des –> Portoriums, von der Krone und dem Magistrat gemein-
sam besetzt. 
Elias 17,45; Pezold 35 f. 
 Portorium, Portorienzoll 
Seit dem 16. Jh. in Riga und Reval zugunsten der Stadt und der Krone erhobener Zoll für see-
wärts ein- und ausgehende Waren. 1762 aufgehoben. – Portorium war in Riga auch Bezeichnung 
für das –> Portoriengericht; 1765 mit dem –> Lizent vereinigt. 
Aktenstücke Riga I 441; Jensch 115 f.; Gutzeit II 380 f.; Elias 45, 206; Pezold 35 f.. Hartmann 
126. 
 Poschlin (russ.) 
In russischer Zeit eingebürgerter Ausdruck für Gebühr oder Abgabe (PS zak Bd. V). Die in der 
baltischen Rechtsliteratur am häufigsten genannten Poschlinen sind die 
1. Krepostposchlin (Grundbuchgebühr), erhoben von Krepostakten, bei Veräußerung von Leib-
eigenen und einer –> Rekrutenquittung. In Kurland wurde sie nicht erhoben (BPR II § 868). In 
Liv- und Estland waren nur die Bauern befreit. Die vom Erwerber zu tragende Poschlin betrug 
4 % vom Geschäftswert. 
2. Gerichtsposchlin, Klageposchlin, 4 % vom Streitwert. Es wurde für den gesamten Prozeß nur 
eine Gebühr erhoben. 
3. Kanzleiposchlin oder Korroborationsposchlin: Einschreibgebühr bei –> Korroborationen, 
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auch bei Errichtung öffentlicher Testamente. Die kurländischen Bauern waren in Anwendung 
der Grundsätze zu 1. befreit (Kurl. BVO 1817 § 198; Bunge, Kurl. PR § 67 n.g. 
Poschlinen wurden, in ihrer Höhe zum Teil geändert, auch in den baltischen Republiken erho-
ben. Seit dem Wegfall der russischen Geschäftssprache wurde die Bezeichnung aber immer sel-
tener gebraucht. 
 Postgelder –> Schüsse 
 Posthalter –> Postkommissar 
 Postierungsdirektor 
In Livland im 19. Jh. Bezeichnung für den –> Postkavalier, er berief den –> Postierungskonvent 
ein. 
BPR II §671 ff. 
 Postierungskonvent 
In Livland die Versammlung der Gutsbesitzer, die an der Unterhaltung einer Poststation beteilig 
waren; er wählte den –> Postierungsdirektor. 
BPR II § 395, 674, 680 ff. 
 Postierungsverwalter –> Postkommissar 
 Postkavalier 
In Estland und Livland adliger Gutsbesitzer, der die Aufsicht über eine Pferdepoststation hatte. 
–> Postierungsdirektor 
Gutzeit I 382; Hupel, Topogr. Nachr. I 451, III 598; Livl. LandtagsO 1802 Instr § 11; BPR II 
§ 754; Gernet 68, 394. 
 Postkommissar, Postierungsverwalter, Stationshalter 
In Liv- und Estland Leiter einer Pferdepoststation, Posthalter. Ursprünglich Angestellter der Rit-
terschaft, später Pächter. 
Gutzeit II 382; BPR II §§ 686, 756; Gernet 68, 392, 394; Tobien, Agrargesetzgebung I 89; 
Hupel Topogr. Nachr. I 532 f 
 Poststation –> Station 
 Postlast 
Provinzialgrundlasten, die zur Erhaltung des Postwesens dienten (Bau und Erhaltung der Postie-
rungsgebäude, Unterhalt der Pferde und anderes). 
Gernet 67 f., 392 ff., Tobien, Agrargesetzgebung I 88 f. 
 Postzettel 
Anhänger für Beutel zur Versendung von Verwahrgeldern. Sie wiesen die Summe, die Beteiligten 
und das Datum aus. 
(Kurl. KanzlO 1796 § 49 Nr. 3). 
 Powes(t)ke (russ.) 
1. Ladungszettel. Volkstümlich aus dem Russischen übernommen, doch allgemein auch von Ju-
risten wenigstens mündlich gebrauchter Ausdruck. Die Powestke wurde in zwei Exemplaren 
(Durchschrift) ausgefertigt. Eines verblieb beim Empfänger, das andere – von ihm quittierte – 
ging an das vorladende Gericht zurück. 
G-N I 6; ZPO 1864 §§ 65, 284. 
2. Im Volksmund auch Geldüberweisungsschein. 
 Praefectus portorii –> Lizentgericht, –> Portoriengericht 
 Präsentationsschreiben 
Im livländischen Prozeß Schriftsatz des Beweisführers, worin er seine Beweismittel bezeichnet 
(induziert). Eine nähere Angabe des Beweisthemas war jedoch nicht üblich. 
Schmidt, Civilpr. 125 f. 
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 Präsentationszettel 
Vorschlagsliste der livländischen Ritterschaft hinsichtlich zu besetzender Ämter, dem General-
gouverneur einzureichen. 
Livl. Landtags-Recesse 381, 387. 
 Präsentienbuch 
Bei den kurländischen Gerichten neben dem –> Journal geführtes Buch, „worin die Gegenwart 
und Abwesenheit der Gerichtsglieder und um welche Stunde sie gekommen und gegangen sind, 
in tabellarischer Form angezeigt“ wurde. 
Kurl. KanzlO 1796 § 2 Nr. 10. 
 Präsident –> Oberinspektor 
 Präsident 
Titel des ältesten –> Landrat in Pilten. 
Ziegenhorn § 301. 
 Prästanden 
Abgaben und Leistungen, meist mit Grundsteuercharakter. Man unterschied 
A. Provinzialprästanden 
I. Naturalprästanden 
1. Brücken- und Wegebau: Die Arbeiten waren vom –> Bauerland zu leisten, die Güter trugen 
die Material- und Handwerkerkosten. 
2. –> Postlast: Unterhalt der Pferdepost: Die Gutsherren trugen die Kosten der Errichtung von 
Gebäuden, das Bauernland die Lieferung und Anfuhr der Fourage und die Arbeitsleistung. 
3. Kirchenprästanden und Schullast: Auch hier hatten die Gutsbesitzer für die Unterhaltung der 
Gebäude aufzukommen, die Bauern besorgten die Materialanfuhr und leisteten die Arbeit. 
II. Geldlandesprästanden 
Grundsteuern vom gesamten landwirtschaftlich genutzten Lande. Beruhten sie auf Reichsgeset-
zen, waren sie obligatorisch und wurden von der Regierung eingezogen und verwaltet, während 
fakultative Prästanden vom Landtag beschlossen und von der Ritterschaft auf Hofes- und Bau-
ernland verteilt wurden, ausgenommen Kurland, wo auch diese P. von der Regierung veranlagt, 
repartiert und erhoben wurden. Zu den Geldprästanden gehörte auch die Steuer auf ländliche 
Fabrikgebäude, ferner Zuschläge zur Handels- und Gewerbesteuer und städtischen Immobilien-
steuer. 
B. Reichsprästanden 
Reichsgrundsteuer gemäß Gesetz vom 22. Mai 1880 auf alle Ländereien. 
BPR II §§ 32 Nr. 4 und 5; Tobien, Agrargesetzgebung I 72, 87 ff., II 310 f.; Gernet 64, 79 f., 
85, 387 ff., 392 ff., 396 ff., 401; Ki.G. 1832 §§ 463, 487; Foelckersam, Kurland 7; Balt. Bür-
gerkunde 167 ff., 302 f. 
 Prästandenkommission 
Auf dem –> Relationstermin des kurländischen Landtags gebildete Kommission zur Überprü-
fung der –> Landesprästanden Die Unterlagen hierzu erhielt der Landtag vom Gouverneur. Der 
Bericht der Prästandenkommission wurde zusammen mit den Landtagsakten nachher den Kirch-
spielen zugestellt. Die P. bestand aus drei Mitgliedern, die vom Landtag aus den Landboten ge-
wählt wurden, –> Landbote. 
BPR II §§ 307 f.; Kurl. LandtagsO 1897 §§ 114, 128, 138. 
 Präventivzensur –> Zensor, abgeteilter 
 Predigerwitwen- und Waisenkasse 
Zur besseren Sicherstellung der Predigerwitwen und -waisen eines Konsistorialbezirks gegründete 
Kassen, die unter anderem die Einkünfte vakanter Pfarren erhielten und freiwillige Beiträge sam-
meln durften. 
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BPR II §§ 932 f., Ki.G. 1832 § 217. 
 Predigerwitwenhaken 
Predigerwitwen wurden Leistungen bestimmter, mit Bauern besetzter Haken zugewiesen, die 
dem Unterhalt der Witwen dienten, –> Gnadenhaken. Nach Aufhebung der bäuerlichen Fron-
leistungen, wohl auch schon früher, bestand der Unterhalt der Predigerwitwen in der Nutzung 
von Ländereien, –> Witwenland 
Gutzeit II 36 (Kirchenland), 389; BPR III Art. 608. 
 Predloschenie (russ.) 
Vorlage, Vorschlag, Anregung. 
Samson § 120 Anm. 
 Preisbüro 
Bestand in Riga zu Beginn des 19. Jhs. zur Überwachung der Preise. 
 Pribaffka, Pribaffke, Pribawke (russ.) 
Volkstümlich aus dem Russischen: Zugabe, Draufgabe, insbesondere beim Kauf. 
Rig. Wörterb. 158; Latv. Enc. 2014. 
 Priestergerechtigkeit (auch: Priesterkülmet, Priesterkorn, Pastorenkorn, Kirchenkorn, 
Bauernkülmet) 
Naturalleistung der Bauern einer Kirchengemeinde an den Pastor, bestehend aus einer bestimm-
ten Zahl von Külmeten (1 Külmet = ca. 11,2 l.) verschiedener Getreidearten. 
Gutzeit II 115 (Külmet), 392 f.; Transehe, Gutsherr 85 Anm.; Hahn 81; Gernet 73 ff.; Tobien, 
Agrargesetzgebung I 69. 
 Priesterkorn –> Priestergerechtigkeit 
 Priesterkülmet –> Priesterkorn 
 Prikas (russ.) 
Befehl; volkstümlich auch Behörde. 
Rig. Wörterb. 159. 
 Prikastschik (russ.) 
Kommis, Handlungsgehilfe. 
Rig. Wörterb. 159. 
 Prinzipal 
1. Geschäftsherr, zum Beispiel bei der Geschäftsführung ohne Auftrag (BPR III Art. 4430). 
2. Chef eines Unternehmens (allgemeiner Sprachgebrauch). 
 Pristaw, Pristaff, Pristoff (russ.) 
Wörtlich „Vorsteher“. Gemeint sind aber auch Aufseher verschiedener Art, zum Beispiel Salz-
Pristaw (Aufsichtsbeamter in Salinen), Branntwein-P., Bezirks-P. (Bezirksvorsteher) oder -kom-
missar (StGB 1845 §§ 677, 690, 761). Am bekanntesten ist der Polizei-Pristaw, Polizeioffizier, 
insbesondere Reviervorsteher (–> Polizeiamt). Diese Bezeichnung für ihn erhielt sich bis in die 
Zeit der baltischen Republiken wenigstens im Volksmund (Rig.Wörterb. 159). Auch wurden die 
Gerichtsvollzieher Pristawen genannt (ZPO 1864, §§ 278, 282), obwohl sie keine Aufsichtsbe-
amten oder gar Vorsteher waren. Auch für sie erhielt sich die Bezeichnung im Volksmund noch 
bis in die 1930er Jahre. 
 Privatadvokaten, Privatanwälte 
Da nach der Justizreform von 1889 ein größerer Bedarf an Rechtsanwälten entstand, als durch 
die bereits vorhandenen befriedigt werden konnte, wurden rechtskundige Personen auch ohne 
juristische Hochschulbildung zur Vertretung von Parteien sowie als Strafverteidiger vor Gericht 
zugelassen. Sie entsprachen in etwa den deutschen Rechtsbeiständen, Rechts- oder Prozeßagen-
ten. Die Zulassung erfolgte durch das –> Bezirksgericht. Ein wesentliches Erfordernis waren rus-
sische Sprachkenntnisse. Die Zulassung erstreckte sich grundsätzlich auf die Prozeßführung vor 
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dem –> Friedensrichter, konnte aber ausnahmsweise auch für das Bezirksgericht erteilt werden. 
Die Privatadvokaten wurden in den baltischen Republiken beibehalten. 
GVG § 405. 
 Privatbeamte –> Hausbeamte 
 Private Bauernrechte –> Bauernrechte, Private 
 Privatgut 
Landgut im Besitz einer Privatperson. 
Bunge, Kurl. PR § 101; Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 77; Tobien, Agrargesetzgebung I 6 ff. 
 Privatpastorat 
Ein –> Pastorat, bei dem ein oder mehrere private Gutsbesitzer das Patronat hatten. 
Gutzeit II 396, Tobien, Agrargesetzgebung I 21 f., II 315 f.; Bunge, Kurl. PR § 101. 
 Privatprotokoll –> Protokoll, privates 
 Privatverbrechen 
Verbrechen gegen Privatpersonen und deren Eigentum, im Unterschied zu den Verbrechen ge-
gen die Öffentlichkeit. 
StGB 1845, Übersicht 4. 
 Probatorialartikel 
Beweisartikel, Aufteilung des Beweisthemas in einzelne Fragen gewöhnlich beginnend „Wahr, 
dass ...“. Entsprechend hießen die Artikel des Gegenbeweises Reprobatorialartikel. 
IKP 1 I §§ 33, 36. 
 Probe 
1. Der vom Eichamt (Probierhof) durch Stempel bescheinigte Feingehalt von Gold und Silber. 
2. Alkoholgehalt von Getränken, besonders Branntwein (StGB 1845 §§ 704, 734). 
3. Im Volksmund auch gereinigter Kornbranntwein. Rig. Wörterb. 159. 
 Probieramt 
In Lettland anstelle des russischen Probierhofs beim Finanzministerium gegründete Behörde zur 
Prüfung und Stempelung von Edelmetallen und zur Beaufsichtigung der Gold- und Silber-
schmiede sowie der Uhrmacherwerkstätten und des Uhrenhandels. 
Latv.Enc. 2021. 
 Probierer 
Angestellter des Probierhofs. 
 Probierhof –> Probe 
 Produktieren 
Versehen eines eingegangenen Schriftstücks mit dem Namen der Behörde und dem Eingangsda-
tum durch den –> Sekretär oder einen hierzu bestellten Kanzleibeamten. 
BPR I § 132. 
 Progon(-geld) 
Fahrgeld bei der Pferdepost. 
BPR II § 39, Gernet 67, 393, Kiparsky 177, Gutzeit I 269, Hupel, Topogr. Nachr. I 531. 
 Projekt 
Entwurf, namentlich Gesetzentwurf, auch Gesetzprojekt genannt. 
StGB 1845 Übersicht 64. 
 Proklamation 
Kirchliches Aufgebot. Der Ausdruck wurde im 20. Jh. nicht mehr verwendet, sondern seit der 
Revolution von 1905 nur noch für politische Aufrufe und Flugblätter gebraucht. 
KiG 1832 §§ 92 ff.; Bunge, Kurl. PR § 185; ders., Liv.-estl. PR § 250. 
 Prokuratur 
Als Teil der Statthalterschaftsverfassung eingeführte, dem Generalprokureur in St. Petersburg 
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unterstehende staatliche Aufsichtsbehörde mit eigenem vertikalen Aufbau,–> Gouvernement-
sprokureur. Staatsanwaltschaft seit 1889 (Justizreform). Der Prokureur entsprach dem Ober-
staatsanwalt, der Prokureursgehilfe dem Staatsanwalt. Einen Oberprokureur als Leiter der Staats-
anwaltschaft gab es beim –> Appellhof. Er entsprach somit dem deutschen Generalstaatsanwalt. 
Oberprokureure hatten auch der –> Senat und Hl. Synod, ebenso das –> Generalkonsistorium, 
wo er der erste richterliche Beamte war. Die Prokuratur befaßte sich im wesentlichen mit der 
Abfassung von Anklagen und ihrer Vertretung vor Gericht. Eigene Ermittlungen betrieb sie im 
allgemeinen nicht. Dies war Aufgabe der Polizei (in Friedensrichtersachen) oder des Untersu-
chungsrichters (in Bezirksgerichtssachen). Die Prokuratur hatte jedoch gegenüber dem –> Poli-
zeiamt ein Weisungsrecht und die Dienstaufsicht. 
Latv. Enc. 2020; KiG 1832 §§ 313, 315, 323; Balt. Bürgerkunde 107. 
 Prokureur –> Prokuratur 
 Prokureuren-Expedition 
Geschäftsstelle des –> Gouvernementsprokureur. 
Kurl. KanzlO 1796 § 37 Nr. 4. 
 Prokureursgehilfe –> Prokuratur 
 Proprehandel 
Handel mit eigenem Kapital, Gegensatz zum –> Kommissionshandel. 
 Propst 
Geistlicher, der die Aufsicht über einen Sprengel (Propstbezirk) hatte. Bis 1890 gab es in Liv- 
und Estland je acht (danach in Livland zehn), in Kurland sieben Propstbezirke. Nach 1920 um-
faßte der deutsche Propst-Sprengel fast alle deutschen Gemeinden. 
Balt. Ki.Gesch. 111,119 f., 126; Ki.G. 1832 § 264–274; Stählin 328 ff.; Wahl 99. 
 Protest 
Besonderer Bericht vom –> Gouvernementsprokureur an den Justizminister. Es handelte sich 
um Beanstandungen von Maßnahmen oder Anordnungen der Behörden oder Amtspersonen. 
BPR I § 1664. 
 Protestation –> Bewahrung 
 Protestzinsen –> Weilsrenten 
 Protokoll 
Neben der allgemein geläufigen Sitzungs- und Vernehmungsniederschrift (–> Journal) auch ein 
fortlaufend geführtes Verzeichnis eingehender Anträge und Entscheidungen (–> Tischregister). 
–> Prokokoll, öffentliches, –> Protokoll, privates 
BPR I § 163ff., 1549. 
 Protokoll, öffentliches 
In Reval die in laufender Sitzung niedergeschriebenen Protokolle des Sitzungen des –> Magistrat 
(Protokollum publicum). Jedes abgehandelte Geschäft erhielt einen besonderen, kurzgefaßten 
Eintrag. 
 Protokoll, privates 
In Reval das –> Protokoll für Privatsachen zur Unterscheidung von dem für öffentliche Sachen 
(Protocollum privatum). Ins Privatprotokoll wurden eingetragen die –> Abzeichnung und Zu-
zeichnung, –> Ingrossation und –> Exgrossation (–> Deletion). 
BPR I § 1049. 
 Protokollist 
Protokollführender Beamter, zum Beispiel Protokollist für Krepostsachen beim –> Hofgericht 
und –> Oberlandgericht. Dort oblag ihm auch die Führung der –> Krepost- und Hypotheken-
bücher sowie des dazugehörigen –> Journal und die Gegenzeichnung der Eintragungen. 
BPR I §§ 347, 884; Kurl. KanzlO 1796 § 17. 
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 Protonotar –> Kanzleiökonomie 
 Provinzialkonsistorium 
Aufsichtsbehörde für die ev.-luth. Gemeinden, vor 1832 unterschiedlich organisiert, dann ein-
heitlich für Estland, Livland, Kurland und Oesel, bestehend aus einem weltlichen Präsidenten, 
einem geistlichen Vizepräsidenten (–> Generalsuperintendent; Oesel: –> Superintendent), zwei 
weltlichen und zwei geistlichen Beisitzern. 
Ki.G. 1832 § 290 ff., BPR II § 359, 381, 383, 425, 447, 498, 515; Balt. Ki. Gesch. 110 f., 118, 
Wahl 97 ff.. 
 Provinzialrat 
Im Mai 1905 traten Vertreter der Ritterschaften zu einer Baltischen Konferenz zusammen zwecks 
Beratung der Grundsätze einer neuen Provinzialverfassung unter Beteiligung aller Stände an der 
Selbstverwaltung. Von den Landtagen ausgearbeitete Projekte wurden im Herbst der Regierung 
vorgelegt mit der Bitte, ein baltisches Generalgouvernement zu schaffen und dem Generalgou-
verneur von jeder Provinz einen P. als Beratungsorgan beizugeben, bestehend aus 16 Vertretern 
der Rittergutsbesitzer und Landgemeinden und 12 Vertretern der Städte. Die P.e traten auch 
zusammen und wurden beauftragt, Reformprojekte betreffend Kirche, Schule, Landesverfassung, 
Justiz und Agrarordnung vorzulegen. Ferner wurde ein Gremium begründet, dem je zwei Dele-
gierte der Landtage, drei Vertreter der Gouvernementsstädte und je zwei Vertreter der Landge-
meinden Livlands, Kurlands, Estlands und Oesels angehörten (–> Konseil, Baltischer). Die Sit-
zungen der P.e fanden 1906 und 1907 statt. Die Verhandlungen hatten jedoch keine positiven 
Ergebnisse, da die Meinungsverschiedenheiten zu groß waren. 
Transehe, Rückblick 194 ff.; Tobien, Ritterschaft I 446. 
 Provinzialsekretär –> Rangtabelle 
 Provisorische Beitreibung 
Vorläufige Vollstreckung. 
ZPO 1864 §§736 ff. 
 Provokation 
Richterliche Aufforderung zur Klageerhebung binnen einer bestimmten Frist. 
a) Spezielle Provokation: auf Antrag des künftigen Beklagten, etwa des Bürgen zur „Anstellung 
einer Klage gegen den Hauptschuldner“, der in Vermögensverfall gerät oder sein Vermögen ver-
schleudert, so daß ein Regreß gegen ihn in Frage gestellt ist (BPR III Art. 4539 F.). Das LZ kennt 
diese Bestimmung nicht mehr. 
b) Generelle Provokation: im Aufgebotsverfahren. 
Schmidt, Civilpr. 52.. Rig. Wörterb. 159. 
 Prozentgelder 
Nach der Zollreform von 1782 städtischer Anteil von 1 % der Ausfuhrzölle und 2 % der Ein-
fuhrzölle, der aber de facto für den Unterhalt der Institutionen beim –> Kollegium der allgemei-
nen Fürsorge verwendet wurde. 
Elias 90. 
 Prozeß 
a) gesetzlicher Prozeß – processus legalis – Verfahren nach gesetzlich vorgeschriebener Form im 
Gegensatz zum 
b) gewillkürten Prozeß – processus conventionalis – nach einer (gesetzlich erlaubten) Überein-
kunft der Parteien. 
Samson 2. 
c) mündlicher oder summarischer, in Livland beim –> Landgericht, während beim –> Hofgericht 
das Verfahren schriftlich war. Beim Landgericht verhandelten die Parteien mündlich zu Protokoll 
und kamen grundsätzlich in einem Termin zum Urteil. Eine Vertagung erfolgte nur ausnahms-
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weise. Der Gerichtsgebrauch glich aber im 18. Jh. das Verfahren dem des Hofgerichts an, so daß 
schließlich auch bei den Landgerichten Schriftlichkeit die Regel wurde. – In den Städten war im 
18. Jh. bei Bagatellfällen ebenfalls mündliches Verfahren üblich, –> Gerichtsvogt, –> Mündliches 
Gericht 
Schmidt, Civilpr. 49 f. 
 Publiker Bauer –> Kronsbauer 
 Publikes Gut –> Kronsgut 
 Publikes Pastorat –> Kronspastorat 
 Publiksachen 
„Öffentliche“ Sachen im Gegensatz zu „Privatsachen“ – Sachen, an denen der Fiskus beteiligt 
war. 
(BPR I § 1076 Nr. 5). 
 

*** Q *** 
 
 Quartal-, Quartier- 
Als Teil zusammengesetzter Bezeichnungen in verschiedenen Städten und Zeitabschnitten in sehr 
unübersichtlicher, ja verwirrender Weise angewendeter Begriff, der a) Stadtteil, b) Vierteljahr 
und c) Einquartierung bedeuten kann. 
 Quartalaufseher, Quartieraufseher, Quartaloffizier 
Beamter des Rigaer –> Polizeiamts. 
BPR I § 625. 
 Quartalgeld 
Die von den Mitgliedern der Mitauer –> Krämergesellschaft- und der dortigen –> Bierbrauerge-
sellschaft vierteljährlich zu den ordentlichen Versammlungen zu entrichtenden Beiträge. 
BPR II § 1254. 
 Quartaloffizier –> Quartalaufseher 
 Quartalschoß –> Schoß 
 Quartieramt 
Unterorgan beim –> Stadtamt, mit Einführung der russischen –> Städteordnung 1879 in Riga, 
Pernau und Wolmar eingerichtet. In Riga übernahm es die Geschäfte der –> Quartierexpedition, 
in Pernau und Wolmar die des –> Quartierkollegiums: die Versorgung des in der Stadt statio-
nierten Militärs und seine Unterbringung. In Riga bestand das Quartieramt aus einem Stadtrat 
als Präses und fünf Stadtverordneten sowie einem weiteren Beisitzer. 
Carlberg 269 ff. 
 Quartieraufseher 
In Reval in der Geltungszeit der –> Statthalterschaftsverfassung hauptberuflicher Aufseher über 
jeweils einen der beiden Polizeibezirke. –> Quartalaufseher 
Elias 123 ff. 
 Quartierbürger 
In Dorpat zwei Beamte beim –> Quartierkollegium, jeweils von einer der beiden Gilden gewählt. 
BPR I § 682. 
 Quartierexpedition 
Wurde in Riga bei der Reorganisation der Militärverwaltung anstelle des bisherigen –> Quartier-
kollegium eingesetzt (1877), nach Einführung der –> Städteordnung 1878 aber wieder aufgeho-
ben und durch das –> Quartieramt ersetzt. Die Quartierexpedition bestand aus Vertretern des 
Rats und der beiden Gilden. 
Carlberg 269. 
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 Quartiergeld 
Abgabe für die Militäreinquartierung. 
Aktenstücke Riga II 69, 514, 530, Elias 52; Hartmann 133. 
 Quartiergericht 
Untergericht des Rigaer Rats, bestehend aus vier Ratsherren (Quartierherren) und einem Notar. 
Aktenstücke Riga I 307, 440. 
 Quartierherr 
1.In den kurländischen Städten Mitglied beim –> Quartierkollegium. 
Ziegenhorn § 681. 
2. In Dorpat, Pernau und Werro der Vertreter des Rats im –> Quartierkollegium. 
BPR I §§ 618, 758, 819. 
3. In Riga vor Bildung des –> Quartierkollegium die den vier Quartieren vorstehenden Ratsher-
ren. –> Quartierherrschaft, Quartiergericht 
Gutzeit II 416. 
4. In Reval der einem der vier Quartiere (hier: Wehrbezirk) vorstehende Ratsherr. 
Elias 52. 
 Quartierherrschaft 
Für die Unterbringung des Militärs war die Stadt Riga in vier Quartiere eingeteilt, an deren Spitze 
jeweils einer der vier jüngsten Ratsherren als –> Quartierherr stand. Die Quartierherrschaft lag 
ursprünglich allein in den Händen des Rats, seit 1742 (Bildung des –> Quartierkollegium) waren 
auch die Gilden beteiligt. In früheren Zeiten leitete die Q. auch die Bürgerwache, die in Kriegs-
fällen und bei Feuersbrünsten eingesetzt wurde. In der Vorstadt übte der Landvogt (–> Landvog-
tei) als vorstädtischer Quartierherr die Q. aus. 
Aktenstücke Riga I 304; Campenhausen 69 f.; Eckardt 37. 
 Quartierkammer 
1. Revaler Behörde, bestehend aus dem –> Munsterherr als Vorsitzendem, vier Ratsherren (–> 
Pfortenherr), dem Worthabenden –> Ältermann der Großen Gilde, dem –> Niedergerichtsse-
kretär und dem –> Stadtkapitän. Die Quartierkammer hatte „alle auf die –> Bürgerkompagnien 
bezüglichen Geschäfte zu leiten und alle Stellen bei derselben zu besetzen“. Bei den Bürgerkom-
pagnien handelte es sich nicht um das berufsmäßige Stadtmilitär, sondern um diejenigen bewaff-
neten Bürger, die ursprünglich an der Stadtverteidigung teilnehmen sollten, im 18. Jh. aber fast 
nur noch Repräsentationsaufgaben wahrnahmen. Die Q. ist zu unterscheiden von der –> Quar-
tierkommission, die für die Einquartierung staatlichen Militärs zuständig war. Sie wurde in Reval 
zeitweilig –> Stadtverlegekammer (Verlegungskammer) genannt. 
2. Eine Quartierkammer gab es auch in Hapsal mit einem Adligen als Vorsitzendem und je einem 
Beisitzer aus dem Kaufmanns- und zünftigen Bürgerstand (Handwerker) sowie in Wesenberg, 
Weißenstein und Baltischport. Diese Quartierkammern dürften – da keine Bürgerkompagnien 
in diesen Städten bekannt sind – sich im wesentlichen mit der Einquartierung staatlichen Militärs 
befaßt haben. Wegen ihrer Verwaltung, Organisation etc. verweist BPR I § 1281 auf die Rege-
lung auf dem Revaler Dom – ohne daß in den betr. §§ etwas dazu zu finden wäre. 
BPR I §§ 1190 f., 1257, 1280 f. 
 Quartierkasse 
Kasse des –> Quartierkollegiums. 
Aktenstücke Riga II 69; BPR I § 762; Elias 52. 
 Quartierkollegium 
Entsprach der –> Quartierkammer in den estländischen Städten. 
1. In Riga bereits 1742 eingerichtet. Bestand anfänglich aus vier Ratsherren (Quartierherren), 
den beiden Älterleuten, je einem Ältesten und zwei Bürgern der Gilden, später aus zwei Ratsher-
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ren, den Älterleuten und Ältesten sowie je fünf Bürgern beider Gilden. Vorsitzender war der 
ältere Ratsherr als Oberquartierherr. Das Q. übte die –> Quartierherrschaft aus, hatte auch die 
Schlichtung von Streitigkeiten bei Einquartierungsfragen und die Erhebung des Quartiergeldes 
zu besorgen (BPR I § 618 ff.). 1874/77 trat die –> Quartierexpedition an die Stelle des Quar-
tierkollegiums und wurde ihrerseits 1879 vom –> Quartieramt abgelöst. 
Carlberg 269. 
2. Ein Quartierkollegium bestand auch in den übrigen livländischen Städten in kleinerem Um-
fang: Vorsitzender zumeist ein Ratsherr (in Arensburg ein Adliger, in Dorpat als Oberquartier-
herr bezeichnet); Beisitzer aus der Bürgerschaft, insbesondere den Gilden; in Arensburg ein zu-
sätzlicher Beamter als Quartiermeister. 
BPR I §§ 681 ff., 758 ff., 789, 798, 807, 813, 821 f., 831, 843; Campenhausen 69; Eckardt 37. 
3. Ein Quartierkollegium bestand auch in den meisten kurländischen Städten. Seine Aufgabe war 
die Erhebung und Verwaltung der Beiträge der Hausbesitzer für die Einquartierung (Quartier-
last) und die Unterbringung des einquartierten Militärs. 
BPR I 1507 ff 
 Quartierkomitee 
Bestand in Werro aus einem hausbesitzenden Adligen als Vorsitzendem, einem Kaufmann, zwei 
zünftigen Bürgern und zwei unbesitzlichen Bürgern (ohne Hausbesitz). Es war in Quartiersachen 
das beschließende Organ (Verteilung der Quartierausgaben und Erlaß von Anordnungen für 
Einquartierungen), während das –> Quartierkollegium Vollzugsorgan war. 
BPR I §821 f. 
 Quartierkommission 
1. In Narva städtische Behörde, welche die Aufgaben der anderwärts –> Quartierkollegien wahr-
nahm, bestehend aus sieben Mitgliedern: ein adliger Hausbesitzer, je ein Mitglied beider Gilden, 
ein Mitglied der russischen Kaufmannschaft, je einem der altrussischen, finnischen und neurus-
sischen Gemeinde. Vorsitzender war der –> Kommerz- und Polizeibürgermeister. Die starke Be-
setzung erschien notwendig, weil bei Narva und der nahegelegenen Hauptstadt St. Petersburg 
oft starke Truppenkonzentrationen erfolgten. Reichten die Stadt und der Landeplatz Hunger-
burg zur Einquartierung nicht aus, konnte auf die umliegenden Dörfer ausgewichen werden – 
nach Absprache mit dem Polizeichef des Jamburgischen Kreises bzw. dem Hakenrichter von Al-
lentacken. 
BPR I §§ 1639 ff. 
2. In Reval bestand die Quartierkommission aus drei Mitgliedern: der Vorsitzende aus den Ad-
ligen, –> Literaten oder Kaufleuten, die Beisitzer aus der Kaufmannschaft oder der Kleinen Gilde. 
Die Q. hatte nur die finanziellen Lasten zu repartieren, während die Durchführung der Einquar-
tierungen der –> Stadtverlegekammer oblag. 
BPR I § 1183. 
 Quartierlast –> Quartierkollegium 
 Quartiermeister 
In Dorpat und Arensburg ein besonderer Beamter beim –> Quartierkollegium, später auch in 
Riga und Wenden. 
BPR I §§ 682, 843. 
 Quartieroffizier –> Quartaloffizier, –> Quartalaufseher. 
 Quästor 
Zu Beginn eines kurländischen Landtags oder einer allgemeinen –> Konferenz ernannte der –> 
Landbotenmarschall beziehungsweise der –> Konferenzdirektor zwei Landboten zu Quästoren 
(–> Landbote), die während der Tagungsdauer für die Ordnung im Hause zu sorgen hatten, 
insbesondere dafür, daß Unbefugte keinen Zutritt hatten und die Verhandlungen nicht gestört 
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wurden. Hierfür wurden ihnen der Kastellan und die Dienerschaft des Ritterhauses unterstellt. 
Kurl. LandtagsO 1897 § 107 Nr. 2. 
 Querel 
Beschwerde gegen ein –> Interlokut. –> Querulant 
 Querulant 
Im 18./19. Jh. nicht, wie im heutigen Sprachgebrauch, ein streitsüchtiger Mensch („Prozeßkrä-
mer“), sondern der Beschwerdeführer gegen eine Erkenntnis in einem Nebenpunkt des anhän-
gigen Rechtsstreits (–> Interlokut). Danach Querulant = Beschwerdeführer, Beschwerdegegner. 
Samson §§ 621; Schmidt, Civilpr. 78, 146. 
 Quote 
Die livländische Agrarreform von 1849, mit der der Übergang von –> Bauerland in bäuerliches 
Eigentum eingeleitet wurde, gestattete, einen „aliquoten“ Teil des Bauerlandes mit den Rittergü-
tern zu vereinigen, ausgehend von dem Gedanken, daß dieses Land bisher zum Unterhalt der auf 
dem Gut fronenden Knechte gedient habe, nun aber für die von den Gütern zu übernehmenden 
Knechte erforderlich sei. Die Quote betrug etwa ein Sechstel des Bauerlandes. § 122 der BVO 
1849 gestattete indes dem Gutsherrn, das Quotenland nach Belieben zu verwenden, also auch 
zur Erweiterung der Gutsfelder, zumal nicht jedes einzelne Gesinde einen Teil seines Landes 
abtreten mußte, sondern das Bauerland insgesamt, so daß ganze –> Gesinde zu Q. erklärt werden 
konnten. Deren Pächter konnten die Höfe nicht zu Eigentum erwerben, mußten vielmehr mit 
der Einziehung zum Gutsland rechnen. Diese Möglichkeit wurde durch eine Verordnung von 
1893 stark eingeschränkt. Das Quotenland bildete zwischen den bisherigen Bodenkategorien 
Bauerland und –> Hofesland eine dritte, die steuerrechtlich und bezüglich der Reallasten dem 
Bauerland gleichgestellt war, dennoch dem Gutsland zugezählt wurde und unter Sonderrecht 
stand. Das Quotenland fiel unter die lettische Agrarreform von 1920 und wurde bis zu 100 ha 
den bisherigen Pächtern zugewiesen. –> Sechstel 
Broecker 36 ff., 43 ff.; Creutzburg 73 ff.; Balt. Bürgerkunde 301 ff.; Tobien, Agrargesetzgebung 
I 197, II 141 ff., 196 ff.; Latv. Enc. 1179. 
 Quotenland –> Quote 
 

*** R *** 
 
 Rangtabelle 
Am 24. Januar 1722 von Peter I. eingeführte, bis 1917 mehrfach veränderte korrespondierende 
Rangordnung für Armee-, Marine-, Zivil- und Hofdienst in 14 Stufen (PS zak I Bd. 6 Nr. 3890), 
zunächst mit Zugrundelegung tatsächlicher Dienstmerkmale, allmählich (unter Auffüllung der 
Tabelle) von diesen losgelöst und weitgehend durch automatisches Hochdienen ersetzt, wobei 
die Koppelung bestimmter höherer Ränge mit Posten erhalten blieb. Ausdehnung auf weitere 
Bereiche durch Gewährung der Rechte des Staatsdienstes an diese (Wahlämter des Adels, Ehren-
ämter bei kaiserlichen Anstalten, Lehrpersonal privilegierter Schulen und anderen.). Wichtig 
auch wegen der Koppelung von Adelsrechten mit bestimmten Rangstufen, wobei Militärdienst 
eine Stufe Vorsprung hatte. –> Adel. 
Amburger 54 ff. 
 Rangtabelle 1917 
Heer Marine Zivildienst Hofdienst 
1. Generalfeldmarschall Generaladmiral Kanzler – 
2. General Admiral WirklicherGeheimer Rat alle Oberhofämteraußer Oberzeremonienmstr. 
3. Generalleutnant Vizeadmiral Geheimer Rat Oberzeremonienmstr.,untere Hofämter 
4. Generalmajor Konteradmiral Wirklicher Staatsrat 
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5. – – Staatsrat Zeremonienmeister 
6. Oberst Kapitän I Kollegienrat 
7. Oberstleutnant Kapitän II Hofrat 
8. Kapitän,Rittmeister – Kollegienassessor 
9. Stabskapitän,Stabsrittmeister Leutnant Titulärrat 
10. Leutnant Mitschman Kollegiensekretär 
11. – – Schiffssekretär 
12. Unterleutnant,Kornett – Gouvernementssekretär 
13. Fähnrich – Provinzialsekretär 
14. – – Kollegienregistrator 
(Quelle: Amburger 56) 
 Rasnotschinzen (russ.) 
Nichtadlige Intellektuelle aus verschiedenen Ständen, allgemein freien Standes, die nicht Klein-
bürger (–> Meschtschanin), Handwerker oder Kaufleute der beiden ersten Steuergilden waren (–
> Gildekaufmann). Sie waren von Leibesstrafen ausgenommen (StGB 1845 Beil. I § 4 Nr. 1) 
und genossen Abgabenfreiheit. Vom Erwerb von Rittergütern waren sie zeitweise ausgeschlossen. 
H. Stegman: Der Landgüterbesitz in den Ostseeprovinzen um die Mittel des 19. Jhs. In: Balt. 
Hefte 1969 (15. Bd.) 68. 
 Rat 
1.–> Magistrat 
2. Herr Rat“, Anrede des Distrikts-Polizeioffizials in Riga. 
Rig. Wörterb. 162. 
3. (Ausschuß) Kirchenrat nach der estländischen vorläufigen VO über die Selbständigkeit der 
ev.-luth. Gemeinden von1919 (RT 28/29). Der R. sollte den Pastor beim Aufbau des religiösen 
und sittlichen Lebens in der Gemeinde unterstützen; er regelte die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Gemeinde, sorgte für Ordnung im Gottesdienst, organisierte Jugend- und Sozialarbeit, –> 
Kirchenvorstand. 
Balt. Ki. Gesch. 246, 248. 
 Ratkammer 
Besonderer Raum im livländischen Landtagsgebäude (Ritterhaus) für spezielle Beratungen, zum 
Beispiel zur Vorbereitung der Landtagssitzungen durch den Landmarschall, die Landräte und 
Kreisdeputierten. 
Livl. LandtagsO 1802 §§ 17, 18. 
 Ratsdiener-Hauptmann –> Hausschließer 
 Ratsherr, Ratmann –> Magistrat 
 Ratsfreund –> Beirat 
 Ratswursten –> Stadtinfanteriekompagnie 
 Rauch, erster –> Erstrauch 
 Rauchfangrecht –> Erstrauch 
 Realbürgschaft –> Realkaution 
 Realkaution, -bürgschaft 
Vom Kläger zu stellende Sicherheit für die möglicherweise zu tragenden Prozeßkosten durch 
Hinterlegung von Geld oder Wertpapieren. Es konnte jedoch auch ein Dritter sein Grundstück 
oder Vermögen verpfänden. Diese Form wurde fälschlich als Realbürgschaft bezeichnet, insofern 
unzutreffend, als der Dritte keine persönlichen Verpflichtungen übernahm. War keine Sicher-
heitsleistung in „realer“ Form möglich, konnte eine –> Juratorische Kaution zugelassen werden. 
Schmidt, Civilpr. 67 f. 
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 Zu Recht gehen 
Recht suchen, die Gerichte in Anspruch nehmen. 
Samson § 129. 
 Rechtsanwalt, vereidigter, beeidigter 
Die bis dahin als Advokaten bezeichneten Anwälte wurden mit der –> Justizreform von 1889 
vereidigte Rechtsanwälte (mit Beziehung auf den zu leistenden Berufseid). Seitdem wurden an-
gehende Anwälte durch den Advokatenrat des Appellhofbezirks aufgenommen und einem „Pa-
tron“ (bereits ein vereidigter Rechtsanwalt) zur Ausbildung zugewiesen. Unter seiner Leitung 
hatte der junge Anwalt (Rechtsanwaltsgehilfe) zunächst Strafverteidigungen, nach einiger Zeit 
auch Zivilprozesse zu führen, anfangs bei den Untergerichten, sodann auch in der Berufungsin-
stanz. Nach zwei Jahren erhielt er das Recht, Prozesse mit direkter Vollmacht des Mandanten zu 
führen und ein eigenes Büro zu eröffnen. Schließlich durfte er auch am –> Appellhof auftreten. 
Im Laufe von fünf Jahren hatte er zwei Referate zu halten und in einer Disputation zu verteidigen, 
ferner zwei Kolloquien zu bestehen, wonach er in die Zahl der vereidigten Rechtsanwälte aufge-
nommen wurde und nun bei sämtlichen Gerichten des Staates zugelassen war. Diese Regelung 
galt in Lettland. 
In Estland arbeitete der junge Anwalt bis 1938 von vornherein selbständig; der Patron beaufsich-
tigte ihn nur formell. Allerdings erlangte er auch hier das Recht, bei verschiedenen Gerichten 
aufzutreten, nur sukzessive. Um vereidigter Rechtsanwalt zu werden, mußte er drei Referate hal-
ten, 200 Prozesse geführt und fünf Jahre tätig gewesen sein. Die Neuordnung von 1938 teilte die 
Rechtsanwaltsgehilfen in jüngere und ältere. Erstere arbeiteten drei Jahre in der Kanzlei ihres 
Patrons und konnten nur als dessen Unterbevollmächtigte auftreten. Danach sollte eine Prüfung 
vor der Anwaltskammer erfolgen, nach deren Bestehen der junge Anwalt „älterer“ Rechtsanwalts-
gehilfe wurde, jetzt auch direkt vom Mandanten bevollmächtigt werden konnte. Nach weiteren 
zwei Jahren hätte er v. R. werden können. 
G-N II 160 f.; der Ausdruck beeidigter R. findet sich im deutschen Sachregister einer im Verlag 
Kymmel, Riga 1889 erschienenen russischen Ausgabe der ZPO, hat sich aber nicht eingebürgert. 
 Rechtsanwaltsgehilfe –> Rechtsanwalt 
 Rechts-Eigentümer 
Berechtigter, Inhaber eines Rechts; der –> Prinzipal, im Unterschied zum –> Gevollmächtigten 
oder Anwalt. 
Samson § 96. 
 Rechtsgenügend 
Rechtlich ausreichend. 
Querelbescheid des livländischen Hofgerichts vom 8. November 1856 Nr. 6088, zit. bei 
Schmidt, Civilpr. 67 Anm. 7. 
 Rechtsmittel, impugnierende 
Auf Abänderung eines Erkenntnisses gerichtete Rechtsmittel, im Unterschied zu den auf Erläu-
terung oder Verbesserung eines Fehlers (Berichtigung) gerichteten (nicht impugnierenden) R. 
Samson §§ 592 f., 608. 
 Rechtsmittelfrist –> Fatale 
 Rechtstage, offenbare –> Offenbare Rechtstage 
 Redaktionskommission 
Auf dem –> Relationstermin eines kurländischen Landtags wurden Kommissionen zur Vorberei-
tung der im Plenum zu führenden Debatten gebildet. Die Redaktionskommission hatte jedes –
> Deliberatorium zu prüfen, konnte dessen Fassung verbessern, nahm schriftlich Stellung und 
empfahl die Annahme oder Ablehnung. Bei Geldbewilligungen hatte sie zu fragen, ob bewilligt 
werden solle und wieviel. Bei Deliberatorien, die ihrer Ansicht nach nicht vor den Landtag ge-
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hörten, beantragte sie die Zurückweisung. Stimmte der Landtag dem Gutachten der R. zu, wurde 
das Deliberatorium den Kirchspielen zugesandt. Andernfalls mußte die R. ihre Stellungnahme 
ändern. Die R. bestand aus fünf Mitgliedern, ferner nahm ein Mitglied vom –> Ritterschaftsko-
mitee mit beratender Stimme teil. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 114, 119–125, 138; BPR II §§ 308 f. 
 Redbar 
Nennenswert. 
(Samson § 735: „redbares Vermögen“). 
 Reesche (lett.: rieza) 
Vorwiegend in Kurland übliche Art der Fronarbeit, bei der die Felder in einzelne Streifen aufge-
teilt wurden nach Zahl der fronenden Gesinde, so daß jedes –> Gesinde einen Streifen in Ak-
kordarbeit zur Bearbeitung, Pflege und Ernte zugewiesen erhielt, wofür etwa der –> Hilfsgehorch 
erlassen werden konnte. Die Reesche hatte gewöhnlich den Umfang von fünf Lofstellen. Beson-
dere Arten waren die Heureeschen (Abernten eines bestimmten Heuschlags) und die Mistreesche 
(wenn der Bauer außer Pflügen, Eggen, Säen und Grabenziehen auch das Düngen übernommen 
hatte). 
Tobien, Agrargesetzgebung I 418; Gutzeit III 19; Hahn 67 ff.; [A. Svabe, Kurzemes muizas tie-
sibas, Riga 1931, 41, dort auch die Höferechte von Linden und Birsgallen sowie Wormen, S. 12 
ff. u. 20 ff.]; Latv. Enc. 2099, 2550; Kiparsky 109; Creutzburg 37. 
 Referent 
Außer dem allgemein gebräuchlichen = Berichterstatter der den Eid zurückschiebende (Delat). 
Schmidt, Civilpr. 132. 
 Regalpfarre –> Kronspfarre 
 Regentschaftsrat, Baltischer 
Am 6./7. November 1918 vom Vereinigten –> Landesrat als vorläufige Landesregierung gewählt, 
bestehend aus zehn ordentlichen Mitgliedern (vier Deutsche, drei Letten, drei Esten) und drei 
Stellvertretern (je ein Deutscher, Lette und Este). Konnte wegen des deutschen Zusammenbruchs 
seine Funktionen nicht ausüben. Letzte Sitzung am 28. November 1918. 
Rauch 50; Rimscha 61, 64, 80. 
 Regierungsformel –> Regimentsform 
 Regierungsräte 
Die beiden rechtsgelehrten Räte (–> Assessor) des Herzogs von Kurland im Unterschied zu den 
Oberräten. Sie mußten Doktoren der Rechte und konnten „in Ermangelung“ Adliger auch bür-
gerlichen Standes sein. 
FR 1617 § l; Ziegenhorn § 678. 
 Regimentsform, Regimentsformel, Regierungsformel 
Die kurländische Formula Regiminis von 1617. 
 Regulativ –> Arbeitsregulativ 
 Reichsduma –> Duma 
 Reichs-Generalkonsistorium –> Generalkonsistorium 
 Reichsgesetzbuch, Allgemeines –> Svod zakonov 
 Reichsgrundsteuer 
1880 wurden die Gouvernements Estland und Livland zur Leistung der Reichsgrundsteuer her-
angezogen, die im Laufe der Zeit bis auf 3 Kopeken pro Dessjatine erhöht worden war, 1896 
aber für zehn Jahre auf die Hälfte heruntergesetzt wurde. Die Regierung bestimmte die Pauschal-
summe für das ganze Gouvernement und überließ die Verteilung dem ritterschaftlichen Aus-
schuß. Befreit waren die Domänen, Güter, deren Erträge für soziale Zwecke bestimmt waren, 
der Grundbesitz der Eisenbahnen sowie die Bannwälder. Die Mehrzahl der priviligierten Stadt-
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güter der Stadt Reval wurden aber besteuert. –> Prästanden. 
Gernet 64, 387. 
 Reichs-Justizkollegium –> Justizkollegium 
 Reichskontrolle –> Kontrollhof 
 Reichsprästanden –> Prästanden 
 Reichsrat 
Die höchste beratende Behörde des Russischen Reiches. Sie hatte fünf Departements: 1. der Ge-
setze, 2. der Militärsachen, 3. der Zivil- und geistlichen Angelegenheiten, 4. der Staatsökonomie, 
5. des Zartums Polen. Fast alle Angelegenheiten wurden zunächst im zuständigen Departement, 
sodann in der Vollsammlung beraten. Deren Meinung oder Gutachten wurden dem Kaiser zur 
Entscheidung vorgelegt. Der Reichsrat bestand aus vom Kaiser berufenen Mitgliedern; die Mi-
nister waren Mitglieder kraft Amtes. Seit der Revolution von 1905 und der Wahl der –> Duma 
bildete der R. das Oberhaus. 
Übersicht S. 32 An 
 Reinigungseid –> Ergänzungseid 
 Rejektives Dekret –> Dekret 
 Rekognition 
Staatliche Akzise (Abgabe) auf Bier und Branntwein sowie auf geschlachtetes Vieh in Riga seit 
1691. In Reval hieß eine vergleichbare städtische Abgabe –> Akzise. 
Jensch 106. 
 Rekognitionsgericht –> Rekognitionskammer 
 Rekognitionsherr –> Rekognitionskammer 
 Rekognitionsinspektor –> Rekognitionskammer 
 Rekognitionskammer 
In Riga 1691 zur Erhebung des Bier- und Branntweinzolls eingerichtet, von der Krone und der 
Stadt gemeinsam besetzt, im 19. Jh. galt daneben, wenn die Aufsichtsführung des Rates über 
Brauerei und Brennerei betont wurde, die Bezeichnung Rekognitionsgericht. Es bestand aus ei-
nem Ratsherrn als (Stadt-)Rekognitionsinspektor oder Rekognitionsherrn, einem Stadtnotar und 
einem Kronsbeamten. 1810 durch das –> Getränkesteuergericht abgelöst. – Auch in Dorpat gab 
es im 18. Jh. eine R. 
Jensch 106 f.; Aktenstücke Riga I 305, 318, 441, 505; II 442; III 22; Campenhausen 71; Lemm 
35. 
 Rekonvention 
Widerklage. Der Kläger als Widerbeklagter = Rekonvent; der Beklagte als Widerkläger = Rekon-
venient. –> Vorklage. 
Samson §§ 864 Nr. 5, 967. 
 Rekrutierung 
Nach der Abschaffung der –> Statthalterschaftsverfassung (1796) wurde das russische Rekrutie-
rungssystem auf die Ostseeprovinzen übertragen. Im 19. Jh. fanden Aushebungen zum Wehr-
dienst in Rußland alle zwei Jahre statt (Svod zak IV § 442).Die Last ruhte ausschließlich auf der 
bäuerlichen Bevölkerung und war eine Personallast, da sie nach der Zahl der männlichen Seelen 
bemessen wurde. Jede Gemeinde hatte eine bestimmte Zahl von Rekruten zu stellen. Sie war 
berechtigt, auch außerhalb der Gestellungstermine einzelne Personen „zu Rekruten abzugeben“, 
was zumeist als Verwaltungs-Strafmaßnahme erfolgte, da der lange Wehrdienst (1817 noch 30 
Jahre, nach und nach auf fünf Jahre verkürzt) äußerst unbeliebt war (–> Abgabe unter die Solda-
ten). Für die außerturnusmäßige Gestellung erhielt die Gemeinde eine Quittung, welche sie bei 
der ordentlichen Aushebung vorlegen konnte, wobei ihr die so ausgewiesene Zahl auf die der zu 
stellenden Rekruten angerechnet wurde. Die Rekrutenquittung war übertragbar; der Übertra-
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gungsakt unterlag als –> Krepostakt der –> Korroboration.–> Abgabenoklad. 1874 wurde die 
allgemeine Wehrpflicht eingeführt. –> Losung 
Bunge, Liv.-estl. PR § 197 n.k.; Gutzeit III 1, 31. 
 Rekrutenquittung –> Rekrutierung 
 Relationsgericht 
Kgl. polnischer Gerichtshof in Warschau, an den die Appellationen vom herzoglichen kurländi-
schen –> Hofgericht gingen. Die Berufungssumme mußte in Zivilsachen 600 Gulden polnisch 
übersteigen; unbeschränkt war die Appellation in Sachen, welche die Ehre betrafen, und in Straf-
sachen. Durch die Kompositionsakte von 1768 wurde die Berufung nur noch Adligen und Hof-
gerichtsadvokaten in eigener Sache gestattet. 
Schmidt, Rechtsgesch. 230; IKP 1 II § 19. 
 Relationskonvokation 
Zwei bis drei Wochen vor einem kurländischen –> Landtag trat jedes –> Kirchspiel zu einer 
Beratung unter Vorsitz des Kirchspielsbevollmächtigten zusammen und beschloß über die dem 
Landtag vorzulegenden Anträge und Vorschläge (–> Deliberatorium). Gewählt wurde ferner der 
–> Landbote als Vertreter des Kirchspiels auf dem Landtag und ihm seine Instruktion erteilt. 
BPR II §§ 299 ff., Kurl. LandtagsO 1897 §§ 45, 65, 68 f. 
 Relationstermin 
Erster Termin eines kurländischen Landtags, in der Regel von Ende November bis Mitte De-
zember. Dort wurden durchgeführt: Legitimation der Landboten, Landtagsgottesdienst, Wahl 
des Landbotenmarschalls und seines Stellvertreters sowie der Quästoren, Anzeige der Eröffnung 
beim Gouverneur und Ritterschaftskomitee, Einsetzung der Kommissionen und Abstattung ihrer 
Relationen, Ernennung eines Stiftsrevidenten, Beratung über die Deliberatorien. Die Protokolle 
und Beilagen wurden gedruckt und den Kirchspielen zur Verteilung an die Stimminhaber zuge-
sandt. –> Instruktionstermin 
BPR II § 292 ff.; Kurl LandtagsO 1897 § 65. 
 Relaxation 
Förmliche Aufhebung der –> Immission durch den Richter auf Anzeige des Gläubigers in Ge-
genwart des Schuldners nach Bezahlung der Schuld. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 168. 
 Relevanzbescheid –> Inzidentverfahren 
 Remarken 
Bemerkungen, Aktenvermerke, (tadelnde) Einträge in die Dienstliste. 
Mettig 403. 
 Remonte 
Reparatur, Instandsetzung (besonders von Gebäuden; vgl. Reorg. VO § 23). Für das Mietrecht 
wichtig war in Lettland nach dem Mietgesetz vom16. April 1924 (Gbl. 91) die „Kapitalremonte“, 
bei deren Nachweis der Vermieter von den gesetzlich normierten Mietpreisen befreit war. Sie 
mußte 25 % des Gebäudewerts übersteigen. Die in Deutschland übliche Bezeichnung „R.“ für 
Pferdeersatz der Kavallerie war nicht gebräuchlich. 
 Rentei 
Abteilung des Kameralhofs, sowohl für das ganze Gouvernement als auch in jedem Kreise (Kreis-
rentei), jeweils geleitet von einem Rentmeister. 
Gutzeit III 1, 33; BPR I § 7,2; Balt. Bürgerkunde 97. 
 Renten 
Zinsen. 
BPR III Art. 3405. 
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 Rentenirer 
Indigener kurländischer Edelmann, der kein Rittergut, wohl aber ein Geldkapital besaß, dessen 
Zinsen mindestens den Einkünften eines Ritterguts von ¼ Haken (4200 Rbl. S.M.) gleichkam 
und der sich verpflichtete, dafür im entsprechenden Verhältnis zu der jeweiligen –> Willigung 
beizusteuern. Er nahm an den Landtagen, den allgemeinen Konferenzen, an Kreis- und Kirch-
spielsversammlungen gleich einem Rittergutsbesitzer teil. Sein Stimmrecht beruhte auf der An-
meldung seiner –> Rentenirsumme. Er mußte seinen ständigen Wohnsitz in Kurland haben. 
BPR II §§ 276, 335, 356, Kurl. LandtagsO 1897 §§ la, 9; Ziegenhorn § 477. 
 Rentenirerstimmrecht 
Zur Erlangung des Stimmrechts mußte der –> Rentenirer beim erster Landtagstermin (–> Rela-
tionstermin) den Betrag seines Kapitalvermögens anmelden. Er konnte nur eine Stimme erwer-
ben, auch wenn sein Vermögen das Mehrfache der Mindestsumme betrug. Ein auf dem ersten 
Landtagstermin ausgesprochener Verzicht auf das R. konnte nicht rückgängig gemacht werden, 
andererseits bestand die Zahlungspflicht bis zum nächsten Landtag, falls die Anmeldung erfolgt 
war. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 7 ff., 17. 
 Rentenirsumme, Willigungskapital 
Kapitalvermögen von einem –> Rentenirer. 
BPR II §§ 276, 335; Kurl. LandtagsO 1897 §§ 1,7; Kurl. KonferenzO 1897 § 2. 
 Rentensionsrecht –> Halbkörner 
 Rentmeister –> Obereinnehmer, Ritterschaftsrentmeister 
 Rentmeister –> Rentei 
 Renuntiation, Befreiung von der Klage 
a) für den Kläger: Verzicht auf Fortsetzung des Rechtsstreits, Klagerücknahme; 
b) für den Beklagten: Einrede der nicht begründeten Klage, etwa im Besitzprozeß. 
Samson § 921 ff. 
 Reprobatorialartikel –> Probatorialartikel 
 Reservatkorn –> Magazin 
 Residier-Diarium 
Tagebuch des residierenden –> Landrat. 
Livl. LandtagsO 1802 Instr § 69. 
 Residierender Kreismarschall –> Kreismarschall 
 Residierender Landrat –> Landrat 
 Residier-Protokoll 
Protokoll des residierenden –> Landrat. 
Livl. Landtags-Recesse 429. 
 Residierung 
Der Residierende –> Landrat als Behörde oder Amt. 
Livl. LandtagsO 1802 Instr. § l: „der Residierung vorstellen“; § 22: „Vorschlag der Residierung“; 
§ 25: „tritt er seine Residierung. an einen anderen Landrat ab“. 
 Resolution 
Nur eine Partei betreffende gerichtliche Verfügung (reines Dekret); nicht rechtsmittelfähig. 
Samson §§ 122, 606 a. 
 Restantenzettel –> Landschaftsoffizier 
 Restanzien 
Rückstände. 
Livl. LandtagsO 1802 Instr. §§ 31, 37. 
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 Restgut 
Die den durch die Agrarreformen von 1920 enteigneten Gutsbesitzern belassene Parzelle. Sie 
mußte nicht mit dem Gutshof (–> Gutszentrum) identisch sein. 
Vgl. J .v. Hehn, Die Umsiedlung der baltischen Deutschen, Marburg/L. 1982, 4. 
 Restitution –> Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
 Restitutionsukas –> Statthalterschaftsverfassung 
 Rettungsanstalt 
In Riga bereits im Anfang des 19. Jhs. Leichenschauhaus und Notarztdienst. Unterstand der 
Inspektion zweier Ratsherrn. 
BPR I § 602. 
 Reuterverpflegung –> Roßdienst 
 Revision 
1. –> Seelenrevision, –> Revisionslisten 
2. Der bisher übliche Instanzenweg der gerichtlichen Revision (Einlegung eines Rechtsmittels 
gegen ein ergangenes Urteil), der bereits durch die –> Statthalterschaftsverfassung vorübergehend 
umgestaltet worden war, entfiel mit der –> Justizreform von 1889. –> Appellhof. 
3. Überprüfung im allgemeinen Sinne, –> Revisionskommission, –> Revisionswege, –> Sena-
torenrevision. 
 Revisionseid 
Im livländischen Prozeß leistete der Beschwerdeführer (Impetrant) einen Gefährdeeid dahin, daß 
er das Rechtsmittel nicht arglistig, auch nicht zur Prozeßverschleppung, einlege, sondern in der 
Überzeugung, im Recht zu sein und die Sache möglichst zu beschleunigen „ohne Arglist und 
Gefährde“. Auch der Gegner (Revisionsimpetrant) leistete in schwedischer Zeit einen Eid dahin, 
daß nach seiner Überzeugung seine Verteidigung rechtmäßig sei, er die Sache nicht aufhalten, 
überall die Wahrheit vortragen und alle Arglist vermeiden wolle. Letzterer Eid war in russischer 
Zeit obsolet geworden und wurde nur noch auf Verlangen des Impetranten geleistet. 
Formular für den R. bei Samson § 717 a. 
 Revisionsimpetrant –> Impetrant, –> Revisionseid 
 Revisionskommission 
Nach der livländischen BVO von 1804 gebildet, um für die bevorstehende Verpachtung der 
Bauernhöfe eine Katastrierung vorzunehmen und das –> Wackenbuch zu überprüfen hinsicht-
lich der dort verzeichneten bäuerlichen Leistungen im Verhältnis zum Ertragswert der –> Ge-
sinde. Für jeden –> Doppelkreis wurde eine R. geschaffen, bestehend aus einem russischen Prä-
sidenten, dem –> Oberkirchenvorsteher und sechs adligen Beisitzern. Da die als Anlage der BVO 
1804 erlassene Instruktion nicht präzise genug war, arbeiteten die R. nicht einheitlich. Ihre Auf-
gaben wurden daher 1809 der –> Meßrevisionskommission übertragen, die trotz der Hemmnisse 
des Napoleonischen Krieges ihre Aufgaben vorzüglich bewältigte. 
Tobien,Agrargesetzgebung I 206 ff., 252. 
 Revisionslisten 
Erfassung der Steuerpflichtigen für die –> Kopfsteuer. Die Revisionslisten bildeten ebenfalls die 
Grundlage für die –> Rekrutierung. Erfaßt wurden auch –> Ehrenbürger und –> Exemte. 1874 
wurden die R. durch Familienlisten ersetzt. 
Carlberg 263. 
 Revisionsschilling –> Appellationsschilling, –> Kassationssalog 
 Revisionsseelen –> Seelenrevision 
 Revisionswege 
So hießen in Kurland öffentliche Wege I. Klasse, die ursprünglich vom –> Mannrichter, später 
von einem Mitglied am –> Hauptmannsgericht revidiert wurden. 
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Kurl. BV § 561; WegeO vom 5. März 1801 §§ 14 ff.; Bunge, Kurl. PR § 111 n. d., § 112. 
 Richter ehrenhalber –> Ehrenfriedensrichter 
 Riege, Wohnriege 
Hauptgebäude einer –> Bauerstelle. 
 Riegenkerl –> Fußarbeiter 
 Riesingherr 
Rigaer Ratsherr, der auf die Reinhaltung des Riesingkanals zu achten hatte; später wurde diese 
Aufgabe von einer besonderen –> Stadtinspektion übernommen. 
Aktenstücke Riga I 223, 305; Gutzeit III l, 50; BPR I § 603. 
 Ritterbank 
Erstmals in Kurland 1620 zusammengetretenes Rittergericht zur Prüfung der Nobilität der ein-
zelnen Geschlechter. Die als „edel“ anerkannten wurden in das –> Ritterbuch eingetragen. Ins-
gesamt wurden fünf Ritterbanken abgehalten, die letzte 1642. Auch in Livland wurde ab 1647 
ein Verzeichnis der zur –> Ritterschaft gehörenden Geschlechter geführt, in Estland 1651 eine 
Ritterbank gehalten nach kurländischem Muster. Mit der Zeit wurde, da keine R.en mehr tagten, 
die Verzeichnisse jedoch weitergeführt wurden, der Ausdruck „R.“ gleich –> Matrikel verwendet. 
FR 1617 § 39 ; Ziegenhorn 77 § 137 und Beil 131; BPR II § 32,2; E. von Fircks, Zur Gesch d. 
R.en und des Ritterbuches in Curland (in: Curl. Ritterbuch, Mitau 1893); Ders.. Die Ritter-
banken in Kurland (in: Jahrbuch für Genealogie, Heraldik und Sphragistik 1895, Mitau 1896); 
Gutzeit III l, 5-1; Klingspor 33, 43, 48, 62; Krusenstjern 41; Wrangell 28. 
 Ritterbuch 
Verzeichnis aller zur kurländischen Ritterschaft gehörenden Geschlechter, entsprach der –> Ma-
trikel. „Ritterbuch, so anno 1634, den 20. July geschlossen, oder Verzeichnis der Churländischen 
und Semmigallischen vom Adel“. Wurde zunächst handschriftlich geführt, Neuaufgenommene 
wurden nachgetragen. Mehrmals gedruckt, zuletzt 1893 mit dem Stand von 1891. Das beim –> 
Ritterschaftskomitee befindliche Original hieß „Das goldene Buch“. Es ist Ende des Zweiten 
Weltkriegs verloren gegangen. Nach der Vereinigung der Kurländischen und der Piltenschen 
Ritterschaft wurden auch die piltenschen Geschlechter in das R. eingetragen. 
Kurl. Landtagsakten pro 1911/12 in ausschließlich ritterschaftlichen Angelegenheiten, II. Ter-
min, 27. 
 Ritterfahne –> Adelsfahne 
 Rittergut, Adeliges Gut 
In Liv- und Estland diejenigen Landgüter, welche unter der Bezeichnung von Gütern, Landgü-
tern oder adeligen Rittergütern in die Landrollen und Hypothekenbücher verzeichnet waren 
(BPR III Art. 599). Eine bestimmte Größe war erforderlich. In Kurland wurden als Rittergüter 
diejenigen anerkannt, welche in der vom –> Ritterschaftskomitee zu führenden –> Stimmtafel 
als solche bezeichnet waren (Art. 615). Der Besitz von Rittergütern war ursprünglich den Glie-
dern der Ritterschaften vorbehalten. In den 60er Jahren des 19. Jhs. wurden die Bestimmungen 
gelockert und auch Nichtadeligen der Erwerb von Rittergütern gestattet. Der Besitz eines a. G. 
gewährte das Recht der Teilnahme am Landtag, ferner privatrechtliche Vorteile wie das Recht 
der Branntweinbrennerei und Bierbrauerei (Art. 883). 
Tobien, Agrargesetzgebung I 3 ff., 289, II 311 ff.; BPR II §§ 61 ff.; Wedel 63. 
 Ritterhaus 
Gebäude der Ritterschaft zur Abhaltung der Versammlungen (–> Landbotenstube), Landtage 
und Konferenzen, mit Geschäfts- und Diensträumen sowie Dienstwohnungen der Beamten. 
Gutzeit III l, 52; BPR II § 44; Krusenstjern 20, 59 ff., 199 ff; Wrangell 186 ff. 
 Ritterkasse 
Ritterschaftskasse in Livland, früher –> Landlade, Ritterlade. Hierhin flossen die Willigungen 
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vom Hofeslande. Daneben gab es noch die –> Landeskasse, wohin die nicht rein ritterschaftli-
chen Gelder gelangten. 
Gutzeit III l, 52, BPR II § 41; Balt. Bürgerkunde 192; Livl. Landtags-Recesse 377. 
 Ritterlade –> Ritterkasse 
 Ritterschaft 
Korporation der Angehörigen des immatrikulierten Adels. In den baltischen Provinzen gab es die 
Livländische, Oeselsche, Estländische und Kurländische Ritterschaft; die von 1717 bis 1819 selb-
ständige Piltensche Ritterschaft ging in der Kurländischen auf. Die R.en wurden 1920 aufgelöst. 
BPR II § 8. 
 Ritterschaftsausschuß 
Organ der Estländischen Ritterschaft, bestehend aus dem –> Landratskollegium, den zwölf Kreis-
deputierten (–> Kreisdeputierter) und dem –> Ritterschaftshauptmann als Vorsitzendem. Er 
tagte während oder außerhalb des Landtages, prüfte die für die Landtagsberatung vorliegenden 
Sachen vorläufig, hatte schiedsrichterliche Funktionen, besetzte Ämter, die zwischen den Land-
tagen frei geworden waren, und konnte auch außerordentliche Landtage einberufen. 
BPR II §§ 204, 261 ff, 492ff, Gernet 13. 
 Ritterschaftsgut 
Entsprach in Kurland dem –> Landratsgut in Liv- und Estland. Leitung und Beaufsichtigung der 
Gutsverwaltung hatte der –> Ritterschaftskomitee. Pächter waren indigene kurländische Edel-
leute. Ein –> Ökonomiedirektor stand an der Spitze der Gutsverwaltung für alle Ritterschaftsgü-
ter, einem Ritterschaftsförster unterstand der Wald. – Gelegentlich auch in Liv- und Estland 
gebraucht. 
BPR II §§ 45, 801 III 597; Kurl. LandtagsO 1897 §§ 226 ff..; Bunge, Kurl. PR § 101. 
 Ritterschaftsgüterkommission 
Vom livländischen Landtag gewählt zur Verwaltung der Landratsgüter (–> Landratsgut). Vorsit-
zender war ein –> Landrat, Beisitzer waren vier immatrikulierte Edelleute aus je einem –> Dop-
pelkreis. Die Ritterschaftsgüterkommission prüfte jährlich die Bewirtschaftung der Güter im Bei-
sein des Ritterschaftssekretärs. Verbesserungsvorschläge und Beanstandungen legte sie dem Resi-
dierenden Landrat vor, der die Oberaufsicht hatte. 
BPR II §§ 359 Abschn. 1 Nr. 6, 376, 399, 401, 565 Nr. 5, 643 ff. 
 Ritterschaftshauptmann 
Vertreter der Estländischen Ritterschaft. Er hatte für die Wahrnehmung ihrer Rechte, Gerecht-
same und Interessen zu sorgen. Vorsitzender auf dem –> Landtag, im –> Ritterschaftsausschuß 
und auf dem –> Kreistag, ferner in verschiedenen Kommissionen und bis zur Justizreform von 
1889 im –> Niederland- und Landwaisengericht, danach im adligen –> Waisengericht. Außer-
dem nahm er an verschiedenen Kommissionen und Institutionen der –> Gouvernementsregie-
rung teil. Der R. wurde vom Landtag auf drei Jahre gewählt; Wiederwahl war zulässig. Dem 
Landtag hatte er Rechenschaft zu legen. Er mußte immatrikulierter Adliger sein und in Estland 
ein Rittergut besitzen. Das Amt war ein Ehrenamt. 
BPR II §§ 231 f., 447 ff., 481 ff., 736 ff.; Gernet 14. 
 Ritterschaftskanzlei 
Jede Ritterschaft hatte eine Ritterschaftskanzlei, geleitet vom –> Ritterschaftssekretär, in Livland 
gehörten auch der –> Ritterschaftsnotar und –> Ritterschaftsrentmeister dazu. 
BPR II § 648 ff., 719 ff., 746 ff., 803 ff.; Balt. Bürgerkunde 177. 
 Ritterschaftskasse –> Ritterkasse, Landlade 
 Ritterschaftskomitee 
Der Ritterschafts-Comité (so die Schreibweise der kurländischen Ritterschaft, zu Anfang des 19. 
Jhs. auch „die Comité“). Repräsentation der kurländischen Ritterschaft, leitendes Gremium in 
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der Zeit zwischen den Landtagen. Vorsitzender war der –> Landesbevollmächtigte, Mitglieder 
die drei residierenden Kreismarschälle, zehn weitere Kreismarschälle (–> Kreismarschall), der –> 
Obereinnehmer und –> Ritterschaftssekretär, dieser nur mit beratender Stimme. Sitzungen 
konnten auch ohne die Kreismarschälle abgehalten werden, Plenarversammlungen zweimal im 
Jahr, jedoch nur mit ihnen. Die Instruktionen und Beschlüsse des Landtags waren auch für den 
R. maßgebend. Er führte die Geschäfte der Ritterschaft, verwaltete ihre Güter und beaufsichtigte 
die Kasse. Am Landtag nahmen die R.-Mitglieder mit beratender Stimme teil. Mindestens zwei 
Mitglieder mußten anwesend sein. Ebenso mußte jeweils ein Mitglied in der –> Redaktionskom-
mission anwesend sein. Nach dreijähriger Amtszeit erstattete der R. dem Landtag Bericht. Am 
Schluß des Landtags wurden dann die Mitglieder des neuen R. gewählt. Nur das Amt des Rit-
terschafts-Sekretärs war lebenslänglich Der R. bestand von 1796 bis 1920. 
BPR II §§ 768 ff.; Kurl. LandtagsO 1897 §§ 67, 74, 125 f., 182–214, 226 ff. 
 Ritterschaftskomitee, Piltensches 
Nach Aufhebung der –> Statthalterschaftsverfassung erhielt Pilten 1797 ein R. Es bestand aus 
dem –> Landratskollegium sowie sieben Kirchspielsbevollmächtigten. Ab 1805 traten an deren 
Stelle fünf Kreismarschälle. Mit der Vereinigung Piltens mit Kurland (1818) war der kurländi-
sche Ritterschaftscomité auch für Pilten zuständig. 
 Ritterschaftsnotar 
Vom livländischen Landtag auf Lebenszeit gewählt. Er führte die Anwesenheitsliste auf dem –> 
Landtag, entwarf die Verfügungen für den residierenden –> Landrat, protokollierte auf Sitzungen 
der Kreisdeputierten, mundierte die vom Ritterschaftssekretär konzipierten Papiere, führte die 
Korrespondenz betreffend die Verwaltung der Poststationen (–> Station) und nahm an deren 
Besichtigung teil; auch führte er die Registratur über das Ritterschaftsarchiv. Sein Vorgesetzter 
war der Residierende Landrat. R. durfte nur ein immatrikulierter Edelmann sein. Er durfte kein 
anderes Amt bekleiden. 
BPR II §§ 359, 650 657, 664 ff. 
 Ritterschaftsrentei 
Rentamt des kurländischen Ritterschaftscomités, beaufsichtigt vom –> Obereinnehmer. Geführt 
wurden zwei getrennte Kassen: 1. die ritterschaftliche Kasse; 2. die –> Landeskasse. Allmonatlich 
überprüfte der –> Landesbevollmächtigte mit dem Ritterschaftscomité die Ritterschaftskasse und 
die Renteibücher, auf dem Landtag wiederum die –> Kalkulatorenkommission das Rechnungs-
wesen der Ritterschaftsrentei. 
BPR II § 802; Kurl. LandtagsO 1897 §§ 126, 209 ff. 
 Ritterschaftsrentmeister 
1. –> Obereinnehmer. Der Titel „Ritterschaftsrentmeister“ wurde, obwohl im BPR II aufgeführt, 
in Kurland nicht verwendet. Allein von 1811 bis 1847 gab es dort einen R., daneben aber bis 
1837 auch einen Obereinnehmer, deren beider Kompetenzen nicht abgegrenzt waren. 
BPR II §§ 498, 513, 768, 774, 800 ff. 
2. In Livland verwaltete er die Ritterschaftskasse, unterstützte die Kassadeputierten (–> Kassade-
putierter) und mußte diesen im Februar eine Übersicht der eingegangenen und ausstehenden 
Gelder vorlegen. Vom Landtag auf Lebenszeit gewählt. Er konnte ein des Rechnungswesens Kun-
diger jeden Standes sein. 
BPR II §§ 359, 378, 398, 653, 668 f. 
 Ritterschaftssekretär 
Das Amt bestand bei allen vier Ritterschaften; in Estland waren jedoch die Funktionen auf drei 
Sekretäre verteilt, davon einer der –> Ökonomiesekretär. Der Ritterschaftssekretär wurde vom 
Landtag aus den immatrikulierten Edelleuten gewählt. Er leitete die Kanzlei der Ritterschaft, 
führte Protokoll auf den Landtagen (–> Landtagsdiarium) und die ritterschaftliche Korrespon-
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denz sowie die laufenden Geschäfte der Ritterschaft. Er durfte kein anderes Amt bekleiden. 
BPR II §§ 377, 447, 450, 498, 513, 650, 657 ff., 721 ff., 750 ff., 774, 791 ff.; Kurl. LandtagsO 
1897 §§ 102, 182, 185, 192, 212 f. 
 Rodung 
Landwirtschaftliche Brandkultur, bis ins 18. Jh. betrieben: Der Wald wurde gerodet, Strauch-
werk und Astholz, mitunter auch die Stämme, verbrannt, um Aschendüngung zu erhalten. An-
gebaut wurden Getreide und andere Feldfrüchte. Zur Rodung wurden auch der –> Buschacker 
gerechnet. 
Gutzeit III 54 f.; Hahn 17; Transehe, Gutsherr 28, 63. 
 Roßdienst 
Die mittelalterliche Verpflichtung des Adels zur persönlichen Heerfolge oder Stellung von be-
waffneten Reitern wurde in Liv- und Estland bereits in schwedischer Zeit in Geldleistungen um-
gewandelt (Reuterverpflegung). So auch in russischer Zeit, wobei in Livland pro Reiter vier Rthl. 
Alb. gezahlt werden mußten, in Estland 15 000 Rbl. für die Bekleidung und Verproviantierung 
eines Infanterieregiments. In Kurland entfiel der Roßdienst mit der Angliederung an Rußland. –
> Adelsfahne, –> Lehnsfahne. 
Transehe, Gutsherr 9, 84 Anm. l; Tobien, Agrargesetzgebung I 74; Gernet 61 f., Ziegenhorn 
355;Gutzeit III l, 60 f.; FR 1617 § 34 ff. 
 Roßdienstkorn –> Zollkorn 
 Roßkanton 
Von der russischen Regierung zur Pferdezählung zwecks Aushebung bestimmter Bezirk. 
Gutzeit III 161. 
 Roter Strich 
Durch die Agrarreform in Livland (1849) und Estland (1856) wurde eine strenge Scheidung 
zwischen dem –> Bauerland und dem –> Hofesland vorgeschrieben. Ersteres durfte nur noch 
durch Verpachtung (–> Geldpacht) oder Verkauf an Glieder der Bauerngemeinde genutzt wer-
den. Die Trennungslinie der beiden Bodenkategorien wurde durch einen roten Strich auf den 
Gutskarten markiert. In Livland galt alles Land, welches bei der staatlichen Landvermessung 
1804 bis 1823 als solches bezeichnet und in ein –> Wackenbuch eingetragen war, als Bauerland, 
in Estland alle am 9. Juni 1846 in faktischer Nutzung von Bauern befindliche Grundstücke. Vor 
der Festlegung durften die Rittergüter noch einen Teil des von Bauern genutzten Landes zum –
> Hofesland ziehen, –> Quote, –> Sechstel. Die rechtliche Trennung des Bodens blieb bis zur 
Agrarreform 1919/1920 bestehen. 
Tobien, Agrargesetzgebung II 200; Gernet 257; Broecker 44. 
 Rottmeister –> Undeutsche Ämter 
 Rotulieren 
Eintragen in den –> Rotulus. 
 Rotulus 
In zu jeder Akte zu führendes Verzeichnis der darin befindlichen Schriften und Beilagen mit 
Hinweis auf die Seitenzahlen. Die Bezeichnung entstand wohl in Anlehnung auf die im Archiv-
wesen gebräuchliche für Urkunden in Rollenform. 
BPR I 203. 
 Rückwärts 
Rückwirkend (Samson § 103: Die Bestätigung des –> Prinzipal „ergänzt rückwärts alle Mängel“, 
das heißt: heilt sie). 
 Rutscherzins 
Im Rigischen Stadtrecht wurde bei der Verschmelzung des Rentenkaufs mit der –> Emphyteuse 
unter der Bezeichnung –> Erbenzins die alte deutschrechtliche Einrichtung beibehalten, daß der 
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Erbzinsmann bei nicht rechtzeitiger Zahlung den doppelten Zins – den Rutscherzins – schuldete. 
Das BPR III Art. 1330 hat diese Regelung nicht übernommen. 
RigStadtrecht 1673 III Tit. 13 § l; Bunge, Liv.-estl. PR § 144. 
 Russische Kaufleute –> Enrollirte Reußen 
 Russische Städteordnung –> Städteordnung 
 

*** S *** 
 
 Saal 
Plenum des livländischen Landtags. 
Livl. LandtagsO 1802 §§ 35, 77, 88. 
 Saatschreiber 
Aufseher der Saatwracke in Riga. –> Braker 
Rig. Wörterb. 165. 
 Sachgemeinschaft 
Von Gaßmann und Nolcken benutzte, doch nicht gängig gewordene Bezeichnung für Sachge-
samtheit. Auch G-N selbst brauchen gelegentlich „Sachengesamtheit“, ohne daß ein Unterschied 
zu erkennen wäre. 
G-N I 313, II 198, III 31. 
 Sammlung der Gesetze des Russischen Reiches –> Vollständige Sammlung 
 Salog (russ.) 
Sicherheitsleistung durch Hinterlegung von Geld, Wertpapieren oder Wertgegenständen (sel-
ten), Unterpfand. In russischer Zeit in der Umgangssprache eingebürgert, –> Sukkumbenzgeld 
Rig. Wörterb. 165. 
 Sastawe (russ.) 
Zollsperre. 
Rig. Wörterb. 166. 
 Satz 
Schriftsatz (IKP 1 II § 10: „nach jedem beygebrachten Satze“ kann die Gegenpartei um einige 
Tage Frist zur Stellungnahme bitten). 
 Satzschrift 
Schriftsatz. Die Zahl der zu wechselnden S. war auf vier für jede Partei beschränkt. 
ZPO 1864 § 312; Kurl. KanzlO 1796 § 26; Samson § 238 Anm. 
 Schaffer, geschworener –> Gesindevertrag 
 Schalenträger 
1. Gemeindeglieder, die nach dem Gottesdienst auf silbernen Schalen an der Kirchentür Armen-
geld sammelten. 
2. Die neu aufgenommenen Bürger und Brüder in Riga waren verpflichtet, am Palmsonntag mit 
20 silbernen Schalen in den Häusern Geld für den Jürgenshof (St. Georgenhospital) zu sammeln. 
In Reval fand die entsprechende Sammlung zu Pfingsten statt (Pfingstschale). 
Rig. Wörterb. 166. 
 Schaltgelder 
Gebühren für die Entscheidung über Zulassung der Appellation. 
IKP 1 I §§ 44 f., 48. 
 Scharre, die; Scharren, der 
Fleischerladen. 
Rig. Wörterb. 167; Latv. Enc. 2295. 
 Schätzung –> Wertlegung 
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 Schätzungseid –> Würdigungseid 
 Schenkergesellschaft 
Zusammenschluß der schankberechtigten Bürger Jakobstadts. Sie delegierten drei ihrer Mitglie-
der auf vier Jahre in die städtische –> Akziseverwaltung, die unter Vorsitz eines Ratsherrn stand. 
Ihr gehörten weiter drei vom Magistrat gewählte Mitglieder an. 
BPR I § 1521. 
 Schenkung –> Übergabe 
 Schesche (frz. Siège) 
In Riga volkstüml.: Distrikts-Polizeistation. 
Rig. Wörterb. 167. 
 Schiedseid, Haupteid 
Die Prozeßparteien konnten übereinkommen, die Sache durch eidliche Aussage einer Partei zu 
beenden. Das Gericht hatte dabei „die Stelle eines Zeugen bei dem geleisteten Eid zu vertreten“. 
Ihrem Wesen nach war diese Prozeßerledigung ein der Einwirkung des Gerichts entzogener Ver-
gleich (jusjurandum speciem transactionis continet). Der Schiedseid war unzulässig: wenn eine 
Partei minderjährig oder sonst geschäftsunfähig war, über Umstände, die sich auf eine strafbare 
Handlung bezogen, bei Beteiligung der staatlichen oder einer Kommunalverwaltung am Verfah-
ren, in Sachen von Gesellschaften, Genossenschaften, ferner gegen aktenkundige Tatsachen, über 
Standestatsachen und das Eigentum an Grundstücken. 
HandelsPO (Svod zak XI 2, Ausg. 1887) § 300; G-N I 64; ZPO 1864 §§118, 497. 
 Schieße –> Schüsse 
 Schießpferde 
Von den Bauern der Post als Beihilfe gegen Zahlung gestellte Pferde. –> Schüsse 
Gutzeit III l, 113. 
 Schiffahrtsdistanz 
Streckenabschnitt der Binnenschiffahrt; unter Aufsicht eines Distanz- –> Pristaw. Dieser hatte 
für die Verkehrssicherheit zu sorgen, bei Unglücksfällen Hilfe zu beschaffen, auf bestimmten 
Strecken Buch über die passierenden Fahrzeuge zu führen und ihre Reihenfolge durch ausgege-
bene Nummern zu bestimmen. 
 Schiffbauwälder 
Kronswälder (Eichen, Lärchen, Fichten), die eigens für die Erzeugung von Schiffbauholz, insbe-
sondere Masten, bestimmt waren. Wegen ihrer Wichtigkeit genossen sie besonderen strafrecht-
lichen Schutz: Holzdiebstahl dort wurde mit Verweisung nach Sibirien zur Ansiedlung geahndet, 
aber auch das Fällen anderer Bäume als Eichen, Lärchen und Fichten wurde als Diebstahl be-
straft. Auch das Weiden von Vieh war dort verboten. 
 Schiffskollegium 
1721 in Riga eingerichtet zur Verwaltung der von Zar Peter I. der Stadt geschenkten Schiffe. 
Bestand aus Vertretern der drei Stände unter Leitung eines Ratsherrn. 
Aktenstücke Riga I 501, 507. 
 Schiffssekretär –> Rangtabelle 
 Schikane 
Prozeßverschleppung, mutwillige Hinderung des Fortgangs der Vollstreckung, zum Beispiel 
durch ein unbegründetes –> Inhibitorium. Sie wurde mit Ordnungsstrafen geahndet (–> Te-
merarium). 
 Schildereien 
Schilderungen in Bild oder Schrift. 
StGB 1845 § 1310 ff. 
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 Schildreiter, Schilter 
Indigener landwirtschaftlicher Aufseher der Fronarbeiter zur Zeit der Erbuntertänigkeit, Gehilfe 
der Gemeindeältesten und –> Wagger, der auch reitend die Fronarbeiter aufzubieten, Nachrich-
ten zu überbringen und gewisse Abgaben, wie das „Pastorenkorn“ einzutreiben sowie Strafen zu 
vollstrecken hatte; nach einigen Quellen auch Bezeichnung für den –> Wagger. –> Kubjas, –> 
Starast. 
Gutzeit III 117 f.; Hahn 56 f., 80 f.; Transehe, Gutsherr 25 Anm.2; Latv. Enc. 851, 2395, 2624. 
 Schilter –> Schildreiter 
 Zum Schimpf gereichende Strafen 
Ehrverletzende, sogenannte peinliche Strafen. –> Kriminalstrafen 
Samson § 132 Anm. 4. 
 Schlendrian (lat.: Praecognita processus Curlandici) 
Unter den Juristen gängige Bezeichnung für das „Instruktorium des kurländischen Prozesses“, 
einer als Anleitung für Anwälte gedachten Privatarbeit aus dem zweiten Viertel des 18. Jhs., Ver-
fasser unbekannt. Im Gegensatz zu seiner Benennung handelt es sich um eine gründliche und 
gute Anleitung, die bald als Rechtsquelle anerkannt und als solche im BPR zitiert wurde. 
Hrsg. von Carl von Rummel, Dorpat 1844 (Die Quellen des kurl. Landrechts I, 1). Vgl. Bunge, 
Rechtsgesch. 261. 
 Schlichte Interlokutorien –> Interlokutorien 
 Schließlich 
Abschließend. Schließliches Verfahren (salvatio, ulterior elisio) über Einwendungen nach der Be-
weiserhebung. 
Samson §§ 282, 367, 518. 
 Schloßgericht –> Instanzgericht, –> Oberhauptmannsgericht 
 Schloßvogt 
Vorsitzender beim –> Schloßvogteigericht auf dem Revaler –> Dom. Aus dem Literatenstande 
von den Bürgern gewählt und von der –> Gouvernementsregierung bestätigt. Da das Schloßvog-
teigericht keinen Sekretär hatte, war der Schloßvogt auch Leiter der Kanzlei, ferner –> Amtspa-
tron aller Ämter auf dem Dom. 
BPR I §§ 1204 ff., 1211 Nr. 4; II § 1406. 
 Schloßvogteigericht 
Das –> Vogteigericht auf dem Revaler –> Dom, bestehend aus dem –> Schloßvogt und je zwei 
von der Bürgerversammlung gewählten Ältermännern und Ältesten als Beisitzern. Die Gerichts-
barkeit erstreckte sich auf alle Bürger der –> Domgilde und die Einwohner des Doms und der 
Domvorstadt, soweit sie nicht wegen ihres Standes, wie zum Beispiel der Adel, einen besonderen 
Gerichtsstand hatten. Das Schloßvogteigericht war: 1. Vormundschaftsgericht, 2. Zivilgericht bis 
zu einem Streitwert von 6 Rbl. S.M. (in anderen Sachen konnte es schlichten), 3. –> Amtsgericht 
und Gewerbeaufsichtsamt, 4. –> Baugericht, 5. Nachlaßgericht, 6. Vollstreckungsgericht, 7. No-
tariat, 8. Untersuchungsgericht. Verhandelt wurde grundsätzlich mündlich im summarischen 
Verfahren, Berufungen mußten binnen acht Tagen bei der –> Gouvernementsregierung einge-
legt werden. 
BPR I §§ 1214–1219. 
 Schlußsatz 
Abschließender Schriftsatz. 
IKP 1 II § 4. 
 Schlußschrift 
Abschließender Schriftsatz. 
Samson § 280. 
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 Schnurbuch 
Ein Buch, dessen Blätter mit einer Schnur durchzogen waren. Deren Enden waren verknotet und 
mit einem Siegel auf dem letzteren Blatt oder der Innenseite des hinteren Buchdeckels befestigt. 
Das bezweckte die Sicherung gegen unbefugtes Entfernen von Blättern, die darüber hinaus mei-
stens noch numeriert (foliiert) waren. Als Schnurbuch mußten zum Beispiel die Konkurstabelle 
und die gerichtlichen Kassenbücher geführt werden. 
Kurl. KanzlO 1796 § 2 Nr. 6, § 48; BPR I § 222; KonkRegeln § 26; HandelsPO §§ 580, 583. 
 Schnurland (lett.: snoru zeme) 
Landeinteilung zwischen den einzelnen Bauernhöfen in langen, parallelen Streifen, meistens 
senkrecht zur Dorfstraße, ohne Berücksichtigung der wechselnden Bodenqualität. Im Baltikum, 
außer in Lettgallen, war diese Art der Feldgliederung vornehmlich im estnischen Siedlungsgebiet 
mit seinen Dörfern verbreitet, in geringfügigem Maße auch im Patrimonialgebiet der Städte, 
welche ihren Gemeindegliedern Sch. auf Grundzins verliehen. 
Gutzeit III 153 f; Gernet 306 f., 314; Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 77. 
 Schöffe –> Manngericht 
 Scholarch 
Titel des Aufsehers für das Schulwesen, zum Beispiel des livländischen Generalsuperintendenten, 
des Ratsherrn im –> Collegium Scholarchale in Riga oder des –> Collegium Scholarchiarum in 
Reval. 
Schaudinn 73. 
 Schoß 
In Reval im 18. Jh. städtische Abgabe für Hausbesitz; in Riga oft als Quartalschoß bezeichnet. 
Wurde in Reval von den Bürgern demonstrativ am St. Thomas-Abend (20. Dezember), dem 
Ehrenfest des Rates, diesem entrichtet. Ursprünglich Abgabe von jedem „Rauch“ eines Hauses. 
Elias 49 f.; Aktenstücke Riga II 264. 
 Schragen 
Konstituierende Satzung einer Gilde oder eines Handwerksamts. –> Gilden, –> Amt, –> Un-
deutsche Ämter. 
 Schulältester –> Bauerngemeindeschule 
 Schulautonomie 
Das Gesetz des lettischen Volksrats vom 8. Dezember 1919 über das Schulwesen der Minoritäten 
(„Schulautonomie“) bewilligte den völkischen Minderheiten eine autonome Organisation ihres 
Schulwesens. Ihre Verwaltungen des Bildungswesens (so auch die deutsche) wurden in einem 
besonderen Minoritäten-Departement des Bildungsministeriums zusammengefaßt, wo jede Mi-
norität eine besondere Abteilung erhielt. Die Chefs waren dem Minister unmittelbar unterstellt 
und konnten mit beratender Stimme an den Sitzungen des Kabinetts teilnehmen, soweit Fragen 
des kulturellen Lebens ihrer Nation berührt wurden. Die Verwaltung des Bildungswesens hatte 
„alle Angelegenheiten der Kultur und Bildung ihres Volkstums zu leiten und für die Bildung und 
die Schulen ihres Volkstums Sorge zu tragen“. Der Chef (volkstümlich „Bildungschef“) und seine 
Beamten waren Staatsbeamte, von den Parlamentsabgeordneten ihres Volkstums gewählt und 
von der Regierung bestätigt. Die Schulautonomie wurde durch die autoritäre Regierung 1934 
aufgehoben. 
Wachtsmuth, Deutsche Arbeit II 41 ff.; Rauch 120. 
 Auf Schuld 
Auf Kredit, zum Beispiel Ausschank auf Schuld. 
StGB 1845 § 746. 
 Schuldforderungen, schriftlich verbriefte –> Verschriebene Gelder 
 Schulinspektor –> Inspektor 
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 Schulinstitutskommission 
Die Schulinstitutionskommission in Pernau, bestehend aus drei Ratsherrn, dem Ältermann der 
Großen Gilde und zwei Beisitzern des Kaufmannsstandes, war eigentlich eine Stipendienkom-
mission zur Verteilung der aus freiwilligen Beiträgen der Kaufleute zur Unterstützung unbemit-
telter Lernender gestifteten Mittel. Berücksichtigt wurden in erster Linie Kaufmannssöhne, so-
dann Söhne von Bürgern der Kleinen Gilde. 
BPR I §§ 778 ff. 
 Schulkassakommission 
Bestand in Dorpat, besetzt mit einem Ratsherrn als Vorsitzenden und den Worthabenden Älter-
männern beider Gilden als Beisitzern. Der Stadtbuchhalter war Schriftführer und stand dem 
Rechnungswesen vor. Die Schulkassakommission verwaltete das Kapital der städtischen Schul-
kasse, erhob Beiträge der Einwohner und zahlte drei mal jährlich dem –> Collegium Scholarchale 
die ihm zugewiesenen Summen aus. 
BPR I §§ 704 ff. 
 Schulkonvent 
Alljährlich im Mai trat der –> Kirchenkonvent als Sch. zusammen, um über Fragen der –> Pa-
rochialschule zu beraten. Ihm gehörten Vertreter der Kirche, der Ritterschaft und der Bauernge-
meinde an. –> Kirchspielskonvent 
Tobien, Ritterschaft I 213, 461–466; Balt. Bürgerkunde 243. 
 Schulrevident –> Kreisschulrevident 
 Schulmeisterland 
Dem Schulmeister einer –> Parochialschule zur Verfügung gestelltes Garten-, Acker- und Wie-
senland. Er konnte auch ein ganzes –> Gesinde erhalten oder die Einkünfte eines solchen. Das 
Land wurde vom –> Schulkonvent zugewiesen und von den Gutsbesitzern zur Verfügung gestellt. 
Gutzeit III 165; Transehe, Gutsherr 135 Anm. 3; Tobien, Ritterschaft 239, 245, 258; Schaudinn 
44. 
 Schulrat –> Oberlandschulbehörde 
 Schuß- und Balkengeld 
Im 17. Jh. eingeführte Abgabe der livländischen Güter an die schwedische Krone, zuerst als Stel-
lung von Fuhrwerken zur Beförderung von Truppen und königlichen Beamten und als Lieferung 
von Balken zu Befestigungszwecken, dann als Geldzahlung. Bis 1783 erhoben. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 75, 79; Transehe, Gutsherr 10; Gutzeit Nachtr. 1886, 101; Hupel, 
Topogr. Nachr. I 186. 
 Schüsse, Schieße 
Vorspann- und Fuhrdienstpflicht der Bauern besonders für Transporte im Auftrag der Krone, 
zum Beispiel von Truppen, Truppenverpflegung, auch Wagen zur Beförderung von Staatsbe-
diensteten oder für die Post. Es bestand jedoch die Möglichkeit des Loskaufes durch –> Schuß- 
und Balkengeld oder Postgelder (ausgenommen von militärischen Fuhrleistungen). 
Gutzeit III l, 113 f., 168; Transehe, Gutsherr 10; Tobien, Agrargesetzgebung I 86; Gernet 400; 
Latv.Enc. 2397; Kiparsky 133. 
 Schwarzarbeiter 
Nicht, wie im deutschen Sprachgebrauch, ein Arbeiter, der unter Umgehung der Versicherungs-
pflicht und Lohnsteuer heimlich (schwarz) arbeitet, sondern – in Übersetzung einer russischen 
Bezeichnung – ein mit besonders einfachen, daher meist unsauberen Arbeiten befaßter Hilfsar-
beiter oder Handlanger (Handarbeiter), der sich bei den Arbeiten oft schmutzig (schwarz) macht. 
Der Ausdruck ist volkstümlich. 
 Schwarzes Buch 
Verbrecherverzeichnis. 
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Rig.Wörterb. 171. 
 Schwarz(en)häupter 
Im 14. Jh. in den Städten Riga, Reval, Dorpat, Pernau, Wenden, Wolmar entstandene Bruder-
schaften auswärtiger beziehungsweise lediger Kaufleute unter dem Schutzpatron St. Mauritius. 
Daher ein Mohrenkopf als Wappenbild und demzufolge die Bezeichnung. Die organisatorische 
Struktur ähnelte derjenigen einer –> Gilde. Anstelle von Älterleuten fungierte der –> Erkorne 
Älteste; die Anzahl der Ältesten war begrenzt auf ungefähr 15. Die Sch. nahmen als Reiterei an 
der Stadtverteidigung teil, später an repräsentativen Aufmärschen, –> Bürgerkompagnien. Das 
Korps wurde in Reval als Truppe geführt von zwei Rittmeistern, zwei Leutnants und zwei Kor-
netts sowie 15 Unteroffizieren und Wachtmeistern. In der Neuzeit waren die Sch. nur noch 
Klubs unverheirateter Kaufleute mit geselligen und sozialen Zwecken. Nach erfolgter Eheschlie-
ßung traten die Kaufleute in der Regel zur Großen Gilde über. Bis zur Umsiedlung der Deutsch-
balten 1939 gab es noch Sch. in Riga und Reval. In der Bundesrepublik bestehen sie noch als 
Bruderschaften aus Riga oder Reval. 
NM IX/X 305; Latv. Enc. 1661. 
 Schweizer 
Volkstümlich Portier; im Russischen und Lettischen aber in der Literatur- und Amtssprache ge-
braucht. 
 Schwurbogen 
Ein Schwurbogen wurde beim –> Schiedseid verwendet. Er enthielt die „Angaben der Tatsachen, 
anläßlich welcher einer der Parteien der Eid erlaubt wird, und der Ausdrücke und Worte, die 
durch den Eid zu bestätigen sind“. Diesen Sch. legten die Parteien dem Gericht vor. Nach der 
Eidesleistung wurde er von der vereidigten Partei und dem den Eid abnehmenden Geistlichen 
unterzeichnet. 
ZPO 1864 99,489,495. 
 Scrutinium 
Im livländischen Prozeß ließ das Gericht nach Abschluß der Beweisnahme eine Zusammenfas-
sung aus den Protokollen, getrennt nach Beweis und Gegenbeweis, anfertigen mit Gegenüber-
stellung der Zeugenaussagen über jeden Beweisartikel und die dazugehörigen –> Fragestücke. 
Dieses Scrutinium entsprach dem mittelalterlichen Zeugenrotulus. Es wurde den Parteien mit 
dem Bescheid, der die Beweisaufnahme abschloß, zugestellt. Danach war eine weitere Beweisan-
tretung mittels –> Additionalbeweis unzulässig, doch konnte zur Ergänzung einer unklaren oder 
unvollständigen Aussage die nochmalige Vernehmung eines Zeugen oder eine Gegenüberstellung 
beantragt werden. Dieser Antrag mußte sofort nach Eröffnung des S. gestellt werden. 
Samson § 465; Schmidt, Civilpr. 137. 
 Sechserrat –> Sechsstimmiger Stadtrat 
 Sechsstimmiger Stadtrat, Sechserrat 
In der Statthalterschaftszeit nach der 1785 eingeführten –> Stadtordnung engerer Stadtrat, ge-
wählt alle drei Jahre von den Stimmführern aus dem Allgemeinen Stadtrat. Wichtigstes Exeku-
tivorgan. Trat wöchentlich zusammen. –> Stadtordnung 1785. 
Mettig 401, StadtO 1785 §§ 164 ff. 
 Sechstel 
Entsprach nach der estländischen BVO 1856 der –> Quote in Livland: Bei Übergang von der 
Fronpacht- zur Knechtswirtschaft durfte der Gutsherr sich die Verfügung über ein Sechstel des 
Bauernlandes vorbehalten. Das Sechstel war gedacht zur Etablierung der Hofknechte und Tage-
löhner. Durch kaiserlichen Ukas von 1893 wurde das Verfügungsrecht des Gutsherrn über das 
S. eingeschränkt: Das Land durfte nur noch an Bauern verkauft werden, die weder Eigentümer 
noch Pächter von Bauerlandstellen waren. 
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Gernet 253, 298, 329; Tobien, Agrargesetzgebung II 286. 
 See- und Frachtgericht 
Revaler Untergericht, besetzt mit zwei Ratsherren und dem Stadt- oder –> Niedergerichtssekre-
tär, zuständig für Streitsachen „zwischen Befrachtern, Schiffern und Schiffsvolk und alle Hava-
riesachen“. Berufungsinstanz war der Magistrat. In Havariesachen zwischen der Krone und Pri-
vatpersonen war das See- und Frachtgericht nur Untersuchungsbehörde. 
BPR I §§ 1144 f.; Elias 15. 
 Seelen –> Gemeindegericht, –> Seelenrevision 
 Seelenfeier 
Im lettischen Sprachgebiet bis ins 18. Jh. symbolisches Festmahl zu Ehren der Verstorbenen, in 
der Zeit vom 29. September bis zum 28.Oktober meist in der Badstube veranstaltet. Dort wurde 
den Seelen Speise und Trank hingestellt. Der Wirt forderte sie zum Mahle auf und nahm gele-
gentlich selbst teil. Nach Beendigung wurden die Seelen zum Heimgang aufgefordert, die Speisen 
in das Wohnhaus gebracht und von den Bewohnern in gemeinsamem Abendessen verzehrt. Die 
Seelenfeier war Vorläufer der „Kirchhofsfeste“ und erhielt sich als Überrest auch darin, daß bis 
in die letzte Zeit vielfach Brot an die Trauergäste verteilt wurde. 
Balt. KiGesch. 144; Latv. Enc. 539. 
 Seelenrevision 
Von Peter I. in Rußland eingeführt und 1783 auf Liv- und Estland, 1797 auf Kurland ausgedehnt 
zwecks Erhebung der –> Kopfsteuer: Zählung der steuerpflichtigen Bevölkerung (männliche 
„Seelen“). Seit 1719 in Rußland zehnmal durchgeführt, zuletzt 1856. Die Ermittelten galten bis 
zur nächsten Zählung als „Revisionsseelen“, inzwischen Verstorbene, für die die Steuer weiter zu 
zahlen war, als „tote Seelen“, die erst bei der nächsten Revision aus den –> Revisionslisten gestri-
chen wurden. 
Blumenbach 40 ff.; Masing, Verfassungskämpfe 5; Latv. Enc. 539. 
 Sekretär 
Beamter als Geschäftsleiter einer Behörde. Da die Richter vor der Justizreform 1889 ständische 
Wahlbeamte waren, hatten sie nicht immer eine juristische Ausbildung. Beim S. lag diese ge-
wöhnlich vor, der Sekretär beim –> Hofgericht mußte sogar von Gesetzes wegen (BPR I § 303) 
aus dem Literatenstand sein, war also in der Regel Jurist. In den kurländischen Städten mußte 
der Ratssekretär auf einer Universität des Russischen Reiches die Rechte studiert und ein Examen 
bestanden haben (§ 1417). Bei fachlicher Bewährung konnte ein Ratssekretär zum Gelehrten 
Ratsherrn, zum –> Syndikus oder zum Gelehrten Bürgermeister aufsteigen. Der Sekretär nahm 
an den Beratungen teil, ihm oblag vielfach die Abfassung der Entscheidungen, zumal er den 
Aktenvortrag hatte. Erkannte er, daß die Meinung der Glieder des Spruchkollegiums nicht mit 
dem Gesetz übereinstimmte, mußte er „ihnen dieses mit der schuldigen Ehrerbietung“ vorstellen 
und, falls sie sich nicht überzeugen ließen, „zu seiner Rechtfertigung und in ihrem Beisein seine 
Vorstellung im –> Journal oder –> Protokoll verzeichnen“. Nach der Justizreform war die Stel-
lung des Sekretärs je nach Bedeutung der Behörde einem deutschen Inspektor, Oberinspektor 
oder Amtmann vergleichbar. Ihm zur Seite stand bei größeren Behörden ein Sekretärsgehilfe.  
–> Kanzleisekretär, –> Obersekretär. 
BPR I §§ 57, 140, 147, 159, 342; ReorgVO § 44. 
 Sekretärsgehilfe –> Sekretär 
 Selbsthalter von ganz Rußland 
Ältere deutsche Übersetzung des Zarentitels „Selbstherrscher“; so im Geistlichen Reglement Pe-
ters I. vom 14. Februar 1721. 
Vgl. G. Langer: Zuständigkeitsabgrenzungen für die christlichen Kirchen Rußlands in der Ge-
setzgebung des 17. bis zum Anfang des 19. Jhs. In: Savigny-Zeitschr. 77 (1960) Kanon. Abtei-
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lung 452 ff., 458. 
 Senat (Dirigierender, Regierender) 
Im kaiserlichen Rußland, unter Peter I. 1711 begründete höchste Justiz- und Verwaltungsbe-
hörde, gegliedert in Departements. Die Gerichtsdepartements wurden als Kassationsdeparte-
ments bezeichnet. Soweit ein Kassationsantrag nicht schon aus formalen Gründen zurückgewie-
sen wurde, gelangte er auf die Sitzung des Departements oder einer Abteilung desselben. Als 
Departementssachen galten solche, wo es um die Einheitlichkeit der Rechtsprechung ging. Hielt 
die Abteilung diese Voraussetzung für gegeben, wurde die Sache an das Departements-Plenum 
überwiesen. An den Verhandlungen nahm stets der –> Oberprokureur teil. Der Senat konnte 
den Kassationsantrag zurückweisen oder die angefochtene Entscheidung aufheben und die Sache 
zur erneuten Behandlung an einen anderen –> Appellhof zurückverweisen, jedoch nicht selbst in 
der Sache entscheiden. Als Justizverwaltungsbehörde hatte er vor der –> Justizreform 1889 die 
höchsten Richter zu ernennen und war seit 1796 Oberinstanz für die höchsten Landesgerichte, 
seit 1817 auch für die Magistrate von Riga und Reval. Lettland behielt die Bezeichnung Senat 
für das höchste Gericht bei. Dieses hatte ein Zivil-, ein Kriminal- und ein Verwaltungs-Kassati-
onsdepartement, war also auch oberstes Verwaltungsgericht. In Estland hieß das höchste Gericht 
–> Staatsgericht. 
BPR I §§ 197, 298, 301, 313, 315, 461, 464, 859, 862, 1019, 1295; R-S II 40; ZPO 1864 §§ 
802 1–3, 804, 809, 13302; Balt. Bürgerkunde 91f. 
 Senatorenrevision 
In der russischen Zeit gelegentlich praktizierte Visitation und Revision örtlicher Zustände durch 
einen mit außerordentlichen Vollmachten versehenen Senator. Für die baltischen Provinzen von 
schicksalhafter Bedeutung war die 1882/83 durchgeführte Revision durch den Senator Nikolai 
Manasein. Ihre Ergebnisse bildeten die Grundlage für die verstärkte Russifizierung und führten 
zu der durch Manasein als Justizminister bewirkten –> Justizreform 1889. 
Latv. Enc. 1620 
 Senior 
Titel des Rigaschen –> Superintendent als geistlichem Vizepräsidenten im –> Stadtkonsistorium. 
Balt. KiGesch. 111. 
 Sentiment 
Auf den Landtagen erstattetes Gutachten eines Ausschusses oder einer Kommission, so das der –
> Redaktionskommission des kurländischen Landtags über ein eingereichtes –> Deliberatorium 
oder in Livland das Gutachten der Kreisdeputiertenkammer für den –> Adelskonvent. 
Kurl. LandtagsO 1897 §§ 122 ff., 153; BPR II § 148; Tobien, Ritterschaft I 13. 
 Separate Ökonomie 
Abgesonderter Haushalt (der Kinder). Ihn regelt BPR III Art. 231–234. Der Ausdruck erscheint 
aber nur im Stichwortregister. 
 Separatisten 
Absonderungsberechtigte im Konkurs. 
Samson §§ 1375 ff. 
 Sequestration des Abgeurteilten –> Introduktion des Rechtsmittels 
 Serviceanschlag –> Kommission für Serviceanschlag 
 Sessionalien 
Im kurländischen Prozeß „Sachen, wozu den Tag zuvor der Beklagte ... auf den anderen Tag ... 
ausgeladen“ werden muß (–> ausladen), mithin auf ordnungsgemäße Ladung verhandelte Sa-
chen. Ihnen gegenüber stehen Antesessionalia, wo es keiner Ladung noch Anwesenheit des Geg-
ners bedurfte, so in Exekutions- und anderen summarischen Verfahren. Sie wurden vor den Ses-
sionalien verhandelt. 
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IKP 2 IV §§ 5 f. 
 Sicherheit, juratorische –> Juratorische Kaution 
 Sicherheitshaft (lett.: drosibas ieslodzijums) 
Sicherungsverwahrung. 
StGB 1933 § 31. 
 Sicherstellung von Klagen 
Entspricht dem deutschen Verfahren bezüglich Arrest und einstweiliger Verfügung. Die Sicher-
stellung konnte auch bei Klageerhebung beantragt werden, zum Beispiel wenn der Schuldner 
flüchtig war, sein Vermögen veräußerte oder Vermögensgegenstände verbarg. Die S. konnte von 
einer Sicherheitsleistung des Antragsstellers abhängig gemacht oder ihm eine Frist zur Klageer-
hebung in der Hauptsache gesetzt werden. Die Anordnung mußte binnen zwei Wochen voll-
streckt werden. Außer durch dringlichen Arrest konnte die S. durch Vormerkung im –> Grund-
buch, Beschlagnahme einzelner Sachen, Bürgschaft und ein Reversal des Beklagten, seinen Woh-
nort nicht zu wechseln, erfolgen. 
Reorg VO § 86; ZPO 1864 §§ 590 ff., 602 ff. 
 Siechenhaus 
Heim für Pflegebedürftige. S.er wurden in den baltischen Städten seit Ende des 17. Jhs. einge-
richtet.–> Stadtgotteskasten. 
H. Wittram: Vom Kampf gegen das soziale Elend in den baltischen Provinzen. In: ZfO 31 (1982) 
544. 
 Sihlneeken (lett. zilnieki) 
Zauberer, Quacksalber, Wahrsager. 
Balt. KiGesch. 140 f. 
 Sitzungen 
1.Beständige = im Laufe des ganzen Jahres abgehaltene. 
BPR I § 18. 
2. Zeitweilige –> Juridiken 
 Soldatengeld –> Wacht- und Soldatengelder 
 Sollicitant 
Rechtsvertreter. 
Kurl. KanzlO 1796 § 11. 
 Sommerarbeiter –> Sommerknecht 
 Sommerfrau 
Angemietete Frau zur Bewachung der Stadtwohnung während des Sommeraufenthalts der Be-
wohner im Grünen. 
Handwörterbuch II 202. 
 Sommerknecht, Sommerarbeiter, Halbknecht 
Knecht, der sich nur über den Sommer verdingt. Sommerarbeiter waren vielfach Schüler und 
Studenten, die sich einen Verdienst in den Sommerferien schaffen wollten. 
Latv. Enc. 2045. 
 Sortieren 
Unter ein Gericht sortieren = dort seinen Gerichtsstand haben. 
Samson §§ 53a), 231, 243. 
 Spanntag, Pferdetag, Fuhrtag 
Der mit Anspann geleistete Frondienst, im Unterschied zum –> Fußtag. 
Gutzeit I 300, II 348; Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 80; Hahn 69 f.; Gernet 32, 36. 
 Spezialinquisition 
In Reval vor Einführung der Stadtordnung 1785 übliche Methode der Untersuchung in Krimi-
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nalfällen: Der Verdächtige wurde festgesetzt und alle 14 Tage verhört, unter Umständen ad in-
finitum. In anderen Städten war es kaum anders. Zur Abstellung derartiger Verhältnisse forderte 
die Gouvernementsregierung in regelmäßigen Abständen Listen ein, aus denen hervorgehen 
musste, wie lange ein Fall bereits anstand. Im übrigen wurde die Voruntersuchung dem –> Poli-
zeiamt übertragen. –> Verschlag. 
Bunge, Geschichte 322; Elias 91. 
 Spezialkonkurs 
Verteilung der durch Zwangsvollstreckung erlangten Gelder unter die Gläubiger, mithin dem 
Verteilungsverfahren entsprechend, jedoch weit häufiger durchgeführt, da es keine Priorität der 
Pfändung gab, vielmehr die Gläubiger entsprechend dem eigentlichen Konkurs (–> Generalkon-
kurs) in Klassen eingestuft wurden. Die Bezeichnung S. kommt in den Justizgesetzen von 1889 
nicht mehr vor, wurde aber in der Praxis in Anlehnung an die früher in Livland übliche Termi-
nologie noch bis zuletzt gebraucht (so B. von Klot in: RigZfRWiss 1929 Heft 2 und 3). Vor der 
Justizreform konnte ein S. auch bezüglich eines einzelnen Grundstücks eröffnet werden. 
BPR I § 458 Nr. 25; ZPO 1864 §§ 1214 ff. 
 Spezialvollmacht –> Generalvollmacht 
 Spillgelder –> Trüffelgelder 
 Spillgüter –> Trüffelgelder 
 Sporteln 
Gerichts- oder Verwaltungsgebühren, –> Kanzleiökonomie, –> Poschlin. 
 Sprengel 
Amtsbezirk eines –> Propstes. 
 Staatsrat –> Rangtabelle 
 Stab, silberner 
Zeichen der Amtswürde beim estländischen –> Ritterschaftshauptmann und beim livländischen 
und beim oeselschen –> Landmarschall. 
BPR II §§ 90, 125, 224, 237, 256, 599 f.; Abbildungen: Krusenstjern 66, 209. 
 Stadolle (lett.) 
Raum am Ende eines langgestreckten Krugsgebäudes zur Unterbringung von Pferden und Fahr-
zeugen der Reisenden. 
Kiparsky 183. 
 Stadtakzisekasten 
Kasse für die als –> Akzise erhobenen Zollgelder, unter Aufsicht der –> Akziseherren. In Riga –
> Oberkasten genannt.–> Rekognition 
Aktenstücke Stadt Riga I 305; Campenhausen 70; Gutzeit II 415. 
 Stadtakzisekommission –> Akzisekammer 
 Stadtältermänner 
1. In Riga –> Ältermann der Großen –> Gilde. 
Bulmerincq, Materialien zur Chronik der Stadt Riga 142. 
2. In Kurland gelegentlich gebrauchte Bezeichnung für die zur städtischen –> Ältestenbank ge-
hörenden Ältermänner zur Unterscheidung von den Ältermännern der Zünfte und anderer Kor-
porationen. 
BPR I § 1483 Nr. 2. 
 Stadtälteste 
1. In Walk, Werro und Fellin der von den Korporationen der Kaufleute gewählte und vom Ma-
gistrat bestätigte Vorstand. 
BPR II § 1365. 
2. Die –> Ältesten der Gemeinde des –> Doms zu Reval. 
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BPR II § 1407. 
3. In Wesenberg, Weißenstein und Baltischport je zwei gewählte Vertreter der Bürgergemeinde. 
Sie leiteten die Stadtverwaltung. 
BPR II § 1415 
4. In Kurland gelegentliche Bezeichnung für die zur städtischen –> Ältestenbank gehörenden 
Ältesten zur Unterscheidung von den Ältesten der Zünfte und anderer Korporationen. 
BPR II § 1136 Nr. 11. 
5. In allen kleineren Städten seit 1892 das –> Stadthaupt, –> Vereinfachte Kommunalverwal-
tung. 
Balt. Bürgerkunde 212. 
6. Im Lettland seit 1939 das –> Stadthaupt. 
Latv. Enc. 1952, 2602. 
 Stadtamt 
In den Ostseeprovinzen mit der russischen Städteordnung 1878 eingeführtes Exekutivorgan der 
–> Stadtverordnetenversammlung, deren Beschlüsse es allerdings sistieren konnte, was zur Zeit 
der baltischen Republiken nicht mehr möglich war. Seine Unterorgane waren unter anderem das 
–> Ökonomieamt, das Bauamt, das –> Handelsamt und das –> Quartieramt. Das Stadtamt be-
stand aus dem –> Stadthaupt als Präses, dem –> Stadthauptkollegen und Stadträten, die in den 
Unterorganen präsidierten. Die Glieder des St. wurden von der Stadtverordnetenversammlung 
auf vier Jahre gewählt. Alle zwei Jahre schied die Hälfte aus, doch war Wiederwahl zulässig. 
Carlberg 1 ff..Mettig 458. 
 Stadtarmenkollegium –> Armenkollegium 
 Stadtbaugericht –> Baugericht 
 Stadtduma –> Stadtverordnetenversammlung 
 Städteordnung, russische 
Vom 16. Juni 1870, am 1.Januar 1878 in den Ostseeprovinzen in Kraft gesetzt (mit einigen 
Modifikationen). Die alte Stadtverfassung wurde aufgehoben, der Rat durch die –> Stadtverord-
netenversammlung und das –> Stadtamt ersetzt. –> Stadthaupt. Auch die tradierte Zunftordnung 
wurde aufgehoben. Der Rat behielt noch bis zur –> Justizreform 1889 seine Funktionen als Ju-
stizbehörde und zusammen mit den Gilden die Verwaltung der Steuergemeinde. 1892 wurde 
eine neue Städteordnung eingeführt, die vor allem das Wahlrecht einschränkte und den Wahl-
modus änderte. 
Schmidt, Rechtsgesch. 255 f.; Balt Bürgerkunde 199 ff. 
 Stadtgarde 
Rigaer Bürgergarde seit etwa 1700. Grüne Garde zu Pferde, Blaue Garde zu Fuß, später vereinigt. 
Seit 1888 wurden keine neuen Mitglieder aufgenommen. Für Reval –> Bürgerkompagnien 
Rig. Wörterbuch 174. 
 Stadtgericht –> Niedergericht 
 Stadtgotteskasten 
Revaler öffentliche Kasse zur Verwaltung derjenigen Stiftungen, deren Erträge nicht direkt in 
zweckbestimmte, meist kirchliche Fonds flossen, vom Magistrat und den Gilden besetzt. Er ver-
waltete alle Summen, die zum Unterhalt der Siechenkirche, St. Johannis-Hospitalkirche, der 
Kranken-, Siechen- und Armenhäuser, der Stadtschulen, der städtischen Gefängnisse und des 
Getreidemagazins angewiesen wurden. Bei –> Korroboration eines öffentlich versteigerten 
Grundstücks waren ¾ % des Ersteigerungserlöses an den St. zu erlegen. 
BPR I § 1179, III Art. 3012 Anm. c; Richard Hausmann in :BM 63 (1907) I, 1–23; Elias 16; 
46. 
 Stadtgrind –> Stadtkopf 
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 Stadtgut 
Außerhalb des Patrimonialgebiets gelegenes, der Stadt gehörendes Rittergut. –> Patrimonialgut, 
–> Stadtmark. 
BPR III Art. 597, 613; Tobien, Agrargesetzgebung I 11–13, Gernet 18. 
 Stadthaupt 
1. Stand ab 1785 an der Spitze der städtischen Verwaltung, führte die Geschäfte der Ökonomie 
mit dem –> Sechsstimmigen Stadtrat, in den je ein Vertreter der sechs Bürgerkategorien durch 
den –> Allgemeinen Stadtrat gewählt wurde. Das Stadthaupt selbst wurde exklusiv aus und von 
den Kaufleuten der I. und II. Steuergilde für jeweils drei Jahre gewählt (–> Gildekaufmann). 
Kontrolle übten der –> Gouverneur, der –> Kameralhof und der –> Prokureur aus. Klagen über 
das Stadthaupt entschied der –> Gouvernementsmagistrat 
Mettig 400; Elias 104. 
2. Ab 1878 war das Stadthaupt Präses des –> Stadtamtes und der –> Stadtverordnetenversamm-
lung. 
Carlberg 3; Lemm 11. 
 Stadthauptkollege 
Ab 1878 Vertreter des –> Stadthaupts. 
Carlberg 3. 
 Stadtinfanteriekompagnie 
In Reval im 18. Jh. Angehörige des städtischen Berufsmilitärs („Ratswursten“), die vor allem 
Wachaufgaben erfüllten und Streife gingen. –> Munsterherr, –> Stadtkriegsgericht. In Riga gab 
es für diese Aufgaben die aus 70 Mann bestehende Stadtinfanterie und eine 40 Mann starke 
Stadtartillerie, –> Gorodowoi. 
Elias 54; Aktenstücke Riga I 504. 
 Stadtinspektionen 
Spezialabteilungen für einzelne Zweige der städtischen Verwaltung in Riga (Bauwesen, Stadtgü-
ter, Stadtschreiber und andere), –> Stallherrschaft. Bestanden entweder nur aus Ratsherren oder 
aus Ratsherren und Gliedern der Gilden, sämtlich auf Lebenszeit gewählt. 1877 aufgehoben. 
BPR I § 580 ff., Masing, Verfassungskämpfe 8. 
 Stadtkämmerei 
In den kurländischen Städten bestanden Kämmereien als Unterbehörden des Magistrats zur Ver-
waltung der Stadtmittel, Rechnungsführung und Erstellung des Haushaltsplans. Zu dieser Be-
hörde gehörten ein Ratsherr, die –> Stadtältermänner, je zwei –> Älteste der Kaufmannschaft 
und der Gewerke und je einem Bürger aus diesen Korporationen (–> Gewerk). 
BPR I §§ 1483 ff., 1495 ff. –> Kämmereigericht in Reval und Mitau. BPR II § 1426. 
 Stadtkämmereigericht –> Kämmereigericht 
 Stadtkapitän 
Kommandeur der Revaler –> Bürgerkompagnien, als solcher Mitglied der –> Quartierkammer. 
BPR I § 1190. 
 Stadtkassakollegium 
In Riga 1675 eingeführt. Leitete die Finanzverwaltung der Stadt. Bestand aus einem Bürgermei-
ster (–> Oberkastenherr), einem Ratsherrn (–> Kastenherr), den beiden Älterleuten, je einem 
Ältesten und drei Bürgern (–> Kastenbürger) der beiden Gilden. Zu außerordentlichen Sitzun-
gen – betreffend außerordentliche Ausgaben, An- und Verkauf sowie Verpachtung von Stadtgü-
tern (extraordinäres Stadtkassakollegium) – wurden zusätzlich zwei Ratsherren, je zwei Älteste 
und je drei Bürger aus beiden Gilden hinzugezogen. Seit 1854 mußte das Budget vom Innenmi-
nisterium bestätigt werden. Mit der Einführung der russischen –> Städteordnung wurde das St. 
1877 aufgehoben. Auch in den anderen livländischen Städten gab es ein St. (Pernau) oder –> 
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Kassakollegium, das in den einzelnen Orten verschieden, im ganzen aber ähnlich wie in Riga 
zusammengesetzt war. In Reval hieß das betreffende Kollegium –> Allgemeine Stadtverwaltung. 
BPR I §§ 604 ff. (Riga), 676 ff. (Dorpat), 741 ff. (Pernau); Campenhausen 66 f.; Keußler, Fi-
nanzgesch. Rigas 87. 
 Stadtkassanotar 
Kassabuchhalter beim –> Stadtkassakollegium in Riga. 
BPR I § 606. 
 Stadtkasten, auch gemeiner Kasten, in Riga auch (Stadt)unterkasten. 
Kasse der Stadt Riga, in die alle Gelder flossen, soweit sie nicht in den –> Stadtakzisekasten ge-
hörten, auch in Reval Bezeichnung für die normale Stadtkasse. 
Aktenstücke Riga II 69, 351, Gutzeit II 20, 301; Pezold 32 ff.; Elias 16, 46. 
 Stadtkirchenkollegium 
Bestand in Wenden aus dem Bürgermeister als Vorsitzenden und sechs Mitgliedern (Schulin-
spektor, Pastor und anderen) und in Walk aus dem Bürgermeister als Vorsitzenden, dem Stadt-
prediger und dem Kirchenvorsteher als Mitgliedern. Zuständig für Kirchenangelegenheiten. 
 Stadtkollegien 
Städtische Kommissionen zur Erledigung verschiedener Aufgabenbereiche, z.B. –> Stadtkas-
sakollegium, –> Quartierkollegium. 1877 aufgehoben. 
BPR I §§ 604 ff.; Masing,Verfassungskämpfe 9. 
 Stadtkonsistorium 
Aufsichtsbehörde für die ev.-luth. Gemeinden in Riga und Reval, dazu gehörten am Anfang des 
18. Jh. in Riga der –> Burggraf als Präses, ein zweiter Bürgermeister, ein Ratsherrn, der Syndikus, 
vier Prediger und der Obersekretär; in Reval gehörten ihm an: ein gelehrter Bürgermeister als 
Präses, der Syndikus, zwei Ratsherren, der Waisengerichts- und Konsistorialsekretär, der Super-
intendent und die drei übrigen Stadtpastoren. Die –> Stadtordnung 1785 bestätigte die Stadt-
konsistorien und unterstellte ihnen das Schulwesen direkt. Bestand nach 1832 in Riga und Reval 
aus einem weltlichen Präsidenten, einem geistlichen Vizepräsidenten (–> Superintendent), zwei 
weltlichen und zwei geistlichen Beisitzern. 1890 aufgehoben. Stadtkonsistorien gab es im 18. Jh. 
in anderer Zusammensetzung auch in Dorpat und Pernau. Das S. fungierte als Gericht in Kir-
chen- und Ehesachen, die Beweiserhebung wurde jedoch durch ein weltliches Gericht vorgenom-
men. 
Aktenstücke Riga I 307; StadtO 1785 § 126; KiG 1832 § 290 ff.; Masing, Verfassungskämpfe 
8; Carlberg 149; Balt. KiGesch. 118; Wahl 56 f., 97 ff.; Elias 15. 
 Stadtkopf, Stadtgrind 
Volkstümlich für –> Stadthaupt. 
Masing, Gemeinschaftsschelten 408. 
 Stadtkornkasten 
In Reval die Kasse des städtischen Getreidemagazins. 
Pezold 39, Elias 16,46. 
 Stadtkriegsgericht 
Revaler Untergericht, Dienststrafgericht für die Mitglieder der (berufsmäßigen) –> Stadtinfante-
riekompagnie. Berufungsinstanz war der –> Magistrat. Das Stadtkriegsgericht war besetzt mit 
einem Ratsherrn (–> Munsterherr) als Vorsitzendem, einem weiteren Ratsherrn (–> Pfortenherr) 
als Beisitzer, dem Sekretär beim –> Niedergericht, dem Kapitän und den Offizieren der Stadtin-
fanteriekompagnie. Die Urteile mußten vom Magistrat bestätigt werden. Die verhängten Strafen 
wurden von der Infanteriekompagnie vollstreckt. 
BPR I §§ 1156 ff; Elias 16. 
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 Stadtmagistrat 
Gemäß der –> Statthalterschaftsverfassung städtisches Gericht erster Instanz, besetzt mit Wahl-
beamten mit dreijähriger Amtsperiode: zwei Bürgermeister und vier Ratmänner. Vorgeschaltet 
war das –> Mündliche Gericht der einzelnen Stadtteile; Appellationsgericht zweiter Instanz war 
der –> Gouvernementsmagistrat. Der S. wurde in den Ostseeprovinzen erst 1785 zusammen mit 
der –> Stadtordnung realisiert und 1797 wieder abgeschafft. 
Elias 82, 104. 
 Stadtmark 
Territorium einer Stadt, außerhalb der eigentlichen – befestigten – Kernstadt, nämlich die Vor-
städte und der umgebende Landbezirk, –> Patrimonialgebiet. In Riga war rechtlich das –> Land-
vogteigericht für die sehr große Stadtmark zuständig. In Reval bildete die S. nur einen 5 bis 6 
Werst breiten Gürtel um die Stadt. Der –> Dom und seine Vorstadt waren zudem ein eigener 
Rechtsbereich. Nur das Patrimonialgut Habers lag noch innerhalb der S., die anderen Stadtgüter 
grenzten an, gehörten aber zu den umliegenden Kirchspielen; ihre steuerrechtliche Einordnung 
war teilweise umstritten. Ein besonderes Gericht für die S. gab es in Reval nicht. 
Elias 48 f. 
 Stadtoffizial 
Fiskal in Riga, Reval, Fellin und Narva., –> Justizoffizial 
BPR I §§ 448, 500, 826f, 1071ff., 1655 Anm. 
 Stadtordnung 1785 
Als Teil der –> Statthalterschaftsverfassung von 1785 bis 1796 in den Ostseeprovinzen gültig. 
Geprägt vom Prinzip der Gewaltenteilung. Die alte Stadtverfassung wurde aufgehoben. In das 
neue –> Bürgerbuch konnte sich jeder selbständig Arbeitende eintragen lassen, –> Bürgerrecht. 
An der Spitze der Stadt stand nunmehr das –> Stadthaupt, das die Geschäfte der Ökonomie mit 
dem Sechsstimmigen Stadtrat führte, in den je ein Vertreter der sechs Bürgerklassen durch den 
Allgemeinen Stadtrat gewählt wurde( –> Sechsstimmiger Stadtrat, –> Allgemeiner Stadtrat). Die 
Aufsicht hatten der –> Gouverneur, der –> Kameralhof und die –> Prokuratur. Klagen über den 
Stadtrat entschied der –> Gouvernementsmagistrat, in dem auch Vertreter der Stadt saßen wie 
auch im –> Gewissensgericht und im –> Kollegium der allgemeinen Fürsorge, welches die Ar-
men- und Krankenpflege und das Schulwesen zu beaufsichtigen hatte. Die im –> Allgemeinen 
Stadtrat repräsentierten Bürger zerfielen in sechs Abteilungen: 1. die Eigentlichen Stadteinwoh-
ner: alle Haus- und Grundbesitzer; 2. die drei Steuergilden der Kaufleute (–> Gildekaufmann); 
3. die Handwerker der Zünfte (–> Ämter); 4. Ausländische und inländische Gäste (–> Gast); 5. 
–> Namhafte Bürger: frühere Bürgermeister und Ratsherren, Gelehrte, Künstler, Großhändler, 
Bankiers, Reeder; 6. die Beisassen (–> Beisasse). Aus diesen Klassen gingen die Stimmführer des 
Allgemeinen Stadtrats hervor, die vor allem den –> Sechsstimmigen Stadtrat zu wählen hatten. 
Die Stadtgemeinde, in der nur die Mitglieder der beiden ersten Steuergilden stimmberechtigt 
und wahlfähig waren, wählte das Stadthaupt, die städtischen Richter und Beamten. Maßgebend 
blieb mit den Großkaufleuten also derselbe Personenkreis, der vorher aus der Große Gilde heraus 
die Geschicke einer Stadt beeinflußt hatte. Den Nichtstimmberechtigten war die Anwesenheit 
in den Wahlversammlungen gestattet. Die juristischen Funktionen des Magistrats waren bereits 
1783 eigenen teils gewählten, teils beamteten Instanzen übertragen worden. –> Stadtmagistrat, 
–> Gouvernementsmagistrat, –> Gerichtshof 
StadtO 1785; Elias 81–84, Anhang. 
 Stadtrat, Allgemeiner –> Stadtordnung 1785 
 Stadtrekognitionsinspektor –> Rekognitionskammer 
 Stadtsanlage –> Anlagedirektorium 
 Stadtunterkasten –> Stadtkasten 
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 Stadtverlegekammer, Verlegungskammer 
Führte in Reval die Verlegung des einquartierten Militärs durch. Vorsitzender war ein Bürger-
meister, Beisitzer zwei Ratsherren (Verlege[r]herren), ein Ältermann, ein Ältester und ein Wort-
führer der Großen Gilde sowie ein Ältester der Kleinen Gilde. 
BPR I §§ 1183 f., Elias 17, 52, Hartmann 56. 
 Stadtverordnetenversammlung, Stadtduma 
Vertretungskörperschaft der Kommune seit Einführung der –> Städteordnung 1878. Exekutivor-
gan war das –> Stadtamt unter Vorsitz des –> Stadthaupt. Zuständig für die Organisation der 
städtischen Verwaltung, das Finanzwesen, die allgemeine Wohlfahrtspflege und das Verord-
nungsrecht zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung. Beschlußfähig mit mindestens einem Drit-
tel der Stadtverordneten. Einfache Mehrheit entschied. Die Stadtverordnetenversammlung be-
stand in größeren Städten wie Riga zunächst aus 72 Stadtverordneten, auf vier Jahre nach dem 
Dreiklassen-System gewählt. 1892 Aufhebung dieses Systems und Vergrößerung der Stadtver-
ordnetenzahl. Wahlberechtigt waren Grundbesitzer und Kaufleute, Gewerbetreibende der I. und 
II. Steuergilde (–> Gildekaufmann), –> Literaten nur bis 1889. In den baltischen Republiken 
galt seit 1917 allgemeines Wahlrecht. 
Carlberg 1 ff; Mettig 458. 
 Stadtvogt 
Gemäß der –> Statthalterschaftsverfassung von 1775 staatliches Oberhaupt und Polizeichef einer 
russischen Kreisstadt, in der kein militärischer Kommandant stand. 1783 auch in Liv- und Est-
land generell eingeführt, 1796 wieder abgeschafft. Elias 106; Hupel, Idiotikon 79. 
 Stadtwache –> Stadtinfanteriekompagnie 
 Stadtwerkmeister –> Werkmeister 
 Stallherr –> Stallherrschaft 
 Stallherrschaft 
Inspektion des Stadtmarstalls und der Poststationen in Riga und Olai: zwei Ratsherren (Stallher-
ren) sowie Beisitzer vom –> Stadtkassakollegium als Gehilfen. 
BPR I § 584, Aktenstücke Riga I 303; Campenhausen 67 f. 
 Stammadel –> Adel, –> Indigenatsadel 
 Stammgelder 
Für gefällte Bäume dem Forstamt zu erlegende Taxe. 
StGB 1845 § 949. 
 Stapelrecht 
Nicht das mittelalterliche Recht der Städte, Stapelplätze für Waren anzulegen und so den Wa-
renumschlag an sich zu ziehen, sondern die Befugnis des Hölzungsberechtigten, das geschlagene 
Holz bis zur Abfuhr im Walde zu lagern und aufzustapeln. Das LZ kennt die Hölzungsgerech-
tigkeit nicht mehr, somit auch kein St. 
BPR III Art. 1160. 
 Starast (lett.: starasts), Starost 
Lettischer Gutsvogt, der die Aufsicht über die fronenden Bauernknechte ausübte und die Arbei-
ten leitete. Er erhielt für seine Dienste Gutsländereien zur Nutzung und hatte ein gewisses Haus-
zuchtrecht gegenüber den Fronknechten. Nach der Agrarreform von 1849 war er der direkte 
Vorgesetzte der Gutsknechte. –> Kubjas, –> Schildreiter, –> Wagger 
Transehe, Gutsherr 25, 253; Hupel, Topogr. Nachr. I 63; Gutzeit II 10; Latv. Enc. 2348. 
 Starost –> Starast 
 Station 
1. Im 17. Jh. eingeführte Abgabe der livländischen Güter an die schwedische Krone, zuerst als 
Naturallieferung zum Unterhalt des Heeres, dann als Geldzahlung. Bis 1783 erhoben. –> Roß-
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dienst. 
Tobien, Agrargesetzgebung I 75, 79; Transehe, Gutsherr 10; Hupel, Topogr.Nachr. I 64, 184. 
2. Pferdepoststation, meist in großen Krügen im Abstand von zwei bis vier Meilen installiert, 
oder für den speziellen Zweck erbaut. Die Poststationen verloren durch den Eisenbahnbau ihre 
Bedeutung. 
 Stationshalter –> Postkommissar 
 Stättegeld 
Verwahrungslohn nach estländischem Landrecht. Erhielt der Verwahrer eine Vergütung, so haf-
tete er auch für Zufall. In den übrigen Rechtsgebieten wurde die entgeltliche Verwahrung als 
Miete behandelt. 
BPR III Art. 3788 Nr. 5 u. Anm. 
 Statthalter –> Statthalterschaftsverfassung 
 Statthalterschaftsverfassung 
Durch Gesetz vom 7. November 1775 in Rußland eingeführt und am 3. Juli 1783 auf Liv- und 
Estland ausgedehnt; kam in Kurland, das erst 1795 zu Rußland kam, nicht mehr zur vollen Aus-
wirkung. Der Statthalter, ein Mann des persönlichen Vertrauens der Kaiserin Katharina II., war 
oberster Verwaltungschef, meist mit dem Titel eines Generalgouverneurs. Die ritterschaftlichen 
Wahlbeamten wurden zu besoldeten Staatsbeamten. Die russische –> Adelsordnung wurde ein-
geführt. Das Amt der Landräte und das –> Landratskollegium wurden aufgehoben; an die Stelle 
der Kreisdeputierten trat der –> Kreismarschall. Der –> Ritterschaftshauptmann in Estland und 
der –> Landmarschall in Livland wurden durch den –> Adelsmarschall ersetzt. Land- und Kreis-
tage wurden reine Wahlorganisationen zur Besetzung von Verwaltungsämtern. Sämtliche im 
Gouvernement lebenden Edelleute wurden de jure dem –> Indigenatsadel gleichgestellt. Das 
Gerichtswesen wurde neu gestaltet. Eingeführt wurde auch die –> Stadtordnung 1785. Kaiser 
Paul I. restituierte durch Ukas vom 28. November 1796 die alte Landes- und Stadtverfassung, 
jedoch mit einigen Einschränkungen: Bestehen blieben oder später wieder eingeführt wurden: 
der –> Kameralhof, die –> Polizeiverwaltung, das –> Mündliche Gericht, die –> Prokuratur und 
das –> Kollegium der allgemeinen Fürsorge, da sich diese Institutionen als nützlich erwiesen 
hatten. 
Amburger 370 ff., 387; Mettig 400 ff.; Wittram, Balt. Gesch. 131 f.; Tobien, Agrargesetzgebung 
I 48, 113 ff.; Wrangell 57ff.; Elias passim. 
 Stauer –> Ankerneeken 
 Stauung –> Ackerteich 
 Stelle 
Bauernhof mit den dazugehörigen Ländereien. –> Bauerstelle, –> Landstelle, –> Gesindestelle. 
 Stempeln 
Ende des 18. Jhs. volkstümlicher Ausdruck für die Konversion zur orthodoxen Staatskirche. 
Balt. Ki. Gesch. 203. 
 Steuergemeinde 
Gemeinde der Abgabepflichtigen; stand nach Einführung der –> Kopfsteuer 1783 zahlenmäßig 
zwischen der Einwohnergemeinde und der –> Bürgergemeinde, das heißt den politisch Berech-
tigten. Es gab vier Steuerklassen: 1. Kaufleute (–> Gildekaufmann, –> Vermögenssteuer), 2. 
Zünftige Handwerker, 3. Arbeiter (Tagelöhner), 4. –> Dienstboten (gegen festen Lohn), –> 
Oklad. Der Steuergemeinde oblag de jure die Unterhaltung der kommunalen Armenverwaltung, 
jedoch waren –> Ehrenbürger und –> Exemte davon befreit. 
Blumenbach 44ff.; Carlberg 223. 
 Steuergilden –> Gildekaufmann 
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 Steuerpräsenz 
Am 15. Januar 1885 geschaffene kollegiale Dienststelle auf mehreren Ebenen (beim Steuerde-
partement des Finanzministeriums, beim –> Kameralhof des Gouvernements, in den Kreisen), 
vornehmlich für die Veranlagung zu zusätzlichen Abgaben von Handels- und Gewerbebetrieben 
gedacht. In Gouvernementsstädten ohne –> Städteordnung und in Kreisen ohne –> Semstwo 
wurden alle Mitglieder vom Gouverneur bestimmt, in Gouvernementsstädten nach Einführung 
der Städteordnung unter Mitwirkung der Stadtduma und der Kaufmannschaft. 
 Steuerrolle –> Gemeinderolle 
 Steuerwesen –> Kopfsteuer, –> Prästanden, –> Vermögenssteuer 
 Stift 
Bistum in der estländischen ev.-luth. Kirche zur Zeit der Selbständigkeit Estlands. Zu seiner or-
ganisatorischen Struktur gehörten außer dem Bischof der Kirchentag (die Stiftssynode), das Kon-
sistorium, eine Revisionskommission und eine Zentralkasse. 
Balt.Ki.Gesch.251. 
 Stiftischer Kreis –> Piltenscher Kreis 
 Stimmtafel, Stimmtabelle 
Verzeichnis der stimmberechtigten Rittergüter Kurlands. Sie gaben ihren Besitzern das Stimm-
recht auf allen ritterschaftlichen Versammlungen (Landtag, Oberhauptmannschaftsversamm-
lung, Kreisversammlung, Kirchspielversammlung). Geführt wurde die Stimmtafel vom –> Rit-
terschaftskomitee; sie wurde am Schluß jeden Landtags neu angefertigt. Alle Veränderungen, die 
mit dem Besitz eines in der St. verzeichneten Gutes stattfanden, mußten binnen sechs Wochen 
angezeigt werden. 
BPR II § 276 Anm.; Kurl. LandtagsO 1897 §§ la, 6, 34 f. 
 Stipendiatenherrschaft –> Oberstipendiatenherrschaft 
 Stolgebühren –> Akzidentien 
 Von Strafe befreien 
Außer Verfolgung setzen; von Bestrafung absehen. 
StGB 1933 §§ 8, 37. 
 Strafe, administrative 
Verwaltungsstrafe; gelegentlich auch Zwangsgeld. 
 Strafen, peinliche und bessernde –> Kriminalstrafen, –> Korrektionsstrafen 
 Strafenexpeditionen 
Zur Niederwerfung der Revolution im Dezember 1905 durch die russische Regierung in die 
baltischen Provinzen entsandte Militäreinheiten mit der Befugnis, Standgerichte einzurichten. 
Rauch 23; Latv. Enc. 1332. 
 Strafenvereinigung 
Gesamtstrafenbildung. 
StGB 1933 § 58. 
 Strafenzusammenlegung 
Nachträgliche Gesamtstrafenbildung, falls der Täter nach der Verurteilung erneut strafbare 
Handlungen beging und die erste Strafe noch nicht verbüßt war. 
StGB 1933 §61. 
 Strafprozente 
Säumniszuschläge oder -zinsen. Solche mußten bis zur –> Justizreform von 1889 auch Behörden 
zahlen, wenn sie den bei ihnen eingegangenen –> Appellationsschilling und die Verwahrgelder 
nicht unverzüglich an das –> Kollegium der allgemeinen Fürsorge überwiesen. Nur für Gerichte 
auf dem Lande bestand seit 1851, falls sie „von Postkomtoirs entfernt“ waren, die Vergünstigung, 
diese Gelder alle zwei Monate gesammelt abzusenden, sofern der Betrag 50 Rbl. nicht überstieg. 
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Bei dieser Regelung ging man davon aus, daß die Kollegien der allgemeinen Fürsorge „mündel-
sicher“ seien, weshalb die Gelder, statt auf den Amts- und Gerichtskassen brach zu liegen, dort 
nutzbringend verwendet werden könnten. 
BPR I §§ 234 ff. 
 Strandbauer 
Bauer, der am Meeresstand ein –> Gesinde oder Fischerhäuser hatte und Fischfang betrieb. In 
der Zeit der Erbuntertänigkeit hatte er seine Abgaben hauptsächlich in Fischen zu leisten. –> 
Fischerbauer 
Soom 151; Hahn 54, 59; Gernet 37, 116. 
 Strandkirchen 
Einige Kirchen Kurlands, so benannt wegen ihre Lage in der Nähe des Strandes. 
 Straßenfiskal 
Vier beim Revaler –> Kommerzgericht angestellte, dem –> Kommerzoffizial untergeordnete Fis-
kale, deren Aufgabe es insbesondere war, –> Vorkäuferei und heimliches Wareneinbringen in die 
Stadt zu verhindern. Sie überwachten ferner den Haustürhandel, wobei sie darauf achteten, daß 
er sich nicht mit Kaufmannswaren befaßte. 
BPR I § 1141. 
 Straßengericht –> Kommerzgericht 
 Streugesinde 
Ein –> Gesinde, das vom übrigen Bauernland und den Hofesäckern getrennt lag. 
Transehe, Gutsherr 13; Hupel, Topogr. Nachr. I 25, 57. 
 Streuland 
Landflächen, die von der landwirtschaftlichen Hauptfläche oder vom Hauptbesitz entfernt und 
ohne Berührung mit deren Grenzen belegen waren. 
Latv. Enc. 2350. 
 Streulegung 
Beseitigung der Streifenwirtschaft (–> Schnurland) durch Arrondierung der Bauernhöfe, so daß 
sie möglichst eine geschlossene Bodeneinheit bildeten, der Hof inmitten derselben. 
Gernet 302, 307, 310; Transehe, Rückblick 294, 336 ff. 
 Strusen 
Russische Großboote, die vom Oberlauf der Düna Waren aus den russischen Gouvernements 
auf den Rigaer Markt brachten. Sie wurden nachher in Riga zerlegt und als Brennholz verkauft. 
Durch die Eröffnung der Bahn Riga-Dünaburg nahm der Strusenverkehr ab. 
Richter II 2, 258; Kiparsky 183. 
 Strusenrussen 
Mannschaft einer –> Struse. 
 Stube 
Versammlungs-, Verhandlungsraum oder -haus, zum Beispiel die Hofgerichts-St. (Livl. Land-
tagsRecesse 421), die Land-St. (des Landtags, ebd. 364, 397), die Ritter-St. (ebd. 397), die 
Gildstube, die Gerichtsstube. 
 Subhastations- und Auktionsdirektorium 
Revaler Untergericht, besetzt mit den beiden Bauherren (–> Bauherr), hier Auktions- und Sub-
hastationsherren genannt. Es veranstaltete öffentliche Grundstücksversteigerungen und vergab 
die städtischen Nutzungen, beaufsichtigte auch die privaten Versteigerungen und achtete darauf, 
daß dort „keine Handels- und Budenware im Detail“ verkauft wurde. Deshalb mußte jeder Ver-
steigerung ein Subhastationsherr beiwohnen, bei Verauktionierung ganzer Schiffsladungen alle 
beide. 
BPR I §§ 1170 ff. 
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 Subhastationsherr –> Subhastations- und Auktionsdirektorium 
 Sukkumbenzgeld 
Sicherheitsleistung für den Gegner bei Einlegung der Berufung. –> Appellationsschilling, –> Kas-
sationssalog, –> Salog 
IKP 1 I § 48; Elias 83. 
 sukkumbieren 
Im Prozeß unterliegen. 
Samson § 172 Anm. b. 
 Sukkumbenzschilling –> Appellationsschilling, –> Kassationssalog, –> Sukkumbenzgeld. 
 Summenbogen –> Krepoststempelpapier 
 Superintendent 
Vor 1832 Titel des geistlichen Vizepräsidenten des livländischen Oberkonsistoriums; bis 1890 
Titel des geistlichen Vizepräsidenten beim –> Provinzialkonsistorium von Oesel und beim –> 
Stadtkonsistorium von Riga und Reval. –> Generalsuperintendent 
Ki.G. 1832 § 275 ff., BPR II 425, 1321, 1400; Balt. Ki. Gesch. 118; Wahl 77 f., 98 f. 
 Svod Zakonow (russ) 
Das russische Allgemeine Reichsgesetzbuch. Durch Allerhöchsten Befehl vom 31. Januar 1827 
(PS zak 114) beauftragte Kaiser Nikolai I. die II. Abteilung seiner Kanzlei unter Graf Speransky, 
die bereits von einer früheren Kommission begonnene Systematisierung der Gesetzgebung fort-
zuführen und abzuschließen. Das Ergebnis dieser –> Kodifikation war eine Zusammenfassung 
in 15 Bänden, kein gesetzgeberischer Akt, sondern eine Inkorporation. Die Grundsätze hat Spe-
ransky in der „Historischen Einleitung in das Corpus Iuris des Russischen Reichs“, Riga und 
Dorpat 1833, dargelegt. Im Publikationsmanifest vom 31.März 1833 ( PS zak 5947) ist darauf 
hingewiesen (§ 4), daß sich an den bestehenden Gesetzen nichts ändere, diese vielmehr nur sy-
stematisch geordnet und zusammengefaßt worden seien. Die Einteilung war: Bd. I Grundgesetze, 
II Verfassungen der allgemeinen Reichs- und Lokalbehörden, III Staatsdienst, IV Prästanden und 
Rekrutenstellung, V–VIII Verwaltung des Staatsvermögens, IX Ständerecht, X 1 Zivilrecht, 2 
Staatslieferungen und -aufträge (–> Podrjad), 3 –> Landeinrichtung, XI Kredit-, Handels- und 
Gewerbereglements, XII Verwaltung der Städte und Landgemeinden, XIII Volksversorgung, all-
gemeine Fürsorge, Medizinalordnung, XIV Paß- und Läuflingswesen, Verbrechensverhütung 
und –bekämpfung, Gefangene und Verwiesene, XV Strafrecht. Außerhalb des Svod zak blieben 
das –> Kriegsreglement und das –> Marinereglement, bis 1857 das Gesetz für die Ev.-Luth. Kir-
che Rußlands von 1832 (dann in Bd. XI l). Die Prozeßgesetze von 1861 kamen erst nach Ab-
schluß der Justizreform 1892 als XVI. Band hinzu. Der Svod zak erlebte mehrere Neuauflagen, 
in die spätere Gesetzgebungsakte „hineinkodifiziert“ wurden. Auch wurden einzelne Bände nach 
Bedarf neu aufgelegt. Die letzten, den ganzen Svod zak umfassenden Arbeiten waren die Fortset-
zungen von 1912 bis 1914, doch erschienen einzelne Teile bis 1917 neu. 
Für die Ostseeprovinzen hatte der Svod zak subsidiäre Geltung dort, wo lokale Gesetze bestanden 
(BPR, Bauernrecht, aber auch das nicht kodifizierte Handelsrecht und bis 1889 die Prozeßge-
setze). Im übrigen galt er als Reichsrecht. In diesem Umfang wurde er auch von den baltischen 
Republiken übernommen (Lettl. Ges. vom 5. Dezember 1919, Gbl. 2 mit der Einschränkung 
„soweit durch lettländische Gesetze nicht aufgehoben und der lettländischen Staatsordnung nicht 
widersprechend“; Estl. Erlaß vom 18. November 1918, R.T. l). Mit der Zeit wurden Teile des 
Svod zak in den Baltischen Republiken obsolet oder ausdrücklich aufgehoben. Grundsätzlich 
aber war er noch bis zur Einverleibung in die Sowjetunion 1940 in Kraft. So wurde das russische 
Zivilrecht (X l), das in Lettgallen galt, mit der Einführung des LZ von 1937 in Lettland aufge-
hoben, wahrend es in Estland im Transnarova- und Petschurgebiet bis 1940 fortgalt. 
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 Sylvestergesetze 
Um die Jahreswende 1935/36 in Lettland verkündete vier grundlegende Wirtschaftsgesetze 
(Reg.Anz. Nr. 296 vom 31.Dezember 1935 und Nr. 8 vom 11.Januar 1936): 1. Gesetz über den 
Staatswirtschaftsrat; 2. Neufassung des Gesetzes über die Handels- und Industriekammer; 3. Ge-
setz über die Handwerkskammer; 4. Neufassung des Gesetzes über die Landwirtschaftskammer. 
Aufgrund dieser Gesetze wurden jede noch als private Organisation bestehende –> Gilde ge-
schlossen und ihr Vermögen vom Staat übernommen. 
Rauch 144; U. Scupin: Die neuen lettländischen Wirtschaftsgesetze in ihrer Auswirkung auf die 
deutsche Volksgruppe in Lettland, Hamburg (1936) 11 ff.; Die neuen Wirtschaftsgesetze Lett-
lands I („Gelbbuch“) hrsg. von der HIK Lettlands, Riga 1936. 
 Syndikus 
In Riga und Reval rechtsgelehrtes Mitglied beim –> Magistrat und Direktor der städtischen –> 
Kanzlei. Besonderer Kenner und beauftragter Verteidiger der städtischen Privilegien. In Reval 
bildeten die vier Bürgermeister zusammen mit dem Syndikus das –> Collegium Consulum. Vor 
der Wahl des Syndikus holte der Rat die Meinung beider Gilden ein. 
Aktenstücke Riga I 297;Elias 14. 
 Synode 
Jährliche Versammlung der Pröpste und Prediger eines Konsistorialbezirks, einberufen und ge-
leitet vom jeweiligen Generalsuperintendenten. Der Zweck war Austausch von Erfahrungen in 
geistlicher und praktischer Hinsicht zu gegenseitigem Vorteil. Eine Synode dauerte nicht länger 
als acht Tage. –> Freie Synode,–> Generalsynode –> Kränzchen. –> Provinzialkonsistorium. 
KiG 1832 § 691. 
 

*** T *** 
 
 Tabellenfest 
Behördenfeiertag nach der amtlichen Tabelle. –> Kronsfeiertag. 
Gutzeit III 2,2. 
 Tafelgilde 
In Riga um 1425 von der Großen –> Gilde als Fonds zur Unterstützung verarmter Mitglieder 
der Brüderschaft gegründet. Stand unter Aufsicht eines Bürgermeisters und eines Ratsherrn. 
Auch die Bürgerfrauen konnten als Schwestern aufgenommen werden. Aus der Kleinen Gilde 
ging in St. Jakob ebenfalls eine Tafelgilde hervor. Seit 1848 gab es für die Große Gilde eine neue 
T. 
Aktenstücke Riga 300; Campenhausen 60, Arbusow, Reformation 109; BPR II § 965; Rig. Wör-
terb. 178; Keußler 21. 
 Tafelgelder –> Landratsgut 
 Tafelgut 
Gelegentliche Bezeichnung für –> Ritterschaftsgut oder –> Landratsgut, in Anlehnung an die im 
Mittelalter zum Unterhalt der Bischöfe dienenden Tafelgüter. 
Gutzeit III 2, 3; Soom 51; Hupel, Topogr. Nachr. I 188. 
 -täger, -tagesbauer 
Man unterschied in der Erbuntertänigkeit nach den vom Gesinde in einer Woche zu leitenden 
Arbeitstagen Ein-, Zwei- bis Zwölftäger bzw. -tagesbauern. Ein Zwölftäger entsprach einem –> 
Ganzhäker. 
Gutzeit 1248, III 2; Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 80. 
 Tagesgehorch 
Der nach Tagen bemessene –> Gehorch eines Bauern im Unterschied zur –> Reesche. 
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Gutzeit III 2,5. 
 Tagesland 
Das einem geringen –> Gesinde aufgrund des –> Gehorch zur Bearbeitung überwiesene Land-
stück, auf welches es nur einen Tag in der Woche einen Fronknecht zu entsenden hatte. 
Gutzeit III 2. Hälfte 5. 
 Talkus (lett.: talka, estn.: talkus, talgud) 
Freiwillige Nachbarschaftshilfe bei eiligen, eine größere Zahl von Arbeitskräften verlangenden 
Arbeiten, insbesondere bei Ernte und Drusch. Der Talkus konnte mehrere Tage dauern und 
schloß immer mit einem festlichen Gelage ab, auch hatte während der ganzen Zeit das aufrufende 
–> Gesinde die Teilnehmer zu verpflegen. Zur Zeit der Erbuntertänigkeit riefen auch die Güter 
Arbeiter zusammen, um Erntearbeiten oder auch Rodungen zu erledigen. Obwohl der T. auf 
Freiwilligkeit beruhte, wurde er zeitweilig von den Gütern als Pflichtleistung aufgefaßt, aber auch 
dann erfolgte die Arbeit „auf Hofes Brot“. 
Gutzeit III 2. Hälfte 6 f.; Soom 254–262; Transehe, Gutsherr 120 Anm. 3; Latv. Enc. 2411. 
 Tamoschna (russ.) 
Zollverwaltung, Zollamt. 
Kiparsky 184. 
 Temerarium 
Prozeßstrafe für den falschen (mutwilligen) –> Kläger. Nach dem Ukas vom 20.Mai 1724 ging 
sie auf den Betrag der Klage und wurde in Livland hälftig zwischen dem Hospital und dem Rich-
ter nebst dem Beklagten geteilt. Beim –> Hofgericht wurde sie später nach einer Taxe bemessen. 
Wer im –> Armenrecht geklagt hatte, verfiel der „körperlichen Strafe“ oder erhielt einen Monat 
Gefängnis. Diese Bestimmung wurde Ende des 19. Jhs. nicht mehr praktiziert. Sie entfiel mit der 
–> Justizreform von 1889. 
Samson §§ 182 ff, 696, 780; Schmidt, Civilpr. 65. 
 Terminaten 
Kurländische Bezeichnung für die wesentlichen Erfordernisse einer (Schuld)urkunde. Hierzu ge-
hörten insbesondere Schuldsumme und -grund. Diese Mindesterfordernisse mußten auch in die 
–> Blankate aufgenommen werden. 
Beispiele IKP 2 I § 2 (Obligation), IV § 11 (Vollmacht) und im Formularanhang; Bunge, Kurl. 
PR § 79. 
 Termine 
In Kurland galt der –> Johannistermin als T. der gemeinen –> Bezahlung, an welchem mangels 
anderer Abreden die Verbindlichkeiten in Mitau zu regulieren waren. Für die Bezahlung zuge-
stellter Buchrechnungen war daneben noch der Weihnachtstermin vorgesehen. In Estland galten 
hierfür als landesübliche T. die ersten zehn Tage des März und September; Erfüllungsort war 
Reval. Voraussetzung der Fälligkeit war auch hier die Zustellung der Rechnung. In Livland war 
der gesamte Januar Erfüllungszeit. Das LZ hat diese T. wegfallen lassen. 
BPR III Art. 3498, 3 509. 
 Tisch –> Geschäftstisch 
 Tischregister, Mensual, Vortragsregister 
Wurde bei den Gerichten geführt und war vor der Justizreform von 1889 nach der Livl. KanzlO 
von 1789 und Kurl. KanzlO von 1796 ein Verzeichnis der eingegangenen Schriften, jedoch mit 
Inhaltsangabe der getroffenen Verfügung, mit der Schrift eingegangener Gebühren oder anderer 
Gelder, was am Rande vermerkt wurde. Das Tischregister mußte während der Sitzung auf dem 
Sitzungstisch liegen. Wo keines geführt wurde, waren die Eintragungen ins –> Protokoll zu ma-
chen. 
Ein Muster: Kurl. KanzlO 1796 Anl. 1. 
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Seit der –> Justizreform enthielt das Tischregister neben der Bezeichnung der Parteien und son-
stigen Beteiligten sämtliche für den Fortgang des Verfahrens wichtige Angaben wie Beweisbe-
schlüsse, Hinweise auf Aktenversendung (womit es gleichzeitig das Belegblatt für die Registratur 
überflüssig machte) und auch die abschließende Entscheidung, so daß man anhand des Tischre-
gisters jederzeit den Stand der Sache feststellen konnte, ohne die Akten suchen zu müssen. Ein 
T. hatte auch der Konkursverwalter zu führen für alle Eingänge, das darauf Veranlaßte und seine 
Ausgaben und Einnahmen. 
BPR I §§ 134 f.; HandelsPO § 539. 
 Tischvorsteher 
Leiter eines –> Geschäftstisch. 
 Titulärrat –> Rangtabelle 
 Tod, politischer 
Entziehung sämtlicher politischer Standes-, Vermögens- und Familienrechte. Bestand in Ruß-
land bereits im 18. Jh. und wurde als ein Gnadenerweis für zum Tode Verurteilte gehandhabt, 
verbunden mit der lebenslänglichen –> Verweisung nach Sibirien. Nach dem StGB 1845 § 73 
bestand der politische Tod darin, daß der Verurteilte aufs Schafott geführt oder unter den Galgen 
gestellt wurde; war er adlig, wurde über ihm der Degen zerbrochen. Danach folgte schwere un-
befristete Zwangsarbeit (–> Katorga) und es trat der –> Verlust der Rechte ein: Die Ehe wurde 
aufgelöst, der Verurteilte hörte auf, Glied der Familie zu sein, und verlor alle Rechte auf früher 
besessenes Vermögen. Auch verlor er alle politischen Rechte. 
 Torg (russ.) 
Versteigerung, nach StGB 1845 auch „Kontrakt-Ausbot“, das heißt Vergabe öffentlicher Auf-
träge an den Mindestbietenden. –> Meistbot 
Kiparsky 185. 
 Transakt 
Vergleich. Das BPR III gebraucht den Ausdruck nur im Stichwortregister. Er war bereits im 19. 
Jh. nicht mehr praktisch und wurde durch „Akkord“ verdrängt. 
 Translateur 
Übersetzer. 
BPR I § 121 Anm. j 300. 
 Traswon (russ.) 
Mehrmaliges (dreimaliges) Läuten in der Verhandlung; Verweis. 
Rig. Wörterb. 180. 
 Trauerjahr –> Gnadenjahr,–> Nachjahr 
 Trauerzeit 
Vom Todestage ab zu berechnende Frist, innerhalb deren der hinterbliebene Ehegatte keine neue 
Ehe eingehen durfte. Nach § 82 KiG 1832 betrug sie für Witwer sechs Wochen, für nicht 
schwangere Witwen drei Monate, war die Schwangerschaft zweifelhaft, sechs Monate. Eine 
schwangere Witwe konnte sechs Wochen nach der Entbindung wieder heiraten. Die gleichen 
Fristen galten für Geschiedene ab Rechtskraft der Scheidung. Ausgenommen war die Wiederher-
stellung einer geschiedenen Ehe. Diese Bestimmungen wurden durch die Ehegesetze vom 1.Fe-
bruar 1921 (Lettland, Gbl. 39) und 27. Oktober 1922 (Estland, RT 138) ersetzt, in Anlehnung 
an das Schweizer ZGB: Witwen und geschiedene Frauen durften erst nach 306 Tagen (Lettland) 
bzw. zehn Monaten (Estland) vom Tage der Auflösung der Ehe wieder heiraten, es sei denn, daß 
sie früher gebaren oder frühestens nach vier Monaten durch das Zeugnis eines beamteten Arztes 
nachwiesen, daß sie nicht schwanger waren. Ebenso war die Wiederherstellung einer geschiede-
nen Ehe jederzeit gestattet. 
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 Trechneck (lett.: tresnieks) 
–> Oterneck 
Dritter Arbeiter, der im Sommer für einen Bauern Frondienst auf dem Gut leistete. 
Hahn 71, Anm. 4; Kiparsky 114. 
 Trüffelgelder, Spillgelder, Spillgüter 
Von der Ehefrau aus ihrem Vermögen ausdrücklich zur eigenen Verwendung vorbehaltende Gel-
der (Vorbehaltsgut). Das BPR III verwendet den Ausdruck nicht mehr. 
Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 258; Ders., KurlPR § 198 (das „Spielgut“). 
 Ts(ch)ernomor (russ.) 
Volkstümlich: Landedelmann. 
Rig. Wörterb. 180; Masing 410. 
 Tschinownik (russ.) 
Beamter, Bürokrat. 
Rig. Wörterb. 180; Masing 409. 
 Tutorium, Constitutorium 
Bestallungsurkunde des Vormunds, erteilt vom –> Waisengericht. In Kurland wurde das Tuto-
rium nebst dem aufgenommenen Inventar des Mündelvermögens zur Sicherung etwaiger An-
sprüche des Mündels an den –> Vormund auf dessen Immobil ingrossiert (–> Ingrossation). 
Diese Vorschrift wurde 1889 aufgehoben, doch konnte das Waisengericht die Eintragung eines 
Sicherungsvermerks bis zu einem bestimmten Höchstbetrag verlangen. 
BPR III Art. 307, 436, 2593. 
 

*** U *** 
 
 Übergabe 
1. In der Terminologie der kurländischen Polizeiordnungen Schenkungen auf den Todesfall. Sie 
bedurften der Förmlichkeiten eines Kodizills. Das LZ hat diese Schenkungen, wie die Kodizille 
insgesamt, abgeschafft. 
Mitausche PolO Tit. 44 §§ 1 f.; Bauskesche PolO Tit. 27 §§ 2 f.; Friedrichstädtsche PolO Tit. 
26 §§ 2 f.; Bunge, Kurl. PR § 281. 
2. Ü. an das Gericht: Beschluß, ein Strafverfahren einzuleiten, den Beschuldigten dem Gericht 
zur Aburteilung zu übergeben (ihn „vor Gericht stellen“); entsprach nach der Justizreform von 
1889 dem Eröffnungsbeschluß. 
BPR I § 261; Reorg.VO § 29. 
 Überschreiben –> Verschreiben 
 Übersetzer 
Fährleute, in Riga in einem besonderen Amt zusammengeschlossen. Sie unterlagen der Aufsicht 
des Kämmerei- und Amtsgerichts. Ihre Aufgabe war, Personen und Güter mit Booten über die 
Düna zu transportieren. Bis zum Bau einer auf Booten ruhenden schwimmenden Brücke (1701), 
die 1714 durch eine Floßbrücke ersetzt wurde und 1896 durch eine Pontonbrücke, stellten sie 
das einzige Verkehrsmittel zum anderen Dünaufer dar und waren auch nach dem Brückenbau 
bis Ende des 19. Jhs. tätig, da die eine Brücke bei weitem nicht ausreichte. Erst mit der Einrich-
tung des Flußdampferverkehrs verloren sie an Bedeutung. Das Amt wurde zur Zeit des General-
gouverneurs Suworow (1848–1861) aufgehoben. 
BPR I § 572 Nr. 6; Mettig 456; Carlberg 349. 
 Wird überwiesen 
Wird überführt; ihm wird nachgewiesen. 
StGB 1845 §§ 150,381. 
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 Uloshenije (russ.) 
Russische Bezeichnung für Gesetzbuch. In dieser allgemeinen Bedeutung in den Ostseeprovinzen 
nicht gebraucht, sondern nur speziell für: 
1. Das Gesetzbuch des Zaren Alexej Michailowitsch von 1649, das als Grundlage aller späteren 
Gesetzgebung am Anfang der –> Vollständigen Sammlung aller russischen Gesetze steht. Deut-
sche Übersetzung nach den lateinischen Statuta Moscovitica bei Mayerberg, Iter in Moscoviam, 
1663, unter dem Titel „Russisches Landrecht“ von Struve, Danzig 1722. 
2. Das StGB von 1845. 
Es enthält im wesentlichen die bis dahin im Bd. XV des Svod Sakonow zusammengefaßte Straf-
gesetzgebung, jedoch überarbeitet und zum Teil unter Berücksichtigung der westeuropäischen 
StGBer modernisiert. Es galt – mit Abänderungen – in den Ostseeprovinzen bis zur Einführung 
des russischen StGB von 1903 durch die deutsche Besatzungsmacht des Ersten Weltkrieges (in 
Lettland sanktioniert durch Gesetz vom 6. Dezember 1918, Gbl. 10 und 15. März 1920, Gbl. 
177; in Estland durch Erlaß vom 18.November 1918, RT 1). Deutsche Ausgaben von O. S. 
Bernstein, Berlin 1908, und K. Wachsmann, Berlin 1918; ferner eine amtliche Übersetzung von 
1845. 
 Umsiedlungs-Treuhand-AG –> UTAG 
 Umstand 
Wörtlich: Die Umherstehenden, die Begleitung einer Prozeßpartei, die aber als Beisitzer am Ver-
fahren beteiligt sein konnten, andernfalls wurden „keine Umstände gemacht“. –> Gute Männer. 
 Unanstreitbarkeit 
Unanfechtbarkeit. 
Samson § 60. 
 Undeutsche 
Nichtdeutsche, insbesondere aber die indigenen Letten und Esten, auch Finnen und Schweden 
der Unterschicht, nicht aber die Russen. Der im 18. Jh. noch ständig gebrauchte Ausdruck ver-
liert sich im 19. Jh. Dafür wird „Indigene“ gebraucht. Aber auch diese Bezeichnung verschwindet 
zu Ende des Jhs. 
NM IX/X 104: „Letten oder Undeutsche“, 192: „Undeutsche Gemeine“ (–> Gemeinheit). 
 Undeutsche Ämter , Niedere Ämter, Gemeine Ämter 
Organisationsform der nichtzünftigen Ämter sowie Zusammenschlüsse der ungelernten Arbeiter, 
zum Teil noch in ähnlichen Formen wie die zünftigen –> Ämter. In Reval praktizierten nur noch 
die Undeutschen Pelz- oder Bauerschneider gemäß ihrem –> Schragen die Hierarchie Meister – 
Geselle – Lehrling, sie wurden von einem gewählten –> Ältermann geleitet, der von einem Amts-
boten unterstützt wurde; Voraussetzung der Meisterwürde war die Anfertigung eines Meister-
stücks unter bestimmten Vorgaben. Die Maurer und Zimmerleute waren seit dem ausgehenden 
17. Jh. einem städtischen Bauhof eingegliedert; sie unterstanden jeweils einem deutschen Mei-
ster, den der Rat einsetzte. Bei ihnen wurde nur noch zwischen guten und mittelmäßigen Gesel-
len unterschieden. Der Amtsvorsteher hieß nicht Ältermann, sondern Altgesell. Die Fuhrleute, 
deren gewählter Leiter der Ältermann war, kannten keine Hierarchie und keine Ausbildungsre-
gelung. Das größte Amt, das der Arbeitskerls, vereinigte die Kornmesser, die –> Arbeitskerls im 
engeren Sinne, die Brauer, die Schlachter, die Gassenbrinker (Rinnsteinreiniger), die Marktfeger, 
die Brakerkerls sowie die Waghauskerls. Sie standen ihrem Schragen (1707) zufolge unter der 
Aufsicht eines Ratsherrn, und zwar des jüngeren der beiden –> Kämmerer, der den Beitritt zum 
Amt kontrollierte, dessen Protokolle führte und die Funktionäre, nämlich zwei Ältermänner und 
zwei Rottmeister, einsetzte. Einen Wahlvorgang gab es hier nicht. Richterliche Instanz bei klei-
neren Streitfällen war der –> Hausschließer des Rathauses. Das Amt führte eine Kasse, aus der 
Unterstützungsgelder in Notfällen sowie Zuschüsse zu den Beerdigungskosten gezahlt wurden. 
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Weitere Undeutsche Ämter waren die Mündriche und Aufschläger, die Steinbrecher sowie die 
Stein- und Bildhauer. In ähnlicher Weise waren die Undeutschen Ämter in den anderen Städten 
organisiert. In Riga gab es: Ligger, Messer, Hanfschwinger, Wein- und Bierträger, Fuhrleute, 
Übersetzer, Ankerneeken, Masten- und Holzwraker, Fischer, Piloten, Hanfbinder und Musikan-
ten.–> Artel, –> Wettsacken (Ältermänner). Durch die –> Statthalterschaftsverfassung änderten 
sich trotz einer anderen Rechtslage (–> Stadtordnung 1785) die Verhältnisse nicht. Erst die –> 
Gewerbefreiheit brachte rechtliche Gleichstellung 
Elias 37 f., 137 f.; Blumenbach 38. 
 Uneheliches Kind –> Aufzögling 
 Unfähigkeit des Richters –> Verdächtigkeit 
 Ungeschicklichkeit 
Unfähigkeit (zum Beispiel Zeuge zu sein). 
Samson § 360 Anm. 
 Unglücklicher Bankrotteur –> Bankrott 
 Universal-Sozietät 
Gesellschaft mit allgemeiner Gütergemeinschaft des gegenwärtigen wie des zukünftigen Vermö-
gens der Gesellschafter, einschließlich Schenkung, Vermächtnis und Erbfall, insoweit – zum Teil 
unter dem Einfluß der deutschrechtlichen Gemeinschaft – über die Lehre der Pandektisten hin-
ausgehend. Bei der Auflösung wurde, ungeachtet des tatsächlichen Einbringens, nach Köpfen 
geteilt. Das LZ hat das Gesellschaftsrecht modern gestaltet und sieht die auch schon vorher kaum 
praktizierte Universal-Sozietät nicht mehr ausdrücklich vor. 
BPR III Art. 4286 ff.; 4293; LZ §§ 2241 ff. 
 Universalvollmacht 
Vollmacht zur Besorgung der gesamten Geschäftsangelegenheiten, über die –> Generalvollmacht 
hinausgehend. Trotz dieser Machtvollkommenheit hatte sich der Bevollmächtigte an Weisungen, 
bei deren Fehlen an die Grundsätze der unbeauftragten Geschäftsführung zu halten. Vergleiche 
durfte er nur mit ausdrücklicher Ermächtigung abschließen. Das LZ hat die gleiche Regelung, 
läßt aber die Einschränkung für Vergleiche fort. 
BPR III Art. 4371 f.; LZ §§ 2291, 2301. 
 Universitätsgericht 
Besonderes Gericht in Dorpat für alle Mitglieder und Bediensteten der Universität sowie deren 
am Ort befindliche Familienangehörigen. Die Studenten hingegen konnten dort nur aus Verträ-
gen und wegen solcher Delikte belangt werden, die sie während ihres Studiums innerhalb der 
Stadt Dorpat oder in dem Bezirk abgeschlossen bzw. begangen hatten., für den das Dorpater –> 
Ordnungsgericht zuständig war. 
Statut der Univ. Dorpat von 1820 §§ 6, 186 ff.; Patent der livländischen Gouvernementsregie-
rung von 1828; Vorschriften für die Studierenden von 1868 §§ 16, 28 f.; Schmidt, Civilpr. 13. 
 Unmündiger 
Im Sinne des livländischen Prozesses nicht ein Minderjähriger, sondern ein noch nicht Konfir-
mierter. Er war eidesunfähig, da der Eid ein religiöser war. 
Samson § 454. 
 Unstreitiges Verfahren 
Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
ZPO 1864 §§ 1401 ff. (II § 170 ff). 
 Unteracht 
Das kurländische Strafprozeßrecht basierte zunächst auf der Privatklage. Diese wurde durch die 
fiskalische Anklage abgelöst, indem der Verletzte oder (bei Tötungsdelikten) dessen Erben beim 
Herzog den Auftrag an den –> Fiskal zur Anklageerhebung erwirkten und ihm Beweismittel an 
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die Hand gaben. Das Verfahren war dem Zivilprozeß nachgebildet. War der Täter flüchtig, 
wurde er durch öffentliche Zustellung (Anschlag an den Kirchentüren) geladen, beim Nichter-
scheinen im ersten Termin in die Unteracht, beim zweiten Termin in die Oberacht verurteilt. 
Stellte er sich auch dann nicht binnen sechs Monaten, so wurde die Oberacht im dritten Termin 
bestätigt, der Angeklagte damit (durch Versäumnisurteil) als überführt angesehen und zu einer 
Strafe verurteilt. 
IKP 1 III § 11. 
 Untergehen 
Verwirken, unterliegen (einer Strafe oder Maßnahme). Samson § 76: „er ... untergeht ... gleicher 
... Strafe ...; § 79 Anm.: „Die ukasenmäßige Beahndung untergeht ...“; § 670: „solchen Arrest zu 
untergehen“; § 955: „untergeht das Gefängnis“. 
 Untergesetzherr –> Gesetzgericht 
 Unterkämmerer –> Kämmerherr 
 Unterkämmerherr –> Kämmerherr 
 Unterkasten –> Stadtkasten 
 Unterlassene Hinderung Schuldiger –> Hinderung 
 Unterlegung 
Eingabe, Vorlage oder Antrag einer nachgeordneten Behörde an die übergeordnete (Kurl. 
KanzlO 1796 § 8: „dem Gericht zu unterlegen“; BPR I § 592: „zur Bestätigung unterlegt“). 
 Unterrichter 
Mitglieder der städtischen Niedergerichte in Kurland, insbesondere –> Waisenherren, –> Wett-
therren, –> Quartierherren. 
Ziegenhorn § 681. 
 Unterschlagung –> Aneignung 
 Untervogt 
Beisitzer im Revaler –> Stadt- oder Niedergericht. 
BPR I § 1125 Anm. 
 Untreue –> Aneignung 
 Unverpaßte 
Paßlose Leute. Sie galten als der Landstreicherei, wenn nicht gar schwererer Delikte verdächtig. 
Die Polizei – auf dem Lande der –> Ordnungsrichter, in der Stadt der –> Polizeiinspektor – 
hatten besonders darauf zu achten, daß sich Unverpaßte nicht verborgen hielten, und sie notfalls 
einzufangen. Das Obdachgewähren an Unverpaßte und ihr Verbergen war strafbar. 
BPRI §§ 411 Nr. 8, 973 Nr. 8, 1371 Nr. 8, 1629; StGB 1845 § 1195. 
 Unvordenkliche Verjährung –> Besitz, unvordenklicher; –> Immemorialverjährung 
 Unvordenkliche Zeit –> Besitz, unvordenklicher 
 Unvorsätzlich 
Das StGB 1845 teilt die Verbrechen in vorsätzliche und unvorsätzliche. Die unvorsätzliche Tat 
ist somit Fahrlässigkeit im heutigen Sinne. 
StGB 1845 §6. 
 Unzahlbar 
In Kurland: zahlungsunfähig. 
Ziegenhorn § 682. 
 Urbar –> Wackenbuch 
 Urheberrechtsverletzung –> Aneignung 
 Urteil 
1. allendliches rechtskräftiges, durch Rechtsmittel nicht mehr anfechtbares Urteil; 
2. bedingtes Urteil. Wenn der volle Beweis, aber auch der Gegenbeweis nicht erbracht war, 
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musste der –> Ergänzungseid oder Reinigungseid geleistet werden, dessen Ergebnis den Rechts-
streit entschied; 
3. freisprechendes, klageabweisendes Urteil. 
Schmidt, Civilpr. 144. 
 Urteils- oder Bescheidqual 
„Widergesetzliches Anstreiten rechtskräftiger Erkenntnisse“, vergleichbar mit der Einlegung eines 
unzulässigen Rechtsmittels; vorsätzliche Nichterfüllung eines Erkenntnisses. Dieses Vorgehen 
unterlag Ordnungsstrafen. 
Samson § 588; BPR I § 307 Nr. 1. 
 UTAG, Umsiedlungs-Treuhand-AG 
(lett.: Fiduciara izcelosanas akciju sabiedriba) 
Gemäß dem deutsch-lettischen Umsiedlungsvertrag vom 30.Oktober 1939 zur Liquidation des 
von den Umsiedlern in Lettland zurückgelassenen Vermögens und zu ihrer Vertretung vor Be-
hörden und Gerichten, formell als lettländische Aktiengesellschaft gegründet, tatsächlich eine 
Unterorganisation der –> DUT (Deutsche Umsiedlungs-Treuhand GmbH) in Berlin. Die 
UTAG begann ihre Tätigkeit in Riga im November 1939 mit mehreren paritätisch besetzten 
deutsch-lettischen Kommissionen, deren eine sich auch über die mitzunehmenden oder zurück-
zulassenden Kulturgüter zu einigen hatte. Über das Grundvermögen schloß sie zum Teil Global-
verträge mit der lettländischen Staatlichen Agrarbank und (über die DUT) mit der Kreditbank, 
welche die Grundstücke pauschal übernahmen. Die Abwicklungstätigkeit der UTAG wurde im 
Juni 1940 durch den Einmarsch der Sowjets unterbrochen. Mit der UdSSR mußten neue Ver-
träge geschlossen werden (1941). 
D. Loeber: Diktierte Option. Die Umsiedlung der Deutsch-Balten aus Estland und Lettland 
1939–1941. Neumünster 1972, 346 ff.; Latv. Enc. 2539. 
 

*** V *** 
 
 Vatersname 
Vermutlich von den Wikingern überlieferter russischer Brauch, zwischen Vor- und Familienna-
men den Vornamen des Vaters als Abstammungshinweis einzufügen (zum Beispiel Iwan Iwano-
witsch Iwanow = Iwan Iwans Sohn Iwanow). Diese Gepflogenheit bürgerte sich auch in den 
staatlichen Behörden der Baltischen Provinzen ein und wurde mit der fortschreitenden Russifi-
zierung Vorschrift. Der Vatersname mußte nun in allen amtlichen Urkunden angegeben werden. 
Der Brauch wurde auch in den baltischen Republiken beibehalten, jedoch in gelockerter Form: 
Der V. war nur noch für Personalpapiere vorgeschrieben. 
NM X/XI 267. 
 Venia concionandi 
Das Recht zu Predigen; es wurde einem Kandidaten der Theologie nach einer Prüfung durch das 
Konsistorium über seine theologischen Kenntnisse und die Beherrschung der estnischen bzw. 
lettischen Sprache zuerkannt. Wenn der Kandidat sich für eine Pfarrstelle an einer städtischen 
Kirche mit deutschsprachiger Gemeinde bewerben wollte, konnte die Sprachprüfung entfallen. 
Formular einer entsprechenden Bescheinigung: Eesti Ajaloomuuseum Tallinn 116/1/665. 
Henning von Wistinghausen, Hofmeister und Gouvernanten im Estland der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts, in. Buch und Bildung im Baltikum. Festschrift Paul Kaegbein, hg. Heinrich 
Bosse u. a. (Schriften der Baltischen Historischen Kommission 13), Münster 2005, hier: S.216. 
 Veräußerungsverbot –> Verbot 
 Verbindliche Verordnung –> Verordnung, Verbindliche 
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 Verbot, Verbotsanlegung 
Durch das russische Recht eingeführte Bezeichnung für die Eintragung eines Belastungs- und 
Veräußerungsverbots in das –> Grundbuch, in Riga in ein besonderes Buch. Verbotswidrige Ver-
fügungen waren nichtig, ebenso eine etwaige –> Korroboration. Das Verbot konnte, wie die Ge-
neralhypothek, auch das gesamte Vermögen umfassen. Mit der Neuordnung des Grundbuchwe-
sens 1889 kam die Bezeichnung außer Gebrauch. Das V. wurde durch eine Vormerkung ersetzt. 
Bunge, KurL PR § 172; BPR I § 488; ReorgVO § 164; G-N I 120. 
 Verbotsanlegung –> Verbot 
 Verbrechen, öffentliche 
Verbrechen, welche die „Möglichkeit der Existenz in der bürgerlichen Gesellschaft“ bedrohen, 
so gegen die öffentliche Wohlfahrt und Polizei, etwa das Gesundheitswesen, die Volksversor-
gung, öffentliche Ruhe und Ordnung gerichtet sind. 
Übersicht 89 Anm. 
 Verbrechen wider gerechtes Urteilen 
Rechtsbeugung. 
Übersicht 35. 
 Verbriefte Gelder 
Schriftlich fixierte Schuldforderungen. Sie unterlagen im Erbrecht der Ehegatten in Liv- und 
Estland einer Sonderregelung. Der Ausdruck geht auf Sylvesters Gnade von 1457 zurück (§ 7: 
brevet geld). 
BPR III Art. 1731 ff, 1765. 
 Verbringer ihrer Güter 
Verschwender. Das BPR III gebraucht den Ausdruck nicht mehr. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 42 mit Nachweis älterer Quellen. 
 Verdächtigkeit 
Verdacht der Befangenheit des Richters. Die Gründe waren im livländischen Prozeß nicht ein-
zeln aufgeführt, im Unterschied zu denen der absoluten Unfähigkeit (eigene Sache oder Sache 
von Angehörigen). 
Schmidt, Civilpr. 29 f. 
 Verdienstadel 
Der Verdienstadel wurde nach russischem Recht erworben aufgrund der Beförderung zu einem 
bestimmten Dienstgrad des Zivil- oder Militärdienstes (–> Rangtabelle) oder der Verleihung ge-
wisser höherer Orden. Der Adel war damit noch nicht verliehen, sondern es mußte beim Herol-
die-Departement am Dirigierenden –> Senat ein diesbezüglicher Antrag gestellt werden. Nach 
Erhalt des vom Senat ausgestellten Adelsdiploms mußte sich der Geadelte bei der örtlichen Gou-
vernementsadelsbehörde (das heißt in den baltischen Provinzen: bei der –> Ritterschaft) in das 
Adelsregister (–> Gouvernementsadels-Geschlechtsbücher) eintragen lassen. 
 Verdienstjahr 
In Liv- und Estland Genuß der Pfarreinkünfte durch die Witwe bis zum nächsten 1. Mai nach 
dem Tode des Predigers. Darauf folgte das Gnadenjahr bis zum weiteren 1. Mai. Diese aus der 
Schwedenzeit stammende, auch für Küster und Lektoren geltende Regelung wurde durch das 
russischen Reichsgutachten vom 11.April 1838 über das –> Gnadenjahr ersetzt. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 280. 
 Vereidigter Rechtsanwalt –> Rechtsanwalt 
 Vereinfachte Kommunalverwaltung 
In kleineren Städten galt seit 1892 die sogenannte v. K. Die Besitzer von Häusern im Wert von 
mindestens 100 Rbl. wählten eine vom Gouverneur zu bestimmende Anzahl Deputierter. Die 
Deputiertenversammlung wählte aus ihrer Mitte das Stadthaupt (hier –> Stadtältester). Ihm zur 



247 
 

Seite standen ein oder zwei Gehilfen. Die Wahlperiode betrug vier Jahre. 
Balt. Bürgerkunde 212. 
 Vereinigte baltische Herzogtümer –> Verwaltung der vereinigten baltischen Herzogtümer 
 Vereinigter Landesrat –> Landesrat 
 Verfahren 
Im livländischen Prozeß 
a) direktes, bei unmittelbarer Einlassung des Beklagten zur Sache. 
b) indirektes, wenn der Beklagte, ohne sich zur Hauptsache einzulassen, prozeßhindernde Ein-
reden erhob. 
Samson 200 f. 
c) offiziöses Verfahren von Amts wegen (wenn die Sache den Staat, Kirchen, milde Stiftungen, 
mitleidswürdige Personen und Alimente betraf). 
Samson § 129. 
 Verfahren in nicht streitigen Sachen 
Gerichtsbarkeit. 
ZPO 1864 §§ 14. 
 Verfügung, Einstweilige –> Sicherstellung von Klagen 
 Vergesellschaftet 
In Gesellschaft mit, zusammen mit ... (Livl. LandtagsRecesse 406: „Exe., welche mit den beyden 
Herren Regierungs-Rähten v. waren, antwortete ...“). 
 Vergessenheit, ewige –> Abgabe zur „ewigen Vergessenheit“ 
 Vergewisserung, Versicherung 
So hieß in Estland, insbesondere in Reval, die –> Ingrossation. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 163. 
 Vergleichen der Kosten 
Kostenwettbewerb bei Ausschreibungen. 
Samson § 172. 
 Vergleichsverfahren 
Beendigung eines Rechtsstreits durch Vergleich. 
ZPO 1864 §§ 1357 ff. 
 Vergnügen 
Befriedigen, zufriedenstellen (IKP 1 § l: „in allen Stücken nach Inhalt der –> Obligation binnen 
rechtlicher Frist vergnügen“). 
 Verhaft 
Haft, Gewahrsam (Kurl. KanzlO 1796 § 36: „... bei den Behörden in Verhaft gehaltene Gefan-
genen ...“; § 37 Nr. l: „... in Verhaft sitzende Delinquenten...“). 
 Verhör, mündliches –> Konferenz, mündliche 
 Verjährung, unvordenkliche –> Immemorialverjährung 
 Verklagter 
In Livland gelegentlich statt „Beklagter“ gebraucht. 
Schmidt, Civilpr. 41 Anm. 8. 
 Verlege(r)herren –> Stadtverlegekammer 
 Verleumdungsklage –> Fiskalische Sachen 
 Verlust der Rechte 
Das StGB 1845 kennt den Verlust der Rechte in mehrfacher Form: 
1. Entziehung aller Standesrechte. Bestandteil sämtlicher –> Kriminalstrafen. Die Betroffenen 
verloren die ihrem Stande zukommenden Vorzüge: Adel, geistliche Würde, guten Namen, Titel, 
Diplome, Gnadenurkunden und dergl. Dieser Verlust der Rechte kam dem politischen Tod 



248 
 

gleich (–> Tod, politischer). Nicht betroffen waren die Ehefrau des Bestraften und die vor der 
Verurteilung erzeugten Kinder. 
2. Verlust der Familien- und Eigentumsrechte als Folge der Verurteilung zu –> Katorga oder –> 
Verweisung nach Sibirien: Auflösung der Ehe und Aufhören der elterlichen Gewalt, es sei denn, 
Frau und Kinder folgten dem Verurteilten; Aufhören aller Rechte aus Verwandtschaft und 
Schwägerschaft. Die Frau konnte um förmliche Scheidung nachsuchen. Tat sie es nicht und 
kehrte der Verurteilte auf Grund eines Gnadenerweises zurück, lebte die Ehe wieder auf. Sämt-
liches Vermögen des Verurteilten ging auf die gesetzlichen Erben über. An sie fiel auch kraft 
Repräsentationsrecht alles, was dem Verurteilten später durch Erbgang zugefallen wäre. 
3. Verlust aller besonderen Rechte und Vorzüge – der persönlichen sowie der Berufs- und Stan-
desrechte – verbunden mit der Verweisung zum Aufenthalt in Sibirien oder der Abgabe in die 
Korrektions-Arrestantenkompanien des Zivilressorts. Der Verurteilte verlor Titel, Würden und 
Verdienstzeichen und hatte auch nach der Entlassung nicht das Recht, in den öffentlichen Dienst 
zu treten, sich in Gilden (–> Gildekaufmann) einzuschreiben oder ein Handelsunternehmen zu 
betreiben. Nach der Strafverbüßung unterlag er der Polizeiaufsicht. Dieser Verlust der Rechte 
betraf nicht das Familien- und Eigentumsrecht, jedoch mußte adliges Vermögen unter Kuratel 
gestellt werden. 
4. Verlust einiger persönlicher Rechte verbunden mit Festungsstrafe von mehr als zwei oder –> 
Korrektionshaus von mehr als einem Jahr: Verlust des aktiven und passiven Wahlrechts, Verbot 
des Eintritts in den öffentlichen Dienst, Verlust der geistlichen Würden. Nach Strafverbüßung 
Polizeiaufsicht. 
Die Strafgesetzbücher von 1929 (Estland) und 1933 (Lettland) bauen auf dem russische StGB 
von 1903 auf und verbinden die Verurteilung zu Zwangsarbeit (Katorga) und Korrektionshaus 
mit dem Verlust von Orden und Ehrenzeichen, Ehrenämtern, Titeln, militärischen Dienstgra-
den, mit der Entlassung aus dem öffentlichen Dienst, dem Verlust des aktiven und passiven 
Wahlrechts, der Fähigkeit, Vormund, Pfleger, Lehrer, Schiedsrichter, Mitglied einer Konkurs- 
oder Zwangsverwaltung, Geschworener, Anwalt, und Zeuge bei einer Urkundenerrichtung zu 
sein sowie mit der Wehrunwürdigkeit. Die verlorenen Rechte konnten nach gewisser Zeit wieder 
erworben werden. 
StGB 1845 §§ 24 ff.; StGB 1933 §§ 27 ff. 
 Vermittler –> Arrendegericht 
 Vermögen, Wohlgewonnenes –> Wohlerworbenes Vermögen 
 Vermögenssteuer 
Mit der Steuerreform von 1783 auch in den Ostseeprovinzen dauernd eingeführte Steuer für 
Kaufleute von 1 % ihres (fiktiven) Vermögens anstatt der –> Kopfsteuer. Die Kaufleute durften 
sich jährlich in eine der drei Steuergilden eintragen und damit ihre Steuerklasse und zugleich ihre 
Handelsrechte selbst bestimmen –> Gildekaufmann. Das Prinzip beruhte auf Selbsteinschätzung. 
Hatten sich mehrere Kaufleute zu einer Außenhandelsfirma zusammengeschlossen (–> Gemein-
schaftshandel), so genügte es, wenn sich einer von ihnen in die entsprechende (I.) Steuergilde 
eintrug, die anderen zahlten den geringeren Satz der Steuergilde III (Kleinhandel). Den Behörden 
war ausdrücklich untersagt, die angegebenen Steuervermögen nachzuprüfen. Diese Steuer wurde 
1863 zugunsten der Kronsimmobiliensteuer aufgehoben. 
Elias 102 f. und Anhang. 
 Vernehmen 
1. Einvernehmen (Samson § 120: „gutes Vernehmen gegeneinander halten“). 
2. In Erfahrung bringen (Livl. LandtagsRecesse 387: „bey dem wortführenden Herrn Bürgermei-
ster B. per Secretarium vernehmen zu lassen); befragen (ibid. 392: „Und solte der Herr LandM. 
selbigen Herrn RegierungsRath vernehmen, wann er herkommen wollte ...“). 
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 Verordnung der Großen Ämter 
Diese Verordnung, die in Reval am Montag nach dem zweiten Advent stattfand, teilte den ein-
zelnen Ratsherren ihre speziellen Aufgaben zu und regelte die Besetzung der Untergerichte und 
der Ausschüsse, in denen der Rat mit den Gilden zusammenarbeitete. 
Elias 19. 
 Verordnung der Kleinen Ämter 
Bestimmung der für die einzelnen Handwerksämter zuständigen Ratsherren, in Reval jeweils am 
Jahresanfang (–> Amtspatron), im übertragenen Sinn Protokoll darüber. 
BPR I § 1164. 
 Verordnung, verbindliche 
Rechtsverordnung. In Lettland waren das die „normalen“ Verordnungen der Regierung. Gem. § 
81 der Verfassung konnte sie ferner zwischen den Parlamentssessionen Notverordnungen erlassen 
(„Verordnungen mit Gesetzeskraft“). Zuwiderhandlungen gegen eine v. V. wurden als Übertre-
tung bestraft. 
StGB 1933 § 156; Estnisches Gesetz über die Kultur-Selbstverwaltung § 3. 
 Verpönt 
Mit einer Pön bedroht. 
Samson § 104 Anm. 
 Versatz 
Im älteren Recht Vertragspfand mit Besitzübergabe („Weddeschat“, MRR Art. 15, 172, 192); 
im neueren Recht „Faustpfand“ (LübStadtR 1586 III 4–6). Im BPR III nicht mehr gebraucht. 
Volkstümlich aber bis zuletzt: Versetzen = verpfänden. Livl. BVO 1860 § 107: in Versatz neh-
men = zum Pfand nehmen. 
 Versäumnisurteil –> Unteracht 
 Verschlag 
In der Rechenschaftslegung über den Geschäftsanfall den Oberbehörden einzusendende Aufstel-
lung über die Zahl der eingegangenen, bereits erledigten und noch anhängigen Sachen mit „An-
gabe der Zeit, in welcher jede unerledigte Sache begonnen und der Ursachen, warum sie noch 
nicht hat abgemacht werden können“. Verschläge wurden anfangs zumeist als Monatsberichte 
erstattet, seit 1852 wurden sie, soweit an die –> Gouvernementsregierung zu berichten war, nur 
noch alle sechs Monate angefordert. Verschläge mußten auch über Verwahrgelder jeweils zum 
10. Februar dem –> Kameralhof vorgelegt werden. Notare mußten über die bei ihnen protestier-
ten Wechsel, die Probierhöfe über die eingegangenen Stempelgebühren Verschläge abgeben. 
BPR I §§ 218 ff., 239, 1122, 1664; StGB 1845 §§ 497, 1850. 
 Verschlepp 
Prozeßverschleppung. 
Samson § 229 Anm. 4; Schmidt, Civilpr. 100. 
 Verschreiben 
Niederschreiben, schriftlich niederlegen (Samson § 499: „jedes Mitglied ist berechtigt, seine ab-
weichende Meinung in dem Protokolle verschreiben zu lassen“). Im späteren Sprachgebrauch 
wird verschreiben nur noch in der Bedeutung „Übertragen mittels Grundbuchakts“ (auch „über-
schreiben“) verwendet, allenfalls sprach man von „verschreiben im Testament“, womit eine letzt-
willige Zuwendung gemeint war, die auch Fahrnisse betreffen konnte. Im kaufmännischen Be-
reich bedeutete „verschreiben“ Ware bestellen, zum Beispiel im Ausland. 
 Versetzungskontrakt 
Verpfändungsvertrag lokaler Prägung in den ehemaligen polnischen Provinzen, unter anderem 
in Lettgallen. Schon der Svod zak X 1 verwendet die Bezeichnung nicht mehr. Volkstüml.: Ver-
setzen –> Versatz. 
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Reichsratsgutachten vom 14. Juli 1827; Bunge, Liv.-estl. PR § 153. 
 Versicherung –> Vergewisserung 
 Verstandlose 
Unzurechnungsfähige, insbesondere Geisteskranke und -schwache. 
Samson §§ 28, 454. 
 Verstreichen 
Entlaufen. –> Läufling, –> entstreichen. 
Hahn 29. 
 Verteilen 
Vom IKP regelmäßig für „verurteilen“ gebraucht (1 I §§ 11 ff.); dieses letztere Wort wird nur 
ausnahmsweise verwendet (2 VIII § 34). 
 Verwaltung der vereinigten drei baltischen Herzogtümer 
Die deutsche Okkupationsverwaltung des Ersten Weltkrieges faßte 1918 die baltischen Provin-
zen zu einer Verwaltungseinheit zusammen und ernannte Major Geßler zum „Chef der Verwal-
tung der vereinigten drei baltischen Herzogtümer“. Das geschah in der Erwartung eines eventu-
ellen Anschlusses des Gebietes an Deutschland. Zeitweise bestand der Plan eines „Vereinigten 
Baltischen Herzogtums“ mit Herzog Adolf Friedrich von Mecklenburg als Staatsoberhaupt. 
Rimscha 51; Rauch 49. 
 Verwaltung des deutschen Bildungswesens –> Schulautonomie 
 Verweisung 
Verbannung (–> Kriminalstrafen; Verlust der Rechte). Die Verweisung zur Ansiedlung in Sibi-
rien wurde sowohl als gerichtliche Strafe als auch im Verwaltungswege gehandhabt. Sie wurde 
mit der Revolution von 1917 aufgehoben. 
Latv. Enc. 474. 
 Verzicht auf die Klage 
Klageübernahme. 
Schmidt, Civilpr. 53. 
 Verzugszinsen –> Weilsrenten 
 Veterinärwesen –> Medizinalverwaltung 
 Viehhof 
Der Beihof oder –> Hoflage der Rittergüter wurde gelegentlich zur Einstellung des Jung- oder 
Mastviehs benutzt. 
Gutzeit I 536 (Hoflage); Bunge, Liv.-estl. PR (1838) § 78. 
 Viertelhäker, Viertler 
Ein Bauer, der einen Viertelhaken Landes nutzte und davon Frondienst leistete. –> Häker. 
Hahn 58, 69; Gutzeit I 199; Hupel, Topogr. Nachr. II 212. 
 Vindikanten 
Aussonderungsberechtigte im Konkurs. 
Samson §§ 1376 ff. 
 Virillandtag 
Versammlung aller stimmberechtigten Rittergutsbesitzer. Bei den Landtagen der Livländischen, 
Oeselschen und Estländischen Ritterschaft handelte es sich um Virillandtage, in Kurland gab es 
die allgemeine –> Konferenz als V. und den –> Deputiertenlandtag. 
Tobien, Ritterschaft 111; Krusenstjern 17; Foelckersam, Kurland 11. 
 Vogteigericht 
Wichtigstes städtisches Untergericht, zugleich Verwaltungsbehörde. Als Zivilgericht entschied es 
Streitigkeiten über Eigentum, Forderungen aus Schuldverschreibungen, Leihe und Verwahrung, 
Kauf- und Wechselverträgen (soweit sie nicht als Handelssachen vor das –> Wettgericht gehör-
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ten). Ferner war es Konkurs- und Vergleichsgericht. Als Strafgericht konnte es nur bei Beleidi-
gungen tätig werden. Als Organ der freiwilligen Gerichtsbarkeit stellte es Geburtsbriefe aus, 
führte Beschlagnahmen und Sequestrationen durch, vollzog –> die Immission und nahm Ver-
steigerungen vor. Diese in Riga bestehende Regelung galt im wesentlichen auch in den anderen 
Städten. Wo kein Vogteigericht vorhanden war, bildete der gesamte Magistrat die erste Instanz. 
In den kleinen estländischen Städten dagegen nahm das Vogteigericht die Verwaltungsaufgaben 
des Magistrats wahr. In einigen Städten, zumeist in Kurland, war das V. auch Vollstreckungsbe-
hörde, in anderen zugleich –> Kämmerei-, –> Amtsgericht oder –> Baugericht. Zumeist war das 
V. mit drei Ratsherren besetzt. Der Vorsitzende führte den Titel –> Gerichtsvogt, auch in Riga, 
Dorpat, Pernau –> Obervogt. – In Riga auch als Stadtvogteigericht bezeichnet. In Reval hieß die 
entsprechende Institution –> Niedergericht. 
BPR I §§ Nr. 4, 542 ff. (Riga), 1456 ff (Kurland), 1260 (Wesenberg, Weißenstein), 666 ff. 
(Dorpat), 721 ff. (Pernau); Aktenstücke Riga ( 307. 
 Vogteigerichtssekretär 
Der beim –> Vogteigericht amtierende –> Sekretär, in Dorpat ausdrücklich so betitelt. 
BPR I 669. 
 Volksblätter 
Von G-N gebrauchter Ausdruck für örtliche Zeitungen in den „Volkssprachen“ Estnisch und 
Lettisch. Sie sollten als zusätzliche Publikationsorgane in bäuerlichen Konkursverfahren benutzt 
werden. 
Konk.Regeln § 4. 
 Volksgemeinschaft –> Deutschbaltische Volksgemeinschaft in Lettland 
 Volksrat 
In Estland der Kulturrat einer völkischen Minderheit (–> Kulturselbstverwaltung). 
Estnisches Gesetz über die Kultur-Selbstverwaltung § 5. 
 Volkssekretäre 
Vertreter der völkischen Minderheiten (Deutsche, Russen, Schweden) in der provisorischen est-
ländischen Regierung von 1918. Der deutsche Volkssekretär war bis zur Begründung der –> 
Kulturselbstverwaltung im Amt. 
Rauch 120. 
 Volle Geburt –> Halbe Geburt 
 Vollkommene Gesellschaft –> Gesellschaftshandel 
 Vollmacht –> Universalvollmacht, –> Generalvollmacht 
 Vollständige Sammlung der Gesetze des Russischen Reiches 
(russ.: Polnoe sobranie zakonov Rossijskoi Imperii 1649–1908) 
Zur Vorbereitung des –> Svod Sakonow veranstaltete chronologische Sammlung sämtlicher rus-
sischer Gesetze, beginnend mit der –> Uloschenije Alexej Michailowitschs von 1649. Die I. Ab-
teilung umfaßte in 45 Bänden 30920 Nrn. für die Zeit bis zum 12. Dezember 1825 (Ende der 
Regierung Alexanders I.). Aufgenommen sind auch die speziell für die Ostseeprovinzen erlasse-
nen Gesetze. Die II. Abteilung begann mit dem Regierungsantritt Nikolais I. und wurde neben 
dem Svod laufend fortgeführt. Jedes Jahr erschienen ein bis drei Bände. 
 Vollstreckung –> Aufbot, –> Innovation 
 Vollstreckungsaufschub –> Inhibitorium 
 Vollwerk 
In Kurland Bezeichnung für –> Beihof. 
Bunge, Kurl. PR § 102. 
 Vorratshaltung –> Magazin 
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 Vorbedacht 
Das StGB 1845 unterscheidet bei Vorsatz die geplante Tat (mit Vorbedacht) von der spontanen 
und bestraft erstere regelmäßig schwerer. Dies gilt auch für die actio libera in causa, wenn die 
Tat „in trunkenem Mute“ begangen wurde. 
StGB 1845 §§6, 111, 113. 
 Vorbeigehung 
Übergehen (Samson § 36: „darf das streitige Rechtsverhältnis nicht ... mit Vorbeigehung der 
unteren vor die Ober-Instanzen gebracht werden“). 
 Vorbereitung der Beweisaufnahme –> Inzidentverfahren 
 Vorder-ZolIamt 
Grenzzollamt in Unterscheidung von dem zumeist landeinwärts gelegenen Hauptzollamt. 
StGB 1845 §861. 
 Vorkauf, Vorkäuferei 
Neben der allgemeinen Bedeutung (Ausübung eines Vorkaufsrechts) galt als Vorkauf, hier auch 
Vorkäuferei genannt, das Aufkaufen von Waren, vor allem von den durch die Bauern in die Stadt 
gebrachten landwirtschaftlichen Erzeugnissen schon vor der Stadtgrenze, das heißt bevor sie auf 
den Markt gelangten (StGB 1845 § 1130 spricht in der Überschrift von „Vorkauf'„, im Text von 
„Aufkauf im Großen ... auf den Märkten vor der zu diesem Ende angesetzten Zeit“). Der Vorkauf 
wurde im 18. Jh. zur Verhinderung von Spekulationen bekämpft, auch weil die Bauern hierbei 
häufig übervorteilt wurden und sich verleiten ließen, Saatkorn und für ihren eigenen Bedarf so-
wie zur Abzahlung von Schulden notwendige Waren an die Aufkäufer loszuschlagen. In Riga war 
zur Verhinderung der Vorkäuferei der –> Polizeiinspektor zuständig, in Narva war hierfür ein –
> Marktvogt genannter Ratsdiener eingesetzt, der auch die allgemeine Aufsicht über den Markt-
handel ausübte. In Reval war der –> Straßenfiskal damit beauftragt. –> Bauerhandel. 
BPR I § 1631; Gutzeit I 101, II 120; Engelhardt 114. 
 Vorklage 
Im livländischen Prozeß Klage (Konvention) im Gegensatz zur Widerklage (–> Rekonvention). 
Samson § 864 Nr. 5. 
 Vormund 
1. ehelicher –> Beirat. 
2. kriegerischer: besonderer Prozeßpfleger zur Vertretung des Mündels im Rechtsstreit gegen sei-
nen ordentlichen Vormund. Waren mehrere Vormünder vorhanden, so konnte ein unbeteiligter 
Vormund den Prozeß gegen den anderen führen. BPR III Art. 363. 
3. natürlicher: in Kurland allgemein der überlebende Ehegatte für seine minderjährigen Kinder.–
> Tutorium. 
Bunge, Kurl. PR §§ 209 n.h, 217; Kurl. BVO 1817 §§ 81, 106, 112. 
 Vorsatz –> Anzeige eines Vorsatzes, –> Unvorsätzlich, –> Vorbedacht 
 Vorstand –> Leitung 
 Vortragendes Mitglied des Gerichts 
Berichterstatter. Er trug in der Sitzung wie in der Beratung vor, falls nicht der Vorsitzende den 
Vortrag übernahm. Bei Erbteilungssachen (–> Waisengericht) hatte er die Aufsicht. 
ReorgVO § 358; ZPO 1864 §§ 360, 387, 146060. 
 Vortragsregister –> Tischregister 
 Vorweide –> Nachweide 
 Votant 
Abstimmendes Mitglied im (Richter-)Kollegium. 
Samson § 131. 
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*** W *** 
 
 Wacht- und Soldatengelder 
1.In Reval verstand man im 18. Jahrhundert unter Wachtgeld eine Abgabe von Angehörigen der 
Undeutschen Ämter in Höhe von 2 Rubeln und 40 Kopeken jährlich (–> Undeutsche Ämter). 
2. Das Soldatengeld wurde in Reval jährlich in Höhe von einem Rubel und 50 Kopeken von 
allen Besitzern von Holzhäusern erhoben. 
Beide Abgaben waren an die –> Akzisekammer zu entrichten und dienten zur Besoldungung der 
–> Stadtkompagnie. Es handelte sich um eine Ersatzzahlung für den früher üblichen Wehrdienst 
der Undeutschen. 
Elias 54. 
 Wachtkerl 
Nachtwächter, in der Zeit der bäuerlichen Hörigkeit turnusmäßig von jedem –> Gesinde für die 
Güter gestellt zur Bewachung jeder –> Riege und –> Kleete. Manchmal stellten die Bauern eines 
Gutsgebiets einen gemeinsamen W., meist einen –> Lostreiber, wobei jedes Gesinde ein Külmet 
Getreide (ca. 110 l) als Lohn zu zahlen pflegte. Gelegentlich wurde auch für Sonntag/Montag, 
wenn keine Fronarbeiter auf dem Hof waren, ein Wachtkerl zur Bewachung des Viehs gestellt. 
Soom 266 f.; Transehe, Gutsherr 121. 
 Wachtmeister –> Ministeriale 
 Wacke (lett.: vaka; estn.: vakk = Korb zum Einsammeln und Abliefern) 
Territorialer Bezirk (lett. zum Teil mit der Gemeinde-Pagasta gleichgesetzt) zwecks Zusammen-
fassung der –> Gesinde zum Bewirken gemeinsamer Leistungen (–> Wechselgehorch). In älterer 
Zeit auch Ablieferungstermin für Naturalien und Geldsteuern der hörigen Bauern an den Guts-
herrn (–> Perselen), ferner die geleisteten Abgaben und Zahlungen sowie der gleichzeitig abge-
haltene Gerichtstermin. 
Soom 9 f., 187 Anm. 22; Transehe, Gutsherr 13 Anm. 3; Hahn 10; Tobten, Agrargesetzgebung 
I 57 Anm. 2; Latv. Enc. 2549; Kiparsky 74; Arvi Korhonen: Vakkalaitos, Helsinki 1913. 
 Wackenbuch, Wackenregister 
Verzeichnis der Fronarbeitspflichten und Abgaben der Bauerngesinde an ihre Grundherren (Ur-
bar). Hieran waren sowohl die Bauern als auch der Grundherr gebunden. In der zweiten Hälfte 
des 18. Jhs. nahm allerdings unter russischem Einfluß die Abhängigkeit der Bauern zu, so daß 
die Normen der Wackenbücher vielfach nicht mehr beachtet wurden. In den 1760er Jahren tra-
ten jedoch bereits Bestrebungen hervor, die bäuerlichen Leistungen in neuen W. neu zu normie-
ren. 1765 beschloß der livländische Landtag, die Rittergutsbesitzer zu einer Aufstellung der zur 
Zeit geltenden Dienste und Leistungen der Bauern zu veranlassen, die dann als verbindlich gelten 
sollte. Diese Verordnung wurde jedoch von den Gutsherren nur schleppend oder gar nicht be-
folgt, auch wurden die –> „Arbeitsregulative“, wie die W. jetzt auch genannt wurden, nicht in 
den Niederlandgerichten zur öffentlichen Einsicht ausgelegt. Nach der Livl. BVO vom 20. März 
1804, die dem Bauern ein unentziehbares, vererbbares öffentlich-rechtliches Nutzungsrecht an 
der von ihm bearbeiteten Scholle gab, mußten neue Wackenbücher aufgestellt werden, wobei die 
außerordentlichen Dienste in Fortfall kamen. Mit der persönlichen Befreiung der Bauern durch 
die BVO von 1819 wurden die Wackenbücher als verbindliches Arbeitsregulativ hinfällig, da der 
Bauer jetzt Pächter des Hofes wurde (–> Fronpacht), wenn auch zunächst keine Geld-, sondern 
Arbeitspachtverträge abgeschlossen wurden, für welche die alten W.er als Grundlage dienten. 
Solche Verträge wurden allerdings ab 23. April 1865 vom livländischen Landtag verboten und 
nur noch solche über –> Geldpacht gestattet. In Kurland waren die W. in polnischer Zeit in 
Vergessenheit geraten und wurden nur noch auf den herzoglichen Domänen gebraucht. Nach 
der Kurl. BVO von 1817 wurde jedoch bestimmt, den –> Gehorch aufzuzeichnen, wie er zu 
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Anfang 1819 bestanden hatte (Gehorchstabellen). In Estland war die Entwicklung im wesentli-
chen gleich der in Livland. 
Stepermanis, Unruhen 91 ff., 110 Anm. 126, 128, 131 ff., 208; Transehe, Gutsherr 189 f.; 
Foelkersahm, Agrarreform 30; Tobien, Agrargesetzgebung I 57, 62, 212, ü 193, 205, 275, 417 
ff.; Latv. Enc. 2550; Hahn 78; Creutzburg 11. 
 Wackengeld (lett.: vaku nauda) 
Geldabgabe der zur –> Wacke gehörenden –> Gesinde. Im 18. Jh. wurden alle Naturalabgaben 
(–> Perselen) in Geld umgerechnet und als Wackengeld erlegt. 
Transehe, Gutsherr 13, 35; Hahn 82; Soom 101, 180, 196. 
 Wackenland 
Die gesamte Landfläche der eine –> Wacke bildenden –> Gesinde. 
 Wackenregister –> Wackenbuch 
 Wackenwirt 
Bauernwirt (Hofbauer), dessen –> Gesinde zu einer –> Wacke gehörte. 
 Wadengeld –> Fischerbauer 
 Wagger (lett.: vagar(i)s, starasts) 
Lettischer Gutsvogt, Aufseher der Hofesarbeit. In der Zeit der Unfreiheit Leiter der Fronknechte, 
später der freien Landarbeiter. –> Kubjas, –> Schildreiter, –> Starast. 
Hahn 55; Transehe, Gutsherr 25 Anm. 2; Gutzeit II 109 (Kubjas); Kiparsky I 16; Latv. Enc. 
2544. 
 Wahldienst 
Dienst in Wahlämtern. 
BPR I §§ 1282 ff. 
 Waim (estn.: waim) 
Im estnischen Sprachgebiet ein fremder Hilfsarbeiter in der Landwirtschaft, der bei besonderem 
Bedarf neben dem regelmäßig den –> Gehorch erfüllenden Fronarbeiter herangezogen wurde. Er 
entsprach dem –> Oterneck oder –> Trechneck im lettischen Gebiet. 
Gernet 37, 49; Soom 252; Kiparsky 75; Hupe l, Topogr. Nachr. I 64. 
 Waisen, nachgebliebene 
Volkstümlicher Ausdruck für „hinterbliebene Waisen“; auch vom BPR I § 775 benutzt. 
 Waisenbuchhalter 
Buchhalter am –> Waisengericht in Riga und Pernau. Seine Aufgabe war neben der Führung der 
Kassenbücher und Verwaltung des Rechnungswesens und der Registratur in Vormundschaftssa-
chen in Riga auch die Versteigerung von Nachlässen und die Aufstellung der Nachlaßverteilungs-
Rechnungen, in Pernau die Protokollführung. 
BPR I §§ 559, 563, 731. 
 Waisendiener 
Gerichtsdiener am Rigaer –> Waisengericht, stets Mitglied der Kleinen –> Gilde. 
BPR I §§ 517, 559. 
 Waisengericht 
Das Waisengericht war zugleich Vormundschaftsbehörde und -gericht, nahm also neben der vor-
mundschaftsgerichtlichen Funktion auch im wesentlichen die Befugnisse eines Jugendamtes 
wahr. Entsprechend der ständischen Gliederung gab es verschiedene Zuständigkeiten: Für die 
dem Bauerrecht unterliegende Landbevölkerung fungierten das –> Gemeindegericht als Waisen-
gericht. Die städtischen W.e bestanden bis 1889 als Untergerichte der Magistrate (BPR I §§ 558 
ff; 730 ff; 1128 ff; 1464 ff; 1593 ff; Elias 15). Als adlige W. fungierten in Estland das –> Nieder-
land- und Landwaisengericht (BPR I § 897), in Livland das –> Landgericht (auch als –> Land-
waisengericht bezeichnet) (BPR I § 368), in Kurland das –> Oberhauptmannsgericht (BPR I § 
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1333). Mit der –> Justizreform 1889 wurde in jedem Kreis Livlands und Kurlands ein adliges 
W. errichtet, das aus Mitteln des Adels unterhalten wurde, während es in Estland bei einem 
adligen W. verblieb. Die kurländischen W.e wurden alsbald auf zwei zusammengelegt (Mitau 
und Goldingen). Die Mitglieder der städtischen W.e wurden nun von der Stadtverordnetenver-
sammlung gewählt. Zuständig waren die W.e für Volljährigkeitserklärungen, Genehmigung des 
Verkaufs und der Belastung von Mündelvermögen, Pflegerbestellung für Entmündigte, Todes-
erklärungen, Vermögens- und Erbteilungen. In den baltischen Republiken behielten sie ihre Auf-
gaben, doch entfielen mit der Aufhebung der Stände die adligen W.e. Es gab nunmehr nur noch 
städtischen W.e für alle Stadtbewohner, während auf dem Lande jetzt die Gemeindegerichte für 
die gesamte Landbevölkerung zuständig waren. 
BPR I § 1333 Nr. 1; G-N I 328, 331; Gbl. 1889 Nr. 123 Art. 1008; Kurl. LandtagsO 1897 § 
69 Anm 3 c, 224 f. 
 Waisengerichtssekretär 
Einer der beiden Sekretäre bei den Untergerichten in Reval; er tat am –> Kommerzgericht, –> 
Waisengericht und –> Stadtkonsistorium Dienst. 
BPR I § 1090. 
 Waisenherr 
Ratsherr als Beisitzer des Waisengerichts. 
Ziegenhorn §§ 681, 686. Aktenstück Riga I 307, 316; BPR I § 730. 
 Waisenvater 
Aufseher im Stadtwaisenhaus in Riga. 
Aktenstücke Riga I 506. 
 Wallgeld 
Direkte Steuer in Riga im 18. Jh., die zur Entlohnung der Stadtquartierdiener verwendet wurde. 
In Reval pauschale Zahlung der Stadt an die Ingenieurkanzlei der Garnison als Beitrag zur Un-
terhaltung der Befestigungswerke. 
Aktenstücke Riga I 162, 313, Jensch 112; Elias 50. 
 Wardieren 
Schätzen, taxieren. Wardierungsmänner = Taxatoren, Schätzer. 
Schmidt, Civilpr. 205 ff. 
 Warenbegleitschein –> Jerlik 
 Waren des ersten Bedürfnisses 
Lebensnotwendige Waren, insbesondere Grundnahrungsmittel. Führten Spekulationen damit 
zur Verknappung, so wurden die Rädelsführer mit dem Verlust einiger besonderer Rechte und –
> Korrektionshaus bestraft. 
StGB 1845 § 1615. 
 Wasserkapitän 
Führte in Riga die Aufsicht über die Einhaltung der die Düna betreffenden Privilegien und 
Rechte betreffend den Handelsverkehr und den Pilotendienst). 
Aktenstücke Riga I 82 ff. 
 Wasserkunst –> Kanalherrschaft 
 Waterschout 
Handels- und Schiffahrtsbeamter, der bei den Verdingungsverträgen der Schiffsmannschaften 
mitwirkte. 
Carlberg 82. 
 Wechselgehorch 
Bäuerliche Leistung, die der Reihe nach von mehreren Bauernhöfe zu stellen war, –> Gehorch, 
–> Korde, –> Wacke. 
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 Wedmer –> Freibauer 
 Wege(bau)kapital 
Das russische Gesetz über das Wegebaukapital von 1895 wurde 1898 auf die baltischen Provin-
zen ausgedehnt. Durch Abführung einer bestimmten Summe aus den Landesprästanden (–> 
Prästanden) und Zuweisung von Staatsmitteln wurde ein Kapital gebildet zum Bau von Chaus-
seen, Landstraßen, Brücken und Fähren sowie zu deren Unterhaltung. Die Aufstellung der Bau-
pläne, des Etats und die Durchführung oblag der Selbstverwaltung der –> Ritterschaft, die Auf-
sicht einer besonderen Kommission der –> Gouvernementsregierung, die Bestätigung der Pläne 
auf drei Jahre den Ministerien der Finanzen und Justiz. In Lettland wurde 1929 ein Wegefonds 
(cela fonds) mit der gleichen Aufgabe gebildet. 
Gernet, 72, 387, 395; Latv.Enc. 381. 
 Wegebaulast 
Abgaben zum Bau und zur Instandhaltung der Poststraßen, –> Kommunikationswege und –> 
Kirchenwege. Sie lag vor allem beim Kirchspiel, –> Kirchspielswegekommission, –> Kreiswe-
gekommission, –> Kontingent, –> Revisionswege 
Gernet 396; Tobien, Ritterschaft 195 ff. 
 Wegefonds –> Wege(bau)kapital 
 Wehrpflicht –> Gouvernements-Militärchef, –> Losung 
 Weidegerechtigkeit –> Mithut, –> Nachweide 
 Weideherr 
Der in Werro dem Weidewesen vorstehende Ratsherr, zugleich –> Bauherr. 
BPR I §819. 
 Weidekollegium 
Bestand in Riga aus vier Gliedern der Großen und der Kleinen –> Gilde. 
Eckardt 38. 
 Weidekommission 
Bestand in Fellin aus einem Ratsherrn und zwei Beisitzern. 
BPR I §831. 
 Weilsrenten 
Verzugszinsen. Sie betrugen in Livland 5 %, in Est- und Kurland 6 %, die Protestzinsen waren 
allerdings einheitlich ab 1889 6 %, weshalb in der Praxis nur mit diesen gerechnet wurde. Das 
LZ hat dementsprechend ebenfalls 6 % festgesetzt. 
BPR III Art. 3416, 3426; LZ § 1765. 
 Weinherrschaft –> Oberweinherrschaft 
 Werkmeister, Stadtwerkmeister 
–> Offiziant der Stadt Riga zur Aufsicht über die öffentlichen Bauten. 
Aktenstücke Riga I 506. 
 Werkstühle –> Manufaktur 
 Werstfrist 
Eine den weiten Entfernungen in Rußland Rechnung tragende gesetzliche Verlängerung der La-
dungsfrist, entsprechend der Entfernung des Wohnorts des Geladenen vom Gerichtssitz. Sie be-
trug einen Tag pro 50 Werst (l Werst = 1066,8 m) „auf gewöhnlichen Straßen“, sowie einen Tag 
pro 300 Werst bei möglicher Eisenbahnbenutzung. 
ZPO 1864 §300. 
 Werstgeld –> Meilengelder 
 Wertbogen –> Krepoststempelpapier 
 Wertlegung 
Schätzung. In Estland: gelegter Wert = geschätzter Wert. 
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BPR III Art. 2702 Anm. 2709, 2713. 
 Wette 
Vor die Wette ziehen, gleichbedeutend mit beim –> Wettgericht verklagen. 
BPR I § 1150. 
 Wettgericht 
Städtisches Untergericht als Handels- und Gewerbegericht. Da seiner Gerichtsbarkeit auch die 
„Mäkler, Wäger, Wraker (–> Braker), –> Ligger, Messer. (–> Messeramt) und andere Handels-
offizianten“ unterlagen, kann es auch als Marktgericht bezeichnet werden. Es war zuständig für 
die Entscheidung von Streitigkeiten aus Warenkauf und -tausch. Als Verwaltungsbehörde übte 
es die Handelspolizei aus, beaufsichtigte das Gewerbe der Fremden und Nichtbürger, achtete auf 
die Einhaltung der Lebensmittel- und anderer Taxen, erhob Abgaben von durchreisenden Schau-
stellern und Händlern, schrieb die Handelslehrlinge ein und erteilte ihnen Zeugnisse über die 
Dauer der Lehrzeit. Wo kein besonderes Wettgericht bestand, wurden dessen Aufgaben vom –> 
Vogteigericht wahrgenommen. Waren überhaupt keine Untergerichte vorhanden (Werro), 
wurde ein Ratsherr als –> Wettherr bestellt. 
BPR I §§ 564 ff, 1148 ff, 1469 f.; Aktenstücke Riga I 307; Campenhausen 80. 
 Wettherr 
1. Ratsherr als Mitglied des –> Wettgerichts in Riga, Reval und Kurland. 
BPR I §§ 564, 1148; Ziegenhorn §§ 681, 686; Campenhausen 80. 
2. Der die Geschäfte des Wettgerichts besorgende Ratsherr in Werro. 
BPR I §819. 
 Wettpräses 
Vorsitzender beim –> Wettgericht in Mitau. 
BPR I § 1469 Nr. 1. 
 Wettrichter 
Vorsitzender beim –> Wettgericht in Goldingen. 
BPR I § 1469 Nr. 4. 
 Wettsacken (lett.: vecakais) 
Älterleute (–> Ältermann) der Undeutschen Ämter in Riga: –> Ligger, –> Messeramt, Hanf-
schwinger, Wein- und Bierträger, Fuhrleute, –> Übersetzer, –> Ankerneeken, Masten- und Holz-
wraker, Fischer, Piloten, Hanfbinder, Musikanten. –> Undeutsche Ämter. 
Blumenbach 38. 
 Widergesetzliche Handlung –> Handlung, widergesetzliche 
 Widerklage –> Rekonvention 
 Widme 
Pfarrgut zum Unterhalt des Predigers. 
BPR III Art. 597, 608 f.; Tobien, Agrargesetzgebung I 21 f., II 315; Ki.G. 1832 (Freymann) § 
712 Anm. l; Balt. Ki. Gesch. 82 f., 89, 114. 
 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
Der livländische Prozeß bot nicht die Möglichkeit, eine versäumte Prozeßhandlung nachzuholen, 
sondern lediglich die Wiederaufnahme eines abgeschlossenen Verfahrens aufgrund kaiserlichen 
Gnadenerlasses. Die Wiederaufnahmevoraussetzungen entsprachen den andernorts üblichen: fal-
sche Urkunden, falsche Zeugen, neu aufgefundene Beweismittel, Rechtsbeugung, strafbare 
Handlungen anderer Art. Die Restitution im üblichen Sinne hieß „Zurückgewinnung des Aber-
kannten“. –> Wiederherstellung 
Samson §§ 820 ff.; Schmidt, Civilpr. 194. 
 Wiederherstellung 
1. von Fristen: Wiedereinsetzung in den vorigen. Stand nach Fristversäumnis. 
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ZPO 1864 §§832 ff. 
2. des Verfahrens: Wiederaufnahme des Verfahrens nach Einstellung. 
GGO St § 32. 
 Willigung, Bewilligung 
Vom –> Hofesland der Rittergüter (in Estland von sämtlichen Grundbesitzern) zu entrichtende 
Grundsteuer, die auf den Landtagen festgesetzt wurde. Sie gelangte in die Ritterschaftskasse (–> 
Landlast, –> Ritterkasse) und diente der Bestreitung der Ausgaben der Ritterschaft sowie gemein-
nützigen Zwecken. Von der Zahlungspflicht ausgenommen waren Domänen und Kirchengüter, 
in Estland die Revaler Stadtgüter (–> Stadtgut), das Hospitalgut der Domkirche sowie alle ge-
meinnützigen und wohltätigen Zwecken dienenden Liegenschaften. In Kurland wurden auch die 
–> Rentenirer zu den W.en herangezogen. 
BPR II §§ 32 Nr. 4, 84, 274 290; Kurl. LandtagsO 1897 §§ 30, 33, 167; Tobien, Ritterschaft 
II 8ff.; Tobien, Agrargesetzgebung I 93; Gernet 390; Balt. Bürgerkunde 168. 
 Willigungskapital –> Rentenirsumme 
 Wirt 
Hofbauer, Bauernwirt (–> Gesindewirt); erweitert auf jeden an verantwortlicher Stelle Stehenden 
und Bestimmenden, zum Beispiel Hauswirt. Ist hingegen vom „guten Wirt“ die Rede (zum Bei-
spiel HandelsPO § 552 hinsichtlich der Pflichten des Konkursverwalters, in lettischen Quellen 
auch vom „sorgsamen Wirt“ (gadigs saimnieks) (LZ § 1347 betreffend den Faustpfandgläubiger; 
der entsprechende Art. 1478 des BPR III spricht hier vom „fleißigen Hausvater“), so wäre an den 
bonus pater familias des römischen Rechts, den sorgsamen Hausvater, zu denken. 
 Witwe, Witwer –> Trauerjahr 
 Witwenhaken –> Predigerwitwenhaken 
 Witwenjahr –> Gnadenjahr, –> Nachjahr 
 Woche 
Gewohnheitsrechtlich acht Tage, „von einem Wochentage bis zum entsprechenden gleichnami-
gen Tage der nächstfolgenden gerechnet“. 
BPR III Art. 3050. 
 Wohlerworbenes Vermögen, wohlgewonnenes Vermögen 
Es wurde negativ umschrieben: „Alles, was nicht Erbgut ist.“ Der Ausdruck geht auf das Mittlere 
Ritterrecht zurück (Art. 43: gewunnen gut). Erbgut waren durch gesetzliche Erbfolge erlangte 
Grundstücke, und zwar in Livland und Narva nur von Blutsverwandten, in den livländischen 
Städten zum Teil auch durch Ehegattenerbrecht. In Estland wurden auch Kapitalien einbezogen, 
ferner der Brautschatz (–> Ehegeld). In den estländischen Städten ging man noch weiter und 
rechnete neben dem Brautschatz alles Ererbte zum Erbgut. Während das Erbgut – mit Ausnahme 
von Kurland, wo seine rechtliche Sonderbehandlung allmählich außer Gebrauch gekommen war 
– verschiedenen Veräußerungsverboten und -beschränkungen unterlag, konnte über wohlerwor-
bene Vermögen frei verfügt werden. In Lettland wurde die Unterscheidung von Erbgut und w. 
V. 1925 aufgehoben. 
BPR III Art. 965, 967 f., 971, 975 ff.; Lettl. Gbll 1515 Nr. 187; Bunge, Kurl. PR § 109 n.b. 
 Wohlfahrtsregeln 
Die sogenannten W. vom 11. Juni 1866 behandelten die Verwaltung der Getreidevorratsmaga-
zine, die Verwaltung der Gemeindekassen, die Pflege der Armen und Kranken einer Gemeinde 
und die Abarbeitung von Rückständen an die Gemeinde. Sie ergänzten die –> Landgemeinde-
ordnung 1866. 
Gernet 291. 
 „Wohlgeboren“ 
Titel der kurländischen Ritterschaft als Korporation („Eine Wohlgeborene Ritter- und Land-
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schaft“) wie auch jedes einzelnen ihrer Mitglieder (der „Wohlgeborene Herr N.N.“) gemäß Land-
tagsbeschluß vom 13. Juni 1684 § 12. Bis dahin stand den Adligen der Titel –> „Edel“ zu, der 
dann aber auch für bürgerliche Offiziere und Juristen in Gebrauch gekommen war. Seit dem 19. 
Jh. wurde statt „W.“ der Titel „Hochwohlgeboren“ gebraucht. 
FR 1617 § 38; Rummel 268 § 12, 310 § 24, 646 § 56; Ziegenhorn § 571. 
 Wohlgewonnenes Vermögen –> wohlerworbenes Vermögen 
 Wohnriege –> Riege 
 Wohnsitz 
1. freiwilliger, 
2. notwendiger, – je nachdem man seinen ständigen Aufenthalt an einem Ort nach eigenem 
Gutdünken wählt oder nach gesetzlicher Vorschrift hat. 
Schmidt, Civilpr. 15. 
 Wortführer –> Gilde, –> Dockmann, –> Jüngste 
 Wra(c)ke –> Bracke 
 Wra(c)ker –> Braker 
 Würdigungseid 
Schätzungseid. Konnte der Wert eines Schadens nicht anders ermittelt werden, so war der Ver-
letzte berechtigt, den Betrag selbst zu schätzen und sich zur Beeidigung der Schätzung zu erbie-
ten. Die Justizreform von 1889 schaffte den Schätzungseid ab. 
BPR III Art. 3456 f. 
 

*** Z *** 
 
 Z siehe auch unter C 
 Zehentmänner 
Die einem –> Braker unterstellten Vorarbeiter, die in der Regel zehn Arbeiter – bei Hanf- und 
Flachswrakern Flechter genannt – unter sich hatten. 
StGB 1845 § 1726. 
 Zehnter Pfennig, Abschoß, Abzugsgabelle, Erbschaftsgabelle, Nachsteuer, Dezimal 
Eine Abgabe für die Verbringung von Nachlässen ins Ausland. Der Ausdruck Zehnter Pfennig 
wurde hierfür in Riga, Dorpat und Reval gebraucht. Der Satz betrug 10 %, hatte der Erblasser 
weniger als fünf Jahre in Rußland gelebt , waren es 20 %. In Reval wurde eine entsprechende 
Abgabe bis 1785 bei Wegzug aus der Stadt auf das gesamte Vermögen des Betreffenden unter 
der Bezeichnung –> Dezimal erhoben. Bereits Mitte des 19. Jhs. waren die Angehörigen der 
meisten europäischen Staaten und der USA aufgrund staatsrechtlicher Verträge von der Erb-
schaftsgabelle befreit. Im Laufe der Zeit fiel sie mit der Neuordnung des Steuerwesens ganz weg. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 436; Ders., Kurl. PR § 286. 
 Zehntner, Zehntmann 
1. In Kurland nach 1866 bestellte der –> Gemeindeälteste zur Aufsicht über 8 bis 15 (in der 
Regel 10) –> Gesinde einen Mann, in denen dieser auf Ordnung zu sehen und die vom Gemein-
deältesten erteilten Aufträge auszurichten hatte. In Livland gab der Zehntner nicht nur Weisun-
gen des Gemeindeältesten an die von ihm betreute Gesindegruppe weiter, sondern trug auch die 
Post an sie aus. Das Amt wurde im Turnus von jedem –> Gesindewirt des betreffenden Bezirks 
ausgeübt. Nachrichten, Weisungen und die Post erhielt der Z. durch den –> Kasak. War die 
Gemeinde sehr groß, so wurden zwischen den zahlreichen Z. und dem Kasak noch einige „simt-
nieki“ (Hundertmänner) eingeschaltet, von denen jeder die Verbindung zwischen dem Kasak 
und seinen Z.ern aufrechtzuerhalten hatte. Creutzburg 83; Strods 46. 
2. Gutsverwalter, der für seine Arbeit ein Zehntel der Einkünfte erhält. 
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Hupel, Topogr. Nachr. I 64. 
 Zeitweilige Arrestanten 
Häftlinge mit zeitlich begrenzter Strafe in Unterscheidung zu den „Unbefristeten“ oder „Lebens-
länglichen“. 
StGB 1845 §§ 82, 83. 
 Zeitweilige Gerichtstage –> Juridik 
 Zeitweiliger Geschäftstisch –> Geschäftstisch 
 Zeitweiliger Besitzer –> Besitzer, zeitweiliger 
 Zensor, abgeteilter 
Durch Zensurstatut vom 22. April 1828 unter anderem in den Gouvernementshauptstädten 
Riga, Reval und Mitau eingesetzter Zensurbeamter (für die damalige Präventivzensur) mit weit-
gehender Selbständigkeit von der Hauptzensurverwaltung in St. Petersburg (PS zak II Bd. 3, Nr. 
1979), in Riga ein weiterer abgeteilter Zensor für ausländische Zensur, dem entsprechenden Ko-
mitee in St. Petersburg unterstellt. Durch PresseG von 1865 in Riga durch zwei Zensurkomitees 
ersetzt (Strafzensur), dafür in Dorpat (anstelle des bisherigen Zensurkomitees) und in Reval ab-
geteilte Zensoren (PS zak II Bd. 40, Nr. 41990). Seit 26. April 1906 gab es anstelle aller Dienst-
stellen Inspektoren für Presseangelegenheiten, außer dem Komitee für ausländische Zensur in 
Riga (PS zak III Bd. 26, Nr. 27815). 
Amburger 147. 
 Zentral-Landeswehrkommission –> Landeswehrkommission 
 Zession –> Ausgeschriebene Zession, –> Blancozession 
 Zeugeneinvernahme, Anweisung zur –> Direktorium 
 Zeugenrotulus –> Scrutinium 
 Zinshäker 
Bauer, der von dem genutzten Land anstelle der Fronarbeit Zins zahlte. –> Häker 
Gutzeit I 477. 
 Zirkulärbefehle 
Durch Rundschreiben mitgeteilte Erlasse, Runderlasse. 
Schmidt, Civilpr. 101 Anm. 11. 
 Zirkusgericht 
Volkstümlich das Rigaer –> Bezirksgericht. Auf dem Platz stand früher der Zirkus Hinné. Die 
Bezeichnung kann aber auch von lett. Cirks = Zirkus abgeleitet sein. 
Rig.Wörterb. 187. 
 Zivilgouverneur 
In den baltischen Gouvernements hatte die Oberverwaltung einen –> Generalgouverneur (bis 
1876), jedes einzelne stand unmittelbar unter einem Zivilgouverneur als oberstem Verwaltungs-
beamten im Gouvernement. Als höchster Polizeichef hatte er jährlich jedes –> Ordnungsgericht, 
–> Hauptmannsgericht und –> die Hakenrichter zu revidieren, in Livland auch jedes –> Land-
gericht und in Kurland das –> Oberhauptmannsgericht, –> Gouverneur 
BPR I § 4. 
 Zollbesucher 
Zoll-Außenbeamter, der Landtransporte und Wasserfahrzeuge überprüfte und die Be- und Ent-
ladung überwachte. 
StGB 1845 §§ 925,927. 
 Zollkorn, Roßdienstkorn 
Im 17. Jh. in Estland eingeführte Naturalabgabe der Ritterschaft von 24 Tonnen halb Roggen 
halb Gerste an die schwedische Krone, in russischer Zeit bis 1801 erhoben, aber ab 1783 mit der 
bäuerlichen –> Kopfsteuer verrechnet. 
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Hupel, Topogr. Nachr. I 64, 184; Gernet 63. 
 Zollrubel 
Jeder an Zollabgabe zu entrichtende Rubel. 
StGB 1845 §831. 
 Zollwache –> Grenzbewachung 
 Züchtigung –> Hauszucht 
 Zuchthaus 
In Riga und Reval vom Magistrat betriebenes Gefängnis. In Reval beaufsichtigt vom –> Gerichts-
vogt, hier wurden die Unkosten vom –> Gotteskasten getragen. 
Aktenstücke Riga I 300 f.; Elias 16 f. 
 Zuchtmeister 
Führte die Aufsicht über das Zuchthaus in Riga. 
Aktenstücke Riga I 506. 
 Zueignen 
Zuteilen, zukommandieren, beiordnen (Livl. LandtagsRecesse 384: „solchen OrdnRichtern... ge-
wisse Officiere zuzueignen...“). 
 Zuerkennen 
Eine Strafe zuerkennen = eine Strafe aussprechen, zu einer Strafe verurteilen. 
StGB 1933 § 12. 
 Zugeben 
Gestatten, zulassen (StGB 1845 § 2053: Eine Ehe in verbotenen Graden zugeben; aber § 2054: 
Eine Ehe ... zugelassen). 
 Zulassen 
Das StGB 1845 § 167 bestraft den, „wer eine –> Dienstperson zur Erfüllung der ihr auferlegten 
... Pflichten nicht zuläßt“. Es meint damit die Ver- oder Behinderung der Amtstätigkeit. 
 Zulassung des Rechtsmittels –> Konzessionalbescheid 
 Zunftokladist –> Okladist 
 Zunftwesen –> Ämter 
 Zurückgewinnung des Aberkannten –> Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
 Zuschreibung –> Zuzeichnung 
 Zusprechen 
1. Der Klage stattgeben, etwas durch Urteil gewähren. 
GGO Civ § 95; StGB 1933 § 371. 
2. Die Beitreibung zulassen, gestatten. 
G-N II 189. 
 Zuteilsland 
Das von der russischen Feldgemeinschaft (so in Lettgallen) der einzelnen zur Gemeinschaft ge-
hörenden Familie oder dem einzelnen Gemeinschafter zugeteilte Land. Die Teilungen wieder-
holten sich periodisch und wurden jeweils dem veränderten Familienstande (arbeitsfähige Mit-
glieder) angepaßt. Eigentümer des Landes war die –> Gemeinde (Mir). Die Stolypinsche Agrar-
reform von 1906 sollte an die Stelle der Mirverfassung das bäuerliche Privateigentum setzen, war 
aber bis zum Ersten Weltkrieg noch nicht vollendet. Die bolschewistische Revolution nahm eine 
Zusammenfassung der bäuerlichen Ländereien in Kollektivwirtschaften vor. 
Preyer 167–196. 
 Zuzählen 
Zuführen, einverleiben (StGB 1933 § 379: Geldstrafen dem Unterstützungsfonds für kranke 
Angestellte zuzählen). 
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 Zuzeichnung, Zuschreibung des Eigentums 
1. In Estland die –> Korroboration jeder Eigentumsveränderung. Gesuche um Zuzeichnung 
mußten schriftlich unter Vorlage der Urkunde angebracht werden und wurden durch Anschlag 
an die Gerichtstür bekanntgemacht. Erbracht werden mußte der Nachweis der Rechtmäßigkeit 
des Besitztitels des Veräußerers, seiner Veräußerungsbefugnis und des Titels des Erwerbers. Nach 
Prüfung der Formalien wurde der Vollzug der Korroboration angeordnet: Eintragung in die 
Grund- und Hypothekenbücher. 
2. In Reval der korrespondierende Akt der –> Abzeichnung, der auch Auflassung genannt wurde. 
Das Verfahren war das gleiche. 
Bunge, Liv.-estl. PR § 122. 
 Zwangsarbeit, schwere –> Katorga 
 Zwangsräumung –> Immission 
 Zwangsvollstreckung –> Beitreibung 
 Zweitäger –> -täger 
 Zwölftäger –> -täger 


